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Grußadresse 

des uruguayischen Schriftstellers 

und Tupamaro Maurido Rosencof an die 
bundesweite Antifa-Demonstration 

am 21. Mai in Berlin 


Liebe Companeros, ihr alle, 


Ein Überlebender von Dachau erinnert sich so an 
den Rat, den er bei seiner Ankunft im Konzentrati- 
onslager von einem anderen Gefangenen, einem 
schon Verurteilten, erhielt: 

"Wir sind alle Brüder und erleiden alle das gleiche 
Schicksal, der gleiche Rauch schließt sich über unse- 
ren’ Köpfen; helft'Euch gegenseitig, es ist’die einzige 
Art zu überleben.” 

Und jemand, der aus Treblinka zurückkehrte, 
meinte: 

“In unserer Gruppe teilten wir alles, und in dem 
Moment, wo einer aus der Gruppe etwas aß, ohne 


es zu teilen, wußten wir, daß das für ihn der Anfang 
vom Ende war.” 

Heute müssen wir, damit die in Museen verwandel- 
ten Konzentrationslager nicht wieder ihre ursprüng- 
lichen Aufgaben erfüllen, immer wenn ein Roma 
geschlagen wird, selbst Roma werden. Wenn ein 
Türke angegriffen wird, oder ein Jude oder ein 
Schwarzer oder ein Kurde, müssen wir alle Türken 
und Juden und Schwarze und Kurden sein.” 

Weil die Menschheit eine einzige ist und weil es nur 
einen einzigen Kampf für die Menschheit gibt. 


Eine Umarmung für Euch alle, 
Mauricio Rosencof 
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Seit dem Erscheinen der letzten 
ARRANCA!, dem Zeitpunkt der Haftbe- 
fehle, Hausdurchsuchungen ... im sog. 
Fall „Kaindl“, ist ein halbes Jahr vergan- 
gen. Wir haben lange für diese neue 
Nummer gebraucht. In den letzten Mona- 
ten waren wir damit beschäftigt, eine 
Demo am 21.Mai gegen die Kriminali- 
sierung des antifaschistischen Wider- 
standes und der Selbstverteidigung 
von ImmigrantInnen mitvorzuberei- 
ten. 

Es liegt auf der Hand, daß das „Machen“ 
erst mal Vorrang vor dem „Schreiben“ 
hatte - also eine redaktionsinterne Krise 
war nicht der Grund. Nach der letzten 
Ausgabe „Linke und Militanz“, mit der 
wir uns über ein positives feedback 
freuen konnten - da wir vor der Demo 
viel unterwegs waren, kriegten wir auch 
außerhalb Berlins Reaktionen auf die 
ARRANCA mit -, wollten wir nicht auf die 
Schnelle ein neues Heft um der Pünkt- 
lichkeit willen „zusammenstümpern“. 
Die Arbeit im Zusammenhang mit der 
Demonstration war umfangreich: Es gab 
mehr als 20 Veranstaltungen bundes- 
weit, eine Pressekonferenz mit dem IG- 
Metall-Betriebsrat Hans Köbrich und der 
Bundestagsabgeordneten Ulla Jelpke, 
insgesamt etwa 80000 Flugblätter und 
Plakate, die es zu verteilen galt, stän- 
dige Bemühungen, mit Leuten außer- 
halb der Antifa ins Gespräch zu kom- 
men, Pressekontakte, Layoutaufgaben 
und dann natürlich auch noch die ganz 
normalen Technix. Im Verhältnis zu die- 
sem Aufwand waren die 4000 Teilnehme- 
ıInnen an der Demonstration am 21. Mai 
natürlich eine gewisse Enttäuschung. 
Auch die andere Seite reagierte auf die 
Demo: Nach dem Pfingstwochenende 


wurden die ein halbes Jahr zurückge- 
haltenen „Fahndungsfotos“ mit den 
Namen der „mutmaßlichen Tatverdächti- 
gen“ an die Medien gegebenun stießen 
auf genügend Sensationsgeilheit. 

Und um nochmal auf uns zurückzu- 
kommen - bei all den Bitterkeiten sind 
wir dann ja immer noch bemüht, uns 
das kleine Fest, das das Leben ja auch 
sein kann, nicht vermiesen zu lassen 
und uns mal an den See zu packen 
dabei nicht über Ozon zu jammern tind 
einfach nichts zu tun. 

Aber gleich wieder zur Sache: Zwei 
wichtige Prozesse laufen entweder 
schon oder stehen für den Herbst an: 
seit Mitte Mai steht Gunther in Mainz 
wegen „schweren Landfriedensbruchs” 
vor Gericht. Er soll angeblich an einem 
Angriff gegen Fahrzeuge von Mitglie- 
dern der verbotenen Deutschen Alterna- 
five im Januar 1993 beteiligt gewesen 
sein. Aufgrund dieses Tatverdachts saß 
Gunther erst 5 Monate in Untersu- 
chungshaft, nachdem das Urteil von 2 
Jahren ohne Bewährung (!) vor ca. 
2 Wochen verkündet wurde. 

Beim anderen Prozeß, der am 20. Sep- 
tember gegen die türkischen und kurdi- 
schen AntifaschistInnen in Berlin begin- 
nen soll, geht es um die Tötung des 
Nazi-Funktionärs Gerhard Kaindl, d.h 
um lebenslängliche Haftstrafen. Gerade 
für diesen Prozeß, in dem ein Exempel 
gegen militante Antifa-Aktionen statuiert 
werden soll, wird es wichtig sein, die 
Legitimität antifaschistischen Widerstan- 
des einer breiteren Öffentlichkeit zu 
vermitteln. 

Völlig klar, daß wir im Sommer und 
Herbst weiter für die Verfolgten arbei- 
ten werden. 


WIR BRAUCHEN EURE UNTERSTÜTZUNG 


Die letzten Monate haben die Existenz 
der ARRANcA! in Frage gestellt. Der Auf- 
wand. den wir für die Zeitung betrei- 
ben. ist neben Ausbildung und Arbeit 
kaum zu schaffen. Insgesamt stecken in 
jeder Ausgabe mehrere hundert Stunden 
unbezahlter Arbeit, trotzdem hat die 
Zeitung Schulden. Den politischen Preis 
von 6DM wollen wir dennoch halten. 
Das ist für viele sowieso schon teuer 
genug. 

Nach den Ausgaben für die Demonstra- 
tion, die insgesamt mehr als 10.000 DM 
gekostet hat, können wir uns diese 
Nummer nicht mehr leisten. Wie Euch 
aufgefallen sein wird, ist die vorlie- 
gende Ausgabe dicker und das heifst 
teurer für uns als alle bisherigen. Viele 
linke Infoläden und Buchhandlungen 
haben nicht die beste Zahlungsmoral 
und wir nicht die beste Buchhaltung. 
Insgesamt haben sich 4000 DM Aufßsen- 
stände aufgehäuft, von denen wir nicht 
wissen, ob wir sie jemals eintreiben 
können. 

Wir BRAUCHEN ALSO EURE UNTERSTÜT- 
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Ansonsten hoffen wir, daß Ihr mit die- 
ser Ausgabe bei Eurer politischen Arbeit 
einiges anfangen könnt. Der Schwer- 
punkt „Bis hierher und weiter” soll eini- 
ges zu einem Resümee linker Politik 


= 


S 


beitragen. Wir wollen aufzeigen, was 
sich unserer Meinung nach Grundlegen- 
des geändert hat und wie es weiterge- 
hen Könnte. In diesem Zusammenhang 
veröffentlichen wir auch endlich unsere 
Erfahrungen der Organisationsdebatte, 
mit der wir Anfang 1993 angetreten 
waren. Unseren in der ARRANcCA! Nr. 0 
gestarteten Versuch, eine linksradikale 
Organisation durch inhaltliche Diskus- 
sionen aufzubauen, haben wir, d.h 
diesem Fall FEı$S, inzwischen se 
ben. Wir beschränken uns auf die Anti- 
Jaschistische Aktion-bundesweite Organi- 
sation. Die Gründe dafür sind in dieser 
Ausgabe dargestellt, in der nächsten 
werden wir uns dazu noch einmal aus- 
führlicher äußern. 

Eine Reihe von Texten haben wir in die- 
ses Heft nicht mitaufnehmen können, sie 
werden in der nächsten Nummer, die 
hoffentlich wieder im gewohnten 3- 
Monatsrhythmus erscheint, zu finden 
sein. 


So long, schließen wir mit einem beson- 
deren Gruß an die Verfolgten im Kaindl- 
Fall, an die wir mit dieser Ausgabe den- 
ken, - vor allem natürlich an unsere 
geliebte Freundin R., die wir weiterhin 
mit aller Kraft wütend und widerständig 
vermissen. 

Eure Red. 


Den Bock 
nich a Gäriner 


Noch immer wird eine Freundin aus 
unserer Redaktion in Zusammenhang 
mit dem Tod des Funktionärs der nazi- 


stischen Deutschen Liga für Volk und 
Heimat, Gerhard Kaindl, gesucht. Eini- 
ges hat sich im Vergleich zu der Situa- 
tion vor 6 Monaten allerdings noch 
deutlich verschärft: Inzwischen hat die 


Staatsanwaltschaft in Berlin gegen die 5 
inhaftierten türkischen und kurdischen 
Leute Anklage erhoben, vor ca. einer 
Woche wurde eine weitere Person in 
diesem Fall verhaftet. Bei allen lautet 
die Anklage auf „Mord und 6-fachen 


Mordversuch”. Es scheint das Anliegen 
der Staatsanwaltschaft zu sein, eine 
lebenslängliche Haftstrafe gegen zumin- 
dest einige der Angeklagten zu erzielen. 
Gegen die 5 Gesuchten, darunter 3 


GenossInnen mit deutschem Paß, gibt 
es einen internationalen Haftbefehl und 
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eine Hetzkampagne in den Medien. 
Monatelang waren Berliner Zeitungen, 
Fernseh- und Radiosender (mit den löb- 
lichen Ausnahmen junge welt, Neues 
Deutschland und ORB) nicht bereit, auf 
Initiative der UnterstützerInnen Berichte 
zu bringen. Die Informationsgrundlage 
sei zu dünn, hieß es bei Treffen von 
Antifas mit JournalistInnen. Knapp 4 
Tage nach der bundesweiten Demon- 
stration am 21.Mai in Berlin brachten 
dann alle Zeitungen und Fernsehsender 
doch noch breit etwas über den „Fall 
Kaindl”- nämlich Fahndungsfotos. Die 
Erklärung der Polizei, „der Fall sei auf- 
geklärt”, war den JournalistInnen 
anscheinend Information genug, um an 
die Öffentlichkeit zu gehen. So ist die 
BRD-Medienwirklichkeit, zumindest 
wenn es um das Thema Kriminalisie- 


rung geht. 


A Kene Kiminalisierung von Antifaschisiinnen = 
„organisiert den antifaschistischen Widerstung | 
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FOTO: MARILY STROUX, HAMBURG e Demo vom 21. Maı 1994 


Die Fahndungsfotos waren auch ein- 
deutig eine Reaktion auf unsere Mobili- 
sierung. Polizei und Justiz sahen sich 
offenbar genötigt, auf die Anti-Krimina- 
lisierungs-Demonstration am Pfingstwo- 
chenende mit einer eigenen Öffentlich- 
keitskampagne zu antworten. 


ZUM FALL 

In der Nacht vom 3. auf den 4. April 
1992 versammelten sich mehrere Berli- 
ner Funktionäre der Deutschen Liga, 
darunter der ehemalige REP-Vorsitzende 
Carsten Pagel und der heutige Mitarbei- 
ter der Jungen Freiheit Torsten Thaler, 
nach einer Veranstaltung des Fallersle- 
ben-Bildungswerks zum Essen in einem 
China-Restaurant im Berliner Stadtteil 
Neukölln. Im Verlauf des Abends gerie- 
ten die Faschisten mit einem Mann tür- 
kischer Staatsbürgerschaft, der sie 
erkannt hatte, in einen verbalen Streit. 
Ein bis zwei Stunden, nachdem der 
Mann die Kneipe verlassen hatte, wurde 
das Lokal - angeblich gegen 0 Uhr - von 
einigen Vermummten angegriffen. 
Kaindl und Thaler wurden durch Mes- 
serstiche verletzt, Kaindl so schwer, daß 
er starb. 

Obwohl die Polizei von „Vermummten” 
gesprochen hatte, wurde sofort gegen 
einen „türkischen oder arabischen 
Täterkreis” ermittelt. Von dem Mann, 
der sich in der Kneipe mit den Faschi- 
sten gestritten hatte, wurden Phantom- 
bilder verteilt, und eine Belohnung von 
10000 DM wurde ausgesetzt. Der Mann, 
ein Onkel der jetzt inhaftierten Fatma, 
stellte sich zwar, die Ermittlungen 
kamen aber dennoch nicht voran. Im 
September schließlich übermittelten 
Staatsschutzbeamte, wahrscheinlich aus 
Frust, weil sie auf juristischem Wege 
nicht recht vorankamen, der Deutschen 
Liga Informationen über die angeblich 
Tatverdächtigten, und die Faschos titel- 
ten in ihrer Hauspostille: „Wir Kriegen 
Euch alle”. Die Weitergabe von Ermitt- 
lungsergebnissen an die Faschisten 
überrascht nicht. Von vielen Berlinern 
CDU-Mitgliedern ist bekannt, daß sie 
über gute Kontakte zur Nazi-Szene ver- 
fügen. Als aktuellstes Beispiel ist hier 
der Sprecher des Innensenators Heckel- 
mann, Bonfert, zu nennen, der sich - 
wie der Verfassungsschutz verlauten 
ließ - über Jahre hinweg mit Faschisten 
traf. 

Nach der Veröffentlichung in der Deut- 
schen Rundschau wurde es still um den 
Fall Kaindl. Erst im November 1993 
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begann die Durchsuchungs- und Ver- 
haftungswelle gegen unsere FreundIn- 
nen. Inzwischen weiß man, daß sich 
der damals 17jährige Erkan am 13. No- 
vember der Polizei gestellt und ein Dut- 
zend Personen schwer belastet hat. 
Dazu muß man jedoch auch wissen, 
dafs Erkan seit einiger Zeit in psychiatri- 
scher Behandlung war. 

Polizei und Staatsanwaltschaft hielt das 
nicht davon ab, ihre Tatvorwürfe auf 
den Aussagen von Erkan aufzubauen. 
Im Dezember kam mit dem 20jährigen 
Bazdin ein weiterer angeblich „Tatge- 
ständiger” dazu. Unter dem Druck eines 
Mordvorwurfs machte der kaum politi- 
sierte Bazdin Aussagen in aktenfüllen- 
dem Ausmaß. Bazdin widersprach 
jedoch der These, daß es eine abge- 
sprochene, verabredete Tat gewesen 
sei. Diese Darstellung einer gemeinsa- 
men Planung ist bis heute Grundlage 
für die Ermittlungsbehörden bei ihrer 
Version eines „gemeinschaftlichen Mor- 
des”. Der Versuch, elf Menschen lebens- 
länglich in den Knast zu sperren, stützt 
sich also ausschließlich auf die Aussa- 
gen eines zum Zeitpunkt der Verhöre 
psychisch Verwirrten, - denn so viel ist 
klar: Erkan war im November und 
Dezember völlig fertig. Er wurde mit 
Psychopharmaka ruhig gestellt, 
erkannte seine Familie nicht mehr und 


verübte zum Jahreswechsel einen 
Selbstmordversuch. 


Die Version der Ermittlungsbehörden ist 
unhaltbar. Es kann sich nämlich nicht 
um einen abgesprochenen Angriff 
gehandelt haben. 

Offensichtlich gingen die Nazis nach 
ihrer Veranstaltung am Abend des 
3. April 1992 spontan in das Lokal am 
Kottbusser Damm. Dies sprach sich in 
Kreuzberger und Neuköllner Kneipen 
herum, woraufhin einige Leute aufbra- 
chen, um das Nazi-Treffen aufzulösen. 
Aus anderen Fällen wissen wir, wie weit 
die Vorstellungen bei solchen halboffe- 
nen Aktionen reichen: Manche wollen 
die Präsenz von Nazis publik machen, 
andere wollen ihnen deutlich eine aufs 
Maul hauen. Mord jedoch ist auszuschlie- 
sen. Die antifaschistische Bewegung hat 
unter den bestehenden Bedingungen 
kein Interesse daran, Nazis umzubrin- 
gen und dadurch eine Eskalation aus- 
zulösen, die wir nicht gewinnen kön- 
nen. Und selbst wenn sich Linke dazu 
entscheiden sollten, Nazis gezielt umzu- 
bringen, dann erstens sicherlich nicht 


bei zufällig zustande kommenden Aktio- 
nen, wo man andere Beteiligte nur 
flüchtig kennt, und zweitens bestimmt 
nicht den Landesschriftführer Gerhard 
Kaindl, der nicht einmal in Berlin 
bekannt war. 

Kaindls Tod war unbeabsichtigt. Er ist 
aber erklärbar aus einem rassistischen 
Klima, in dem Hunderttausende von 
ImmigrantInnen, Roma und Sinti, Juden 
und Jüdinnen, Obdachlose und Flücht- 
linge nicht mehr ihres Lebens sicher 
sind. Hinter dieser Entwicklung stehen 
unter anderem Leute, wie sie am 3.April 
im China-Restaurant zu Abend afsen. 


ANTIFASCHISTISCHER 
WIDERSTAND IST NOTWENDIG 
Offensichtlich hat die Kriminalisierungs- 
welle gegen Antifas und ImmigrantIn- 
nen, - denn die Kaindl-Ermittlungen 
sind kein Einzelfall -, politische Ziele. 
ImmigrantInnen und Flüchtlinge werden 
durch Illegalisierung zu sozialen, 
arbeitsmarktpolitischen und gesellschaft- 
lichen Underdogs gemacht, die man zu 
Hungerlöhnen ausbeuten und jederzeit 
herauswerfen kann. Ihr Widerstand soll 
auf jeden Fall verhindert werden. Ihre 
Organisierung wird zu „neuen Formen 
des Terrors” hochstilisiert, wie es bei 
den kurdischen Autobahnblockaden der 
Fall war. Genau das gleiche gilt auch 
für die antifaschistische/antirassistische 
Bewegung: Sie soll eingeschüchtert und 
über die Gewaltfrage gespalten werden. 
Niemand soll sich mehr trauen einzu- 
greifen, wenn sich Nazis irgendwo ver- 
sammeln. 

Der Verzicht auf Widerstand ist in die- 
sem Staat jedoch tödlich. Magdeburg 
hat das noch einmal eindringlich 
gezeigt. Deutsche Polizisten fesseln 
Immigranten, damit Nazis ohne Angst 
zutreten können, sie ermitteln gegen 
sich selbst verteidigende Türken und 
reden von der eigenen „Handlungsun- 
fähigkeit”. Von diesem Staat ist im 
Kampf gegen den Faschismus nichts zu 
erwarten, zu viel Interessenübereinstim- 
mung besitzt er mit den Nazis. In 
Rostock war Seiters unmittelbar vor der 
schlimmsten Pogromnacht vor Ort und 
hat den Rückzug der Polizei (die im 
übrigen Dutzende von Antifas festnahm, 
dagegen angreifende Nazis schonte) 
wahrscheinlich selbst angeordnet. In 
Solingen trainierte der V-Mann Bernd 
Schmitt die Nazis nicht nur sportlich. Als 
er enttarnt wurde, mußte er nicht abtau- 


chen, wahrscheinlich weil seine „‚Kame- 
raden” seine Tätigkeit billigten. Man 
könnte noch mehr Beispiele anführen. 
Die antifaschistische Bewegung kann 
daher kein stärkeres Eingreifen des 
Staates fordern. Das würde heißen, den 
Bock zum Gärtner zu machen. Wir sind 
auf unsere eigene Stärke angewiesen. 
Wenn wir die Nazi-Strukturen nicht 
angreifen, macht es niemand. 


Deswegen war es natürlich richtig, am 
3.April 1992 zum China-Restaurant zu 
gehen, um das dortige Treffen aufzulö- 
sen. Und aus dem gleichen Grund hat 
der bürgerliche Staat -, der rechts eben 
nicht blind ist, wie der populäre 
Spruch glauben machen möchte, son- 
dern dort bisweilen koordinierend und 
unterstützend eingreift -, kein Recht, 
über ImmigrantInnen oder Antifaschi- 
stInnen zu urteilen. 

Andererseits stellt sich natürlich - längst 
nicht nur im Zusammenhang mit dem 
Kaindl-Fall - auch die Frage nach der 
Wahl der Mittel. Antifaschistische Aktio- 
nen müssen so angelegt sein, dafs unbe- 
absichtigte Folgen so weit wie möglich 
ausgeschlossen werden können. Bei 
offenen Aktionen tragen alle, aber vor 
allem die Erfahreneren, auch in der Hin- 
sicht Verantwortung, daß sie einschrei- 
ten, wenn über die Grenzen der not- 
wendigen Gewalt hinausgegangen wird. 
Das Ziel bei zufällig zustande kommen- 
den Antifa-Aktionen kann unter den 
heutigen Bedingungen nur heißen, 
Faschisten einzuschüchtern. Wenn 
Aktionen dagegen eine Eigendynamik 
entwickeln, dann müssen gerade die 
Erfahreneren einschreiten und gegebe- 
nenfalls die Aktion abbrechen. Anson- 
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sten geht die politische Bestimmung 
verloren. 

Diese Einschränkung ist keine Kritik an 
konkreten Personen. Wir haben kein 
Interesse und keine Berechtigung, über 
andere den Stab zu brechen. Uns geht 
es darum, für die weitere politische 
Arbeit zu lernen. 

Unsere Solidarität mit den Kriminalisier- 
ten ist unbedingt. 


ÜBER DIE KAMPAGNE 
Die Unterstützungskampagne für die 
verfolgten AntifaschistInnen hat es in 
den letzten Monaten nicht leicht gehabt. 
Es war nicht gerade besonders viel, was 
in der Öffentlichkeit nach Meinung der 
Anwälte gesagt werden sollte. Dazu 
kam die Schwierigkeit des Themas Kri- 
minalisierung und die innere Zerstritten- 
heit des bunt zusammengewürfelten 
UnterstützerInnen-Kreises. 

In den nächsten Monaten bis zum Pro- 
zeßbeginn im September gilt es, eine 
breitere Öffentlichkeit anzusprechen als 
bisher. Der Versuch, uns mit der De- 
monstration am 21.Mai auch an Men- 
schen zu richten, die nicht zur Antifa- 
Bewegung gehören, konnte in 
Anbetracht des Themas und einer feh- 
lenden Antifa-Bündnisarbeit in den letz- 
ten 5 Jahren beim ersten Mal noch nicht 
glücken. Dennoch muß es in diese 
Richtung weitergehen. Schließlich ist 
der Widerstand gegen faschistische 
Strukturen keine ausschließliche Ange- 
legenheit von Linksradikalen. Betroffen 
vom Nazi-Terror sind Millionen von 
Menschen, und die Kriminalisierung 
gegen Widerstand leistende Gruppen 
wird - wenn es die Verhältnisse erfor- 
dern - sich auch nicht auf die radikale 


Linke beschränken. 


Damit eine breiter angelegte Kampagne 
auch unter linken GewerkschafterInnen, 
KünstlerInnen, PDSlerInnen usw. Gehör 
finden kann, ist es aber auch notwen- 
dig, die internen Streitigkeiten im Unter- 
stützerInnen-Kreis offener auszuspre- 
chen. Es ist ein völliger Trugschluß zu 
glauben, daß das Zudeckeln von Wider- 
sprüchen von einem breiteren Publikum 
nicht wahrgenommen wird. Inhaltliche 
Debatten über Aussageverweigerung 
oder über die Wahl militanter Mittel 
sind auch für Leute außerhalb der auto- 
nomen Antifa wichtig. Gerade um politi- 
sche Glaubwürdigkeit zu gewinnen, ist 
es wichtig aufzuzeigen, daß man sich 
mit Themen inhaltlich auseinandersetzt 
und nicht nur aus Prinzip Kriminalisierte 
unterstützt. Mit allen, von denen wir 
Solidarität für die Verfolgten erwarten - 
egal ob sie aus Gewerkschaften jüdi- 
schen Gemeinden oder Parteien kom- 
men-, müssen wir über die Legitimität 
militanter Aktionen diskutieren. Zwar 
sind wir nicht sicher, ob das in den 
nächsten Monaten zu schaffen sein 
wird, aber auch für die Zukunft gilt, daß 
Diskussionen über antifaschistische 
Aktionen und Organisationsformen brei- 
ter geführt werden müssen. 


Die beiden umstrittensten Punkte in der 
Kampagne waren bisher, a) ob Aussa- 
gen im Prozeß gemacht werden sollten 
und b) ob Bazdin und Erkan als Verrä- 
ter öffentlich zu „brandmarken" sind. 

- Angesichts dessen, daß bereits zwe;j 
Aussagen gemacht worden sind, ist es 
relativ wahrscheinlich, daß das Gericht 
diesen Aussagen glauben wird, So wie 


es aussieht, würde dies auf Verurteilun 


gen wegen Mordes hinauslaufen. Kein 
Wunder also, daß sich die Inhaftierten 
und ihre Anwälte die Frage stellen, ob 
sie auch Aussagen zu den Vorwürfen 
machen, durch die sie sich ganz oder 
teilweise entlasten. Bei solchen Einlas- 
sungen müßte, damit sie vor Gericht 
glaubhaft sind, auch einiges zum Tatvor- 
wurf gesagt werden. 

Ein solches Vorgehen ist immer gefähr- 
lich. Jede Aussage ist ein Kniefall vor 
der Justiz und macht es dem Gericht 
leichter, die Angeschuldigten gegenein- 
ander auszuspielen. Außerdem gibt es 
keine Garantie dafür, daßß den Aussagen 
auch Glauben geschenkt wird. Beide 
Varianten - politische Verteidigung und 
Aussageverweigerung oder entlastende 
Einlassungen - sind daher wenig attrak- 
tiv. 

Der Fall Kaindl ist jedoch in vieler Hin- 
sicht bereits verkorkst. Aus diesem 
Grund bringt das bedingungslose Fest- 
halten an Prinzipien wie „keinerlei Aus- 
sagen bei der Justiz” hier keine/n weiter. 
Die Antworten müssen vor allem von 
den betroffenen AntifaschistInnen selbst 
gefunden werden. Völlig falsch ist es, sie 
mit Anforderungen von außen unter 
Druck zu setzen. Es ist natürlich ekel- 
haft, sich vor der Justiz eines rassisti- 
schen Staates zu rechtfertigen, aber noch 
ekelhafter ist die Vorstellung, daß unsere 
GenossInnen für unzählige Jahre in den 
Knast kommen. Wir fordern von nie- 
mandem ein heldenhaftes Verhalten, 
und deswegen finden wir jede Strategie, 
die gemeinsam von den „politischen” 
Angeklagten (bis jetzt Fatma, Mehmet 
und Abidin) getragen werden kann und 
duch die keine anderen Personen bela- 
stet wird, in Ordnung. Die Parole „Keine 
Aussagen bei der Justiz” ist wichtig, was 
das Verhalten bis zur Erarbeitung einer 
Prozeßstrategie mit GenossInnen und 


Anwältin angeht. Im konkreten Fall | 


Kaindl hat sie ihre Grenzen. 

Das gilt natürlich auch für die Gesuch- 
ten. Sich zu stellen, ist eine Erniedri- 
gung, an der schon viele zerbrochen 
sind. Aber wir können niemandem die 
Entscheidung abnehmen, ob er oder sie 
ein neues Leben woanders aufbauen 
will. 

- Der zweite wesentliche Streit ent- 
brannte, als die Berliner Rote Hilfe die 
Forderung erhob, Bazdin und Erkan 
endlich als „Verräter” zu betiteln. 


Jen Bock nicht zum Gärtner machen 


wahrscheinlich endgültig abgeschlossen 
worden. 

Die meisten UnterstützerInnen haben 
die Freilassungsforderung lange Zeit auf 
alle 5 bezogen und sich nicht entsolida- 
risierend gegenüber Erkan und Bazdin 
geäußert. Genau das lehnte die Rote 
Hilfe ab. Ihrer Meinung nach sei es an 
der Zeit, sie endlich als Verräter darzu- 
stellen. 
Wir finden diese Forderung falsch. 
Erkan wie Bazdin sind wenig politisierte 
Jugendliche, die natürlich wissen, daß 
es Verrat ist, Freunde an die Polizei aus- 
zuliefern. Auf der anderen Seite fragen 
wir uns aber auch, aus was für Gründen 
sich ein 17jähriger (Erkan) stellt, um 
Aussagen zu machen. Warum ein ande- 
rer (Bazdin) zu Hause darauf wartet, 
daß man ihn abholt. Für uns liegt der 
Schlüssel des Problems nicht darin, zwei 
Jugendliche verantwortlich zu machen. 
Die Strukturen und die politische Arbeit 
von großen Teilen der Antifa gilt es zu 
thematisieren. Da werden neue Leute 
nicht eingebunden, da gibt es Szene- 
Sumpf statt funktionierende Gruppen, 
Aktionismus, aber keine Vermittlung 
von politischen Erfahrungen. Wenn 
diese Selbstkritik nicht gemacht und 
endlich Konsequenzen gezogen wer- 
den, bleibt jeder Angriff auf Erkan und 
Bazdin ein Witz. 

Natürlich wird man sie, wenn sie im 
Prozef3 ihre Aussagen aufrecht erhalten 
sollten, als „Kronzeugen” angreifen müs- 
sen. Natürlich kann man gerade an 
ihrem Fall sehen, wie wichtig eine kon- 


Schließlich sind nur durch ihre Aussagen 
die Verhaftungen möglich geworden. U 


Hätten sie geschwiegen, wäre der Fall 


Er 


sequente Aussageverweigerung ist. 
Aber Erkan und Bazdin zum Kern des 
Problems zu machen, heißt Fehler zu 
personifizieren. 

Die Kritik hat anderswo anzusetzen. 
Erkan und Bazdin ist bis zum Prozefs im 
September die Möglichkeit offenzuhal- 
ten, ihr Verhalten zu verändern. Wir alle 
müssen Schlußfolgerungen für die poli- 
tische Arbeit ziehen. 


Organisiert den antifaschistischen 
Widerstand. 
die red. 
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TOS: MARILY STROUX, HAMBURG 


DıE SUCHE NACH NEUEM HAT BEGONNEN. 


EIGENTLICH ALLEN IST ES BEWUßT: AUF DER GRUNDLAGE 
VERÄNDETER GESELLSCHAFTLICHER VERHÄLTNISSE 
KANN LINKE POLITIK NICHT MEHR DIE GLEICHE SEIN WIE FRÜHER. EGAL, WIE 
MAN NUN ZUM REALSOZIALISMUS STAND, DIE LETZTEN JAHREN HABEN 


DIE WELT UMGEWÄLZT UND NIEMAND IST DAVON UNBERÜHRT GEBLIEBEN. 
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Der Herauslösungsprozeß aus den bis- 
herigen Poltikformen, der nach dieser 
Erkenntnis in der deutschen Linken ein- 
gesetzt hat, ist jedoch erschreckend 
geschichts- und phantasielos. Nur selten 
findet ein bewußt erlebter, selbstkriti- 
scher Bruch und Aufbruch statt. Mei- 
stens beschränkt sich die Veränderung 
auf individuell unterschiedlich abrupt 
verlaufendes Abgrenzen vom bisher 
Vertretenen. 

Was jedoch noch viel schlimmer ist: Die 
Umbrüche folgen keinerlei kollektiver 
Diskussion. Sie sind individuell be- 
stimmt und damit völlig widersprüch- 
lich. Die „Aufbrüche zu neuen Ufern” 
gleichen einem frustrierenden Kreuzen 
am Fluß, wo die BewohnerInnen des 
Südufers ans Nordufer wechseln, 
während die BewohnerInnen des Nor- 
dens in den Süden übersiedeln. 

So sind ehemalige LinkssozialistInnen 
wie Konkret-Herausgeber Hermann 
Gremliza, die sich Ende der 70er Jahre 
als Gegner des bewaffneten Kampfs 
begriffen und reformgezielte Politik 
machten, zu Vertretern einer radikalen 


Strategie gegen die Restgesellschaft 


geworden. Sie, die lange in kommunisti- 
schen Gruppen, bei den Grünen und 
sogar in der SPD für eine mehrheits- 
fähige Linke gearbeitet haben, hängen 
inzwischen dem RAF-Konzept der 
zwangsläufig isolierten „radikalen und 
kompromißlosen Minderheit in den 
Metropolen” an. Diejenigen, die 20 
Jahre für solche Politik standen und 
dafür im Knast gelandet sind, versuch- 
ten - zumindest bis zum Bruch der 
Gefangenengruppe -, sich den sozialen 
Bewegungen anzunähern. Eine „Rück- 
kehr in die Gesellschaft” wurde seit 
dem letzten Hungerstreik 1989 von vie- 
len RAF-Gefangenen (keineswegs nur 
von den Cellern) propagiert. Die in 
Lübeck inhaftierten Frauen propagierten 
beispielsweise, die Linke solle sich 
Basisinitiativen wie der Hamburger Bür- 
gervereinigung für eine verkehrsberu- 
higte Stresemannstraße zuwenden, was 
draußen nur auf Kopfschütteln stieß. 
AntiimperialistInnen, die diese Wen- 
dung als reformistisch begriffen, kehrten 
sich den Autonomen und Häuserkämp- 
fen zu, von denen sich andere gerade 
abwendeten. Oder aber sie machten 
gleich den Brückenschlag ins orthodox- 
kommunistische Lager und verbrüderten 
sich mit den DDR-Bonzen um Mielke 
und Honecker. 

Autonome wollen sich auf einmal straf- 
fer organisieren, was ehemalige KB-Mit- 
glieder inzwischen ablehnen, während 
erstere nicht verstehen können, warum 
sich ehemalige KommunistInnen so hart 
von der PDS abgrenzen. 


Die Sinnlosigkeit solcher intern 
beschränkter Kreuzbewegungen, die 
wie ein Zick-zack von einem Pol gängi- 
ger linker Politik zum anderen führen, 
ist erschlagend. Eine „Synthese auf 
höherer Ebene”, d.h. ein Ergebnis, das 
die bisher von der Linken gemachten 
unterschiedlichen Erfahrungen berück- 
sichtigt, kommt nur selten zustande. 
Man tauscht das als unsinnig Erachtete 
dualistisch gegen das vermeintliche 
Gegenteil ein. Dialektik findet nicht 
statt. 

Auch die neue DDR-Linke kann nicht 
von sich behaupten, sich bisher unter 
Berücksichtigung der Geschichte ent- 
wickelt zu haben. Auch wenn es inzwi- 
schen einigen Austausch mit Westlinken 
gibt, z.B in Form von Geschichtsveran- 
staltungen, beharren immer noch viel zu 
viele darauf, alle Erfahrungen selber 
machen zu müssen. Die traurigen Ent- 


[haneing Iimes... 


wicklungen der ehemaligen DDR- 
Linksopposition zu Jugendsenatoren 
(der Berliner Thomas Krüger z.B. war 
früher ein Anarcho) oder 150%igen 
Autonomen sprechen für sich. Weder 
die Grenzen des Parlamentarismus noch 
die der Basisbewegung werden erkannt. 
Gelernt wird nicht. Man grenzt sich ab. 


Wenn man einmal diejenigen, die 
tatsächlich zu Nation und „Zivilgesell- 
schaft” zurückgekehrt sind, außen vor- 
läßt, greift die radikale Linke bei ihren 
Umbrüchen vor allem auf die Repro- 
duktion von drei Mustern gängiger lin- 
ker Politik zurück: auf eine Ideologie 
der radikalen Kritik, die damit koket- 
tiert, die „Kraft der Negation” zu sein, 
auf das autonome Bewegungskonzept 
und auf die marxistisch-leninistischen 
Proletariats- und Imperialismustheorien. 
Alle drei sind ganz erheblich ver- 
braucht, vor allem jedoch ist ein 
gemeinsamer Grundzug unübersehbar: 
die Kommunikationsunfähigkeit. 


- Konstituierend für die autonome Poli- 
tik war in den letzten Jahren die subkul- 
turelle Selbstdefinierung. Nicht die poli- 
tische Übereinstimmung mit anderen, 
sondern die Merkmale, die einer kultu- 
rellen Bewegung eigen sind, bestimm- 
ten vorrangig, was „Szene” war: Kneipe, 
Kleidung, Sprachgebrauch, Wohnform. 
Umrissen wurde das ganze als „Iden- 
tität". Zwangsläufig ergab sich daraus 
ein Abgrenzungscharakter der Bewe- 
gung gegenüber der Gesellschaft. Was 
als anders, „normal”, empfunden wurde, 
lehnte man ab. Gesellschaftliche Rele- 
vanz, also die Ausbreitung emanzipato- 
rischer Ideen in der Gesellschaft war 
damit jedoch nur noch dann möglich, 
wenn die Subkultur von Aufßsenstehen- 
den als interessant betrachtet wurde 
und viele sich ihr anschlossen. 

Solch ein Modecharakter von Auf- 
bruchsbewegungen ist politisch relativ 
beliebig (auch die Skins sind eine typi- 
sche subkulturelle Aufbruchsbewegung) 
und zudem höchst vergänglich. Punk is 
zwar not dead, aber er ist uninteressant 
geworden. 

Die autonome Bewegung vertiefte 
damit aus eigenem Antrieb ihre Isola- 
tion. Man bildete sich ein, „radikal 
außerhalb der verhaßten Gesellschaft zu 
stehen” und erklärte „den Rest” zu 
feindlichem Terrain, gegenüber dem - 


wie es in Antiimp-Deutsch heißen 
würde - „ein klarer Trennungsstrich zu 
ziehen ist”. Annäherung fand man nur 
zu den kulturell scheinbar nahestehend- 
sten Gruppen. Momentan ist es z.B. 
echt „trendy”, an die angeblich vorhan- 
dene ‚linke Kulturszene” Anschluß zu 
finden, die Springerstiefel mit umge- 
drehten Baseball-Kappen zu kombinie- 
ren und Hiphop zu hören. Es ist zwar 
positiv, aus dem eigenen Kultursumpf 
Ausbruchsversuche zu starten, nur soll- 
ten diese nicht gleich in der nächsten 
Streichholzschachtel enden. 


- Die radikalkritische Position, wie sie 
meinungsmachende Teile der Linken 
z.B in den Zeitschriften Konkret, Baha- 
mas und 17°C vertreten, unterscheidet 
sich zumindest im Wunsch nach 
Abgrenzung nicht besonders von der 
beschriebenen autonomen Ideologie. 
Auf intellektuell ausgearbeitetem Niveau 
wird das radikale Herausfallen aus der 
Gesellschaft eingefordert. Konstitu- 
ierend ist hier die Fähigkeit zum intel- 
lektuellen Diskurs und nicht so sehr 
subkulturelle Oberflächlichkeiten. 

Auch hier bleibt das Bemühen zweck- 
los. Der radikale Diskurs ist allzu häufig 
nur konsequenzloser Gestus. Damit ist 
nicht gemeint, daß Texte, Zeitschriften 
oder politisches Handeln ständig 
Lösungsmöglichkeiten aufzeigen müßs- 
ten. Der Hamburger DJ und 77°C- Autor 
Günter Jacob stellte in der vorletzten 
Heaven sent, einer wenig bekannten 
Frankfurter Kulturzeitung, mit Recht 
fest, daß man von Texten nicht ständig 
„Politikfähigkeit” erwarten dürfe. Wer 
immer Handlungsperspektiven und 
Lösungen sucht, ist bei Realo-Grünen 
am besten aufgehoben. In falschen Ver- 
hältnissen kann es nicht unbegrenzt 
„richtige” Teillösungen geben. 

Die Sehnsucht nach „den positiven VOor- 
schlägen” führt letzten Endes auch zur 
Kulturpolitik der SED, die alles als 
„skeptizistisch” denunzierte, was die 
offizielle Linie in Frage stellte. 

Radikale Gesellschaftskritik spielt eine 
unverzichtbare Rolle für eine relevante 
Linke. Kritisches Bewußtsein über Dis- 
kurse (institutionell verfestigter Sprach- 
gebrauch) und gesellschaftliche Denk- 
strukturen zu entwickeln, ist nicht nur 
abgehobene Sesselfurzerei. Auch als 
Korrektiv für die Linke selbst (z.B in der 
Antisemitismus-Diskussion) sind die 
RadikalkritikerInnen bedeutend. SO 
haben die Beiträge in konkret oder 17° 
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auf jeden Fall Sensibilitäten geschärft. 
Unpolitisch wird diese Position jedoch, 
wo sie es sich in ihrem Gestus bequem 
macht. Nichts, aber auch wirklich gar 
nichts bewegt es, wenn die „Wohlfahrts- 
ausschüsse” - ein popkultureller, politi- 
scher Zusammenschluß im Umkreis 
unter anderem der 77°C - in Dresden 
mit Wandparolen dem „Bomber Harris” 
huldigen. Der britische Luftwaffengene- 
ral hatte im 2.Weltkrieg die sächsische 
Stadt in Schutt und Asche legen lassen. 
Die Botschaft der aus Westdeutschland 
angereisten Linksradikalen an den rassi- 
stischen Mob, daß alldiejenigen, die die 
in Deutschland lebende Bevölkerung 
angreifen, Freunde sein müssen, hat mit 
Widerstand gegen die Rechtsentwick- 
lung nichts mehr zu tun. Im Gegenteil 
sie übernimmt die Funktion einer 
selffulfilling prophecy, einer sich selbst 
bewahrheitenden Prophezeiung. 

Eine Linke, die sich verächtlich und 
undifferenziert über die Menschen im 
eigenen Land äußert, kann in den 
Augen der Bevölkerung keine gesell- 
schaftliche Alternative darstellen, sie 
verstärkt mit ihrer Angebotslosigkeit den 
vorhandenen Rechtstrend und trägt 
damit dazu bei, daß sich die anfangs 
gemachte Analyse auch tatsächlich 
bestätigt. 


Hinter solchen Politikformen steckt ein 
elitäres Bewußtsein „revolutionärer 
Avantgarden” gegenüber „zurückgeblie- 
benen” (bzw. deformierten oder rassisti- 
schen) Bevölkerungen, wie es in der 
Sowjetunion gerade kläglich gescheitert 
ist. Revolutionäre Prozesse sind dem- 
nach nur als Zwangsprojekte gegen die 
Bevölkerung möglich. Konkret-Gremliza 
hält mit dieser seiner Vorstellung ja 
auch nicht hinter dem Berg. Oft genug 
hat er, das enfant terrible des BRD-Jour- 
nalismus, betont, daß die SED die best- 
mögliche Politik gemacht habe, denn 
Deutsche könne man vom Antifaschis- 
mus nicht überzeugen, sondern sie nur 
dazu zwingen. 

Dabei leugnen die RadikalkritikerInnen 
nicht einmal, daß auch die Bevölkerung 
hier ausgebeutet wird. Verschiedene 
AutorInnen in der konkret, als auch 
Günter Jacob in der 77°C haben aus- 
führlich dargelegt, daß auch Metropo- 
lengesellschaften weiterhin Klassenge- 
sellschaften sind. Sie halten nur einfach 
die Distanz zum „Pöbel” für geboten.! 
Der abgrenzende Gestus erweist sich als 
identitätsstiftende Exklusivität. 
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ochwerpunkt 


- Der Rückgriff auf marxistisch-leninisti- 
sche Erklärungsmuster hat mit den 
Selbstisolationsstrategien autonomer 
und radikaler Linker in dieser Hinsicht 
wenig zu tun. Die Auftrennung in „die 
Gesellschaft und der Rest” (‚für den 
Rest” ist der Untertitel der 17°) weicht 
hier einem eher unreflektierten Verhält- 
nis gegenüber den als „historischen 
Subjekten” Auserkorenen. Diese - egal, 
ob sie nun klassisch als „Werktätige”/ 
Lohnabhängige oder antiimperialistisch 
als „weltweite Befreiungsbewegungen” 
daherkommen - werden durch objektive 
Analyse zu handhabbaren Paketen 
geschnürt und dann wahlweise agitiert, 
geführt oder nur beobachtet. 

Gemein hat diese Position aber mit den 
beiden oben angeführten Beispielen, 
daß auch hier ein respektvoller Umgang 
mit den Menschen ausgeschlossen ist. 
Die Angesprochenen (z.B „die Arbeiter”, 
“die Ausgebeuteten im Trikont”...) wer- 
den als Objekte oder als Mythen abge- 
handelt. Ein offenes und deshalb kriti- 
sches Verhältnis gegenüber ihnen bleibt 
unmöglich. Die Gemeinsamkeit des 
Anliegens, die verbindende Sehnsucht 
nach Befreiung wird nicht wirklich ent- 
wickelt. Die Verbindung bleibt kommu- 
nikationslos, formal und deswegen 
ohne emanzipatorische Sprengkraft.2 


Die tribalistische Linke 


Es ist auch in der Linken ein längst 
anerkanntes Phänomen, daß die moder- 
nen Gesellschaften von einer Ausdiffe- 
renzierung der Lebenswelten, Individua- 
lisierung und „Tribalismus”3 geprägt 
sind. Nicht die Überwindung des Kapi- 
talismus und das Verschwinden von 
Klassenverhältnissen ist für diese Ent- 
wicklung verantwortlich, wie uns Sozio- 
logen wie Ulrich Beck glaubhaft 
machen möchten, sondern dessen Ent- 
wicklung. Günter Jacob hat in seinem 
Text „Kapitalismus und Lebenswelt”* 
beschrieben, wie der Markt, auf dem 
sich selbst die ausgebeuteten Lohnab- 
hängigen als freie Subjekte gegenüber- 
treten, eine entfremdete Individualität 
erzwingt, die sich vorrangig durch 
gegenseitige Konkurrenz auszeichnet. 


Die Entwicklung der Individualität im 
Kapitalismus ist höchst widersprüchlich. 
Einerseits schuf der Fordismus? das 
gesellschaftliche Massensubjekt: Die 
Serienfertigung in den Großfabriken 
entqualifizierte die ArbeiterInnen zu 


auswechselbaren Fließbandbediener- 
Innen und normierte die Konsummo- 
delle. Andererseits jedoch schuf der 
Kapitalismus mit der Transformation der 
engen feudalen/patriarchalen Abhängig- 
keitsverhältnisse und einer immer aus- 
differenzierteren Arbeitsteilung erst die 
deutliche Tendenz zur Individualität. 
Durch die Freisetzung der Sklaven und 
Knechte zu „freien” LohnarbeiterInnen 
wurde die Suche nach einem “individu- 
ellen” Weg jenseits von Großfamilien- 
und Dorfstrukturen erst massenhaft 
denkbar. Diejenigen, die sich als selb- 
ständige Individuen auf dem Arbeits- 
markt feilboten, trugen somit sowohl 
die Merkmale des gesellschaftlichen 
Vermassungs-, als auch ihres Individua- 
lisierungsprozesses in sich. 

Für das Individuum moderner kapitali- 
stischer Gesellschaften ist diese Ambiva- 
lenz nach wie vor charakteristisch: 
Einerseits Massensubjekt, strebt der/die 
Einzelne immer nach konkurrenzartiger 
individueller Profilierung gegenüber der 
Gesellschaft, was sich unter anderem in 
der hektischen Suche nach Exklusivität, 
z.B. in Moden, niederschlägt. 

Der „Tribalismus”, d.h. der Zerfall der 
Gesellschaft in „Mikro-Szenen”, ist die 
logische Konsequenz dieser Entwick- 
lung. Über die Abgrenzung zum Rest 
versuchen sich kapitalistische Indivi- 
duen unterschiedlichster Klassen und 
Schichten selbst zu definieren und fin- 
den sich dabei immer wieder mit ande- 
ren in kulturellen 
zusammen. 


„Communities” 


Die politische Kultur der Linken repro- 
duziert dieses gesellschaftliche Schema. 
Mehr noch: Die Linke übernahm in dem 
forcierten, „postmodernen” Individuali- 
sierungsprozeß’ seit Mitte der 60er Jahre 
vielfach sogar die Vorreiterrolle. Der 
Ausbruch der 68erInnen aus der miefi- 
gen Massenkultur der Adenauer-Ära, in 
der alles untersagt war, was gesell- 
schaftlicher Norm widersprach, brachte 
den definitiven Durchbruch der „Belie- 
bigkeit”. Neue kulturelle Phänomene 
wurden nicht mehr daran gemessen, ob 
sie emanzipatorische Werte in sich tru- 
gen, sondern daran, ob sie mit gängigen 
Vorstellungen, mit „Tabus”, brachen. 
Das ermöglichte „Identität” über die 
Abgrenzung von der Masse und zumin- 
dest kurzfristig ein Gefühl der Ver 
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ände- 


Die Freiheiten für Lesben und Schwule 


die jugendkulturellen Spielräume oder 
einfach die Toleranz gegenüber soge- 
nannten „Minderheiten” sind somit 
genauso Folgeerscheinung der 68er- 
Bewegung wie es die Zeitgeist-Maga- 
zine Wiener und Tempo sind. Von der 
Linken wäre deshalb eine differenzier- 
tere Haltung gegenüber den (sub-) kul- 
turellen Entwicklungen zu erwarten. 
Statt aus dieser Erkenntnis heraus den 
kulturellen Umbruch kritisch zu beein- 
flussen, machte es sich die Linke jedoch 
in der subkulturellen Nische bequem. 
Ganz Massensubjekt verschaffen auch 
wir Durchschnittslinke uns unsere indi- 
viduelle „Identität” über konkurrenzför- 
mige Abgrenzung gegenüber der 
Gesellschaft. Die entstehende „politisch” 
definierte Community gewährleistet mit 
ihren sicheren Außengrenzen (in man- 
cher Hinsicht durchaus vergleichbar mit 
der Opel-Manta-Szene) Gemeinschaft- 
lichkeit und individuelles Profil für 
die/den Einzelne/n. Das Feindverhältnis 
zum bürgerlichen Staat untermauert 
diese „Identität” und gibt den einzelnen 
TeilnehmerInnen sogar noch das Gefühl 
besonderer Bedeutung. 

Dieses Bemühen um individuelles Profil 
in einer genormten Massengesellschaft 
äufsert sich darüberhinaus in der Distan- 
zierung der Linken untereinander. Jede 
Kleinstgruppe muß, um den eigenen 
Existenzsinn sichtbar vor sich zu haben, 
die Differenz gegenüber anderen 
Kleinstgruppen herausarbeiten. Dort, 
wo dies inhaltlich nicht zu begründen 
ist, erfüllen „persönliche Differenzen” 
die Aufgabe, identitätsstiftende Trennli- 
nien vorzugeben. Das „Innen”- und 
„Außen”-Gefühl wird somit zum eigent- 
lich verbindenden Charakteristikum der 
gesamten Linken, angefangen von kom- 
munistischen Splitterparteien über die 
Antiimps bis hin zu den Radikalkritiker- 
Innen und der autonomen Szene. 


Günter Jacob vertrat auf seiner Veran- 
staltung im Februar in Berlin die These, 
die Marginalität der radikalen Linken 
könne durch theoretische Arbeit und 
bessere Fundierung ihrer Positionen 
aufgehoben werden. Ich glaube dage- 
gen, daß die Theoriemodelle, die aus 
der marxistischen und feministischen 
Denktradition herkommen, nach wie 
vor die größte Erklärungsfähigkeit für 
die gesellschaftliche Wirklichkeit besit- 
zen. Die Tatsache, daß sie dennoch in 
der Öffentlichkeit nur marginal beachtet 
werden, liegt (neben dem offensichtli- 
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chen Sieg kapitalistischer Konkurrenz- 
und Marktideologie) vor allem darin 
begründet, daß solche Positionen mit 
der Bevölkerungsmehrheit fast nicht in 
Berührung geraten, weil sich die (nach 
wie vor existente!) radikale Linke in die 
Isolation zurückgezogen hat. Das wie- 
derum hat nur noch beschränkt mit der 
überdurchschnittlich starken reak- 
tionären und faschistoiden Prägung der 
Gesellschaft, hingegen sehr viel mit der 
Kommunikationsunfähigkeit der Linken 
(bzw. mit der allgemein gesellschaftlich 
durchgesetzten Kommunikationslosig- 
keit) zu tun. 

Die Borniertheit und Arroganz gegen- 
über „dem Rest” bringt es an den Tag. 
Es existiert praktisch kein Interesse an 
Auseinandersetzung. Die Berührung mit 
kulturell anders sozialisierten Subjekten 


DıE ‚„„ÄUFBRÜCHE ZU NEUEN UÜFERN” GLEICHEN 


wird regelrecht vermieden, 
um in einem Änpassungs- 
prozeß nicht an eigenem 
Profil zu verlieren. 
Solange diese Verhal- 
tensstruktur nicht auf- 
gebrochen wird, 
bleibt auch jede theo- 
retische Arbeit oder bessere Organisie- 
rung linksradikaler Politik zwecklos. 
Zuallererst gilt es, die vorgegebene 
gesellschaftliche Ten- 
denz zur identitätsstif- 
tenden „Individuali- 
sierung” und 
Tribalisierung zu 
durchbrechen. Erst dann kann 
eine für jedes revolutionäre 
Projekt unverzichtbare Kultur 
der Solidarität wieder Fuß fas- 
sen. 

Substantiell hierfür ist das Verständnis, 
daß ein revolutionäres Projekt niemals 
einfach historisch vorgegebenes, über- 
zustülpendes Muster sein kann. Eine 
Befreiung, bei und in der Menschen 
nicht selber zu AkteurInnen werden, 
muß sich so entwickeln wie die russi- 
sche Revolution: ein gigantisches Ent- 
wicklungsprojekt im „Namen 
Menschlichkeit” mit herrschender Klasse 
und sozialen Komponenten. Wenn es 
eine Lehre aus dem Realsozialismus 
gibt, dann die, daß ein revolutionärer 
Prozef3 immer notwendig ein gemeinsa- 
mes und in weiten Teilen offenes Pro- 


der 


jekt von handelnden, sich entwickeln- 
den und entdeckenden Subjekten dar- 
stellen muß. 


Dies stellt hohe Anforderungen an 
neue, linke Politik- und Kulturformen. 
Es bedeutet nämlich nicht weniger, als 
daf3 in den Prozef3 Erfahrungen von ver- 
schiedensten Seiten eingebracht werden 
müssen, daß also der pauschal als 
„spießig” oder „kaputt” abqualifizierte 
Lebensalltag anderer Menschen berei- 
chernde Elemente in sich tragen kann. 

Nach wie vor gilt z.B die WG und die 
„freie, nicht-bürgerliche” Beziehung als 
Maßstab linksradikaler „Identität” - 
zumindest verbal. Der Ausbruch aus der 
Kleinfamilie wird als Akt der Befreiung 
gewertet. Auch wenn natürlich richtig 
ist, dafß3 Kleinfamilienstrukturen patriar- 
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chalisch und in vielen Fällen offen 
gewalttätig sind, bewegt sich eine sol- 


che „Messung” von Befreiung völlig auf 
der Oberfläche. Das Aufbrechen sexisti- 
scher Arbeitsteilungen, hierarchischer 
Verhältnisse oder konkurrenzbedingter 
Entsolidarisierung kann - je nach Rah- 
menbedingungen - in den unterschied- 
lichsten gesellschaftlichen Bereichen 
vorangehen. Emanzipation ist Prozefs, 
niemals Zustand oder ein zu erreichen- 
des Niveau. Von daher kann es ebenso 
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eine gewisse Befreiung gegen die bür- 
gerlich-patriarchalische Familie, wie in 
ihr geben. 

Dieser Einwand ist deswegen so wich- 
tig, weil ein revolutionärer Prozeß von 
den vorgefundenen Verhältnissen aus- 
zugehen hat. Einer Immigrantenfamilie 
mit engen familiären Bindungen oder 
einem durch Sozialisierung stark von 
Eifersucht geprägten Menschen kann 
man nicht ständig stereotyp mit dem 
Argument begegnen, daß Familien hier- 
archisch sind und Eifersucht dem besitz- 
orientiertem Denken entspringt. Wenn 
der Prozeß der Befreiung das eigentlich 
Zentrale revolutionärer Politik ist, dann 
heißt das auch, daß immer wieder For- 
men, die man vom analytischen Stand- 
punkt aus richtig als herrschaftssi- 
chernde erkennt (die Familie, die 
Schule, die Gewerkschaft...) als Terrain 
der Umwälzung akzeptiert werden müs- 
sen. Parallel sind auch jene Formen, die 
gängiger Weise als emanzipatorische 
Errungenschaften gelten (der Kinderla- 
den, die WG, der Kollektivbetrieb) nicht 
mehr als ein Terrain, das es durch 
Bewegung zu nutzen gilt. 
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Assimilationsfähigkeit 


Die Forderung nach einer Ausweitung 
revolutionärer Politik auf die Gesell- 
schaft (die die bisherigen Arranca-Num- 
mern durchzieht) läuft also darauf hin- 
aus, sich auf andere soziale Situationen 
einzulassen. Gemeinsamer Prozefs mit 
anderen Menschen ist nicht denkbar 
ohne eine prinzipielle Offenheit, ohne 
eine gewisse Assimilationsbereitschaft®. 
Genau daran jedoch ist die BRD-Linke 
regelmäßig gescheitert. 

Einerseits kann kein gemeinsamer Pro- 
zeß zustande kommen, wenn man nicht 
bereit ist, auch von der anderen Seite 
Verhaltens- und Kulturformen anzuneh- 
men. Andererseits droht diese Annähe- 
rung natürlich ständig, eigene wichtige 
Standpunkte zu vernichten. Die aus 
dem Aufbruch der 67/68er Bewegung 
kommenden K-Gruppen beispielsweise 
verloren durch ihren Proletkult und ihre 
Anpassungsbereitschaft (Kader, die in 
die Fabrik gingen, schnitten ihre Haare 
kurz) das revolutionärste und ausstrah- 
lendste, was die Bewegung zu bieten 
hatte: die Rebellion gegen den Ade- 
nauer-Mief. Aber auch an aktuelleren 
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Beispielen wird dies klar: die Berliner 
ImmigrantInnen-Selbstorganisierung 
Antifasist Genclik, die als einer der ganz 
wenigen konsequenten Ansätze rele- 
vante Politik außerhalb von Subkultur- 
szenen machte, begann bei ihrer 
Annäherung an die Jugendbanden sich 
diesen in mancher Hinsicht stärker 
anzugleichen, als dies umgekehrt der 
Fall war. Einzelne von Genglik übernah- 
men Verhaltensstrukturen von den Ban- 
denjugendlichen, die mit dem eigentli- 
chen Anliegen der Selbstorganisierung 
relativ wenig zu tun hatten. Oder um 
ein drittes Beispiel zu nennen: Bei 
einem Streitgespräch über Chiapas mit 
SoziologInnen wurde mir vor kurzer 
Zeit an meinem eigenen Verhalten klar, 
wie schnell man sich bei der Bereit- 
schaft, sich auf andere Argumentmuster 
einzulassen, selbst in diesen Mustern 
wiederfindet. Es erfordert eine gewal- 
tige Kraftanstrengung, den „Wissen- 
schafts”-Standpunkt über die Subjekte 
hinweg nicht selber einzunehmen, 


Trotz dieser Gefahren bleibt richtig, daß 
es keine Ausweitung des revolutionären 


Prozesses ohne den permanten Dialog 
und d.h. ohne eine gewisse Assimilati- 
onsbereitschaft gibt. Das große Kunst- 
stück beispielsweise in der Arbeit mit 
proletarischen Jugendlichen besteht 
darin, diese eigene Assimilation kritisch 
(und d.h. mit anderen zusammen) zu 
beobachten. Es muß beispielsweise 
gelingen, der offenen Homophobie, die 
z.B. unter türkischen Jugendlichen (aber 
nicht nur dort) der Normalfall ist, wider- 
sprechen zu können, ohne den Jugend- 
lichen prinzipielle Ablehnung entgegen- 
schlagen zu lassen. 


Sinnvoll ist es in diesem Zusammen- 
hang, sich die in den 60ern und 70ern 
geführte Diskussion um die „Assimilie- 
rung von Intellektuellen” kritisch wie- 
deranzueignen. Amilcar Cabral, Führer 
der Befreiungsbewegung in Guinea-Bis- 
sao/Westafrika, schuf damals das 
schöne Wort vom „Klassenselbstmord 
der kleinbürgerlichen Intellektuellen”. 
Und in der lateinamerikanischen Befrei- 
ungspädagogik sprach Freire (tief beein- 
flußst von christlicher Ethik) vom „Ostern 
der Revolutionäre”, die „sterben, um 
wiedergeboren zu werden”, also ihre 
bisherige Individualität im kollektiven 
Prozefß3 „aufheben” (ganz im Hegelschen 
Sinne dreifach gemeint von „bewahren”, 
„auf ein höheres Niveau bringen” und 
„vernichten”). Die Anregungen aus der 
Diskussion gilt es mit Vorsicht zu 
genießen: 

1. liegt der These des Klassenselbst- 
mordes eine eindeutige Klassentheorie 
zugrunde, auf die wir nicht zurückgrei- 
fen können; es ist völlig eindeutig, daß 
die „Arbeiterklasse” im traditionellen 
Sinne nicht das soziale Subjekt ist, das 
die Emanzipation der Menschheit ver- 
wirklichen wird. Die obengenannten 
Erfahrungen mit dem Proletkult der K- 
Gruppen sind ebenfalls ein Beispiel 
dafür, daß solche traditionelle Assimila- 
tion vor allem in den Metropolen nicht 
funktioniert. Die rassistischen, wohl- 
standschauvinistischen Kulturformen 
sind in den objektiv ausgebeuteten 
Klassen so groß wie in den ausbeuten- 
den. Es gibt also kein einfaches „Hinü- 
berwechseln” ins richtige Lager. 

2. sind die Reste der radikalen Linken 
mit dem Begriff „Intellektuelle” sicher- 
lich nicht zu fassen. Sie zeichnen sich ja 
nicht durch ihre Tätigkeiten innerhalb 
der Gesellschaft, sondern vor allem 
durch bestimmte Kulturformen und 
einen vagen politische Konsens aus. 
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3. beinhaltet der christlich inspirierte 
Schritt des „sich-der-Gemeinschaft-zur- 
Verfügung-Stellens” eine asketische 
Selbstverleugnung. Die eigenen Bedürf- 
nisse werden verdrängt. Selbstdiszipli- 
nierung im Namen eines höheren Ziels 
ist aber auch immer tragendes Element 
der Herrschaftssicherung gewesen. 
Unter diesen Vorbehalten ist die Ausein- 
andersetzung um eine kulturelle Assimi- 
liation in der politischen Arbeit sinnvoll. 
Es kann keinen gemeinsamen Prozeß 
geben, in dem nicht beide Seiten bereit 
sind, voneinander zu lernen, eigene 
Vorstellungen und Verhaltensformen 
aufzugeben und sich einander anzupas- 
sen. 


Eine Gesellschaft ohne 
soziales Subjekt 


Die Frage, warum solch ein offensives 
Heraustreten aus dem eigenen kulturel- 
len Rahmen notwendig ist (man könnte 
ja auch vertreten, die unterschiedlichen 
sozialen Gruppen kommen von selbst 
in Kämpfen zueinander), ergibt sich aus 
der Betrachtung der gesellschaftlichen 
Realität. 

Der kapitalistische Entwicklungsprozeis 
hat nämlich zumindest in den Metropo- 
len zum Verlust „natürlicher” sozialer 
Subjekte geführt. Keine gesellschaftliche 
Gruppe wird heute durch äußere Bedin- 
gungen zum solidarischen Kampfsubjekt 
zusammengeschweißt, wie es z.B bei 
der Fabrikarbeiterschaft oder den 
BewohnerInnen der proletarischen Vier- 
tel früher der Fall war. Selbst soziale 
Bewegungen für sog. „Minderheiten- 
rechte” konstituieren sich nicht mehr 
selbsttätig. Die soziale Situation von 
Schwulen beispielsweise ist derart aus- 
differenziert, daß gemeinsames Handeln 
immer weniger vorstellbar scheint. 
Hinzu kommt der oben beschriebene 
gesellschaftliche Profilierungsdruck, der 
dazu führt, daß sich „Identität” vor 
allem in Abgrenzung zu den eigentlich 
nächsten, anderen, herausbildet. 

Wenn man davon ausgeht, wie es 
Thompson in „The making of the wor- 
king class’ beschrieben hat, daß soziale 
Subjekte nie ausschließlich von den 
Verhältnissen gemacht werden, sondern 
sich auch durch Theorie- und Kulturbil- 
dung selber konstituieren?, dann wird 
offensichtlich, daß die herausragende 
Aufgabe der Linken heute nicht die 
Suche nach dem revolutionären Subjekt, 
sondern dessen Herausbildung ist. Erst 


durch das bewußste Handeln, gleichsam 
wie sozialer Klebstoff durch Kommuni- 
kation die Vermittlung von eigenen und 
anderen Subjektivitäten voranzutreiben, 
kann sich wieder ein soziales Subjekt 
(„ein Club der Verdrängten”, wie es die 
Antirassistische Initiative-Berlin genannt 
hat) herausbilden, das in der Lage wäre, 
die gesellschaftlichen Machtverhältnisse 
zu verschieben. 

Die zentrale Aufgabe revolutionärer 
Politik besteht also darin, den Dialog 
zwischen den unterschiedlichen unter- 
drückten Gruppen, Sektoren und Klas- 
sen zu forcieren. Dies geschieht nicht 
unter Aufgabe der eigenen Subjektivität 
(als eine Selbstaufgabe im Dienst der 
Menschheit), sondern aus dem eigenen 
Interesse: Unser Leben wird solange 
nicht befreit sein, solange andere unter- 
drückt werden, solange die gesellschaft- 
lichen Verhältnisse nicht gesprengt sind. 
Die Solidarität mit anderen und das 
Interesse am Entstehen eines gemeinsa- 
men Projektes, in dem sich die jeweils 
eigene Subjektivität verändert und sogar 
auflöst, folgt also einer egoistischen 
Motivation. 

Zwar gibt es hierzu immer alternative 
Optionen eigenmotivierten Verhaltens, 
aber unsere Aufgabe ist es, die gesell- 
schaftlich-solidarische Option wieder 
vorstellbar zu machen. Es muf® mit der 
politischen Arbeit offensichtlich werden, 
daß es für den individuellen Vorteil von 
Nutzen ist, wenn das Kollektiv profitiert. 
Im Kern zeigt sich das beim Entstehen 
jeder politischen oder sozialen Gruppe: 
Zwar beinhaltet größere Verbindlichkeit 
zunächst den Verlust individueller Frei- 
heit und lustbestimmter Entscheidungs- 
möglichkeit, aber bereits mittelfristig 
ermöglicht diese Verbindlichkeit dem 
Kollektiv gegenüber größere Entfal- 
tungsmöglichkeiten und soziale Absi- 
cherung. Diese Erfahrung muß als soli- 
darische Kultur wieder spürbar werden, 
ansonsten wird jede politische Neuori- 
entierung scheitern müssen. 


Maiterielle Analyse 


Ohne handfeste materielle Ausbeu- 
tungsanalyse muß eine solche Betonung 
der politischen Kommunikation letzt- 
endlich jedoch in dem christlichen Dis- 
kurs der gegenseitigen Hilfsbereitschaft 
münden. Schließlich ist auch der 
gescheiterte Kandidat für den Volksge- 
meinschaftsvorsitz Bruder Johannes für 
den sozialen Dialog zwischen den 
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unterschiedlichen Gruppen, und nichts 
repräsentiert den sozialen Klebstoff stär- 
ker als seine „Volkspartei”, die SPD. 
Dabei ist es nicht ganz einfach, eine 
materialistische Fundierung zu finden. 
Es ist schließlich das große Dilemma 
der Neuen Linken nach 68 gewesen, 
daß ihr mit dem Entfremdungsbegriff - 
wonach in den Metropolen nicht vor- 
rangig die materielle Ausbeutung, son- 
dern das psycho-soziale Elend der von 
Manipulation, Fabrikisierung des Alltags 
und zwischenmenschlicher Kälte 
beherrschten Subjekte das Unter- 
drückungsverhältnis ausdrücke - die 
Grenzen verschwammen!®. In diesem 
Sinne waren alle, vom Kapitalisten bis 
zur Sozialhilfeempfängerin „entfremdet”, 
also irgendwie unterdrückt. 

Ein soziales Subjekt für eine revolu- 
tionäre Veränderung kann sich aber 
nicht vom Unternehmer bis hin zur 
Arbeitslosen konstituieren. Ein solches 
Bündnis könnte bestenfalls für eine 
vage „menschliche Erneuerung der 
Gesellschaft” eintreten. Ein radikaler 
Bruch mit kapitalistischer Realität ist 
hiervon niemals zu erwarten. 


Eine handfeste Analyse der Unter- 
drückungsverhältnisse ist also unabding- 
bar, wobei zwei Entwicklungen dies 
einfacher erscheinen lassen als vor zwei 
Jahrzehnten: 

a) Seit der Krise des keynesianistischen 
Sozialpaktmodells Mitte der 70er Jahre 
kehrt überall in den kapitalistischen 
Staaten mit unterschiedlicher Geschwin- 
digkeit das eindeutig antagonistische 
„Wolfsgesetz” zurück. Der stärkste soll 
sich durchsetzen. Dieses Prinzip wird - 
wenn überhaupt - nur partiell durchbro- 
chen: Die schlanke Produktion aus 
Japan gewährt einem Anteil von 15% 
StammarbeiterInnen soziale Absiche- 
rung, der Rest muß sich weitgehend 
„entgarantiert” behaupten. 

(Auch das Konzept der nach innen soli- 
darischen „Volksgemeinschaft” baut auf 
dem Prinzip der bedingungslosen Kon- 
kurrenz auf. Zwar wird nach innen dem 
‚lebenswerten und deutschen” Teil der 
Bevölkerung Sozialpartnerschaft ange- 
boten, aber nach außen wird aggressive 
Ausgrenzung bis hin zur Vernichtung 
gepredigt.) 

b) Die ausführliche Debatte um Unter- 
drückungsverhältnisse jenseits des Kapi- 
tal-Arbeit-Widerspruchs, sprich femini- 
stische und antirassistische Theorien, 
haben gezeigt, daß materielle Analysen 
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sich nicht auf das Lohnverhältnis 
beschränken dürfen. Zwar gibt es bis 
heute keinen befriedigenden Ansatz, in 
dem die facettenreichen Unter- 
drückungsformen schlüssig zusammen- 
gefaßt wären (so erscheint z.B der 
Ansatz im Stil des Drei zu Eins-Papiers 
von Klaus Viehmann patriarchale, rassi- 
stische und kapitalistische Unter- 
drückungsformen zu einem Netz zu ver- 
knüpfen, zumindest in seiner Rezeption 
als vereinfacht), aber die Richtung ist 
vorgegeben. 


Durch die beiden genannten Faktoren 
ist das Subjekt revolutionärer Verände- 
rung einigermaßen klar umrissen: Alle 
diejenigen, denen das wachsende mate- 
rielle und psychische Leid, das ihnen in 
den verschiedenen Unterdrückungsver- 
hältnissen angetan wird, nicht durch 
große materielle Vorteile oder durch 
gesellschaftliche Machtpositionen aufge- 
wogen wird, stehen potentiell antagoni- 
stisch zur herrschenden Gesellschafts- 
struktur. Die bestehenden Formen der 
Unterdrückung sind dabei nicht hierar- 
chisch zu werten. Es gibt kein Haupt- 
subjekt. Allerdings ist davon auszuge- 
hen, daß Widerstand eher von den 
Rändern, den sogenannten Marginali- 
sierten, als von der „Mitte” ausgehen 
wird!l. Nicht der vom Sozialabbau 
betroffene und gewerkschaftlich organi- 
sierte Busfahrer wird als erster vehe- 
ment widersprechen (selbst wenn die 
sozialen Widersprüche zunehmen und 
der Pakt zwischen Unternehmen und 
Belegschaften längst aufgekündigt ist, ist 
die Kultur des deutschen Malochers 
noch auf lange Sicht sozialpartnerschaft- 
lich geprägt). Wie in Paris werden es 
die wortwörtlich herausgedrängten 
Jugendlichen der banlieues, oft Immi- 
grantInnen, oder andere Randgruppen 


sein. 


Theoretische Arbeit und 
Organisation 


Nur unter diesen Voraussetzungen 
machen Überlegungen über politische 
Strategien und Strukturen Sinn. Der auf 
dem konkret-Kongrefß3 präsentierte Vor- 
schlag Karl-Heinz Roths, „proletarische 
Zirkel” zu bilden (eine sicherlich nicht 
gerade geglückte Formulierung), würde 
zu geschichtlichen Wiederholungen 
führen müssen, wenn die Kommunika- 
tionsunfähigkeit der Linken nicht aufge- 
hoben wird. Ein Annäherungsversuch 


an das „Proletariat”, bei dem das Selbst- 
verständnis vorherrscht, selber bereits 
über alle notwendigen Kenntnisse zu 
verfügen, muß genauso scheitern wie 
die klassisch-autonome Verhaltensform 
des Laissez-Faire und der subkulturellen 
Arroganz. Respekt und gegenseitiges 
Vertrauen lassen sich nur über freund- 
schaftliche Offenheit und gegenseitige 
Assimilationsleistungen herstellen. 
Ähnliches gilt auch für die von der 
Antifa M und FES 1991 entfachte Orga- 
nisationsdiskussion. Das Entstehen eines 
identitätsspendenden Parteibewußtseins, 
bei dem klare Grenzen aufzeigen, wer 
drinnen und wer draußen ist, wäre eine 
Katastrophe. Das Ersetzen der Subkultur 
durch die Organisation macht die Linke 
nicht handlungsfähiger und relevanter. 


Auf dieser Grundlage ergeben sich dann 
allerdings doch einige weitere Elemente 
einer politischen Strategie: 

1. Die allmähliche Rückkehr des 
Wolfsgesetzes macht es unbedingt not- 
wendig, daß sich die Linke der sozialen 
Frage in ihrer Ganzheit zuwendet. Sie 
darf sich dabei nicht auf klassische The- 
men wie Arbeitslosigkeit und Lohnge- 
rechtigkeit beschränken, denn das 
soziale Umbauprojekt erfaßt alle Unter- 
drückungsverhältnisse. Die Verschär- 
fung des faschistischen Terrors, die 
Zurückdrängung von Frauen in den 
Haushalt, die Reorganisierung von pro- 
letarischen Vierteln (die Stadtplanung 
erfaßt erst jetzt die ehemalige DDR), die 
Entgarantisierung und eine Brutalisie- 
rung der Konkurrenzlogik gehören zu 
dieser Entwicklung genauso wie die 
staatliche, rassistische Ausgrenzung von 
ImmigrantInnen zu Illegalen. Genau 
diese Komplexität macht es jedoch so 
schwer vorstellbar, wo sinnvoll ange- 
setzt werden kann. Es gibt zwar noch 
einige übrig gebliebene Basisinitiativen 
sowie fortschrittliche Sektoren in den 
Gewerkschaften, die sich dem sozialen 
Umbauprojekt entgegenstellen möchten, 
aber die letzten, eigentlich extrem wich- 
tigen Tarifkonflikte haben auch gezeigt, 
wie wenig AnsprechpartnerInnen es für 
radikal-oppositionelle Politik gibt. 
Ausgehen muß die Verankerung linker 
Politik in der sozialen Wirklichkeit, alsc, 
von eigener Stärke und vorhandener 
politischer Praxis. Bei dem Schielen auf 
irgendwelche vielleicht entstehenden 
proletarischen Grüppchen und Bewe. 
gungen ist meist der Wunsch 


Mutter/Vater des Gedankens, eine Stra- 


tegie läßt sich darauf nicht aufbauen. 
Nichts spricht jedoch dagegen, daß sich 
z.B Antifa-Gruppen bei Fortführung 
ihres politischen Arbeitsschwerpunkts 
auf soziale Fragen beziehen, sich dabei 
inhaltlich „ausweiten” und dabei das 
kapitalistische Umbauprojekt zum 
Thema machen. Genausowenig spricht 
dagegen, sich als Gruppe nicht nur poli- 
tisch mit Demonstrationen auf der 
Straße zu Wort zu melden, sondern 
auch sozial präsent zu sein, z.B. in 
Form eines nicht-szeneorientierten 
Treffpunkts. 

Ein wesentliches Ziel der Arbeit im 
sozialen Bereich muß dabei sein, kon- 
krete Lösungen anzustreben. Der Revo- 
lutionsdiskurs prallt auch an den diskri- 
miniertesten Immigrantenjugendlichen 
weitgehend ab. Das Interesse - gerade 
in härter werdenden Zeiten - ist es, 
durchzukommen. Das Streben nach der 
Sicherheit von einem Schul-, Ausbil- 
dungs oder Arbeitsplatz bzw. einer indi- 
viduellen Sozialhilfeabsicherung ist 
dabei absolut legitim und politisch. Es 
kann keine revolutionäre Politik geben, 
die sich mit diesen konkreten Proble- 
men nicht auseinandersetzt. 
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2. Damit lauert auf die Linke die refor- 
mistische Gefahr. Wer es sich in der 
Arbeit mit Antifa-Jugendlichen oder im 
Stadtteil auch zum Thema macht, 
Arbeitslosen bei der Job- oder Schulsu- 
che zu helfen, begibt sich auf das glatte 
Parkett der Sozialarbeit. Dabei stimmt 
natürlich, daß durch lösungsorientierte 
Ansätze der vom Kapitalismus geschaf- 
fene Müll beseitigt wird. Trotzdem ist 
die Verachtung radikaler Linker eigent- 
lich nur ideologisch begründet. Die Pra- 
xis zeigt nämlich, daß ein revolutionärer 
Prozeß ohne solche Arbeit nicht vor- 
stellbar ist: 

Erstens wird ein revolutionärer Stand- 
punkt nur dann ernst genommen, wenn 
zu merken ist, daf% dahinter auch ehrli- 
che Solidarität steckt. Wer sich für die 
konkrete Angst der Leute nicht interes- 
siert, hat ihnen in einem längeren Pro- 
zeß von Befreiung schon gar nichts zu 
sagen. Eine echte Verankerung revolu- 
tionärer sozialistischer Politik ist über- 
haupt nur möglich, wenn solches kon- 
kretes Engagement vorhanden ist. 
Zweitens schaffen häufig nur konkrete 
Verbesserungen die Grundlage für 
Kämpfe; der Widerstand von Asylbe- 


werberInnen gegen das neue Versor- 
gungsgesetz war nur dort möglich, wo 
es in den Heimen einigermaßen 
gewachsene soziale Strukturen gab. Bei 
der Politik der Innenministerien, die 
BewerberInnen häufig zu verlegen, gab 
es diese Strukturen vor allem dort, wo 
sich BewerberInnen und Sozialarbeiter- 
Innen gegen Verlegungen wehren 
konnten. 

Was abgelehnt werden muß, ist nicht 
das Prinzip, lösungsorientiert in soziale 
Konflikte einzugreifen, sondern die 
Methodologie herrschender, institutiona- 
lisierter Sozialarbeit. Ihr geht es um 
Beschwichtigung, um Verhinderung von 
Konflikten und um soziale Kontrolle. 
Demgegenüber müßte die radikale 
Linke ein Konzept revolutionärer Arbeit 
in und an der Gesellschaft entwickeln, 
in dem konkrete Lösungen nicht alter- 
nativ zu gesellschaftlichen Veränderun- 
gen und Kämpfen stehen, sondern als 
Vorstufen hierzu begriffen werden. 
Solche Arbeit ist im Rahmen von Jobs 
wie von selbstbestimmten Projekten 
möglich. Beides hat enge Grenzen: Wer 
auf einer bezahlten Stelle Systemopposi- 
tion betreibt, riskiert permanent die Ent- 


lassung. Bei unabhängigen, nicht fremd- 
finanzierten Projekten hingegen behin- 
dert die Geldknappheit häufig die 
Arbeit. Beides führt zur Aufweichung 
von Standpunkten, bei beidem ist ein 
hoher Anpassungsdruck vorhanden. 
Wie schon gesagt, mahnt der „Marsch 
durch die Institutionen”, der viele 
68erInnen selber zu Teilen des Macht- 
apparates machte, sich auf dem glatten 
Parkett selbstkritisch und vor allem 
„sozial kontrolliert”, d.h. organisiert, zu 
bewegen. 

3. Wer sich in Gegenden begibt, wo 
der Reformismus lauert, muß wissen, 
was sie/er will, welche Gefahren sie/ihn 
erwarten und wie sie/er ihnen begeg- 
net. Ohne Theoretische Arbeit ist dabei 
nichts zu holen. Die von radikalen Lin- 
ken betriebene Abgrenzung von der 
Gesellschaft hat häufig ja vor allem mit 
der Unsicherheit zu tun, 
sich nicht behaupten zu 
können. In diesem Sinne 
hätte G. Jacob unbedingt 
Recht: Statt so viel über 
ihre /dentität zu reden, 
muß die revolutionäre 
Linke Klarheit über ihr 
Projekt besitzen. Dabei ist 
theoretische Arbeit auf 
keinen Fall nur Vorarbeit 
für Praxis. Theoretische 
Arbeit kann nicht danach 
beurteilt werden, ob sie 
konkrete praktische Ant- 
worten liefert. Viel eher 
geht es bei Theorie um 
die Schulung eines diffe- 
renzierten, weitsichtigen 
Blicks, der einer/m hilft, 
Situationen zu begreifen. Was jedoch 
von jeder/m Linken zu erwarten wäre, 
ist, daß sie/er außer der theoretischen 
Arbeit auch praktische leistet. Ansonsten 
entfernt sich das Denken fast unweiger- 
lich in immer höheren Abstraktions- 
pirouetten aus der erlebten Welt der 
Mehrheit. 

4. Bedarf der Weg in die „reformismus- 
umlauerten Regionen”, wie schon ange- 
deutet, des sozialen Korrektivs: Das bra- 
silianische PT-Mitglied Paulo Freire hat 
einmal treffend festgestellt, daß nie- 
mand emanzipatorisch wirken oder Bil- 
dungsarbeit betreiben kann, der nicht 
auch gleichzeitig in eine Bewegung 
oder Organisation eingebunden ist. 
Individuell kann niemand längerfristig 
unter „normalen gesellschaftlichen 
Bedingungen” politisch arbeiten, ohne 
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gchwerpunkl 


von der integrativen Kraft des Systems 
aufgesaugt zu werden. Die Szene oder 
das Reproduktionsumfeld sind aus den 
oben genannten Gründen keine ausrei- 
chende Grundlage für offene, revolu- 
tionäre Politik. 

Das ist das Hauptargument für politi- 
sche Organisationen, die perspektivisch 
der Zusammenschluß von möglichst 
vielen AkteurInnen der Veränderung 
sein müssen. Nur über solche verbindli- 
che Organisationsformen wird der Aus- 
tausch über gesellschaftliche Praxis, die 
Verbindung unterschiedlicher sozialer 
Subjekte und die Weiterentwicklung 
von theoretischen Grundlagen möglich 
sein. Zudem sind Organisationen sub- 
stantiell für das Entwickeln solidarischer 
Kulturformen. 

Allein um bestehende Politikformen 
effizienter zu machen sind Organisatio- 


nen keine echte Bereicherung. Das Alte 
würde nur neu verpackt und stringenter 
gemacht, z.T. mit katastrophalen Fol- 
gen. Nichts ist penetranter, als wenn 
sich Innen-/Außen-Mentalitäten sektie- 
rerisch an der Organisations- oder 
Gruppenzugehörigkeit festmachen. 

Für offene, wirklich innerhalb der 
Gesellschaft intervenierende revolu- 
tionäre Politik sind Organisationen und 
darin festorganisierte Gruppen vor Ort 
jedoch unverzichtbar. Was im gesell- 
schaftlichen Alltag wirklich bedrohlich 
lauert, ist Beliebigkeit, Bequemlichkeit 
und der Frieden mit den Verhältnissen. 
Allein machen sie uns ein. Handlungs- 
fähige Gruppen mit eigenem politischen 
Profil, d.h. einer wahrnehmbaren Praxis, 
sind Voraussetzung für jede Arbeit. 
Ansonsten bleibt jede Einmischung 


planlose Handwerkelei am Bestehen- 
den. 


lFür die Harris- Aktion gibt es eigentlich nur noch 
eine einigermaßen nachvollziehbare, alternative 
Erklärungsmöglichkeit: Die radikale Aktion soll pro- 
vokatorisch wirken und darüber Lernprozesse in 
der Bevölkerung in Gang setzen. Eine Strategie, die 
die intellektuelle oder kulturelle Provokation ver- 
wendet, kann man heute wohl nur noch als nostal- 
gisch bezeichnen. Der postmoderne Kapitalismus 
zeichnet sich ja gerade dadurch aus, daß eigentlich 
alles erlaubt ist. Wie Wiglaf Drostes Anhängerschar 
beweist, ist Sbocking sogar ausgesprochen in. 


2/n der Regel jedoch geht die Entwicklung keines- 
wegs pauschal zurück zum „Parteigründungs-Kom- 
munismus”, wie es Anfang der 70er Jahre nach dem 
Zusammenbruch des SDS der Fall war. Das Verhäilt- 
nis der radikalen Linken gegenüber der kommuni- 
stischen Tradition ist nach dem offensichtlichen 
Ende des Realsozialismus distanziert genug, um 
nicht einfach geschichtliche Modelle aufzuwärmen. 
Was eher schon der Fall ist, ist die Rückkehr einzel- 
ner Versatzstücke aus der 
kommunistischen 
Geschichte. Aus Ermange- 
lung politisch vermittelbarer, 
eigener Kultur, greifen auto- 
nome Linke auf die KPD- 
Ästhetik zurück oder malen 
sozialistischen Realismus, 
um so historische Anknüp- 
fungspunkte aufzuzeigen. 
Begleitet wird dieser Ver- 
such von einer verunsicher- 
ten Rechtfertigung der DDR 
und ihrer „sozialen Verdien- 
ste”, wie sie vor allem im 
Osten weit verbreitet ist. Das 
ist m.E. politisch verhängnis- 
voll, weil es die gewonnene 
Erkenntnis abschwächt, daß 
das staatssozialistische 
Modell des sowjetischen 
Blocks im Prinzip antieman- 
zipatorisch ist. Für ein Pro- 
jekt der Befreiung war und 
ist die traditionell-kommunistische Politik vor allem 
in ihrer Staatsform untauglich. 

Die Wiederentdeckung kommunistischer Ästhetik 
vor allem im Rahmen der Antifaschistischen Aktion- 
Bundesweite Organisation als „Dogmatisierungsten- 
denz der Antifa” (so in der konkret 2/94) zu inter- 
pretieren, geht allerdings am Problem vorbei. In der 
Auseinandersetzung mit Organisationsansätzen wird 
viel zu oft mit Schablonen gearbeitet („stalinistisch”, 
„Kaderpartei”, „dogmatisch”...), die nichts erklären. 


3 Der soziologische Begriff „Tribalism” beschreibt 
das Entstehen von „Stämmen” in den hochent- 
wickelten Gesellschaften. Der Zerfall traditioneller 
Milieus wie der Arbeiterklasse führt zum Entstehen 
neuer „Mikrogesellschaften”, die sich nach außen 
klar abgrenzen. Die Konstituierungsmuster für so]- 
che Milieus können dabei höchst unterschiedlich 
sein: sexuelle Orientierungen, „ethnisches” Zusam- 
mengehörigkeitsgefühl, subkulturelle Identität, aber 
auch Konsuminteressen (z.B die witz-Sprichwört];. 
che Opel-Manta-Community). 


4 in den Nummern 3, 4 und 5 der 17°C; eine weni- 
ger langatmige, von Günter Jacob selbst erstellte 


Zusammenfassung des Textes ist in dem Sammel- 
band „Die Radikale Linke” zu lesen. 


> Der Begriff „Fordismus” - der sich vom us-ameri- 
kanischen Autohersteller Ford ableitet - kennzeich- 
net eine Gesellschaftsform, die vor allem vom 
Fließband und der Großfabrik bestimmt ist. Durch 
die Entwicklung des Fließbandes war Mitte der 20er 
Jahre eine Massenfertigung in Großfabriken mög- 
lich geworden. Parallel dazu sanken die Preise für 
Güter, die bis dahin als Luxusartikel galten: Vor 
allem das Automobil wurde zum Massenkonsum- 
gut. Charakteristisch für den „Fordismus” war denn 
auch die sozialpartnerschaftliche Integration der 
Arbeiterklasse. Sie erlangte zum ersten Mal eine 
relevante Teilhabe am gesellschaftlichen Konsum 
und - vermittelt über die Gewerkschaftsapparate - 
an der politischen Macht. 

In die Krise geriet der „Fordismus” Mitte der 70er 
Jahre als Folge verschärfter sozialer Konflikte, res- 
sourcenbedingter Grenzen und einer weitreichen- 
den Konsumsättigung. Nichtsdestotrotz läßt sich ein 
Ende des „Fordismus” noch nicht eindeutig erken- 
nen. Zwar ist die Sozialpartnerschaft zwischen 
KapitalistInnen und ArbeiterInnen in vielen Ländern 
von Seiten der Unternehmen aufgekündigt worden, 
aber nach wie vor bestehen in den kapitalistischen 
Ländern Massengesellschaften mit Serienfertigungen 
und der Automobilindustrie als ökonomischem 
Motor. Inwieweit sich diese Struktur noch verän- 
dern wird, hängst entscheidend von den gesell- 
schaftlichen Bewegungen und Kräfteverhältnissen 
ab (zum Fordismus: Joachim Hirsch/Roland Roth 
„Das neue Gesicht des Kapitalismus”). 


6 Diese Teilhabe der Arbeiterklasse an den Kon- 
summöglichkeiten kam zustande, weil die massive 
Nachfrageerhöhung nach der schweren Wirtschafts- 
krise 1929/30 neue Entwicklungshorizonte eröff- 
nete. Die keynesianistische (und in abgewandelter 
Form auch die nationalsozialistische) Sozialpartner- 
schaft manifestierte die Massengesellschaft politisch. 
Es existierten nicht mehr klar abgegrenzte Klassen 
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mit eigenen Kulturen (wie noch in den 20er Jah- 
ren), sondern es herrschte zunehmend ein einziger 
vom fordistischen Produktionsmodell geprägter 
Lebensstil für alle Klassen. 


7Man kann sagen, daß die fordistische Massenge- 
sellschaft in den 60er Jahren allmählich in die Krise 
geriet. Die kulturellen Rebellionen gegen das 
Establishment in den Jahren 1967-80 sind auf jeden 
Fall Ausdruck einer solchen gesellschaftlichen 
Krise. Die große Bedeutung des (sub-) kulturellen 
Aufbruchs in jenen Jahren belegt zumindest, daß 
die „o8er Bewegung” sehr viel mehr war als eine 
politische Protestbewegung gegen den Vietnam- 
krieg, den US-Imperialismus und die autoritäre 
Demokratie. 


SDer Begriff „Assimilation” ist bewußt provokativ 
gewählt. „Assimilation” meint in der Regel die 
Anpassung von diskriminierten Minderheiten an 
Herrschaftskulturen. Genau das ist aber in diesem 
Zusammenhang nicht gemeint. Es geht darum, daß 
eine - durchaus privilegierte - bundesdeutsche 
Linke sich in die sozialen Realitäten hineinbewegen 
muß, wenn die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
verändert werden sollen. Assimilation als sehr 
scharfer Begriff ist deswegen gewählt, weil es diese 
Bereitschaft, eigene subkulturelle Normen aufzu- 
geben, überhaupt nicht gibt. Gerade im Verhältnis 
von bundesdeutschen Linken zu ImmigrantInnen ist 
dies immer wieder offensichtlich. 


In Günter Jacobs „Kapitalismus und Lebenswelt” 
ist dies griffig zusammengefaßt: 

„Edward P. Thompson hat in seinem Buch “Die Ent- 
stehung der Arbeiterklasse” nachgewiesen, daß die 
Entwicklung des Kapitalismus zwar eine notwen- 
dige, aber keine hinreichende Bedingung für die 
Entstehung der Arbeiterklasse war. Wie wenig 
Armut und Elend automatisch zu revolutionärem 
Bewußtsein führen, zeigt er am Beispiel des „King 
and Church"-Mobs, der in den Jahren der französi- 
schen Revolution Personen angriff,. die mit den 


Revolutionären in Frankreich sympatbisierten. 
Nicht das absolute Ausmaß der Armut, sondern 
deren Erfahrung und Interpretation als „morali- 
sches Unrecht” ist nach Thompson die Ursache für 
den Widerstand. Demnach kann eine Klasse nur in 
sozialen Kämpfen sichtbar werden. Umgekehrt zeu- 
gen soziale Stabilität und feblende Empörung nicht 
unbedingt von der Abwesenheit materiellen und 
psychischen Elends, sondern von der moralisch- 
politischen Übereinstimmung der Betroffenen mit 
normativen Vorstellungen von einem sozial adä- 
quaten Leben”... Der französische Sozialwissen- 
schaftler Pierre Bourdieu spricht von der Klasse als 
“Wille und Vorstellung” und zeigt, wie die marxisti- 
sche Arbeiterbewegung erst die Arbeiterklasse 
„machte", indem sie die verschiedenen Ansatz- 
punkte für die Auflösung von Gruppenzusammen- 
hängen durch identitätsschaffende Losungen wie 
„Solidarität” relativierte.” in 17°C Nr.3, S.19. 

10paß es zu dieser Neudeutung kapitalistischer 
Unterdrückung kam, hatte vor allem mit zwei Fak- 
toren zu tun: Einerseits wurden mit der keynesiani- 
stischen Sozialpartnerschaft die sozialen Wider- 
sprüche tatsächlich ungreifbarer, und es begann 
eine regelrecht physische Aneignung z.B durch 
Werbung der Individuen. Zum anderen brachte die 
Veröffentlichung der 1844-46 geschriebenen „Öko- 
nomisch-philosophischen Manuskripte” im Jahre 
1932 einen ganz anderen Marx als den bis dahin 
bekannten zu Tage. So stand in den „Manuskripten” 
nicht wie später die politsch-ökonomische Struktur, 
sondern das entfremdete, entmenschlichte Subjekt 
im Mittelpunkt Marx‘ Interesses. 


llwyer konkret die Faust erhebt, läßt sich, wie ich 
glaube, im Voraus nicht bestimmen. Aber tendenzi- 
ell wird - wenn überhaupt - ganz bestimmt eher an 
den Rändern Unruhe gestiftet werden, als in der 
klassischen „Arbeiterklasse”. 
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„WIR MÜSSEN DIE KRISE NUTZEN, DENN 
JETZT SIND DIE MENSCHEN REIF” 

(Tyll Necker, Präsident des Bundesver- 
bandes der deutschen Industrie, 1993) 


Dieser Text faßt in groben Zügen eine 
Ausstellung und ein Seminar zusammen, 
die von FELS im Rahmen einer Kampa- 
gne der Antifaschistischen Aktion-Bun- 
desweite Organisation im Herbst letzten 
Jahres gemacht wurden. Bei dieser 
Kampagne zum 9.November ging es um 
Geschichtsarbeit zu drei einschneiden- 
den Ereignissen an diesem Tag in der 
deutschen Geschichte: die Revolution 
1918, die Pogromnacht 1938 und die 
Konsequenzen des Mauerfalls 1989. 

Die Ausstellung und das Seminar bezo- 
gen sich auf den 9. November 1989 und 
die sozialen Umwälzungen seitdem. 
Unser Hauptinteresse lag darauf, daß 
die momentanen Veränderungen wie 
Reallohnabbau, rassistische Überfälle, 
verschärfter Existenzdruck usw. nicht 
vorübergehende Krisenerscheinungen 
sind, sondern Elemente einer bleibende 
Transformation Deutschlands darstellen. 
Der soziale Umbau ist umfassend und 
würde eigentlich den gemeinsamen, 
organisierten Widerstand von so unter- 
schiedlichen betroffenen Gruppen wie 
ImmigrantInnen, Teilen der Gewerkschaf- 
ten, Fraueninitiativen, Behinderten, anti- 
militaristischen Gruppen etc. nötig und 
möglich machen. Die Entwicklung der 
letzten Jahre ist im folgenden skizziert. 


DiE KrısE DES KEYNESIANISMUS! 
Anfang der 70er Jahre war das bestim- 
mende wirtschaftspolitische Modell der 
Nachkriegszeit, der Keynesianismus, in 
die Krise geraten. Seit dem New Deal in 
den USA, aber auch mit den Nazis in 
Deutschland, war weltweit ein politi- 
sches Konzept verfolgt worden, das der 
Massenproduktion von Gütern (Fordis- 
mus) angepaßt war und sich zentral 
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durch die Institutionalisierung des Kıas- 
SENKAMPFS? auszeichnete. Die Arbeiter- 
klasse erlangte mit dem Keynesianismus 
zum ersten Mal in der Geschichte der 
Industriegesellschaften eine signifikante 
Beteiligung am gesellschaftlichen Kon- 
sum und an der politischen Macht. 

Dies war a) der Notwendigkeit 
geschuldet, daß die in Massenfertigung 
hergestellten Güter abgesetzt werden 
mußten, und b) auf die Tatsache 
zurückzuführen, daß die Klassenkämpfe 
zu einer permanenten Instabilität der 
kapitalistischen Gesellschaften geführt 
hatten. Durch „sozialpartnerschaftliche” 
Teilhabe und Disziplinierung der Arbei- 
terInnen wurden nun neue Märkte 
eröffnet und politische Unruhe beseitigt. 
Kombiniert wurde dies mit einer aktiven 
Konjunkturpolitik des Staates, der durch 
Zinspolitik, Investitionsprogramme und 
Sozialmafsnahmen die heftigen Schwan- 
kungen des kapitalistischen Marktes 
abfederte. D.h. in Depressionszeiten 
senkten die staatlichen Zentralbanken 
die Zinsen, um Investitionen zu stimu- 
lieren oder der Staat selbst tätigte (meist 
kreditfinanzierte) Investitionsvorhaben 
Umgekehrt versuchte man in Zeiten der 
Hochkonjunktur die Boomeuphorie 
durch höhere Zinsen und Steuern abzu- 
mildern, um inflationäre Entwicklungen 
zu verhindern und ÜBERINVESTITIONEN? 
zu begrenzen. Der Keyenesianismus 
erkannte damit faktisch die marxistische 
Theorie von den Überakkumulationskri- 
sen an und machte den Staat zum Kri- 
senmanager des Marktes. 


Die Krise des Keynesianismus dürfte 
mehrere Ursachen haben. 
F:“: geriet die fordistische Mas- 
senproduktion an ressourcen- und 
absatzbedingte Grenzen. Neue Märkte 
konnten nicht mehr grenzenlos 
erschlossen werden, weil der Bedarf an 
Massenkonsumgütern in den Industrie- 


staaten weitgehend gedeckt war, die 
vom Konsum Ausgeschlossenen der 
3.Welt jedoch über keine Mittel verfüg- 
ten, um Waren zu erwerben. Gleichzei- 
tig waren immer mehr Ökonomien in 
der Lage, die klassischen Massenpro- 
duktionsgüter herzustellen, die Konkur- 
renz auf dem Weltmarkt nahm zu. Es 
kam zwar auch weiterhin zu echten 
Innovationen im Massenkonsumgüter- 
bereich (z.B. Video, Computer, Sportin- 
dustrie, Tourismus usw.), aber die 
Herstellung dieser Produkte war nicht 
mehr arbeitsintensiv genug, um das for- 
distische Massenkonsummodell aufrecht 
zu erhalten. Außerdem zeichneten sich 
auch Ökologische Grenzen ab. 

weitens erzeugte der antikapitalisti- 

sche Widerstand in vielen Ländern 
der Welt Anfang der 70er einen unge- 
heuren Druck auf den Sozialpakt. In 
einer Zeit, wo die Wachstumsmargen 
(aus oben genannten Gründen) immer 
geringer wurden, wirkten sich die 
selbstbewußten Forderungen von Arbei- 
terInnen massiv gewinnschmälernd aus. 
Dazu kam die soziale Rebellion gegen 
die aufgezwungene Disziplin in den 
Industriestaaten. Die Sozialpartnerschaft 
beinhaltete ja auch eine „Friedens- 
Pflicht” der Unterklassen und ein bereit- 
Williges Akzeptieren der Konsum- und 
Lebensmodelle, die mit den Jugend-, 
Frauen-, Rocker- und ArbeiterInnenbe- 
wegungen seit Mitte der 60er Jahre welt- 
weit in Frage gestellt wurden. 

rittens nahm die wirtschaftspoliti- 

sche Interventionsmacht des Staa- 
tes ab. Durch die Internationalisierung 
des Weltmarktes, durch die (u.a. infor- 
mations- und verkehrstechnologisch 
möglich gewordene) hohe Mobilität des 
Kapitals und das explosive Wachstum 
des Spekulationssektors griffen die wirt- 
schaftspolitischen Instrumentarien des 
keynesianistischen Staates (Zinsen, Aus- 
gabenpolitik/ Investitionsprogramme, 


Zölle, Währungspolitik usw.) immer 
weniger. 

Die Macht des Marktes verdrängte die 
des NATIONALSTAATS®. 


Reaganomics und Thatcherism stehen 
exemplarisch für die Auflösung des key- 
nesianistischen Modells in den 
Industrieländern. Der Staat verab- 
schiedete sich von seiner Rolle als 
Wirtschaftslenker, es wurde wieder 
auf die Selbstheilungskräfte des Mark- 
tes geschworen und die neoliberale 
Ideologie erlebte einen Siegeszug. 
„Sozialpartnerschaftliche” Verpflich- 
tungen wurden aufgekündigt, die 
Gewerkschaften vor allem in Grofß3- 
britannien aus ihren Machtpositio- 
nen verdrängt und regelrecht in die 
Bedeutungslosigkeit gestoßen, Arbeits- 
und Kündigungsschutzgesetze ver- 
schwanden, flexible Arbeitszeiten, dere- 
gulierte Arbeitsverhältnisse und unabge- 
federte Massenarmut kehrten in die 
Industriestaaten zurück. Begleitet wurde 
diese Entwicklung von einer Individuali- 
sierungswelle. Soziale Milieus zerfielen 
in gesellschaftliche Subszenen, Beliebig- 
keit und Unverbindlichkeit wurden zu 
bestimmenden sozio-kulturellen Werten, 
der Trend zum individualistischen 
Durchkämpfen (aber auch „Genießen”) 
ist allgegenwärtig geworden. 


Das neoliberale Modell bewies sich 
unter den neuen Bedingungen als pro- 
duktiver als der keynesianistische Vor- 
läufer. Der Wettbewerbsdruck, der 
durch Individualisierung und die 
Abschaffung sozialer Sicherheiten 
erzeugt wurde, setzte Kräfte frei. Die 
radikale Existenzbedrohung ist schließ- 
lich immer schon eine der wichtigsten 

Triebfedern kapitalistischer Dyna- 
mik. 

Der Keynesianismus war solange 
wirkungsvoll gewesen, als eine 
soziale Gegenkraft von unten mit der 
Destabilisierung des ökonomischen 
Modells drohen und die Ruhigstellung 
dieser Gegenmacht durch ihre Teil- 
habe am Konsum erkauft werden 
konnte (bzw. technische Innovationen 
neue Absatzmärkte nötig machten). Als 
sich dies jedoch -wie dargestellt- bei 
sinkenden Wachstumsraten auf die 
Gewinne niederschlug und die Zurück- 
haltung der Unterklassen nicht mehr 
problemlos erkauft werden konnte, 
geriet das keynesianistische Modell an 
seine Grenzen. 


Der neoliberale Terror („wer keine Arbeit 
hat, geht vor die Hunde”) wirkte dem 
disziplinierend entgegen. 

Die Verschärfung innergesellschaftlicher 
Konkurrenz wurde auch ordnungspoli- 
tisch mit eiserner Faust durchgesetzt. Es 
vollzog sich trotz abnehmender Protest- 
bewegungen eine sicherheitspolitische 


Aufrüstung der k 
staaten. 


apitalistischen Indstrie- 


Der Wirtschaftsliberalismus hält sich 
er die Möglichkeit offen, Krisen im 
Notfall autoritär bewältigen zu können. 


| DER „RÜCKSTAND” DER BRD 

Die alte Bundesrepublik lag im Neolibe- 
ralisierungstrend immer ein gutes Stück 
zurück. Im Vergleich zum seit 1981 von 
„soZialisten” regierten Frankreich sind 
Massenelend und Sozialabbau in der 
BRD trotz 12 Jahren CDU-Regierung bis- 
her „bescheiden” geblieben. Das hat mit 
Sicherheit damit zu tun, daß die wirt- 
schaftlichen und politischen Eliten in 
der BRD historisch den „Sozialpartner- 
schafts"konzepten stärker zugeneigt 
sind als z.B. in Frankreich und Italien 
(was natürlich auch mit wirtschaftlicher 
Stärke zu tun hat - in einem reichen, 
imperialistischen Land kann auch der 
Konsumstandard der Unterklassen ange- 
hoben werden). Der „Sonder- 

weg” des deutschen Kapita- 
lismus besteht u.a. seit 
den Sozialgesetzen Bis- 
marcks in einer ge- 
wissen Absicherung 
der Arbeiterklasse. 
Nach dem 2. 
Weltkrieg insti- 
tutionalisierte 
sich diese 
recht 
erfolgreiche Strategie 
(die in einer anderen 
Variante auch von den 
Nazis praktiziert wurde: 


dort waren Sozial- 
maßnahmen für Arbeitslose 
und Investitionsprogramme - 
wie z.B im Hitlerschen Autobahnbau- 
Teil der Kriegsvorbereitungen) unter 
dem von Ludwig Erhard geprägten 
Begriff der „Sozialen Marktwirtschaft”. 
Dennoch werden die relativ intakten 
Grundmauern der „bundesrepublikani- 
schen Sozialpartnerschaft” von 
zahlreichen westdeutschen 
Unternehmsleitungen inzwischen als 
Rückstand betrachtet. 

Die Regierungsübernahme 
von 1982 war der Auftakt 
einer langangelegten „Wen- 
de”. Trotzdem blieb der Sozialabbau, 
verglichen mit anderen westeuropäi- 
schen Staaten, verhalten. Gerade die 
VerteidigerInnen des Realsozialismus 
haben oft versucht, dies mit der „Front- 
lage” der BRD zum Warschauer Pakt zu 
erklären. Angeblich habe die Konkur- 
renz der DDR das bundesdeutsche 
Kapital zu Zugeständnissen gezwungen. 
Die These ist kaum zu halten. Die DDR 
stand seit Mitte der 60er Jahre im 
direkten Vergleich um so vieles 
schlechter da, daf3 auch eine that- 
cheristische Bundesrepublik 
nicht um ihre 
Stabilität hätte 
fürchten müssen. 


Unserer Meinung 
nach waren es 
wohl vor allem 
die anhaltende 
Prosperität der BRD-Wirtschaft 
und die genannten historischen 
Bezugspunkte in der Herrschafts- 
strategie des deutschen Kapitals, 
die dazu führten, daß die Christ- 
demokratie in der BRD eine 
moderatere Politik verfolgten als 
z.B. die Tories in Großbritannien. 


DER ZUSAMMENBRUCH 
DER DDR 

Das Herrschaftsmodell der realsozialisti- 
schen Gesellschaften bewies sich schon 
seit Mitte der 20er Jahre als weit- 
gehend innovationsunfähig. Zwar 
hatte das starre, parteibürokrati- 
sche und offen-tyrannische Modell Stal- 
ins ein rasantes industrielles Aufhöl- 
manöver ermöglicht - die Sowjetunion 
vollzog den industriellen Sprung, der 


in Britannien 200 Jahre gedauert hatte, 
in 40 Jahren -, aber dies war nur so 
lange möglich, wie eine vorgegebene 
Entwicklung kopiert werden konnte. Als 
es um echte Neuerungen ging, versagte 
der Realsozialismus. Kein historisches 
Ereignis manifestierte dies wie das Jahr 
1968. Während es das kapitalistische 
System vermochte, den sozialen Auf- 
stand als Modernisierungsimpuls aufzu- 
nehmen und für sich nutzbar zu 
machen, beantwortete der Realsozialis- 
mus den Aufbruch in der CSSR mit kru- 
der Gewalt und INTEGRATIONSUNFÄHIG- 
KEIT. 

Die Überlegenheit des Kapitalismus 
(über die als realsozialistisch titulierten 
Gesellschaften) basierte anscheinend 
unter anderem auf dem kontrollierten 
Pluralismus, wie er für die westlichen 
Staaten kennzeichnend ist. Dieser 
ermöglicht, daß gesellschaftliche Krisen 
in Transformationen und Erneuerungen 
münden. Ehemalige Linksradikale brin- 
gen die brennender werdende ökologi- 
sche Frage auf die Tagesordnung, Hip- 
pies aus der Nähe San Franciscos 
entwickeln in ihren Garagen die Com- 
puterprogramme der Zukunft und sogar 
der Marsch von echten Systemopposi- 


Nesumer 


tionellen durch die Institutionen zerstört 
deren Fundamente nicht. 

Die herrschende Klasse in den realso- 
zialistischen Staaten war hingegen 
unfähig, Protest als Korrektiv für gesell- 
schaftliche „Fehl”entwicklungen zu 
begreifen. Gleichzeitig zwang die Nicht- 
Existenz von Legitimationsmechanismen 
(Wahlen vermitteln im Kapitalismus den 
Eindruck, eine Regierung werde vom 
Volk bestimmt) die realsozialistische 
Oberschicht dazu, weitreichende öko- 
nomische Zugeständnisse an „ihr Volk” 
zu machen. Der Konsum der DDR bei- 
spielsweise war schon seit Anfang der 
80er Jahre nur noch durch Auslandskre- 
dite zu decken. Das Land war pleite, 
dennoch konnte die herrschende Klasse 
nicht ernsthaft daran denken, den Kon- 
sumstandard (der sowieso deutlich 
unterhalb des westdeutschen Vergleich- 
sniveaus lag) zu drücken. Dies hätte 
(wie in Rumänien) zum Verlust auch 
der letzten Reste von Legitimität geführt. 
Damit war die wirtschaftliche Pleite vor- 
programmiert. Die reformpolitische 
Option A la Gorbatschow, bei der sich 
Teile der alten herrschenden Klasse zu 
Modernisierern in Richtung Kapitalismus 
aufschwingen, wurde von den Greisen 


um Honecker verschlafen - und zwar 
nicht aus kommunistischer Ehrlichkeit 
(die DDR-Elite war eine herrschende 
und ausbeutende Klasse, die zur Auf- 
rechterhaltung des Machtverhältnisses 


jede Art von Herrschaftstechnologie zu 
nutzen versuchte). 


Die Ursachen für die Entwicklung des 
Realsozialismus in diese Richtung liegen 
natürlich tiefer und sind vielschichtiger 
als hier dargestellt. Dennoch steht fest, 
daß der Realsozialismus 1989 nicht ein- 
fach vom imperialistischen Feind 
besiegt wurde, sondern auch an struktu- 
rellen Mängeln zugrunde ging. 


DEINDUSTRIALISIERUNG 

Der von der herrschenden Klasse in 
Westdeutschland betriebene Anschluß 
der DDR war zunächst eine relativ kon- 
zeptionslose Antwort auf den in dieser 
Form nicht erwarteten Zusammenbruch 
der DDR. Die Regierung Kohl hatte 
grofßses Interesse daran, die „historische 
Chance” einer Wiedervereinigung nicht 
zu verspielen. Die Massenmedien ver- 
wendeten darum ihre geballte Kraft dar- 
auf, nach der Propagierung der Flucht- 
wellen über Ungarn nun die 


Forderungen der DDR-internen Opposi- 
tionsbewegung umzudrehen. Dies 
wurde in Ostdeutschland bereitwillig 
aufgenommen. Während im Oktober 
und November 1989 noch für Bürger- 
rechte, Demokratisierung, Reisefreiheit 
und einen „3.Weg auf sozialistischer 
Grundlage” demonstriert wurde, über- 
wog schon im Winter die Forderung 
nach Anschluß an den westdeutschen 
Konsumstandard. Aus der antibürokrati- 
schen Parole „Wir sind das Volk” wurde 
das deutschtümelnde „Wir sind ein 
Volk”, außerdem eroberte sich die DM- 
Jetzt-Bewegung die Straße. 

Mit dem Druck von unten und oben 
wurden Tatsachen geschaffen. Schon im 
Februar 1990 war faktisch klar, daß es 
keine realisierbare Alternative zur 
schnellen Vereinigung mehr gab. Die 
unvermittelte Öffnung der Grenzen und 
die geschürten Konsumerwartungen 
machten eine eigenständige DDR, mit 
deutlich niedrigerem Lohnniveau, 
unmöglich . 

Die Währungsunion am 1.Juli 1990 
besiegelte die weitere Entwicklung Ost- 
deutschlands. Das Handelsblatt verglich 
den damals festgelegten Wechselkurs 
Ostmark-DM einmal provokativ mit dem 
„MORGENTHAU”-PLAN VON 
1945°. Tatsächlich wurde die 
Ostmark mit dem Wechsel- 
kurs von 1:1 faktisch um 
300-400% aufgewertet. 
Dadurch jedoch wurde es 
den OÖstbetrieben von einem 
Tag auf den anderen unmög- 
lich gemacht, ihre Produkte 
abzusetzen. Damit gelang es 
den westdeutschen Unter- 
nehmen, ostdeutsche 
Betriebe aus dem Absatz- 
markt auszuschließen. 

Das wahltaktische Kalkül 
führte dann zu jenen finanz- 
politischen und sehr 
populären Entscheidungen 
(faktische Aufwertung der 
Ostmark), mit denen die 
Deindustrialisierung der DDR 
eingeleitet wurden. Diese 
Politik, die inzwischen als 
Ursache für den den industri- 
ellen Kahlschlag anerkannt 
ist, konnte jedoch immer auf 
eine Mehrheit in der ostdeut- 
schen Bevölkerung zählen. 
Das Verschwinden der DDR 
ist also weder Vereinigung 
noch Annektion. Ersteres 
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unterstellt Gleichberechtigung von zwei 
Partnern, zweiteres eine Zwangsmaß- 
nahme. Wir finden deswegen den 
Begriff „Anschluß” auch mit der Paral- 
lele Österreichs 1938 passender. Zwar 
übten die westdeutschen Massenmedien 
bewußt Einfluß auf die Oppositionsbe- 
wegung der DDR aus, aber dieser 
äußere Druck wurde von dieser in wei- 
ten Teilen gutgeheifßen. 


INTERESSEN AN DER OSTDEUTSCHEN 
Krise ? 

Die Konsequenzen der Bonner Wirt- 
schaftspolitik wurden relativ schnell 
klar. Schon Anfang 1991 zirkulierte im 
Bonner Finanzministerium ein Papier, in 
dem das Ausmaß des wirtschaftlichen 
Ruins ziemlich genau vorhergesehen 
wurde. Nur 700.000 von insgesamt 3,4 
Millionen Industriearbeitsplätzen wür- 
den nach Abschluß der Treuhandpolitik 
übrig bleiben, hieß es da. 
Daf3 dennoch dieselbe Linie weiterge- 
fahren wurde wie bisher, läßt sich nicht 
mit Fehlentscheidungen oder Unfähig- 
keit erklären, wie dies sozialdemokrati- 
sche KritikerInnen der Bundesregierung 
meistens vorwerfen. Es bestand ganz 
einfach kein Interesse an einer Sanie- 
rung von Östindustrien. In einer Welt- 
marktsituation, in der um Absatzmärkte 
hart gekämpft wird und westdeutsche 
Industriekapazitäten nicht ausgelastet 
werden können, würde es nicht viel 
Sinn machen, wenn sich der bundes- 
deutsche Staat langfristig und kostspielig 
zu Sanierungsprogrammen verpflichten 
würden. 
Zudem bietet sich mit der sozialen Krise 
der DDR die ebenfalls ‚historische 
Chance”, den Rückstand gegenüber 
anderen Industrienationen aufzuholen. 
Der Satz von Arbeitgeberpräsident Tyll 
Necker „Wir müssen die Krise nutzen, 
denn jetzt sind die Menschen reif”, 
meint genau dies. Mit der Verhinderung 
von Lohnanhebungen in Ostdeutsch- 
land (wie im Metallstreik 93) werden 
die Löhne insgesamt gedrückt. Gleich- 
zeitig zwingt die hohe Arbeitslosigkeit 
zur Selbstdisziplinierung der Belegschaf- 
ten, erhöht sich der Konkurrenzdruck, 
wird eine neue Dynamik des Ellenbo- 
gens freigesetzt. 
Der angebliche Umbau der DDR ist 
somit zur „Transformationskrise” des 
ganzen Landes ausgeweitet worden. 
Alle sozialpolitischen Veränderungen 
gehen im Augenblick auf Kosten der 


Arbeit. Die Pflegeversicherung wird 
durch einen zusätzlichen Arbeitstag 
finanziert, die Gewerkschaften lassen 
verstärkt Ausnahmen aus den Mantel- 
verträgen zu, Arbeitszeit wird flexibi- 
lisiert, unsichere Arbeitsverhältnisse 
legalisiert, die Beiträge für Sozialversi- 
cherungen wachsen, Lohnerhöhungen 
decken nicht einmal mehr das Inflations- 
niveau. 


RASSISMUS UND SEXISMUS ALS 
BESTANDTEIL DER UMGESTALTUNG 
Auf komplexe Art und Weise ist vor 
allem die rassistische Unterdrückung zu 
einem prägenden Bestandteil der Trans- 
formation geworden. Aus unserer Beob- 
achtung ergeben sich vier Phasen des 
Rassismus seit 1989: In der ersten 
Phase, die ungefähr bis Ende 1990 dau- 
erte, entwickelte sich der rassistische 
Terror vor allem im Gefolge der aggressi- 
ven Großmachteuphorie. Die medienpoli- 
tisch angeheizte Wiedervereinigungsstim- 
mung (die vor allem einen schnellen 
Anschluß, d.h. Tatsachen, erzwingen 
sollte) drückte sich bereits in einer rasan- 
ten Zunahme von Angriffen gegen die 
„Leistungsunfähigen” und „Minderwerti- 
gen” aus. Ein offensichtlicher Ausdruck 
dieser brutalen „Euphorie” waren z.B. 
die Feiern nach dem Sieg der Fußball- 
weltmeisterschaft im Sommer 1990, die 
für viele ImmigrantInnen zu einer ech- 

ten Schreckensnacht wurden. 

In einer zweiten Phase verschärften 
staatliche Institutionen und Parteien 
selbst direkt das rassistische Klima. In 
Anbetracht einer eskalierenden sozialen 
Krise wurde ab Ende 1990 wie schon 
einmal zu Beginn der 80er Jahre die 
„Asyldebatte” geschürt. Dabei wurden 
Überfälle auf Flüchtlingsheime von der 
politische Klasse nicht nur in Kauf 
genommen, sondern regelrecht geför- 
dert. In Rostock beispielsweise ist 
belegt, daß die Polizei sich am Abend 
des schlimmsten Überfalls nach einem 
Besuch von Innenminister Seiters 
bewußt zurückgezogen hat. Auch die 
Festnahmen in den Pogromnächten 
richteten sich fast ausschließlich gegen 
AntifaschistInnen, die den bedrängten 
VietnamesInnen zu Hilfe eilen wollten. 
Das hinter den rassistischen Angriffen 
stehende staatliche Interesse ist nicht 
schwer zu erklären: Mit der Asyldiskus- 
sion wurde dem aufkommenden sozia- 
len Widerstand präventiv ein Blitzablei- 
ter angeboten. Anstatt nach oben traten 
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die sozial Verunsicherten (meistens 
eben nicht die bereits Ausgegrenzten, 
sondern eher diejenigen Teile der 
Gesellschaft, deren Aufstiegschancen in 
der momentanen Krise begrenzt 
erscheinen) die zu Sündenböcken hoch- 
stilisierten ImmigrantInnen und Flücht- 
linge. 

Gleichzeitig wurden in der „Asylde- 
batte” auch bevölkerungs-, arbeitsmarkt- 
und migrationspolitische Ziele verfolgt. 
Das soziale Gefälle, das zwischen 
Südeuropa und Afrika besteht, befindet 
sich heute 80 km östlich von Berlin. Die 
500 km entfernte Ukraine hat einen 
niedrigeren Mindestlohn als Brasilien, 
nämlich je nach Inflationsstand weniger 
als 15 DM monatlich. Migration wird in 
den nächsten Jahren also ein noch 
wesentlicherer Bestandteil sozialer Rea- 
lität in Europa werden. 

Um hierauf flexibel reagieren zu kön- 
nen, war die Abschaffung des Asyl- 
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rechts sowie die Mobilisierung der 
Grenzbevölkerung für Polizeidienste 
(z.B. Hilfssheriffs an der Grenze zu 
Polen) notwendig. Beabsichtigt ist dabei 
nicht etwa, Einwanderung zu verhin- 
dern, sondern sie kontrollierbar zu 


machen. Andere Ökonomien machen] 


vor, wie wichtig illegale Schwarzarbeit 
für den Kapitalismus ist. Die italienische 
oder kalifornische Wirtschaft bauen seit 
Jahrzehnten auf die spottbilligen, illega- 
len Arbeitskräfte, die aus Nordafrika 
bzw. Mittelamerika einwandern und 
sich für Hungerlöhne verdingen. Die 
vergleichsweise wenig produktive nor- 
ditalienische Wirtschaft hat es mit dieser 
nicht-abgesicherten Billiglohnarbeit 
sogar bis in die Spitze der Weltwirt- 
schaft geschafft. Das gleiche ist auch in 
Deutschland erwünscht: Immigrantlin- 
nen sollen in ihrer Rechtlosigkeit jeder- 
zeit abschiebbar und kündbar sein. Dies 
hat auch den positiven Nebeneffekt, 


daß in Krisenmomenten unproduktive 
Arbeitslosenheere (die einer Volkswirt- 
schaft Geld kosten) abgeschoben wer- 
den können. Es ist immer schon 
Bestandteil deutscher „Gastarbeiterpoli- 
tik” gewesen, Reprodutionskosten abzu- 
wälzen. Durch Ausländergesetze wurde 
beispielsweise der Zuzug von Familien 
in den 60er und 70er Jahren behindert. 
Man wollte, daß unproduktive Alte und 
Kinder in der Türkei oder in Jugosla- 
wien versorgt werden, während die Ein- 
wanderung von Männern im arbeitsfähi- 
gen Alter stimuliert wurde. Durch die 
Nachwanderung von Familien ging die- 
ser Vorteil verloren. Heute erzeugt die 
Illegalisierung von ImmigrantInnen 
erneut den Fffekt, daß hauptsächlich 
dynamische, männliche Arbeitskräfte 
(die „intelligent” und»unabhängig genug 
sind, sich bis hierher durchzukämpfen) 
in die BRD gelangen. Sollte ihre Anwe- 
senheit Probleme erzeugen, genügt es, 
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| N h  Nac N die SPD unmittelbar nach den 
Bi" Rostocker Pogromen das Asylrecht 
RENT I REITEN! übernahmen die nazistischen 


Organisationen vorübergehend das 

Ruder in der rassistischen Mobilisierung. 

Sie, die als Kettenhunde des Staates 

agiert hatten, gaben nun neue Anpgriffs- 

objekte auıs: Nach Flüchtlingsheimen 

sollten die Häuser von lange hier leben- 

ı lange hier leben 

den ImmigrantInnen brennen. Diese 

Angriffe, z.B. in Mölln und Solingen, 

jedoch destabilisierten die bundesdeut- 

sche Gesellscha und beschädigten das 

Image der neuen Großmacht. Mit entpo- 
litisierenden Licherketten und einigen 

0. Verboten gelang es der Bundesregie- 
rung, die Er antirassistische 
Gegenbewegung auszutrocken und 
gleichzeitig den | Gesichtsverlust 
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Deutschlands im Ausland zu stoppen. 
In einer vierten Phase, in der die rassi- 
stischen Angriffe zurückgeschraubt sind, 
aber jederzeit die Drohung eines neuen 
Ausbruchs vorhanden ist, befinden wir 


uns jetzt. 


Unübersehbar ist heute, daß Rassismus 
und Sexismus die Transformation der 
BRD-Gesellschaft dominieren werden. 
Bis hin zu faschistischen Modellen 
scheint alles wieder denkbar. Am wahr- 
scheinlichsten ist jedoch, dafs die neoli- 
berale Verschärfung der sozialen Wider- 
sprüche zu us-amerikanischen 
Verhältnissen führt. Dort ist die rassisti- 
sche und sexistische Ausgrenzung bzw. 
Arbeitsteilung ein Stück kapitalistischer 
Stabilisierung, ökonomische Herrschafts- 
verhältnisse werden legitimiert, die öko- 
nomische Teilhabe bestimmter Schich- 
ten ermöglicht und Blitzableiter 
geschaffen. Gleichzeitig dient der staat- 


liche Rassismus zur intensivierten Aus- 
beutung von Illegalen. 


DrEı BLÖCKE UND EIN GESTAFFELTES 
OSTEUROPA 
Weltpolitisch löst sich die eindeutige 
Vormachtstellung der USA schon seit 
längerem auf. Im Golfkrieg wurden die 
USA als „Söldner der reichen Länder” 
karikiert, die für Milliardenbeträge aus 
Japan, Saudi-Arabien und der BRD die 
Ölvorkommen sicherten. Die Interpreta- 
tion war sicherlich übertrieben, aber 
unübersehbar ist auch, daß die asiati- 
sche Wirtschaftsregion - Japan mit den 
asiatischen Tigern (Südkorea, Taiwan, 
Hongkong und Singapur) sowie den 
Industriezentren in China, Malaysia, Phi- 
lippinen und Indonesien - der nordame- 
rikanischen Freihandelszone NAFTA 
den Rang als wichtigste Wirtschaftsre- 

gion der Welt abgenommen hat. 


Die Europäische Gemeinschaft als größ- 
ter Binnenmarkt der Welt gerät zuneh- 
mend unter den Einfluß Deutschlands 
und steht vor der schwierigen Frage, ob 
die politische Einheit der EU-Staaten 
vertieft oder aber der Anschluß anderer 
europäischer Staaten beschleunigt wer- 
den soll. Der Beitritt Finnlands, Öster- 
reichs, Schwedens und Norwegens wird 
vielfach als Sieg des Bonner Konzepts 
verstanden, das eine Ausdehnung der 
EU priorisiert. Die Perspektive einer 
integrierten osteuropäischen Billiglohn- 
zone gilt als Ursache des bundesdeut- 
schen Interesses einer EU-Ausweitung. 
Tatsächlich rücken durch den Beitritt 
Finnlands das Baltikum bzw. über 
Österreich Ungarn, Slowenien, Tsche- 


chien und Kroatien näher an die EU 


heran. Dennoch ist diese Entwicklung 
viel langsamer als anfangs vom westeu- 
ropäischen Kapital erhofft. Die politi- 


sche Instabilität und wirtschaftliche 
Katastrophenstimmung in den betreffen- 


den Ländern haben bisher wirklich 
große Investitionen in Osteuropa ver- 
hindert. Die BRD hat schon mit der Ein- 
gliederung der DDR immense Schwie- 
rigkeiten. Sehr viel komplizierter 
gestaltet sich die gewünschte Integra- 
tion des osteuropäischen Wirtschafts- 
marktes. 

Aufgrund dieser Schwierigkeiten wer- 
den jetzt zunächst die entwicklungs- 
fähigsten Regionen Osteuropas an- 
gegliedert. Dies sind vor allem 
Tschechien, Ungarn, Slowenien und 
Teile Polens. Auch Kroatien;dieSlowa= 
kei und das Baltikum gelten als interes- 
sante Regionen. Rußland dürfte zu so 
etwas werden wie das Brasilien Osteu- 
ropas: große Rohstoffexporte und einige 
Industriezentren, aber auch völlig unter- 
entwickelte Regionen. Abgeschrieben 
werden dagegen ganze Regionen wie 
der Kaukasus, manche zentralasiatische 
Republiken oder Albanien. Diese Län- 
der werden außer als Giftmüllimpor- 
teure oder Waffenkäufer kaum noch 
eine Rolle für die Weltwirtschaft spielen. 
Der nationalstaatliche Zerfall der 
Sowjetunion und Jugoslawiens (der von 
der BRD forciert wurde) zeigt sich im 
übrigen als zumindest teilweise vernünf- 
tig: die Einzelstaaten können leichter 
selektiert werden als der Gesamtver- 
band. Während dort früher extreme 
innere Gefälle bestanden’, können die 
Einzelstaaten heute differenziert behan- 
delt werden®. Dies vereinfacht die Inte- 
gration der dynamischsten Regionen. 
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Nesumen 


Zwischen den drei entstehenden 
Blöcken wachsen im Augenblick zwar 
Konkurrenzstrukturen, z.B. konnte man 
sich monatelang nicht über das GATT- 
Abkommen einigen, aber offene Kon- 
flikte sind auf längere Sicht nicht abseh- 
bar. Innerimperialistische Kriege 
zwischen Japan, der EG und Nordame- 
rika sind höchst unwahrscheinlich. 
Überhaupt läßt sich die Frage stellen, 
ob Konflikte in der Zukunft national- 
staatlicher Art sein werden, oder aber 
ob nicht multinationale Unternehmen 
unabhängig vom Firmensitz miteinander 


_um Einflußzonen ringen werden. Stell-_ 


vertreterkriege unterschiedlichster Art 


sind also denkbar, aber keine offenen 


Konflikte. 
e00 000 EHE HE EEE HH EEE E00 E00 000 


1 Benannt nach dem britischen Wirt- 


‚schaftswissenschaftler Keynes, der 


staatsinterventionistische Maßnahmen 
zur Abdämpfung konjunktureller 
Schwankungen einforderte. Er stellte 
sich damit den liberalen Marktideologen 
entgegen, die für eine möglichst geringe 
Einmischung des Staates in den Wirt- 
schaftskreislauf eintraten. Keynes‘ Kon- 
zepte wurden zur Grundlage der „sozia- 
len Marktwirtschaft” Ludwig Erhards 
(und schlugen sich darüber im BRD- 
Grundgesetznieder) 


2D.h. die Konflikte zwischen Arbeit 
und Kapital wurden gesetzlich reguliert. 
Kampfmaßnahmen auf beiden Seiten 
wurden juristische Beschränkungen auf- 
erlegt, der Tarifkampf zu einer Verhand- 
lungsangelegenheit von Grofßapparaten 
(Gewerkschaften und Arbeitergeberver- 
bänden). 


3 Die kapitalistischen Konjunkturkrisen 
erklären sich unter anderem dadurch, 
dafs in Zeiten des Booms große Investi- 
tionen getätigt werden, weil die Einzel- 
kapitalisten für die Zukunft ein weiter- 
hin hohes Wirtschaftswachstum 
erwarten. Durch die neuen Produktions- 
anlagen entstehen Überkapazitäten, d.h 
es werden Produkte hergestellt, die 
nicht mehr verkauft werden können. 
Diese Überproduktion, die Absatz- 
schwierigkeiten und daraus folgernd der 
Bankrott verschuldeter Unternehmen 
führen zur Wirtschaftskrise. Gelingt es 
dem Staat jedoch - so die keynesia- 
nistische Überlegung - durch eine Ver- 
ringerung der „Euphorie” (z.B. durch 


künstlich hoch gehaltene Zinsen) 
Neuinvestitionen zu beschränken, fällt 
auch die Krise weniger heftig aus. 
Zudem wird die Inflation gedämpft. 


4 Früher war es den Notenbanken bei- 
spielsweise möglich, die internationalen 
Wechselkurse durch Währungskäufe 
und -verkäufe zu bestimmen. Fiel der 
französische Franc, kauften die europäi- 
schen Zentralbanken auf dem Markt 
Francs, um diesen zu stützen. Mit dem 
Anwachsen des Finanzsektors (viele 
Ökonomen reden vom Entstehen eines 
„Casino-Kapitalismus” in den letzten 
Jahren) konnten die Zentralbanken den 
Spekulationsdruck der Großbanken 
nicht mehr auffangen. Ihre Währungsre- 
serven-sind-schlichtweg zu klein, um es 
mit den multinationalen Finanzimperien 
über einen längeren Zeitraum aufneh- 
men zu können. U.a. deswegen sind 
auch die europäischen Wechselkurse in 
den letzten Jahren instabiler geworden. 


5 Damit soll nicht gesagt werden, daß 
wir uns mit den Forderungen des Prager 
Frühlings identifizieren oder im Nach- 
hinein einer verpaßten Möglichkeit zur 
Reform des Realsozialismus hinterher- 
weinen. Allein aus der Sicht der Herr- 
schenden jedoch war es dumm, den 
Impuls der Revolte nicht zu vereinnah- 
men. 

6 Der sah vor, Deutschland in einen 
Agrarstaat zu verwandeln, um jede 
militärische Bedrohung durch Deutsch- 
land für immer auszuschliefsen. 


7” Armutsregionen können die Entwick- 
lung dynamischer Zentren extrem 
behindern; in Brasilien z.B. gilt der 
Großraum Säo Paolo als ähnlich ent- 
wicklungsfähig wie Hongkong. Der völ- 
lig unterentwickelte brasilianische 
Norden und Nordosten allerdings ver- 
hinderte immer wieder, daß sich Säo 
Paolo stabil „entwickelte”. Eine Lostren- 
nung des Entwicklungszentrums von 
der Peripherie macht in gewisser Hin- 
sicht also durchaus Sinn. 


8 Der Ausbruch des Krieges war hinge- 
gen von der BRD nicht erwünscht. Die 
Instabilität des Balkans hat sich für die 
Situation in Mitteleuropa noch nie posi- 
tiv ausgewirkt. 
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m Januar 1993 veröffentlichten wir in 

der Nullnummer der Arranca eine Ein- 
ladung für ein bundesweites Treffen 
von Gruppen und Einzelpersonen, das 
„das Entstehen einer radikalen, linken 
Organisation” zum Ziel haben sollte. 
Unsere Hoffnung war es, dem Zerfalls- 
und Individualisierungsprozeß in der 
Linken durch einen Organisationsansatz 
etwas entgegenzusetzen. Damit beab- 
sichtigten wir nicht, durch die Gründung 
einer Partei die schlechten Erfahrungen 
der (aus der Studentenbewegung hervor- 
gegangenen) K-Gruppen Anfang der 70er 
Jahre zu wiederholen. Uns war die 
Gefahr, daß eine neuentstehende Struk- 
tur vermeintliche Sicherheit ausstrahlen 
und dadurch notwendige Diskussionen 
blockieren könnte, durchaus bewußt. 
Dennoch waren (und sind) wir davon 
überzeugt, daß eine linksradikalen 
Organisation notwendig ist. Die eigenen 
Bewegungserfahrungen hatten uns 
schließlich gezeigt, daß ein inhaltlicher 
Neubestimmungsprozefßs nur in organi- 
sierten Strukturen stattfinden kann. Nur 
dort entwickelt sich die Diskussion an 
einem roten Faden entlang vorwärts, 


vor allem jedoch gewährleisten organi- 
sierte Strukturen, daß Diskussionsergeb- 
nisse auch in die Praxis umgesetzt wer- 
den. Wie oft hatten wir in der 
autonomen Szene das gleiche Thema 
(z.B „raus aus dem Ghetto”) 10 Mal in 
immer wieder neuen Zusammensetzun- 
gen diskutiert, ohne daß dies Konse- 
quenzen für die politische Arbeit gehabt 
hätte. 

So begannen wir, mikroskopisch ver- 
kleinert, die Idee „Radikale Linke” neu 
aufzugreifen. Einerseits konnten wir auf 
der Erfahrung aufbauen, daß die Ver- 
sammlung von Prominenten, Splitter- 
parteien und einzelnen einen Organi- 
sationsprozeß eher blockiert als 
voranbringt. Auch fanden wir die politi- 
sche Ausrichtung der Radikalen Linken 
(alles beschränkte sich auf die „Nie-Wie- 
der-Deutschland”-Parole) nicht überzeu- 
gend. Andererseits fanden wir jedoch an 
dem Versuch die Erkenntnis richtig, daß 
die Grenzen zwischen den unterschied- 
lichen Spektren fließender geworden 
waren. Ex-Grüne, KB-lerInnen, Autono- 
me, AntiimperialistInnen, Feministinnen 
usw., alle hatten in den letzten Jahren 


EIN JAHR DANACH - EINE SELBSTKRITISCHE EIN- 
SCHÄTZUNG UNSERER ÖRGANISATIONSINITIATIVE 
(SIEHE ARRANCA NR.O) 


(IN DER KOMMENDEN NUMMER WERDEN WIR AUS- 
FÜHRLICH ÜBER DIE ÄNTIFASCHISTISCHE AKTION- 
BUNDESWEITE ORGANISATION BERICHTEN) 


ihr Politikverständnis grundsätzlich in 
Frage stellen müssen. Grundlagen hat- 
ten sich für viele verschoben, was Ver- 
zweiflung stiftete, aber auch der Boden 
für einen Neuanfang sein konnte. 


T: dieser Absicht reisten wir im Früh- 
jahr 1993 durch die Republik und tra- 
fen uns mit Gruppen, die sich für 
unsere Initiative interessierten. Pfingsten 
kamen zum ersten Mal 10 Gruppen, mit 
denen wir im Vorfeld gesprochen hat- 
ten, und einige Einzelpersonen zu 
einem Treffen in Berlin zusammen. Wir 
hatten kein Interesse an einer Grofßsver- 
anstaltung, uns ging es darum, Funda- 
mente zu diskutieren und aufzubauen. 
So waren wir mit der Zahl der erschie- 
nenen Personen durchaus zufrieden, 
unser Projekt sollte bescheiden laufen 
lernen. Das Treffen selbst war jedoch 
für alle eine Enttäuschung. Die Grup- 
pen, die aus verschiedenen Spektren 
stammten, hatten vor allem mit Kommu- 
nikationsschwierigkeiten zu kämpfen. 
Noch schwieriger als wir es erwartet 
hatten, gestaltete sich die Auseinander- 
setzung auf der Grundlage unterschied- 
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ochwerpunkl 


sich extrem schwer. Die unterschiedli- 
chen Praxisfelder (z.B Stadtteilarbeit, 
Antifa, Internationalismus) machten 
Berührungspunkte rar. Nach vier Tref- 
fen, d.h einem Jahr gab es noch immer 
keine einzige, wirklich gemeinsame 
Initiative. Vor lauter Verzweiflung 
machte man sich daran, ein gemeinsa- 
mes Flugblatt zum Wahljahr 94 zu 
schreiben, das jedoch - angesichts der 
unterschiedlichen Situationen vor Ort- 
keine Konsequenz hatte. Ein solches 
Flugblatt mußte auf der Ebene des 
Appells bleiben. 

Auf der inhaltlichen Ebene kristallisier- 
ten sich zudem so tiefschürfende Wider- 
sprüche heraus, daß gemeinsame Veröf- 
fentlichungen in weite Ferne rückten. 
Damit blieb der Organisationsprozeß3 
entgegen unseren ursprünglichen For- 
derungen absolut untransparent. 

Das zurückhaltende Interesse, das der 
Organisationsansatz am Anfang geweckt 
hatte, hätte man wachhalten müssen. 
Nur so hätte ein breiterer Organisations- 
prozeß in Gang kommen können. 
Immer mehr nahm der Kreis aus 10 
Gruppen einen abgeschotteten Charak- 
ter an. Wir blockierten uns gegenseitig. 
kte sich unser Ansatz zuneh- 
n einem Gründungsvorgang, wie 
ı nicht beabsichtigt hatten. 


licher Erfahrungen. Fast zwei Tage gin- 
gen in Darstellungen eigener Politik ver- 
loren. Zwar hatten wir das Treffen zum 
Kennenlernen organisiert, aber es zeigte 
sich, daß dieser Anspruch zu niedrig 
war. Mehr politisches Konzept in der 
Planung und der Auswahl der Gruppen 
hätte einen dynamischeren Start bedeu- 
tet. Dazu kam der einfache, aber 
schwerwiegende Fehler, im Vorfeld 
keine Städteberichte verschickt zu 
haben. So mußten Informationen ausge- 
tauscht werden, anstatt gemeinsam zu 
diskutieren. 

Erst kurz vor Schluß des Treffens gelang 
es überhaupt noch, sich auf gemein- 
same Punkte für das nächste Mal zu 
einigen. Wir formulierten 9 Fragen 
(diese sind gekürzt im Anhang hierzu 
gemeinsam mit den Antworten von FELS 
zu lesen). Dadurch sollte ein vager poli- 
tischer Kons 


ten die En 


die vereinbarten 
der Ansatz sofo 
Fadenkreuz der Repression. Bei der 
Festnahme der RAF-Militanten Birgi 


hin älk enge 
reagierten\mit einer Pressekonferenz 
und einem längeren Interview in der 
taz, in dem wir klaristellten, welche 
Absichten unser Ansatz verfolgte. 
Öffentlichkeit war damit hergestellt, die 
politische Grundlage des Projekts blieb 
jedoch dünn. 

Auf dem folgenden Arbeitstreffen wur- 
den die 8 Fragen weitgehend undisku- 
tiert bei Seite gelegt und stattdessen die 
Entwicklung einer Organisationspro- 
grammatik und einiger struktureller 
Richtlinien vereinbart. 

Positiv war, daß die beteiligten Grup- 
pen dabei blieben. Zumindest in dieser 
Hinsicht war die Verbindlichkeit erfreu- 
lich groß. Die Treffen wurden struktu- 
rierter, aber nicht einfacher. Allen war 
bewußt, daß nur die gleichzeitige Ent- 
wicklung gemeinsamer politischer Pra- 
xis und inhaltlicher Diskussionen den 
Organisationsansatz voranbringen 
könnte. 

Vor allem die praktische Seite gestaltete 


ten, wer. t investiert hatten, sich 
jedoch politisch keine Perspektiven 
abzeichneten. Wir bemerkten auch, daß 
‘wir den hohen Anforderungen eines 
Organisationsprozesses nicht gerecht 
wurden. Es zeigte sich, daß wir nicht in 
der Lage waren gleichzeitig sowohl die 
eigene Initiative weiterzutreiben als 
auch in der Antifaschistischen Aktion- 
Bundesweite Organisation aktiv zu sein. 
Wir entschieden uns deshalb für den 
Ansatz, der uns dynamischer und poli- 
tisch stärker verankert schien. Die viel- 
geschmähte AA-BO. Diese hat sich in 
zwei Jahren Existenz als relativ offenes 
(d.h entwicklungsfähiges) Projekt erwie- 
sen, in der Verbindlichkeit herrscht, 
immer wieder Initiative ergriffen wird 
und in der vor allem eine Verankerung 
der Gruppen vor Ort Schwerpunkt des 
Organisationsprozesses ist. Die Entwick- 
lung der AA-BO in ihren Strukturen und 


g 
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ihrem Programm erscheint uns „organi- 
scher”, d. h. es werden nur solche bun- 
desweiten Strukturen geschaffen, die 
der realen Situation angemessen sind. 
Inhaltliche Diskussionen werden 
geführt, aber nicht im Sinne eines aus 
dem Boden gestampften „Kompromifßs- 
Programmes”. Wir glauben durchaus, 
daß in der AA-BO Debatten möglich 
sind und sich in der Regel vor allem 
auch politisch umsetzen. Was nützt uns 
das beste Programm, wenn wir nicht in 
der Lage sind, zumindest Ansätze hier- 
von zu materialisieren? 


Krırık, SELBSTKRITIK, 
SCHLUßFOLGERUNGEN 


Die bisherige Entwicklung unseres 
Ansatzes stellt die Organisationsdiskus- 
sion für uns nicht in Frage. Für uns 
steht weiterhin fest, daß Politik nur 
organisiert gemacht werden kann. 
Unser Abschied aus der von uns gestar- 
teten Organisationsinitiative (die wir im 
folgenden „Initiative linke Organisation” 
nennen) bedeutet deswegen kein allge- 
meines Verwerfen des Versuches. Wir 
haben festgestellt, daß wir uns als 
Gruppe kräftemäßig nicht an 2 Organi- 
sationsversuchen gleichzeitig aktiv 
beteiligen können. Gäbe es die AA-BO 


nicht, würden wir es in der anderen 


Initiative weiter versuchen. So ernst 
haben wir es 1992 dann doch mit unse- 
rer Kritik an Szenestrukturen gemeint. 
Wir haben jedoch festgestellt, daß die 
Eigendynamik, Wasserköpfe aufzu- 
bauen, also bundesweite Strukturen zu 
schaffen, die regional nicht verankert 
sind, sehr groß ist. Die Gefahr war uns 
im Prinzip von Anfang an klar, wir 
haben jedoch keine konsequenten 
Schlußfolgerungen daraus gezogen. Im 
Mittelpunkt der Organisationsdiskussion 
muß der Aufbau von verbindlichen, 
handlungsfähigen Gruppen vor Ort ste- 
hen. Dies muß durchaus gleichzeitig 
zum Aufbau einer bundesweiten Struk- 
tur geschehen, denn der Austausch und 
die Kritik mit gut funktionierenden 
Gruppen in anderen Städten intensiviert 
auch den Prozef3 vor Ort. Der Schwer- 
punkt ist dennoch die offene, aber ver- 
bindliche Gruppe und ihre politische 
Verankerung in der Region. 


Auch in unserer politischen Praxis spie- 
gelt sich das wieder. Etwas überspitzt 
könnte man sagen, daß FELS in West- 
deutschland vor allem aufgrund der 


ARRANCA! bekannter ist als in Berlin und 
in der Region. Dies hat auch damit zu 
tun, daß wir „gesamtgesellschaftlich” 
handeln wollten, uns also nie auf einen 
praktischen Arbeitsschwerpunkt, einen 
„Teilbereich” festgelegt haben. Das 
Ergebnis davon ist zumindest bei uns 
mangelndes politisches Profil. Unsere 
Entwürfe klingen nicht schlecht, aber 
wir haben erst Anfang 1994 begonnen, 
davon auch etwas politisch umzusetzen 
und Präsenz zu zeigen. Politik wird auf 
der Straße glaubwürdig, nicht auf dem 
Papier. 

Bezeichnend für die Gruppe FELS war 
eine gewisse Unentschlossenheit. Ange- 
fangen damit, daß wir uns mit 2 Ansät- 
zen verzettelt haben, über die fehlende 
Konzentration, auf eine kontinuierliche 
Praxis in einem Arbeitsfeld bis hin zu 
einer großen Zurückhaltung in der 
„Initiative linke Organisation”. Wir 
haben inhaltliche Widersprüche nicht 
benannt und damit eine Klärung zu 
lange herausgezögert. Das hat auch 
strukturelle Ursachen. Wer das Prinzip 
rotierender Delegierter verfolgt, die/der 
muß auch gewährleisten, daß Informa- 
tionen weitergetragen werden und eine 
gute Vorbereitung der Delegierten auf 
Treffen stattfindet. Wir haben das nicht 
geschafft und daher ist die Entwicklung 


LU eine Einschätzung 


in der ILO nicht selten an uns vorbeige- 
gangen. 


Für linksradikale Organisationsansätze 
ziehen wir trotzdem die Schlußfolge- 
rung: weitermachen. Sich auf reali- 
stische Ziele und Arbeitsfelder kon- 
zentrieren, Strukturdiskussionen anhand 
konkreter Probleme führen, eine inhalt- 
liche Programmatik als Entwicklungs- 
prozeß betrachten und sich den Ver- 
führungen einer Organisationsgründung 
verweigern. Ein Statut und eine Leitung 


bieten nur scheinbare Sicherheit. In der 
AA-BO wurde entlang einer politischen 
Praxis eine Struktur geschaffen, die 
Grundlage ist für die Zusammenarbeit 
der Gruppen. Gemeinsame Initiativen 
finden statt, aber man geht den mühsa- 
men Weg der Ebene. Wachsen, Disku- 
tieren und Aufbauen anstatt abstrakter 
Schachbrettentwürfe: mehr organisierte 


„Bewegung” als Partei. 


HINEIN IN DIE VERBINDLICHKEIT 
WEITERMACHEN! 


Folgender Text entstand 1993 im Zusammenhang mit 
der Organisationsdiskussion. Nach unserer Einladung 
in der Arranca Nr.O („Treffen für eine radikale, linke 
Organisation”) trafen sich Pfingsten 1993 zehn Grup- 
pen in Berlin. Bei diesem ersten, schwierigen und sehr 
zähen Wochenende verabredeten wir, zu acht gemein- 
sam formulierten, grundsätzlichen Fragen bis zum 
nächsten Treffen im September 93 Texte zu verfassen. 

Dies sollte einerseits zur inhaltlichen Klärung dienen; 
über die Beiträge sollten sich die verschiedenen Grup- 
pen besser kennenlernen. Zum anderen waren diese 
Papiere als Grundlage für einen zu veröffentlichenden 
allgemeinen Konsens (eine Art reduzierter Organisati- 
onsplattform) gedacht. Die Diskussion über die unter- 
schiedlichen Papiere (inzwischen über anders formu- 
lierte Fragen) dauerte jedoch endlos an. Die 
inhaltlichen Widersprüche waren gewaltig. Immer 
mehr rückte der Wunsch in den Mittelpunkt, ein Pro- 
gramm zu verabschieden und so eine Organisation zu 
gründen. Inhaltliche Übereinstimmung alleine kann 
jedoch niemals Grundlage einer linken Organisation 
sein, wenn nicht gleichzeitig gemeinsam praktische 
Erfahrungen gesammelt werden. Unser Versuch hat 


u .) WELCHE POLITISCHE STRATEGIE HALTEN WIR FÜR SINNVOLL? 


A, 
NED 


das noch einmal ganz deutlich gezeigt. Ohne die Aus- 
einandersetzung am Konkreten passiert das uner- 
wünschte: die Struktur wird zum Wasserkopf, das Pro- 
gramm ersetzt den realen Werdungsprozeß in der 
Praxis. 

Es ist sicherlich ungünstig, nach fast einem Jahr einen 
Text zur Organisationsdiskussion zu veröffentlichen, 
wenn wir selbst diesem Ansatz, für den der Text ver- 
faßt wurde, nicht mehr angehören. Wir wollten schon 
im September 93 die folgenden 7 Fragen veröffentli- 
chen, wir haben jedoch immer auf eine gemeinsame 
Veröffentlichung gewartet, die jedoch aufgrund der 
Meinungsverschiedenheiten nicht zustande kam. 
Dennoch halten wir die Veröffentlichung des folgen- 
den Textes für sinnvoll. Die dargestellten, leicht über- 
arbeiteten Punkte sind für uns weiterhin Grundlagen 
im Organisationsprozeß, d.h Kriterien dafür, wie wir 
uns das Aussehen einer linken Organisation und ihre 
Politik mittelfristig ungefähr vorstellen. Da wir weiter- 
hin am Entstehen einer solchen Organisation arbeiten, 
ist der Text weiterhin als gültiger Diskussionsvor- 
schlag zu sehen. 


WIE KÖNNEN GESELLSCHAFTLICHE ZUSTÄNDE SCHON HEUTE UNTER DEN BESTEHENDEN 


VERHÄLTNISSEN VERÄNDERT WERDEN? 


„IMACHTÜBERNAHME ” 

In der Arranca Nr.O haben wir uns in 
den „38 Thesen” von leninistischen 
Revolutionsstrategien kritisch abge- 
grenzt. Wir vertraten die Ansicht, dafs 
bei diesen Strategien - die nicht nur von 
den kommunistischen Parteien, sondern 
auch von den meisten „neulinken” 
Gruppen verfolgt wurden - „Revolution 
auf politische Machtübernahme und 
Verstaatlichung des Privateigentums 
beschränkt werde.” Es hieß außerdem: 


‚C...) bat der Revolutionsbegriff der 


KPdSU (und damit auch späterer kom- 
munistischer Parteien, z.B PC Cubas) 
mit einer wirklichen gesellschaftlichen 
Umwälzung nur vordergründig zu tun. 
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Die Regierungsübernahme als solche 
stellt die Verhältnisse nicht in Frage. 
Revolution ist ein breiter, subjektiv 
erfahrbarer Prozeß der radikalen Ver- 
änderung aller Lebenssphären, nicht 
nur die Absetzung der Regierung und 
die Vergesellschaftung von Eigentum. 
Revolution ist ein langwieriger Prozeß 
ohne klaren Anfang und Ende.” 

Die Folgerung war, daß Machtüber- 
nahme zwar ein „notwendiger, aber 
nicht hinreichender” Bestandteil eines 
revolutionären Prozesses sei. 

nr DETERMINISMUS” 

Zum zweiten stellten wir uns gegen die 
deterministische Tradition in der Linken, 
nach der die Geschichte sozusagen vor- 


herbestimmt sei. Die verschiedenen 
Gesellschaftsformationen (Feudalismus, 
Kapitalismus, Sozialismus, Kommunis- 
mus) lösen sich in diesem Weltbild 
mechanisch ab, die Entwicklung der 
Produktivkräfte führt automatisch zur 
jeweils höheren Stufe und die Men- 
schen sind nur Vollzugsorgane der fest- 
geschriebenen Geschichte. Der Determi- 
nismus war kein Steckenpferd des 
Sowjetmarxismus, er wurde von den 
unterschiedlichsten Strömungen der Lin- 
ken verfolgt: die Sozialdemokratie ver- 
trat ihn und rechtfertigte damit ihre 

Strategie des allmählichen „Hinüber- 
wachsens in den Sozialismus”; die 


Spontis und RätekommunistInnen 


erwarteten, daß die Arbeiterräte von 
selbst den Sozialismus einführen würden 
(der vom Kapital geschaffene Wider- 
spruch -das Proletariat- hebt jenes auf); 
und die LeninistInnen schließlich 
begründeten mit der Determiniertheit 
der Geschichte ihre Rolle als Avant- 
garde: die Geschichte folge einer Wahr- 
heit, die Wahrheit könne wissenschaft- 
lich herausgefunden und schließlich 
von der Avantgarde, den organisierten 
KommunistInnen, umgesetzt werden. 
Alle drei Ausprägungen des Determinis- 
mus haben also unserer Meinung nach 
die gleiche Wurzel, von allen drei halten 
wir wenig. 


Die FOLGERUNGEN HIERAUS FÜR 
UNSERE POLITISCHE STRATEGIE SIND? 
In unserem Konzept von Organisation 
soll es nicht nur um die Frage der politi- 
schen Macht, sondern muß es schon 
jetzt auch um die anderen Felder not- 
wendiger Umwälzung gehen. Solche 
Ziele, die von leninistischen Parteien 
kaum bzw. instrumentell verfolgt wur- 
den, sind z.B: eine gleichberechtigte 
Umgangsform untereinander, das Entste- 
hen einer solidarischen Alltagskultur, 
Institutionen der Selbstregierung, Zer- 
schlagen patriarchaler Unterdrückung, 
Aufbrechen hierarchischer Arbeitsteilun- 

gen USW. 

Insgesamt beinhaltet eine solche Strate- 
gie der Umwälzung mehr als nur eine 
frontale Auseinandersetzung mit einem 
klar lokalisierbaren Feind. Unter- 
drückung hat nicht nur ein Zentrum und 
eine Wurzel. Deswegen ist die allmähli- 
che, unscheinbare Eroberung von Stel- 
lungen in der Gesellschaft für eine 
Gegenmacht von unten ähnlich wichtig 
wie die spektakuläre Konfrontation mit 
der Polizei oder staatlichen Behörden. 
Zu einer allmählichen Eroberung von 
Stellungen, zu einem Entstehen von 
revolutionärer Gegenmacht gehört es, 
daß wir als Linke in Kulturzentren, Schu- 
len, Betrieben, Stadtteilen nicht nur „hin- 
einwirken”, sondern wirklich darin 
arbeiten. 

Damit dies nicht zum Aufsaugen in den 
Institutionen wird (der Marsch der 68er 
durch die Institutionen hat viele der 68er 
erledigt, nicht das System) ist eine stär- 
kere, organisatorische Bindung der akti- 
ven Personen notwendig. Die von uns 
angestrebte politische Organisation ist 
nur ein Teil dieser Bindung. Auch kultu- 
relle und soziale Bewegungen, Zeitun- 
gen, Diskussionsforen, der Zusammen- 


ochwerpunkt 


halt in Stadtteilen, Freundschaften usw. 
können gewährleisten, daf3 die Grenzen 
zwischen der Antifa-Arbeit, den fort- 
schrittlichen LehrerInnen, militanten 
Aktionen, Frauengruppen, ImmigrantIn- 
nen-Initiativen usw. fließender werden. 
Umso weniger jemand vereinzelt in 
Institutionen herumwurstelt, umso 
schwerer wird er vom System integriert. 

Die Voraussetzung für ein Festsetzen im 
Alltag, das nicht im Reformismus endet, 
ist also Organisiertheit und Beteiligung 
an politischen Kämpfen. Weder macht 
es großartig Sinn, zu Kampagnen immer 
wieder Tausende auf die Straße zu brin- 
gen, ohne dabei real verankert zu sein, 
noch bietet es eine Perspektive, wenn 
linke Einzelpersonen (z.B. in einem Kul- 
turprojekt) gut verankert sind, sich aber 
an politischen Konflikten nicht beteili- 


gen. 


Unser Selbstverständnis einer politischen 
Organisation ist nicht das einer Avant- 
garde. Es gibt keinen vorhergeschriebe- 
nen Weg zur Befreiung, schon gar keine 
„Vernunft in der Geschichte”, auf die wir 
uns berufen könnten. Verschiedene 
Wege sind denkbar, unterschiedliche 
Ansätze -egal ob politische 
Gruppen/Organisationen, soziale Bewe- 
gungen oder lokale Initiativen- müssen 
mit Respekt behandelt werden. Es ist 
falsch, ihnen den eigenen Stempel auf- 
drücken zu wollen. 

Andererseits ist es allerdings unverzicht- 
bar, nicht darauf zu warten, daß sich 
Widersprüche „von selbst” lösen. Wir 
erwarten von einer politischen Organisa- 
tion, Verantwortung in der Gesellschaft 
zu übernehmen, Prozesse zu dynamisie- 
ren und als Orientierungspunkt für die 
zahlreichen, verstreuten Initiativen zu 
dienen. Sie muß natürlich Alternativen 
zum Bestehenden aufzeigen und ver- 
sucht damit, Richtungen vorzugeben. 


STRATEGISCH BEDEUTET FÜR DIE VON 
UNS ANGESTREBTE ORGANISATION? 
- andere Kampfformen sind anzuerken- 
nen; 
- ein Blick über die politische Linke hin- 
aus ist zu entwickeln: zahlreiche Pro- 
jekte, die verächtlich als ‚sozialarbeite- 
risch” diffamiert oder ganz ignoriert 
werden, haben das Potential, Teil gesell- 
schaftlicher Gegenmacht zu werden. Wir 
müssen uns um mehr Austausch mit die- 
sen Menschen und Projekten bemühen 
- an möglichst viele derjenigen, die dif- 
fus und vereinzelt emanzipatorisch 


links tätig sind, haben wir Angebote zur 
Mitarbeit bei konkreten Fragen oder zur 
Organisierung zu formulieren. Unsere 
Projekte müssen immer wieder so offen 
sein, daß man von unterschiedlichen 
Bereichen heraus daran „andocken” und 
mitmachen kann 

- diese Angebote dürfen weder so wir- 
ken noch sein wie bei den Vorfeldorga- 
nisationen marxistisch-leninistischer Par- 
teien: dort werden offene Angebote, z.B. 
ein Bündnis gegen Faschismus, aufge- 
baut, wobei es für die politische Partei 
nur darum geht, sich selbst personell 
und politisch zu stärken. Ein Bündnis, in 
dem man sich die Avantgarde-/ 
Führungsrolle selbst vorbehält, ist kein 
Bündnis! 


n„REFORMEN” 

In diesem Sinne sind wir für Verände- 
rungen im bestehenden System, wenn 
sie Kampfbedingungen oder die Lebens- 
verhältnisse real (z.B. Gesundheit am 
Arbeitsplatz oder Situation in den Knä- 
sten) verbessern. Anders als wir es vor 
einem Jahr formuliert haben, ist der 
Begriff „Reformen”, unter dem wir staat- 
lich institutionalisierte Veränderungen im 
Rahmen von Gesetzen usw. begreifen, 
dabei allerdings ausgesprochen unpas- 
send. Zwar ist es richtig - wie wir 
damals vertreten haben -, daß Reformen 
sehr oft einen ambivalenten Charakter 
haben, d.h. sie stellen einen Kompromifs 
zwischen den emanzipatorischen Forde- 
rungen von unten und den Modernisie- 
rungszwängen von oben dar. (Die ganze 
Reformwelle als Reaktion auf die 68er- 
Bewegung trägt dieses Doppelgesicht: 
z.B. die Bildungsreform brachte sowohl 
eine Befreiung der Lernenden mit sich 
wie ihre Individualisierung in den Mas- 
senuniversitäten). Andererseits ist es 
jedoch wenig realitätsnah, heute von 
Reformmöglichkeiten zu reden. Ange- 
sichts schwacher emanzipatorischer 
Bewegungen von unten und einem 
hohen Modernisierungsbedürfnis der 
kapitalistischen Gesellschaft, stellen sich 
die „rot-grünen” Reformprojekte als 
ebenso düstere Visionen dar wie die 
konservative Wirklichkeit. Es geht im 
Augenblick nur um Aspekte kapitalisti- 
scher Erneuerung. Auch im „rot-grünen 
Projekt ist beispielsweise Zwangsarbeit 
für das ökologische Gemeinwohl mit 
vorgesehen. 

‚Veränderungen im Bestehenden” sind 
daher heute nicht große politische 
Reformen, sondern die Durchsetzung 


5] 


von konkreten Zielen. Dazu gehört die 
staatliche Finanzierung eines Zentrums 
genauso wie die Verhinderung von 
Olympia in Berlin oder Obdachlosenzei- 
tungen, durch die sich Leute selber 
finanzieren und politisch artikulieren 
können. 

Linksradikale Politik sollte sich stärker 
daran ausrichten, was - angesichts der 
Kräfteverhältnisse - realistischerweise 
durchsetzbar ist. (Bei aller ursprüngli- 
chen Kritik unsererseits hat sich die Ber- 
liner Olympia-Kampagne als strategisch 
bestimmte Einmischung erwiesen). 
Errungene Erfolge müssen danach auch 
unbedingt als eigene dargestellt werden. 
Nur dadurch entsteht nämlich das 
Bewußtsein eigener Stärke. 


ARBEITSFELDER, TEILBEREICHE 

Die Arbeitsfelder oder Teilbereiche kön- 
nen nicht beliebig gewählt werden. Es 
ist keineswegs eine politische Entschei- 
dung, jetzt einmal Soli-Arbeit zum Land 
X zu machen, weil „es da bisher so 
wenig gibt”. Die Bestimmung von 
Arbeitsschwerpunkten muß sich unserer 
Ansicht nach vor allem daran orientie- 
ren, was a) analytisch als zentraler 
Brennpunkt erkannt wird, b) im Rah- 
men unserer Möglichkeiten ist und c) 
einen Organisationsprozeß vorantreiben 
kann. So haben wir lange Zeit davon 
geredet, zu verschiedenen Themen zu 
arbeiten bzw. die soziale Frage stärker 
aufzugreifen. Beides konnten wir inhalt- 
lich begründen (linke Politik muß 
gesamtgesellschaftlich sein/ die soziale 
Frage ist der brennendste Punkt für fast 
alle hier lebenden Menschen). 

Unsere Erfahrung ist jedoch, daß eine 
nicht sehr große Gruppe sich auf einen 
oder zwei Arbeitsschwerpunkte 
beschränken muß. Diese müssen SO 
geartet sein, daß die Gruppe darüber 
politisches Profil gewinnen kann. Nur 
durch solche Umsetzung werden politi- 
sche Entwürfe glaubwürdig. Für uns, die 
wir die Antifaschistische Aktion-bundes- 
weite Organisation im Moment für den 
erfolgversprechendsten Organisationsan- 
satz in der undogmatischen radikalen 
Linken halten, liegt nahe, daß Antifa ein 
solcher Arbeitsschwerpunkt ist. Wichtig 
ist dabei, immer wieder über den Teilbe- 
reich hinauszugehen und sich zu ande- 
ren Themen zu Wort zu melden. Nur 
dadurch kann es gelingen, vom Konkre- 
ten zum Allgemeinen zu kommen. Die 
Gruppen der angestrebten Organisation 
können nicht dabei stehen bleiben, 
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klar umrissener Grenzen Spiel- 
raum für Selbständigkeit und 
Eigeninitiativen vor Ort bietet. 
Die angestrebte Organisation 
kann und soll nicht immer völlig 
einheitlich handeln, weil die 
Bedingungen regional unter- 
schiedlich sind. Wir wollen auch 
keine Mitgliederorganisation, in 
der Karteileichen scheinbare Größe 
vortäuschen, sondern eine Organi- 
sation, die sich über Mitarbeit defi- 
niert. 
Dies bedeutet, daß handlungs- 
fähige, arbeitsteilig funktionie- 
rende, verankerte und verbind- 
lich organisierte Gruppen vor Ort 
das eigentliche Hauptgewicht 
einer Organisation tragen müssen. 
Im Gegensatz zu unserer Einschätzung 
vor einem Jahr sind wir inzwischen der 
Meinung, daß das Entstehen solcher 
Gruppen wichtiger für den Organisa- 
tionsprozeß ist als der Aufbau bundes- 
weiter Strukturen. Es ist gegenüber einer 
zunehmend individualisierten Szene- 
linken immer wieder zu betonen, daß 
organisierte Gruppen überhaupt erst die 
Voraussetzung sind für jeden sozialen 
Prozeß, jede längerfristige politische 
Initiative und jede ernsthafte Diskussion. 
Dies ist zwar noch keine Garantie für 
den Erfolg, aber unbedingt notwendig. 
Wer sich also nicht in einer verbindli- 
chen Gruppe langfristig organisiert, 
braucht über bundesweite Strukturen 
nicht zu diskutieren! 
Dennoch bleibt für uns die Arbeit in 
einer bundesweiten Organisation auch 
für den Entwicklungsprozeß vor Ort not- 
wendig. 


Nazis anzugreifen oder Kampagnen 
zu machen, ohne die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse insgesamt zu the- 
matisieren. Ansonsten droht Teilbe- 
reichsarbeit zur Sackgasse zu 
werden. 


2.) WELCHE 

ZIELSETZUNGEN 

WERDEN VON DER (ANGE- 
STREBTEN) ORGANISATION 
VERFOLGT? WELCHE STRUKTUREN 
BESITZT SIE? WIE KANN DIE 
HERAUSBILDUNG VON 
HIERARCHIEN SO WEIT WIE 
MÖGLICH VERHINDERT WERDEN? 
(als Stichpunkte tauchten in 
diesem Zusammenhang auf: 
„Leitung?”, „Kader?”, Rotation, 
Delegation, SprecherInnenprinzip) 


KOLLEKTIVE SCHULE 
Wir streben eine politische 
Organisation unter anderem an, um 

a) wieder in der Öffentlichkeit wahr- 
nehmbar zu sein, b) arbeitsteilig inter- 
venieren zu können, c) überregional 
und koordiniert zu handeln und d) ein 
klar umrissenes politisches Angebot zur 
Mitarbeit darzustellen. 

Genauso wichtig wie diese vier Punkte 
erscheint uns jedoch, daß die ange- 
strebte Organisation als eine Art kollek- 
tive Schule begriffen wird, in der sich 
Verbindlichkeit, soziale Verantwortung, 
Solidarität, emanzipatorische Verhaltens- 
formen und Bewußtsein entwickeln. 
Effizienz ist für uns nicht das einzig ent- 
scheidende Kriterium, eine Organisation 
ist mehr als ein Kampfinstrument. Inso- 
fern unterscheiden wir uns wesentlich 
von Parteikonzepten leninistischer Tradi- 
tion. Wir sind der Meinung, daß Befrei- 
ung in einer revolutionären Organisation 
stückchenweise vorweggenommen WEr- 
den muß. Die notwendige Kultur sozia- 
ler und politischer Emanzipation, also 
z.B. das veränderte Alltagsverhalten, 
muß von der Organisation ausstrahlen. 
Sie muß zumindest ansatzweise darstel- 
len können, wie eine befreite Gesell- 
schaft funktionieren könnte. 


Verbindliche Grundlage der Organisa- 
tion sind gewachsene Strukturen und 
Arbeitsmethoden, in der Praxis gesam- 
melte und reflektierte Erfahrungen und 
eine Plattform, die aus inhaltlichen Dis- 
kussionen heraus allmählich entsteht. 
Getroffene, gemeinsame Beschlüsse 
müssen bindenden Charakter besitzen. 
Ansonsten kann keine gemeinsame Kraft 
sichtbar werden. D.h. falls Delegierte 
gemeinsam Positionen verabschieden 
und Aktivitäten ausmachen (und nicht 
unmittelbar danach von den Gruppen 
vor Ort Bedenken dagegen geäußert 
werden), haben auch alle Gruppen 
diese Linie nach außen zu vertreten. 
Mindestens so weit muß gegenseitige 
Allgemein befürworten wir eine offene, Verbindlichkeit schon reichen. 
politische Organisation, die innerhalb 


Leitung? 
Bei einer Größe von Organisationsansät- 
zen, wie sie heute bestehen, ist jede 
„Leitung” überflüssig und politisch 
falsch. Strukturen müssen immer auf der 
Grundlage von Notwendigkeiten wach- 
sen. Es ist unsinnig und bürokratisch, 
über zentralisierende Gremien nachzu- 
denken, wenn die gemeinsame politi- 
sche Praxis dies noch nicht erforderlich 
macht. 
Langfristig halten wir allerdings für eine 
Organisation die Einrichtung eines zen- 
tralen Büros für sinnvoll, das die Auf- 
gabe hätte, die Arbeit der Gruppen zu 
koordinieren und als Pressestelle zu fun- 
gieren. Die dort Arbeitenden wären 
SprecherInnen der Organisation, und 
damit dazu bevollmächtigt, in der 
Öffentlichkeit selbständig und aktuell 
Stellung zu beziehen. 
Weisungsbefugnisse von zentralen „Ein- 
richtungen” lehnen wir auch langfristig 
ab. Politische Initiativen werden zwar 
zwangsläufig auch immer wieder von 
denen ausgehen, die koordinierende, 
zentrale Funktionen innehaben, aber es 
ist notwendig, dem entgegenzuwirken. 
Rotation ist ein wichtiges Prinzip auf 
allen Ebenen. Wir sind außerdem dafür, 
daß v.a. Gruppendiskussionen vor Ort 
immer wieder zu neuen überregionalen 
Anstößen führen. 


„Kaper”? 

In jeder Gruppe und noch mehr in bun- 
desweiten Strukturen ist es nicht zu ver- 
hindern, daß einzelne aus Zeitgründen, 
Überzeugung, Lebenswirklichkeit oder 
Interesse intensiver arbeiten und mehr 
Einfluß haben als andere. Ihre Stimme 
hat in der Regel mehr Gewicht in Dis- 
kussionen, Initiativen gehen öfter von 
ihnen aus, eine Gruppe orientiert sich 
an ihnen. Eine völlige Gleichheit in 
Gruppen und Strukturen wird nie zu 
erreichen sein. 

Solche Menschen könnte man unserer 
Meinung nach als „KaderInnen” bezeich- 
nen. Wir halten es allerdings für ver- 
hängnisvoll, wenn diese Stellungen ver- 
amtlicht werden, indem die Leute 
„Leitungskader” oder „Ortsvorsitzende" 
werden. Wesentlich für die Lernprozesse 
in einer Organisation ist es, daf3 Verant- 
wortungsträgerInnen immer wieder aus 
ihren Funktionen herausgedrängt wer- 
den können. Dies bedeutet nicht, sie aus 
der Gruppe zu werfen. Wir meinen viel- 
mehr, daß Lernprozesse sehr oft konflik- 


ochwerpunkt 


tiv verlaufen. Um sich von Autoritätsmu- 
stern zu befreien, muß man auch in 
einer gewissen Art „rebellieren” Können. 
Solche Konflikte über Autoritätsstruktu- 
ren in Gruppen bedeuten nicht ihr Ende, 
sondern sind Grundlage für die Emanzi- 
pation innerhalb von Organisationen. 
Hierarchien sind gezielt abzubauen. 
Durch das Übernehmen von Aufgaben, 
durch praktische Erfahrungen und das 
Vermitteln von Wissen müssen möglichst 
alle Beteiligten selbst zu Verantwor- 
tungsträgerInnen werden. (Darüber steht 
auch einiges in der Arranca Nr.]). 


ROTATION UnD DELEGATION 
Rotation halten wir für richtig, um hier- 
archische Arbeitsteilungen abzubauen. 
Zwar muß nicht jede/r alles können und 
es muß auch geschlossene Gruppen (z.B 
im Zusammenhang mit der Repression) 
geben, aber ansonsten finden wir es 
sinnvoll, daß jede/r unterschiedlichste 
Aufgaben schon einmal übernommen 
hat. Niemals darf es dazu kommen, daf3 
in einer linken Organisation die einen 
Flugblätter schreiben, die die anderen 
verteilen. Deutlich ist uns im letzten Jahr 
allerdings auch geworden, daf3 Rotation 
einen sehr viel höheren Kraftaufwand 
bedeutet, denn immer wieder müssen 
Erfahrungen weitergegeben werden. 
Ergänzend dazu halten wir das Delega- 
tionsprinzip natürlich für sinnvoll, wenn 
dadurch ermöglicht wird, Arbeit in 
einem kleineren Rahmen angenehmer 
und effektiver zu gestalten. Das Zurück- 
tragen in größere Zusammenhänge ist 
aber notwendig, um eine Verselbständi- 
gung zu verhin- 
dern. 


3.) WIE KÖNNTE DER 
HERAUSBILDUNGSPROZEß DER 


ORGANISATION AUSSEHEN? 


Eınen MıTTELwEG 

Der Herausbildungsprozeß einer Organi- 
sation muß einen Mittelweg zwischen 
zwei Extremen finden: 

e weder ist eine schematische, abgeho- 
bene Gründung durch Verabschiedung 
einer Plattform und die Festschreibung 
von Strukturen und Statut vom grünen 
Tisch aus möglich, 

e noch können wir wir einfach darauf 


warten, daß irgendwelche revolu- 
tionären Zusammenhänge organisch 
zusammenwachsen. Das Entstehen von 
Gruppen vor Ort und von bundesweiten 
Strukturen muß bewußt forciert werden. 
In diesem Sinne halten wir das Konzept 
der allmählichen Vernetzung für das Ent- 
stehen einer Organisation für untauglich. 


Wir glauben nach einem Jahr ILO-Ansatz 
nicht mehr, daß ein solcher Herausbil- 
dungsprozefß vorrangig durch bundes- 
weite Diskussionen vorangetrieben 
werden kann. Kern des Organisations- 
prozesses muß die regionale Veranke- 
rung von Gruppen vor Ort sein. Ihre 
politische Praxis muß immer wieder in 
bundesweiten Initiativen münden. Durch 
solche gemeinsamen Erfahrungen, z.B. 
eine Kampagne gegen die FAP oder 
eine bundesweite Antikriminalisierungs- 
demonstration, werden Diskussionen 
möglich. Diese sind politisch verankert, 
d.h. es handelt sich um Praxis gewor- 
dene theoretische Überlegungen . 

Inhaltliche Auseinandersetzungen zu 
grundsätzlichen Fragen sind Bestandteil 
des Organisationsprozesses, aber wir 
glauben nicht mehr, daß sie Ausgangs- 
punkt sein können. In der Antifaschisti- 
schen Aktion-BO ist dies durchaus 
positiv gelöst: Neben der Auseinander- 
setzung um die konkrete, 2.T. regional 
unterschiedliche Praxis und Bemühun- 
gen um bundesweite Kampagnen gibt es 
zu jedem Arbeitstreffen theoretische 
Auseinandersetzungen anhand eines 
Thesenpapiers, das sowohl in den Grup- 
pen vor Ort als auch bei den bundes- 
weiten Delegiertentreffen diskutiert 

wird. 


4.) WIE SIEHT DIE DARSTELLUNG 
UNSERER EIGENEN ARBEIT IN DER 
ÖFFENTLICHKEIT AUS? WELCHES 
VERHÄLTNIS BESITZEN WIR ZU DEN 
REGIONALEN UND ÜBERREGIONALEN 
MASSENMEDIEN? 


(Im Schwerpunkt 
der Arranca Nr.2 haben 
wir ausführlich dargelegt, warum 
wir eine Medienarbeit auch in bürgerli- 
chen Medien für unbedingt notwendig 
halten. Darauf wollen wir hier nur kurz 
verweisen.) 


5.) WIE IST DAS VERHÄLTNIS 
UNSERES ORGANISATIONS- 
ANSATZES ZU FRAUEN- 

UND IMMIGRANTINNEN- 
GRUPPEN? 


SPEZIFISCHE 
ORGANISIERUNG 
Im Verhältnis zu 
Frauen- und Immi- 
grantInnengruppen 
reicht es nicht aus, 
Offenheit zu betonen. 
Es muß für uns klar sein, 
daß die Zurückhaltung 
oder Ablehnung vieler 
Gruppen auf Erfahrungen mit 
gemischten Organisationen 
beruht. Die autonome Organi- 
sierung als ImmigrantInnen oder 
Frauen ist keine Spaltung, sondern 
eine eigenständige, politische Orga- 
nisationsform, die auf der Erfahrung 
beruht, daß die spezifischen Interessen 
in gemischten Strukturen nicht berück- 
sichtigt werden oder eine eigenständige 
Entwicklung dort nicht möglich ist. 


Aufgrund der negativen Erfahrungen in 
gemischten Zusammenhängen sind wir 
dafür, auf Frauen- und ImmigrantInnen- 
gruppen von uns aus Schritte zu Zu 
machen. Dies bedeutet die Auseinander- 
setzung, sprich die Kritik an gemischten 
Organisationsformen zu suchen und uns 
vor allem in der Praxis aktiv zu den ver- 
schiedenen Unterdrückungsverhältnissen 
zu verhalten. Es muß aus unserer politi- 
schen Arbeit ersichtlich werden, dafs wir 
alle Unterdrückungsverhältnisse 
bekämpfen und nicht nur Teilaspekte 
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des bestehenden Systems (z.B. kapitali- 
stische Ausbeutung). Es ist zwar etwas 
unglücklich, wenn heute viele Flugblät- 
ter alle vorhandenden „Antis” aneinan- 
derreihen, aber die Intention, die dahin- 
ter steckt, ist die richtige: Unser Kampf 
hat viele Wurzeln, viele Hindernisse, 
viele Gegner. In diesem Zusammenhang 
halten wir es für klar, daß eine politi- 
sche Organisation als solidarische Unter- 
stützerin auch dann ansprechbar ist, 
wenn die politischen Inhalte von ande- 
ren formuliert werden. 


Praktische Regelungen oder Garantien 
sollten in einer Organisation mitenthal- 
ten sein. Nur so läßt sich vielleicht ein- 
mal das zerbrochene Vertrauen wieder 
zurückgewinnen: 

e autonome Organisierung innerhalb 
einer politischen Organisation und Quo- 
tierungen müssen selbstverständlich 
sein, wenn sie gewollt werden 

e Texte sollten in verschiedenen Spra- 
chen verfaßt werden 

e in einer Organisation muß für Unter- 
privilegierte (Illegale, niedriger bezahlte 
Frauen usw.) ein finanzieller Ausgleich 
geschaffen werden 

e in der Zusammenarbeit mit Immigrant- 
Innen muß klar sein, daf3 für diese eine 
Anti-Nazi-Aktion die Abschiebung zur 
Folge haben kann, das heißt für Leute 
mit EG-Paß, gegebenfalls ihre Aufgaben 
zu übernehmen 

e Frauen müssen unter sich entscheiden 
können, ob ein Mann, von dem sich 
eine Frau gefährdet fühlt, aus gemisch- 
ten Strukturen ausgeschlossen wird 

e wir müssen beim Aufbau einer Orga- 
nisation die von Frauen und Immigran- 
tInnen gemachten Erfahrungen (Frauen 
in den Befreiungskriegen, die danach 
zurück an den Herd „durften”; Immi- 
grantInnen bei den französischen Parti- 
sanen, die von der kommunistischen 
Parteiführung regelrecht verkauft wur- 
den usw.) berücksichtigen und sie vor 
allem neuen, weniger politisierten Leute 
vermitteln. 


6.) WELCHE BEDEUTUNG HABEN 
INTERNATIONALE ZUSAMMEN- 


HÄNGE FÜR UNSEREN ANSATZ? 


ENTMYSTIFIZIERUNG VON 
sm VBERVÄTERN” 
Befreiung kann kein nationales Projekt 
sein. Solange Menschen geknechtet wer- 


den, gibt es keine Inseln der Glücksee- 
ligkeit. Aufgrund der internationalen 
Ausbeutungsverhältnisse können wir uns 
als Linke nicht darauf beschränken, die 
Situation hier in der BRD isoliert davon 
zum Thema zu machen. Zudem haben 
die Globalisierung des Weltmarktes und 
die neuen Kommunikationsverbindun- 
gen dazu geführt, daß politische Pro- 
jekte, die nicht über nationalstaatliche 
Grenzen hinwegdenken, scheitern müs- 
sen. Es ist deshalb selbstverständlich, 
daß Internationalismus tragender 
Bestandteil der angestrebten Organisa- 
tion sein muß. 

Wir wollen dabei das unkritische Ver- 
hältnis, das viele Linke zu Befreiungsbe- 
wegungen im Trikont hatten und haben, 
nicht wiederholen. Internationale 
Zusammenarbeit erfordert die gleichen 
Bedingungen wie die in einem Land: 
Ehrlichkeit, Beteiligung an Diskussio- 
nen, Kritik und -falls die Projekte 
nicht zusammenpassen- auch Bruch. In 
der Mittelamerika-Arbeit dagegen wur- 
den FMLN und FSLN bejubelt, ihre inter- 
nen Diskussionen nicht verfolgt, die 
Sozialdemokratisierung großer Fraktio- 
nen ignoriert. Das gleiche gilt für die 
Palästina-Arbeit, die Kurdistan-Solida- 
rität, das Verhältnis zu den realsozialisti- 
schen Staaten. Immer wieder hat sich 
die BRD-Linke Überväter gesucht, an 
deren Stärke sie sich festhalten konnte. 
Gegenargumente wurden als „Metropo- 
lenchauvinismus” oder „unsolidarisch” 
abgekanzelt. Wir sehen zwar durchaus 
die Gefahr metropolenchauvinistischer 
Besserwisserei, aber genauso lehnen wir 
die unkritische Unterstützung für alles, 
was anderswo irgendwie antiimperiali- 
stisch erscheint, ab. 

Ebenso müssen wir natürlich auch auf 
ihre Kritik an uns Wert legen bzw. sie 
einfordern. 


Auf der anderen Seite erscheint uns die 
inzwischen weit verbreitete Position 
falsch, nach der jeglicher Befreiungsna- 
tionalismus nicht unterstützenswert ist. 
Viele antiimperialistisch-nationalistische 
Organisationen im Trikont (z.B. Kurdi- 
stan) oder in der europäischen Periphe- 
rie (Euzkadi, Nordirland) repräsentieren 
nach wie vor die fortschrittlichsten 
Bevölkerungsteile und sind Garanten für 
eine antirassistische, sozialistische Politik 
vor Ort. 

In diesem Sinne sollten wir uns je nach 
Bedingungen in den verschiedenen 
Bewegungen und Organisationen nach 


internationaler Zusammenarbeit umse- 
hen. Dies können sowohl Community- 
Selbsthilfen sein als auch Gewerkschaf- 
ten, politische Organisationen oder 
Guerillas. Die wesentliche Frage ist 
dabei, inwieweit politische Diskussion 
möglich ist. Weder Antiimperialismus/- 
kapitalismus noch Basisorientierung sind 
alleine ausreichende Kriterien. 

Daß es verschiedene Konzepte von 
Nationalismus gibt, dürfte inzwischen 
bekannt sein und sollte weiterhin disku- 
tiert werden. 


7.) WIE KÖNNEN WENIGER POLITISIERTE 
LEUTE IN DEN ORGANISATIONSPROZEß 
EINGEBUNDEN WERDEN? 


MEHR ‚„SENDUNGSBEWUBRTSEIN” 
Für uns stellt die Einbindung von neuen 
Leuten eine Grundlage der Arbeit dar. 
Die Offenheit gegenüber anderen und 
der Wunsch, sich gemeinsam mit ande- 
ren zu organisieren, ist für unseren 
Erfolg unverzichtbar. Dafür muß die 
Linke mit mehr „Sendungsbewußstsein” 
als in autonomen Zusammenhängen 
üblich auftreten. 

Konkret sind die Darstellung nach 
außen, eine öffentlich bekannte Kontak- 
tadresse, Einführungsgespräche für Inter- 
essierte usw. notwendig. 

Es reicht jedoch nicht, neuen Leuten die 
Mitarbeit theoretisch anzubieten. Sie 
müssen die Möglichkeit bekommen, sich 
aktiv in die Arbeit einzubringen und sich 
zu entfalten. Deshalb ist die Beteiligung 
am Plenum allein nicht ausreichend. 

Grundsätzlich gilt es dabei, die weitere 
Herausbildung von Hierarchien in Grup- 
pen zwischen erfahrenen MacherInnen 
und Unwissenden zu verhindern. Das 
bedeutet, daß sowohl bei neu Dazukom- 
menden als auch bei „älteren” Gruppen- 
mitgliedern die Bereitschaft zu lernen, 
Wissen zu vermitteln, Kritik anzuneh- 
men und zu verteilen, bestehen muß. 
Wichtig ist auch, daß die unterschiedli- 
chen Charaktere der Leute berücksichtigt 
werden. Wir können uns nicht alle an 
der gleichen Mefßlatte messen, nicht alle 
lernen gleich schnell, nicht alle interes- 
siert dasselbe, und vor allem wollen 
nicht alle das gleiche von einer Gruppe: 
bei manchen überwiegt der Wunsch 
nach einem sozialen Zusammenhang, 
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bei anderen die politischen Ziele. Beides 
ist notwendig. 

Wir halten es auch für wichtig, daß sich 
eine politische Gruppe für Alltagspro- 
bleme zuständig hält. Wenn z.B. ein 
Jugendlicher keinen Ausbildungsplatz 
bekommt, ist der Ratschlag „organisiere 
dich gegen das Kapital und kämpfe” 
keine Hilfe. Als politische Leute müssen 
wir auch versuchen, konkrete Probleme 
für uns Nahestehende zu bewältigen. 
Die Glaubwürdigkeit, daß Organisation 
tatsächlich etwas weiterbringt, wächst 
bei solchen kleinen Erfolgen oft mehr 
als bei Demonstrationen, deren Ergebnis 
für die Beteiligten unkonkret bleibt. 
Gerade wenn Leute erst anfangen, sich 
zu organisieren, suchen sie mehr als 
nur die Übereinstimmung in 
politischen Analysen. 


„(...)Ich kenne die Wirklichkeit in der 
BRD natürlich sehr wenig. Aber am 
wichtigsten fände ich, daß die Linke hier 
mehr mit der Bevölkerung zu tun hat. 
daß sie aufhört, von den „normalen Leu- 
ten” zu reden, daß sie sich als Teil dieser 
Gesellschaft erkennt. Dieses Argument. 
daß man sich abgrenzen müsse, um 


überhaupt links zu sein, erscheint mir 


völlig unsinnig. 
Zum anderen ist die Linke unorganisiert. 
Das hat Vor- und Nachteile. Die Autono- 


mie der westdeutschen Linken bat ihr 


eine große Lebendigkeit eingehaucht, sie 


ist nicht zusammengebrochen, als der 


Realsozialismus fiel. Das ist sehr positiv. 
Unabhängig davon, ob es viele sind oder 
nicht, die Linke hier lebt. Die Größe spielt 
da nur eine Nebenrolle. 

Die negative Seite ist die Aufsplitterung 
in unzusammenbhängende, lose beste- 
hende Grüppchen. Die BRD-Linke ist 
sehr sektiererisch, auch die Autonomen. 
Die Frage ist also, wie diese vielfältige 
Autonomie aufrecht erhalten werden: 
kann und sich gleichzeitig Kräfte mil 
gemeinsamen Zielen bündeln. Ihr müjs- 
tet lernen, mit Unterschieden umzugehen 
und dennoch eng zusammenzuarbeiten. 
Wenn das gelingen würde, wäre das eine 
ziemlich interessante Synthese.” 
(Eleuterio Fernändez Huidobro aus der 
ARRANCA! Nr. 3) 
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ARRANCA: ES GIBT MITTLERWEILE EINEN BUN- 
DESWEITEN ANTIFA JUGEND(FRONT)-OR- 
GANISIERUNGANSATZ, DIE ÄNTIFA-JUGEND/- 
BUNDESWEITER ZUSAMMENSCHLUß (AJ/BZ). 
KÖNNT IHR KURZ BESCHREIBEN, WIE ES ZUR 
GRÜNDUNG KAM? 

HANNA: Die ersten Ansätze gab es vor 
drei Jahren, damals haben sich bundes- 
weit sehr viele Antifa-Jugendgruppen 
gegründet. Es kam zu einigen Treffen, 
die jedoch keine konkreten Ziele hat- 
ten. Es gab aber schon die Diskussion 
darüber, was für Ziele wir haben und 
wie wir uns organisieren können... 


Lisa: Das waren damals 10-12 Gruppen, 
die sich weitgehend in der Anfangs- 
phase befanden. Es war alles ziemlich 
unverbindlich. Es wurde mehr zusam- 
mengetragen, was es für Gruppen gibt 
und was sie machen... Alles dümpelte 
so vor sich hin. Dann haben wir aus 
Göttingen uns Gedanken gemacht über 
eine bundesweite Struktur, haben 
begonnen sie auszuarbeiten und sie 
schließlich vor etwa einem Jahr auf 
einem bundesweiten Treffen vorgestellt, 
dann konnten sich die Leute Gedanken 
darüber machen, Verbesserungsvor- 
schläge anbringen usw. Letztes Jahr 
Pfingsten wurde das Konzept dann 
schließlich von acht Gruppen in einer 
ausgereifteren Fassung verabschiedet. 
Das „offizielle” Gründungstreffen hat 
erst am 28. November letzten Jahres in 
Hamburg stattgefunden, wo sich 12 
Gruppen in der AJ/BZ zusammenschlos- 
sen. 


ARRANCA: WO KOMMEN DIE GRUPPEN HER? 
Lisa: Aus der gesamten brd, haupt- 
sächlich aber aus Norddeutschland. Nur 
eine ist aus dem Osten. Das liegt wohl 
daran, daß die Gruppen dort andere 
Probleme haben als wir im Westen, 
bzw. ihre Schwerpunkte anders setzen. 


ÄRTHUR: Unser Organisationsansatz ent- 
stand nicht dadurch, daß sich Leute 
theoretisch unheimliche Gedanken ge- 
macht haben. Die Verhältnisse, wie sie 
waren, haben einfach gezeigt, daß eine 
Organisation - oder eine Organisierung, 
es gibt auch Leute, die das Wort Orga- 
nisation nicht hören wollen, die sagen 
lieber „Zusammenschluß” - vor allem 
eine pragmatische Sache ist. Daß es 
eine erhöhte Effizienz gibt innerhalb 
des „Zusammenschlusses”. Und daß die- 
ser bundesweite Zusammenschluß vor 
allem innerhalb der Tagespolitik Vor- 


teile bringt für die Gruppen, daß sie 
eine bessere Vernetzung haben, sich 
gegenseitig unterstützen und ge- 
meinsame Aktionen laufen können. 


ARRANCA: WAS IST DIE NOTWENDIGKEIT UND 
WELCHES SIND GENAU DIE VORTEILE? 

HANNA: Die Notwendigkeit ist darin zu 
sehen, daß wir auf regionaler Ebene nur 
begrenzt Erfolge erzielen können. D.h., 
daß wir uns schon auf regionaler Ebene 
organisieren müssen und daß wir die- 
sen Erfolg auch erhöhen können, indem 
wir bundesweit mit anderen Gruppen 
zusammenarbeiten. Eine einzelne 
Gruppe ist in der Öffentlichkeit und in 
den Medien weniger wahrnehmbar. Wir 
meinen, daß wir durch die bundesweite 
Organisierung zu mehr gesellschaftli- 
cher Relevanz gelangen. Beim Grün- 
dungstag am 28.11. hatten wir z. B. 
gleich ein Fernsehinterview. Dann ist 
auch sehr wichtig, daß der bundesweite 
Zusammenschluß den einzelnen Grup- 
pen sowohl Motivation bietet als auch 
Unterstützung und Hilfe. Bundesweite 
Kampagnen können damit von dem 
Zusammenschluß getragen werden, was 
viel einfacher ist als für eine Gruppe 
allein. So kommt es zu einer Ballung 
von einzelnen Kräften, zur Weitergabe 
von Information und auch zur Frleichte- 
rung für die Einzelnen durch Arbeitstei- 
lung zwischen den Gruppen. 


Lsa: Wenn in der regionalen Arbeit als 
Schwerpunkt der einzelnen Gruppen 
Veranstaltungen, Vorträge, Filme usw.. 
erarbeitet werden, so werden diese Pro- 
dukte auch den anderen beteiligten 
Gruppen zugänglich gemacht. So kön- 
nen alle Gruppen von der regionalen 
Arbeit einer anderen Gruppe profitie- 
ren. Damit können auch Gruppen, die 
noch in der Anfangsphase sind, unter- 
stützt werden. Das gilt gerade für die 
neuen Gruppen, die sich in Kleinstädten 
bilden, wo es kaum andere Strukturen 
gibt. 


ARRANCA: EIN ZENTRALER FAKTOR FÜR DIE 
WAHRNEHMUNG IN DER ÖFFENTLICHKEIT IST JA, 
DAß MAN GEMEINSAM DISKUSSIONEN FÜHRT 
UND SICH DANN Z.B. AUCH AUF FORDERUNGEN 
EINIGT. GIBT ES EINE GEMEINSAME DisKussioNn? 
ARTHUR: Es steckt alles noch in Kinder- 
schuhen. Es ist erstmal ein pragmati- 
scher Ansatz gewesen, um mit logisti- 
schen Dingen besser klarzukommen. 
D.h., daßß momentan nicht in erster 
Linie grundsätzlich diskutiert wird, 


sondern anhand eines Projekts wie z.B. 
einer Kampagne die Forderungen disku- 
tiert werden und in der AJY/BZ Konsens 
sein müssen, wie z.B. aus Anlaß der 
Demo gegen das Schulungszentrum der 
NF in Detmold/Pivitsheide, die von der 
AJ/BZ mitunterstützt wurde. Es ist also 
vorwiegend so, daß wir von der kon- 
kreten Aktion mit der Zeit zu einem 
ausgefeilteren Hintergrund kommen. 
Wir haben vor zwei Jahren begonnen, 
inhaltliche Fragen in AGs zu diskutie- 
ren. Geplant ist, schrittweise ein grund- 
sätzliches Selbstverständnis der AJ/BZ 
zu entwickeln, das natürlich inhaltliche 
Fragen miteinschliefßtt. Die AJ/BZ bietet 
die Möglichkeit, diese inhaltlichen Dis- 
kussionen zu veröffentlichen. 


ARRANCA: WARUM SEID IHR NICHT ALS ÄNTIFA 
JUGENDGRUPPEN IN DIE AA/BO GEGANGEN 
ODER IN DAS VERNETZUNGSTREFFEN VOM ÄN- 
TIFA- INFOBLATT? WARUM EIN EIGENER ORGA- 
NISATIONSANSATZ? 

HANNA: Schwerpunkt ist für alle Antifa- 
Jugendgruppen die Jugend- und Schüle- 
ıInnenarbeit. Das ist bei der AA/BO und 
beim Vernetzungstreffen ganz anders. 
Sie setzen andere Prioritäten. Klar kann 
diese Unterschiedlichkeit auch zum Ver- 
hängnis werden. Aber es ist z.B. bei 
einzelnen Jugendgruppen so, daß ihre 
Politik in erster Linie im Anti-Nazi- 
Kampf Ausdruck findet. Wir sagen hin- 
gegen, daß Antifapolitik ein viel gröfse- 
res Gebiet umfaßt wie z.B. 
Internationalismus und Ökologie. 
Außerdem machen wir Aktionen an 
Schulen. Wir haben auch gesagt, daß 
wir nicht alle in inhaltlichen Fragen 
übereinstimmen müssen, wobei wir 
natürlich den bisher erlangten Grund- 
konsens auch weiter ausbauen. Wir 
befürworten es ausdrücklich, daf3 Dis- 
kussionspapiere mit unterschiedlichen 
Standpunkten herauskommen und 
damit auch die Unterschiedlichkeit offen 
dargestellt wird. Das betrachten wir 
nicht als Manko einer bundesweiten 
Jugendorganisation - das unterscheidet 
uns auch beispielsweise von der 


AA/BO. 


ARRANCA: IST DAS BEI DER AA/BO DER Fall? 

HANNA: Da gibt es natürlich auch Ausein- 
andersetzungen und Differenzen, aber 
unser Ziel ist nicht so hoch gesteckt. 
Wir geben uns mit dem Grundkonsens 
erstmal zufrieden, weil es für uns wich- 
tiger ist, daß sich Jugendliche bundes- 
weit organisieren, daß jede Gruppe an 


hiht Ihe Power 


Stärke gewinnt und daß auch andere 
Jugendliche motiviert werden. Die 
inhaltlichen Defizite unserer Organisie- 
rung können auch auf die einzelnen 
Gruppen zurückgeführt werden. Viele 
Jugendgruppen zerbrechen und grün- 
den sich schnell wieder, neue und jün- 
gere Leute kommen dazu und insofern 
gibt es weniger Kontinuität als bei Mit- 
gliedsgruppen der AA/BO. In den Ju- 
gendgruppen gibt es teilweise inhaltlich 
auch nicht so ein hohes Niveau wie in 
den Gruppen von Erwachsenen. Das ist 
in der bundesweiten Organisierung 
auch so, was aber nicht heißt, daß wir 
es nicht anstreben, inhaltlich weiterzu- 
kommen. Schwerpunkt der Treffen der 
AJ/BZ ist die inhaltliche Arbeit in AGs. 


ARRANCA: WAS HABT IHR EUCH FÜR DIE NÄCH- 
STE ZEIT AN ZIELEN FÜR DIE INHALTLICHE ÄRBEIT 
GESTECKT? 

ARTHUR: Hauptsächlich wollen wir den 
Begriff von Antifaschismus klären, d.h. 
also, daß für die Praxis zwischen reinem 
Anti-Nazi-Kampf und einem weiterge- 
henden Antifaschismus unterschieden 
werden soll. Zielsetzung ist, daß wir das 
System und die Verhältnisse begreifen, 
weil für uns alle klar ist, daß Faschis- 
mus nicht ein Phänomen ist, das auf ein 
paar durchgeknallte Jugendliche 
beschränkt werden kann. Es ist ein 
gesellschaftliches Problem. Wir versu- 
chen, die Ursachen für solche Entwick- 
lungen zu ermitteln und zum Konsens 
zu kommen. Aufgrund der Analyse der 
Verhältnisse wollen wir dann eine 
gemeinsame Praxis entwickeln. An 
manchen Orten ist Anti-Nazi-Kampf ein- 
fach das einzige, was die Leute leisten 
können. Das ist auch im Sinne der 
AJ/BZ und kann kein Vorwurf sein, weil 
es für uns nicht im Widerspruch steht 
zu umfassender Antifapolitik. Das kann 
gut nebeneinander stehen. Es soll aber 
trotzdem in den nächsten Monaten ver- 
sucht werden, zu einer inhaltlichen Fun- 
dierung zu kommen. 


ARRANCA: ES IST ALSO SCHON DAS INTERESSE 
DA, MIT DIESEM ZUSAMMENSCHLUß EINE NICHT 
AUF ÄNTIFA BESCHRÄNKTE ALLGEMEINPOLITISCHE 
HERANGEHENSWEISE ZU FINDEN? 

ARTHUR: Auf jeden Fall. Zuerst werden 
viele Jugendliche durch Antifa politi- 
siert, weil sie z.B. in Kleinstädten und 
im Osten damit konfrontiert werden. 
Denn es ist gerade da so, daß Leute, die 
ein bißchen auffallen, schnell mit 
Faschos Ärger bekommen und sich 


darum organisieren müssen, um damit 
fertig zu werden. Die Bestrebung ist es, 
das Phänomen Faschismus gesamtge- 
sellschaftlich zu erklären und dann die 
Ursachen in den Verhältnissen zu be- 
kämpfen, so daß nicht als einzige Mög- 
lichkeit bleibt, die Faschos wegzuklop- 
pen, sondern die Ursachen dafür, daß 
Faschos da sind, angegangen werden. 


ARRANcA: Du, HANNA, HAST VORHIN GESAGT, 
DAß DIE ORGANISIERUNG ÄTTRAKTIVITÄT FÜR 
MEDIEN BEDEUTET, ABER AUCH FÜR JUGENDLI- 
CHE. Wo soLL DIE ATTRAKTIVITÄT FÜR JUGEND- 
LICHE HERKOMMEN? 

HANNA: Für die einzelne Gruppe ist es 
natürlich immer wichtig, präsent zu 
sein. Das wollen wir an den Schulen 
mit Flugblättern, unserer Zeitschrift 
Fight the Power und Aktionen zu 
bestimmten Daten, wie z.B. dem 9.11. 
und 30. 1., erreichen. Auf Demonstratio- 
nen sind wir auch mit einem Jugend- 
block präsent, um zu betonen, dafs es 
auch Jugendliche gibt, die sich organi- 
sieren und nicht nur 25jährige. Diese 
Arbeit wird durch unsere Pressegruppe 
unterstützt. D.h., alles was wir machen, 
kommentieren wir. Wir konnten im letz- 
ten Jahr durch mehrere Artikel im Göt- 
tinger Tageblatt, in denen auch unser 
Name genannt wurde, feststellen, dafs 
wir mit der Medienarbeit Erfolge erzielt 
haben. 


ARRANCA: WAS HEIBT DENN ERFOLG? DAS 
ERSCHEINEN IN DER ZEITUNG ALLEIN IST JA NOCH 
KEIN ERFOLG, WENN ES KEINE FOLGEN HAT. 
HANNA: Es ist schwer, direkte Folgen 
festzustellten, doch konnten wir sehen, 
daß unser Bekanntheitsgrad dadurch 
gestiegen ist. Einen Erfolg der gesamten 
Arbeit konnten wir z.B. bei einer Veran- 
staltung am 10. 3. zu den 129a-Ermitt- 
lungen, die hier in Göttingen und auch 
bundesweit laufen, sehen, da hier sehr 
viele Jugendliche kamen, von denen wir 
eigentlich geglaubt hatten, dafs sie an 
solchen Themen erstmal kein Interesse 
haben. Das ist schon ein Erfolg der 
Arbeit an den Schulen. Ein weiterer Teil 
unserer Arbeit ist die Bündnisarbeit mit 
andereren Jugendgruppen und auch 
Erwachsenengruppen. 


Lisa: Uns ist aufgefallen, daß wir gerade 
durch die Zeitschrift, die wir relativ 
regelmäßig herausbringen, bekannter 
geworden sind. Am Anfang waren die 
Schüler und Schülerinnen etwas skep- 
tisch, mittlerweile freuen sich vor allem 
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jüngere: „Klasse, mal wieder die Fight 
the power!”. Und das auch an Schulen, 
wo wir es bisher nicht erwartet haben, 
z.B. an konservativen Gymnasien. Wir 
sind dadurch einfach im Gespräch. 


HANNA: Wir glauben, daß es wichtig ist, 
in möglichst viele Bereiche, die Jugend- 
liche betreffen, hineinzuwirken. D.h., 
daf wir nicht nur politische Themen 
ansprechen, sondern auch die persönli- 
chen Erfahrungen der Jugendlichen. Wir 
versuchen, vom Kleinen zum Großen 
zu kommen. Wir bieten auch mehr oder 
weniger kontinuierlich „Freizeitmöglich- 
keiten” an, wie z.B. unser Mittwochs- 
cafe, sowie Veranstaltungen, Vorträge 
und Filme. Es geht darum, möglichst 
viele gesellschaftliche Bereiche, in 
denen Jugendliche betroffen sind, anzu- 
sprechen. Genau das soll auf bundes- 
weiter Ebene auch gemacht werden: 
also mit verschiedenen Themen ver- 
schiedene Bereiche anschneiden, mit 
Kampagnen vor allen Dingen deutlich 
machen, daß es Jugendliche gibt, die 
sich bundesweit organisieren, und 
damit die Jugendlichen motivieren. 


ÄRTHUR: Die gesellschaftliche Relevanz 
einer Gruppe drückt sich auch durch 
das Auftreten in den Medien aus. Ich 
denke, daß Leute, wenn sie merken, 
dafs sie etwas stört, denn so fängt man 
ja an, sich zu politisieren, oft den Ein- 
druck haben, daß es kaum einen 
Anlaufpunkt gibt, wie z.B. eine Gruppe, 
die diese Themen anspricht. D.h., daß 
da eine Lücke ist, in der keine weitere 
Politisierung mehr stattfindet. An diesem 
Punkt muß mit Jugendpolitik angesetzt 
werden, um das „Unbehagen” aufzu- 
greifen und den Menschen zu politisie- 
ren. Damit die Leute sehen, daß es 
Gruppen gibt, die Jugendpolitik 
machen, daß es sogar eine bundesweite 
Organisierung gibt, versuchen wir auch 
in den Medien als relevante Kraft in 
Erscheinung zu treten. Dadurch fühlen 
sich die Leute auch bestärkt, sich einzu- 
mischen. Das bedingt einander gegen- 
seitig. Es wird also damit eine Relevanz 
ausgedrückt und gleichzeitig wird die 
Gruppe auch stärker, wenn mehr Leute 
dazukommen. Das hat sich auch kon- 
kret in unserer Arbeit gezeigt. 


ArRANcA: HAT DIE ATTRAKTIVITÄT DER AJF FÜR 
JUGENDLICHE AUCH URSACHEN IN EINER ZU DEN 
AUTONOMEN UNTERSCHIEDLICHEN HERANGE- 
HENSWEISE AN POLITIK? 
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ochwerpunkl 


HANNA: Wir haben gesehen, daß - sim- 
pel ausgedrückt - die autonome Szene 


“für Jugendliche nicht viel Möglichkeiten 


bietet, sich zu organisieren, weil viel 
über Emotionen abläuft, über Cliquen 
und veraltete Erfahrungen und weil von 
der Szene teilweise überhaupt keine 
Jugendpolitik gemacht wird. Vor drei 
Jahren war es noch so, daß sich viele 
Jugendliche unserer Gruppe ange- 
schlossen haben, weil es die Konfronta- 
tion mit Nazis in der Innenstadt gab. 
Heute ist es in Göttingen anders, denn 
die Nazis tauchen nicht mehr in der 
Innenstadt auf, sondern eher auf den 
Dörfern. Deshalb haben sich die 
Gründe, zu uns zu kommen, verändert. 
Es ist jetzt eher das Interesse an den 
Verhältnissen in der Bundesrepublik, 
also z.B. die Frage nach den Ursachen 
für die zahlreichen Überfälle im Jahr 
1993 durch Nazis. Die autonome Szene 
setzt voraus, daß neue Leute zu ihr 
stoßen und sich dann in ihre kleine 
Nische begeben. Das heißt, oft nur in 
dieser Nische zu leben und für ihren 
Erhalt zu kämpfen. Aufgrund dieser 
Erfahrungen haben wir uns entschlos- 
sen, rauszugehen, an die Schulen usw., 
und uns dann auch zu organisieren. 


Lisa: Ein weiterer Grund ist, daß weite 
Teile der Bevölkerung, darunter auch 
Jugendliche, die Autonomen als sowas 
wie einen großen Schwamm begreifen 
und damit nichts anfangen können. Es 
gibt für sie kaum Möglichkeiten zu dif- 
ferenzieren. Um den Leuten eine/n 
klare/n Ansprechpartner/in zu bieten, 
haben wir uns zu einer klaren Formulie- 
rung unserer Vorstellungen und zum 
Aufbau von eindeutigen Strukturen ent- 
schlossen. 


ARTHUR: Die Situation in Göttingen zeigt 
deutlich, daß die autonomen Politikmu- 
ster, die ja aus den 80er Jahren stam- 
men, nicht mehr greifen: Straßenmili- 
tanz, die Befreiung in der Schlacht mit 
den Bullen. Die Konfrontation mit dem 
Polizeistaat, mit dem System findet 
heute auf einer ganz anderen Ebene 
statt: in Göttingen z.B. gibt es die Dees- 
kalationsstrategie von den Bullen, so 
daß die Stärke der Autonomen auf der 
Straße ins Leere läuft und sie damit 
auch nicht mehr relevant sind. Das 
Negativimage der Autonomen in den 
Medien, in denen sie vorwiegend durch 
die Konfrontation auf der Straße aufge- 
taucht sind, schreckt viele Leute ab, 


überhaupt in irgendwelche autonomen 
Zusammenhänge zu kommen, wobei 
das wiederum eine sehr komplizierte 
Sache ist. Du mußt ja erst regelmäßig 
auf irgendwelchen Partys gesehen wer- 
den, damit die Leute dich auf irgendei- 
nem Plenum für voll nehmen. Sonst 
haben sie „ja irgendwie gar keinen 
Bock und so” ... In Göttingen fällt auf, 
daß die Punkerszene wächst, die Leute 
sich in die Ecke hängen und sich zukip- 
pen, weil sie sich nicht mit dem ausein- 
andersetzen, was sie stört und wo sie 
anecken. Sie resignieren, anstatt tatsäch- 
lich zu agieren. Daß ist ein Nebeneffekt 
davon, daß autonome Gruppen keine 
Basis mehr haben und so immer weni- 
ger Nachwuchs finden. . 


ARRANCA: IST ES WIRKLICH SO, DAß JUGENDLI- 
CHE SICH NICHT POLITISIEREN, WEIL Z.B. DIE 
AUTONOME SZENE KAUM JUGENDPOLITIK 
MACHT? ICH DENKE, DAß VIELE JUGENDLICHE 
GAR NICHT DAS BEDÜRFNIS HABEN, JUGENDPOLI- 
TIK ZU MACHEN, SONDERN SICH EIGENTLICH 
MÖGLICHST ALS ERWACHSENE ENTDECKEN WOL- 
LEN UND DAMIT AUCH EHER ERWACHSENENPOLI- 
TIK MACHEN WOLLEN. DAS ENTSPRICHT ZUMIN- 
DEST MEINER ERFAHRUNG. DAS ZWEITE IST, DAB 
ES ZWISCHEN DEN POLITISIERUNGSPROZESSEN IN 
DEN 8OERN UND HEUTE EINEN UNTERSCHIED 
GIBT. DENN IN DEN BOERN WAR ES GESELL- 
SCHAFTLICH VORGEGEBEN, VERANTWORTUNG ZU 
ÜBERNEHMEN UND DIE GEGENREAKTION BEI VIE- 
LEN SICH ALS LINKSRADIKAL BEGREIFENDEN 
JUGENDLICHEN WAR ES, VERANTWORTUNG VÖL- 
LIG ABZULEHNEN. DAS PABTE WUNDERBAR IN DIE 
DIFFUSEN AUTONOMEN STRUKTUREN, WO KEINER 
VERANTWORTUNG ZU ÜBERNEHMEN BRAUCHTE, 
WEIL ALLES ABGELEHNT WURDE. ICH GLAUBE, DAB 
DIE HALTUNG HEUTE EINE ANDERE IST. KÖNNT 
IHR MEINEN EINDRUCK BESTÄTIGEN, DAB DIE 
JUGENDLICHEN IN DEN LETZTEN JAHREN VIEL 
EHER DAZU BEREIT SIND, VERANTWORTUNG ZU 
ÜBERNEHMEN UND DINGE ZU VERÄNDERN, WEIL 
SIE DIESE GESELLSCHAFT UND DAMIT DIE NOT- 
WENDIGKEIT VON KLAR STRUKTURIERTER POLITI- 
SCHER ARBEIT VIEL KLARER SEHEN? 

ARTHUR: Der Vergleich ist nicht einfach, 
denn damals war die Bewegung viel 
breiter als heute und damit auch diffu- 
ser. Aber ich sehe schon, daß es heute 
andere Leute sind, die was machen. Es 
sind vielleicht hauptsächlich Leute, die 
politische Arbeit auch als solche begrei- 
fen und Widerstand nicht nur als Frei- 
zeitbeschäftigung sehen. 


HANNA: Wir haben nicht unbedingt den 
Eindruck, daß das Interesse bei den 


Jugendlichen größer geworden ist. Die 


Politikverdrossenheit ist immer noch 
oder schon wieder da. Wir müssen auch 
immer wieder erstaunt feststellen, daß 
selbst 18- bis 19jährige über wichtige 
Fragen keine Vorstellungen haben. Ich 
glaube dennoch, daß vor allem der 
Anspruch an die eigene Arbeit und an 
deren inhaltliche Vermittlung bei vielen 
Jugendgruppen gestiegen ist. Früher 
ging es eher um direkte Aktionen und 
weniger um inhaltliche Diskussionen, 
die heute erwünscht sind. Das führen 
wir vor allem auf die Diskussionen über 
bundesweite Strukturen und die Forde- 
rung nach neuen Konzepten, die das 
Überdenken von überholten Vorstellun- 
gen miteinschließt, zurück. Wir können 
auch bei vielen Jugendlichen die Ten- 
denz feststellen, sich zusammenzusch- 
ließen und Einheiten zu bilden. 


ÄRRANCA: ICH HALTE GERADE DIE INHALTLICHE 
ÄUSEINANDERSETZUNG UNTER JUGENDLICHEN 
FÜR EINE POSITIVE ENTWICKLUNG, DENN DAMIT 
WIRD ES WENIGER WAHRSCHEINLICH, DAB LINKS- 
RADIKALE POLITIK SICH ALS AUTONOMER AKTIO- 
NISMUS IN EINER ÜBERGANGSZEIT VON 16 BIS 
20 AUSDRÜCKT, IN DER MAN SICH AUSTOBEN 
KANN, UM DANN EINE BANKLEHRE ZU MACHEN. 
WIE SEHT IHR DAS? 

ÄRTHUR: Erst Scheiben bei der Bank ein- 
dreschen und dann hinterher hinterm 
Schalter stehen... 


ARRANCA: SO GANZ EXTREM IST ES VIELLEICHT 
NICHT, ABER VIELE KEHREN JA IN GEORDNETE 
BAHNEN ZURÜCK. 

Lisa: Unser Interesse ist es natürlich 
schon, daß die Jugendlichen, auch 
wenn sie älter geworden sind, politisch 
weiterarbeiten. Ein Grund für die 
Bildung von Jugendgruppen ist auch, 
daß es Jugendlichen, die was machen 
wollen, leichter fällt, einzusteigen. Denn 
der Wissensunterschied über z.B. 
geschichtliche Zusammenhänge ist zwi- 
schen den Mitgliedern der Jugend- 
8Tuppe und neuen Leuten weniger gra- 
vierend als zwischen Jugendlichen und 
einer Gruppe von Erwachsenen. In 
Jugendgruppen spielt der soziale 


Zusammenhang auch noch eine gröfsere 
Rolle. 


HANNA: Es ist für uns auch wichtig, den 
Kontakt mit Gruppen von Erwachsenen 
zu haben, um zu sehen, welche Erfah- 
rungen sie machen. 


ARRANCA: WIE ALT SEID IHR EIGENTLICH, BZW. 
DIE LEUTE IN DER AJF? 


right Ihe Power 


HANNA: Zwischen 13 und 19. Wir drei 
sind alle 18. 


ARRANCA: WIE LANGE WOLLT IHR ALS JUGEND- 
LICHE ORGANISIERT SEIN? DER JUGENDSPRECHER 
DES DGB ıst zum BeEispiEL 32, ALSO EIN „BE- 
RUFSJUGENDLICHER”. WIE LANGE IST MAN BEI 
EUCH JUGENDLICHER? 

Lisa: Es gibt bei uns natürlich keine 
Grenze. Aber ich denke sowieso, es ist 
im Interesse von jedem oder jeder bei 
uns in der Gruppe, nicht sein Leben 
lang drin zu bleiben. Ich möchte natür- 
lich meine bis jetzt gemachten Erfahrun- 
gen noch erweitern und deshalb 
irgendwann in eine sogenannte 
„Erwachsenengruppe” gehen, weil die 
inhaltlichen Diskussionen da einen 
anderen Charakter haben als in einer 
Jugendgruppe. Es ist in gewissem Sinne 
schon eine Frage von Niveau. 


HANNA: Bei mir ist das ähnlich. Ich habe 
auch vor, irgendwann in eine andere 
Gruppe zu gehen, nicht immer in einer 
Jugendgruppe zu bleiben und mich auf 
Jugendpolitik zu beschränken, obwohl 
ich mir trotzdem vorstellen kann, auch 
in einer anderen Gruppe schwerpunkt- 
mäßig Jugendpolitik zu machen. 


ÄARRANCA: ABER ES WIRD NICHT SO SEIN, DAB 
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DIE SPRECHERIN DER AJF GÖTTINGEN IN 12 
JAHREN LISA HEIBT? 
HANNA: Auf gar keinen Fall! 


Lisa: Nein, das haben wir auch nicht 
vor, denn es ist schon jetzt so, daß wir 
daran arbeiten, daß die Älteren unter 
uns Erfahrungen langsam und schritt- 
weise an die Jüngeren weitergeben. So 
wird das also von „Generation zu Gene- 
ration” weitergeschoben. Unser Ziel ist 
es auch, daß die Leute eine bestimmte 
Zeit in der AJF Politik machen und sich 
erstmal auf Jugendpolitk beschränken, 
dann aber soviel Erfahrungen gesam- 
melt haben, daß sie in anderen Grup- 
pen weiterarbeiten können. Wir sehen 
auch den bundesweiten Zusammen- 
schluß als Erfahrungsmöglichkeit für die 
Jugendlichen, die dann später in einer 
Organisation, also z.B. der AA/BO, wei- 
termachen können. 


ÄRTHUR: Genau. Organisation bedeutet 
Kontinuität und Kontinuität bedeutet, in 
einer gesellschaftlichen Auseinanderset- 
zung eine Rolle spielen zu können. Und 
diese Rolle wollen wir spielen und uns 
deshalb weiterorganisieren. 


Lisa: FIGHT THE POWER! 
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ochwerpunkt 


Der fast schon arrogante Aufruf der 
Pariser Communarden 1871 „Möge die 
Provinz sich beeilen!” beinhaltet auch 
die Annahme, alles sei Provinz, alles, 
was nicht Paris ist. Doch Provinz ist 
vielschichtiger. Für die BerlinerInnen 
ist Frankfurt schon Provinz, für die 
FrankfurterInnen ist es Hanau, für die 
HanauerInnen Aschaffenburg und für 
die AschaffenburgerInnen Alzenau oder 
Miltenberg. Dort wird dann zwar akzep- 
tiert, daß die eigene Stadt als Provinz 
anzusehen ist, jedoch auf Dammbach 
oder Rüdenau verwiesen, was ja 
schließlich „tiefste Provinz” sei. Provinz 
ist also kein fester Begriff, sondern ein 
sehr unterschiedliches Verhältnis und 
vom Wohnort des Betrachters abhängig 
(und da ist das Metropolen-Provinz-Ver- 
hältnis im internationalen Bereich noch 
gar nicht mitgedacht, denn um dieses 
soll es hier bewußt nicht gehen). 


WARUM „PROVINZ-THEORIE”? 
Das Land, die Provinz, galt nicht nur 
den oben genannten Pariser Commun- 
arden als Hort der Reaktion, gar der 
Konterrevolution. Auch Albert Herren- 
knecht (siehe Kasten) schreibt: „Es ist 
wichtig, auf dem Land zu bleiben, für 
dort eine Perspektive zu entwickeln, 
politisch auch dort präsent zu sein und 
kleine Alternativen aufzubauen. Dies ist 
wichtig, nicht nur, um die Konterrevolu- 
tion zu verhindern, sondern auch, um 
dem politischen Gegner das Land (und 
das ist nun mal wörtlich zu nehmen) 
nicht zu überlassen”. Oskar Negt führt 
dazu aus, daß „wir aus der Geschichte 
wissen, daß Revolutionen zwar in den 
Städten gemacht werden, aber die Kon- 
terrevolution vom Lande kommt, von 
der Provinz.” (Links-Sondernummer 
zum SB-Pfingstkongreß 1976.) 

Die Antifaschistische Aktion Passau 
schließlich schreibt zu diesem Thema: 
„Gerade in der letzten Zeit haben die 
FaschistInnen ihre Aktivitäten verstärkt 
in die Provinz verlagert, um dort mög- 
lichst ungestört Aufbauarbeit leisten zu 
können und um Veranstaltungen durch- 


zuführen.” (EinSatz!, September 1993) Iher die | ITOdaN? der Ietropule _ 

Dies zeigt ganz offensichtlich: Ohne a: 
Gegebenheiten, ohne Antworten, wie % r OW : Er 

mit diesen sinnvoll umgegangen wer- „Ss 

den kann, ist eine positive Veränderung 


Einbindung auch der Provinz, ohne 
Beschäftigung mit ihren besonderen 

cht zu bek sonsssssnssenssess ung die Schönheit der Provin? 
nicht zu bekommen. 
Provinz ist Kolonie im eigenen Land. 
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Die provinzielle Situation macht sich ja 
gerade dadurch bemerkbar, daß Nah- 
verkehr, Bildungseinrichtungen, kultu- 
relle Angebote, bestimmte qualifizierte 
Arbeitsplätze etc. überaus ungleich 
zugunsten der großen Städte verteilt 
sind. Daraus resultieren einige provinz- 
spezifische Schwierigkeiten für linke 
Politik. Zum einen gibt es den dauern- 
den Verlust aktiver Menschen durch 
Wegzug in die Metropolen zwecks Stu- 
dium oder Aufnahme eines Arbeitsplat- 
zes; dem stehen nur ganz geringfügige 
Zuzüge gegenüber, etwa, wenn ein lin- 
ker Lehrer (so etwas soll es ab und zu 
noch geben) eine Stelle auf dem Land 
erhält. Ergebnis ist ein personelles Aus- 
trocknen linker Strukturen. Zum ande- 
ren erschweren die weiten Wege, die 
durch das Fehlen des öffentlichen Nah- 
verkehrs entstehen, den Aufbau einer 
linken Szene, da die einzelnen (gerade 
jüngeren) Linken auf ihren Dörfern und 
in ihren Kleinstädten oft räumlich von- 
einander isoliert bleiben. 

Die Abwesenheit von bestimmten Bil- 
dungseinrichtungen (mit den Servicean- 
geboten der Studierendenausschüsse 
etc.) und Kulturzentren macht es auch 
schwieriger, geeignete Räumlichkeiten 
und technische Strukturen zu finden, 
die für den Aufbau einer linken Szene 
von Bedeutung sind. Ein ganz einfaches 
Beispiel: Schon der Druck eines Flug- 
blattes kostet in der Provinz das Mehrfa- 
che dessen, was in der Metropole mit 
Kopierläden etc. zu zahlen ist. Dadurch 
ergibt sich ein erschwerter Aufbau lin- 
ker Infrastruktur in der Provinz. 

In engem Zusammenhang mit dem stu- 
diums- oder berufsbedingten Wegzug 
aktiver Leute steht jene gerade in der 
Provinz so bedeutungsvolle Geisteshal- 
tung, die ich hier mit Traditions-Konser- 
vatismus bezeichnen möchte. Mangels 
einer ausgeprägten linken Gegenkultur 
und sicher auch begünstigt durch die 
stärkere soziale Kontrolle (siehe unten) 
hält sich in den nicht-städtischen Regio- 
nen diese Grundhaltung, die mit dem 
alten CDU-Werbeslogan „Keine Experi- 
mente wagen!” ganz treffend umschrie- 
ben ist. 

Die schon erwähnte größere soziale 
Kontrolle macht das Ausscheren aus 
dem allgemeinen Konsens sicherlich 
erheblich schwerer als in der Anonymi- 
tät einer Metropole. Zugleich zeigt sich 
hier der Doppelcharakter bestimmter 
provinzspezifischer Bedingungen: Wer 


ovin? 


schlechter ausscheren kann, ist auch 
besser eingebunden. Das heißt, eine 
Ausgrenzung bestimmter Positionen - 
solange sie in provinzspezifischer Form 
angeboten werden - ist kaum möglich. 
Selbst als „Kommunisten” verschrieene 
Mitglieder einer Jugendinitiative wurden 
in einer fränkischen Kleinstadt nie wirk- 
lich ausgegrenzt, da sie über ihre Eltern 
(„Der ist doch der Sohn von Müllers 
Hannes”) oder ihr sonstiges Umfeld 
(„Die war doch in der katholischen 
Jugend”) eingebunden waren. Einen 
Grund zur Idealisierung dieses Umstan- 
des gibt es aber ebensowenig wie 
einen, ganze Provinzen zu weißen 
Flecken auf der linken Landkarte zu 
erklären. 

Ein nicht unwesentlicher Punkt der 
Schwäche linker Positionen und Struk- 
turen auf dem Lande liegt in der Linken 
selbst, im Nachahmen des Metropolen- 
gehabes. Zu oft wird versucht, die „gei- 
len” Aktionen der Metropolen-Linken zu 
imitieren. Sind diese Aktionsformen in 
ihrem sektiererischen Gehabe und in 
ihrer Rücksichtslosigkeit gegenüber der 
Vermittelbarkeit der Inhalte oft schon in 
der Stadt einfach nur unsäglich, wird 
dieses Gehabe in der Provinz entweder 
lächerlich oder dient nur der völligen 
Ausgrenzung der Linken. 


Schwarzgewandete Demo-Blöcke 
mögen zwar das Bedürfnis nach radika- 
lerer Performance befriedigen und kön- 
nen sicher auch für das Gruppen-Fee- 
ling enorm wichtig sein, dienen aber - 
gerade auf dem Land - niemals der 
Unkenntlichkeit (und damit der Unan- 
greifbarkeit durch Polizei oder Nazis) 
der TeilnehmerInnen, werden also zur 
sinnentleerten Form. Denn die notwen- 
digerweise kleinen „schwarzen Blöcke” 
werden hier erst zum erkennbaren 
Objekt des Angriffs von außen. Und 
daß die Vermummten nicht erkannt 
werden könnten, kann nur der vermu- 
ten, der die Provinz nicht kennt. 
Ähnliches gilt auch für mit radikalen 
Phrasen gespickte Flugblätter, die auf 
dem Land nicht nur keine „Bürger” 
ansprechen, sondern nicht einmal eine 
linke Szene erreichen können, da es die 
in der großstädtischen Form gar nicht 
gibt. 


PROVINZ - WAS TUN? 
Um eine linke oder auch nur alternative 
Kultur in der Provinz zu erhalten bzw. 


Über die linke Provinzdiskussion kann eigent- 
lich nicht besonders viel gesagt werden. 

Die traditionelle Linke beschäftigte sich kaum 
damit. Während der Weimarer Republik 

trat fast nur der ehemalige SPD- und spätere 
KPD-Politiker Edwin Hörnle mit einem 
eigenen Ansatz zur „Landagitation” 

in Erscheinung, der aber nach dem Krieg - 
Hörnle wurde SED-Funktionär - in 
Vergessenheit geriet (siehe: „Edwin Hörnle - 
ein klassischer SPD/KPD-Provinzarbeiter”, in: 
„Traum-A-Land”, Provinzzeitung für Franken- 
Hohenlohe, Nr. 20, Juli/August1981, 

ohne Autorenangabe, vermutlich aber 

Albert Herrenknecht). 

In den siebziger und achtziger Jahren kam es 
zu einem kurzen Aufschwung der Provinz- 
diskussion, was sicher auch mit dem 
Aufflammen der Anti-AKW-Kämpfe zu tun 
hatte, die die Provinz als Ort dieser Ausein- 
andersetzungen plötzlich interessant machte. 
Albert Herrenknecht schrieb sein Buch 
„Provinzleben - Aufsätze zu einem politischen 
Neuland” (Verlag J und Politik, Frankfurt 
1977), ein „Kursbuch” (Nr. 39, Westberlin 
1975) zum Thema Provinz erschien, in Berlin 
fand der „Stadt-Land-Dialog” statt. Mit dem 
Abflauen der Anti-AKW-Bewegung gerieten 
auch die Provinz-Orte wie Kalkar, Brokdorf, 
Grohnde, Wackersdorf etc. wieder in 
Vergessenheit - und mit ihnen die Erinnerung 
an die Notwendigkeit, sich auch mit der 
Provinz zu beschäftigen. 

Aus den damaligen Kämpfen hat die Linke 
auch nicht viel gelernt. Ein ganz wesentlicher 
Punkt wäre doch gewesen festzuhalten, daß 
bestimmte Formen des Widerstands nicht 
ritualisiert durchgeführt werden können. 
Vielmehr sind diese nur unter bestimmten 
Gegebenheiten und bei Vorhandensein eines 
bestimmten Bewußtseinstandes der 
(provinziellen) Bevölkerung möglich und 
sinnvoll. Denn wie selten in der linken 
Geschichte war z. B. in Wackersdorf ein 
Konsens zwischen Bevölkerungsmehrheit und 
Linken zu spüren, daß zur Abhilfe der Gefahr 
auch direkte Militanz nötig ist. Nur dann 
kann diese auch politisch wie moralisch 
gerechtfertigt werden. 

(Welche anderen Formen - vom zivilen 
Ungehorsam bis zur Sachbeschädigung - 
nötig und möglich sind, hängt eben auch 
immer von der konkreten Situation ab.) 
Neuere Ansätze der Provinz-Diskussion, etwa 
bei der Antifaschistischen Aktion/ 
Bundesweite Organisation (Aufsätze der 
Antifa-Bünde und der Antifa-Aktion Passau 
in „EinSätze!”, September 1993), scheinen 
noch sehr unzureichend und noch zu sehr an 
städtischer Autonomenpolitik orientiert. 

Auch dieser Artikel kann nur ein erneuter 
Anriß des Themas sein: unvollständig, 


diskussionsbedürftig. 
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LOB DER PROVINZ-LINKEN 


„Unsere Genossen auf dem Lande sind 
immer in der Minderheit, und man versucht, 
ihnen Angst zu machen:”Wenn du den Mund 
aufmachst, schlagen wir dir die Fresse 
kaputt.’ Ich bewundere jeden einzelnen, der 
auf einem Dorf Kommunist ist, sich dazu 
bekennt und es durchsteht. Es gehört viel Mut 
dazu.” (Edwin Hörnle, 1883-1952) 


erst zu begründen, müssen demokrati- 
sche Großorganisationen in die Pflicht 
genommen werden, um ihre Infrastruk- 
tur und ihre technischen, personellen 
und finanziellen Mittel einzubringen. 
Dazu gehört auch, eine erleichterte För- 
derung von Provinzprojekten durch 
z. B. grüne Stiftungen einzufordern und 
über die entsprechenden Kreisverbände 
an diese Stiftungen heranzutreten. Auch 
muß die Unterstützung von „schwa- 
chen” Regionen durch „starke”, also 
durch Metropolen auf- bzw. ausgebaut 
werden. Dazu gehört auch, daß letztere 
den ersteren Referenten und „Kultur- 
beiträge” (kostenlos) zur Verfügung stel- 
len. Die „Fördermitgliedschaft” von 
Metropolen-Linken bei Provinzvereini- 
gungen scheint hier auch angezeigt, um 
den nötigen Kontakt der Metropole zur 
Provinz herzustellen, Finanzen 
(Beiträge, Spenden etc.) aus den besser 
gestellten Regionen an die Provinzen 
abzuführen, den Informationsfluß auf- 
recht zu erhalten etc. 

Auf dem „flachen Land” muß schließlich 
versucht werden, die wenigen Gruppen 
und Einzelpersonen über gemeinsame 
Seminare, Treffen und Aktionen zu ver- 
netzen, nach Möglichkeit auch ein von 
allen Gruppen und Personen getragenes 
Zentrum in jeder Region einzurichten, 
wobei die (finanzielle) Unterstützung 
durch „stärkere” Regionen (denkbar 


auch im Rahmen von „Regionalpartner- 
schaften”) wünschenswert wäre. 

Ein weiterer Punkt könnte sein, 
etwas wie ein provinzielles Regionalbe- 
wußtsein zu schaffen, indem die 
Geschichte der eigenen Provinz aufge- 
arbeitet wird. Die Kämpfe, Siege und 
Niederlagen der „linken” Vorfahren vom 
Bauernkrieg bis zum Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus wären hier 
ebenso aufzuzeigen wie das Leben der 
„einfachen” Leute. Eine Geschichts- 
schreibung also, die der offiziellen mit 
ihrer Abfolge Grafen, Königen und 
Ministern, mit ihren „ausbrechenden” 
Kriegen und „schicksalshaften” Zufällen 
etwas entgegensetzt. Dazu gehört es 
auch, die Geschichte der aktuellen lin- 
ken Bewegungen in der Provinz selbst 
zu dokumentieren, um, wie Albert Her- 
renknecht betont, ein Gefühl dafür zu 
entwickeln: „Wir haben eine Ge- 
schichte!” 

Und was tun gegen die Nachahmung 
des Metropolengehabes? Diesem 
gegenüber wären gerade in der Provinz 
Vermittelbarkeit unserer Inhalte und 
Bündnispolitik nicht nur nötig, sondern 
auch möglich, da es weniger Be- 
rührungsangst und Abschottung in den 
eigenen Politik- und Kulturghettos gibt, 
was auch für andere Gruppen (von der 
katholischen Jugend über Wohlfahrts- 
verbände bis zu Sport- und Kulturverei- 
nen) gilt. 

Es soll hier nicht behauptet werden, es 
gäbe dabei keine Probleme und alles 
sei so schön provinziell einfach. Aber, 
wenn es darum geht, Hegemonie Zu 
erringen, dann geht an dem Aufgezeig- 
ten kein Weg vorbei. Die Möglichkeiten 
linker Politik liegen irgendwo zwischen 
Bündnispolitik und dem Achten auf 
Vermittelbarkeit einerseits und dem 
Festhalten an eigenen Positionen sowie 
dem Nichtvereinnahmenlassen anderer- 
seits, was zwar nicht nur für die Provinz 
gilt, hier aber nochmal verschärft 
zutrifft. 


so 


Dieser Text erschien zuerst in Nr. 83 
der Hanauer Zeitung (nhz), eine der 
wenigen verbliebenen linken Regional- 
zeitschriften. Die nhz hat ihr 
Verbreitungsgebiet im Raum Hanau/ 
Main-Kinzig-Kreis bis Aschaffenburg/ 
bayerischer Untermain. 

Bezug: nhz, Postfach 90 14 06, 

63423 Hanau 
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FRAGE: IN WELCHEM POUTISCHEN KLIMA 
ENTSTAND 1988/89 DIE IDEE, MIT 
ANTIFASIST GENSLIK (ANTIFASCHISTISCHE 
JUGEND) EINE EIGENSTÄNDIGE IMMI- 
GRANTINNENSELBSTORGANISIERUNG 
AUFZUBAUEN? | 


AnTworT: In der Zeit verschärften 
sich die rassistischen Angriffe in 
Berlin. In Charlottenburg hatten 
z.B Hooligang nach einem Spiel 
ein Baby aus einem Kinderwa- 
gen genommen, um damit Fuß- 
ball zu spielen, was uns beson- 
ders erschreckte. 


INTERVIEW MIT KEMAL, 
GRÜNDUNGSMITGLIED DER 
BERLINER IMMIGRANTINNENGRUPPE 


NTIFASIST @ENCLIK 


Sowieso gab es seit 1983/84 in 
Spandau, Wedding, aber auch 
in Kreuzberg immer wieder 
Parolen wie „Ausländer raus“ 
auf Wänden zu lesen. Dazu 
kam 1988 die Wahl der Repu- 
blikaner ins Abgeordnetenhaus. 
Das war der Grund, warum wir, 
einige ältere Immigranten, uns 
organisiert haben, Nachdem wir 
6 Monate unabhängig von deut- 
schen Gruppen oder anderen 
türkischen Linken in Kreuzberg 
aktiv gewesen waren, haben 
wir uns im Verlauf des Jahres 
1989 an türkische 
und kurdische Linke 
gerichtet und 
gesagt, sie sollten 
Sich mit uns als 
Immigranten in 
Deutschland organi- 
sieren. Das hieß, sie 
sollten weiterhin in 
ihren Organisatio- 
nen zur Situation 


in ihrem Land arbei- 
ten, aber daneben als 
Einzelpersonen Ali 
oder Ahmet auch in 


unserer parteiunab- 

hängigen Gruppe mit- 

machen. 
Zur gleichen Zeit erfuhren wir, 
daß es in Neukölln und Wedding 
unabhängig von uns ähnliche 
Initiativen gab. Mit denen haben 
wir uns 1989 zusammengeschlos- 
sen und uns den gemeinsamen 
Namen Antifasist Genglik 
gegeben. 


F: SCHON VOR DEM ENTSTEHEN VON 
GENGLIK GAB ES IN BERLIN JUGENDLI- 
CHE, DIE ZUM Teil IN BANDEN ORGA- 
NISIERT WAREN UND SICH GEGEN DEN 


RASSISTISCHEN TERROR ZUR WEHR 
SETZTEN. 

Zum 100. GEBURTSTAG VON HITLER 
AM 20. ArrıL 1989 GINGEN JA VIELE 
JUGENDLICHE SPONTAN AUF DIE 
STRAßE, NACHDEM DER SENAT IHNEN 
GERATEN HATTE, SICH VOR BEFÜRCHTE- 
TEN NAZI-ÄNGRIFFEN LIEBER ZU 
HAUSE ZU VERSTECKEN. 


A: Das war zeitgleich zum Ent- 
stehen von AG. Am 20. April 
waren wir zum ersten Mal mit 
den Jugendlichen auf der Straße, 
allerdings - das ist richtig - ohne 
da bereits den Namen Antifa- 
sist Genclik zu verwenden. 
Nach diesem Tag ist uns 
bewußt geworden, daß sehr 
viele Jugendliche von sich aus 
Interesse haben, gegen den 
Rassismus aktiv zu werden. 


F: KANNST DU NOCH MAL GENAUER 
SAGEN, AUS WAS FÜR LEUTEN ÄNTIFA- 
SIST GENCLIK DAMALS HERVORGEGAN- 
GEN IST? 


HAST JA GESAGT, DAB AUCH 
ORGANISIERTE TÜRKISCHE UND KURDI- 
SCHE LINKE ANGESPROCHEN WURDEN. 
AUF DER ANDEREN SEITE WAR DAS 
ENTSTEHEN VON GENCLIK DURCHAUS 
AUCH EINE KRITIK AN DIESEN LEUTEN, 
DIE MIT DEN JUGENDLICHEN DER DRIT- 
TEN GENERATION ÜBERHAUPT NICHTS 
ZU TUN HATTEN UND AUSSCHLIEBLICH 
ZUR SITUATION IN IHRER HEIMAT 
ARBEITETEN. 


A: Ja, das stimmt. Wir waren 5 
Leute, die selbst aus der türki- 
schen Linken kamen und mit der 
Politik dieser Gruppen nicht 
mehr übereinstimmten. Wir 
sahen, daß die türkischen Leute 
in Deutschland andere Probleme 
hatten, und zwar genau deswe- 
gen, weil sie hier leben. Die tür- 
kischen Jugendlichen, die hier 
groß geworden waren, hatten 
mit der Türkei fast keine Verbin- 
dungen mehr. 

Sie interessierten sich.nur am 
Rande für das, was in der Türkei 


> 
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passierte, sie lebten und fühlten die Rea- 
lität in Deutschland. 

Wir fanden es unmöglich, wie die türki- 
sche Linke in ihren Vereinen darauf 
wartete, daß die Jugendlichen zu ihnen 
kamen. Unserer Meinung nach mußte 
man mit den Jugendlichen auf der 
Straße sein, zu ihren Problemen arbei- 
ten, wenn man sie politisieren wollte. 
Eine andere Kritik an den türkischen 
Gruppen war ihr Verhältnis zur deut- 
schen Linken. Die türkischen und kurdi- 
schen Organisationen gingen auf die 
deutschen Leute nur zu, wenn sie 
Unterstützung brauchten. Dann redeten 
sie von internationaler Solidarität. Aber 
wenn sie von deutschen Linken ange- 
sprochen wurden, wie z.B bei der Anti- 
NATO-Bewegung oder der Anti-AKW- 
Bewegung in den 80er Jahren, dann 
waren sie nicht auf der Straße. 


F: Du HAST GESAGT, DAB BEI AG ORGANISIERTE 
TÜRKISCHE UND KURDISCHE LINKE ALS EINZELPER- 
SONEN MITARBEITEN KONNTEN. GAB ES DA KEI- 
NEN VERSUCH, AG ALS VORFELDORGANISATION 
FÜR DIE EIGENE ORGANISATION ZU BENUTZEN? 


A: Ja, manche haben das versucht, 
obwohl wir immer gefordert haben, daß 
die Leute nicht als Dev Sol, Dev Yol 
oder eine andere türkische oder kurdi- 
sche Organisation zu uns kommen, son- 
dern als Einzelpersonen. Unsere Idee 
war es, eine gemeinsame Plattform zu 
der Situation von ImmigrantInnen in 
Berlin zu verfassen, in der die unter- 
schiedlichen Leute sich hätten wieder- 
finden können. Das hat nicht geklappt, 
weil zu viele türkische Linke sich dog- 
matisch verhalten und weiterhin nur in 
den Maßstäben ihrer Organisation 
gedacht haben. Sie waren dem Land, in 
dem sie leben, und vor allem den 
Jugendlichen hier gegenüber völlig 
fremd. 


F: EuER VERHÄLTNIS ZU DEN TÜRKISCHEN UND 


KURDISCHEN LINKEN ıst 1990/91 ABGEKÜHLT. 
WÄHREND DIE RESONANZ DER JUGENDLICHEN 
AUF EURE INITIATIVE SEHR GUT WAR, KAM ES ZU 
OFFENEN KONFLIKTEN MIT DEN LINKEN. 


A: Viele von den Linken haben uns als 
ideologielose Leute bezeichnet, die 
keine politische Linie verfolgen und im 
Endeffekt selber eine Art Bande sind. 
Die PKK hatte demgegenüber eine 
andere Position. Sie meinte, daß es bes- 
ser sei, Jugendliche auf der Straße zu 
politisieren als im Blumentopf - also ig 
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Intitasist Genglik 


irgendeinem Verein beim Teetrinken. 

Es gab kurdische Jugendliche, die, ob- 
wohl sie mit kurdischen Organisatio- 
nen zusammenarbeiteten, auch mit uns 
Kontakt hielten. Wir haben auch mit 
älteren kurdischen Leuten darüber dis- 
kutiert, daß die ImmigrantInnen insge- 
samt für ihre Rechte wie Arbeit, Wohn- 
raum, gegen den Rassismus usw. auf 
die Straße müßten. Es gab also durch- 
aus Gruppen, die unsere Vorstellung 
von einem Immigranten-Widerstand 
gegen die Verhältnisse in Deutschland 
teilten. 


F: Du HAST JETZT IMMER „IMMIGRANTINNEN” 
GESAGT, ABER AG BESCHRÄNKTE SICH IM 
GRUNDE GENOMMEN DOCH WEITGEHEND AUF 
TÜRKISCHE UND KURDISCHE LEUTE. 


A: Am Anfang gab es griechische, später 
auch arabische, libanesische und chile- 
nische Jugendliche, die mit AG zu- 
sammengearbeitet haben. Wir haben 
uns Antifasist Genglik genannt, weil 
die Mehrheit. der in Kreuzberg lebenden 
Jugendlichen aus der Türkei ist, aber 
wir hätten uns, wenn es z.B. mehr Grie- 


en ‚hätte, ‚sicherlich einen 
ae 


F: vn Hat AG 1990) „ Gender? N 
WAS H Tinr E Uc DEM MAUER 
NACH ) ER Rass el s Un 

Vs KONZENTRIERT UND 

WAR EUER EINFLUI DIE. 


A: Wir He . schnell de de: 
der Jugendlichen im Kiez. Sie 
sich aus zu uns gekom: 
uns gefragt, was man m& 
Unsere Vorschläge waren z.B 
men S-Bahn zu fahren, denn es 
den Ostberliner S-Bahnen immer wiede 
zu rassistischen Angriffen, manchmal 
wurden sogar Leute aus dem fahrenden 
Wagen geworfen, oder gemeinsam zum 
Alex zu gehen, um dort die versammel- 
ten Nazis zu vertreiben. Dieses selbstän- 
dige Handeln der Jugendlichen hat uns 
auf die Idee gebracht, daß wir die ver- 
schiedenen Jugendbanden, die es in 
Berlin gab, miteinander versöhnen 
könnten. Daraufhin sind wir auf die 
Black Panther aus dem Wedding, die 36 
Boys aus Kreuzberg, die Barbaren aus 
Schöneberg usw. zugegangen. 
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STELLT, DAß DIE GANGS EINE GROßBE ROLLE 
UNTER DEN JUGENDLICHEN SPIELEN, UND DAB 
MAN DESWEGEN MIT IHNEN REDEN MUB... 


A: Die Banden waren der kämpferis 
Teil der kids im Stadtteil. 
Uns war klar, daß wenn wir nid 
ihnen zusammenarbeiten und si@ 7 
sieren würden, daß sie dann i 
der Jahre zur Mafia gehen wü We 
du mit den 16-, 17jährigen ‚geredet has 
dann haben dir ganz viel tl 
hab keine Chance auf ei 
kann später vielleicht Droge 
Zuhälter arbeiten oderhehlen. \ 
den Jugendlichen hätte 
wirtschaftliche Persf 
Dazu kam das I& 
waren und sind we 
Hause noch ind Deu 
war völlig 
ihnen politisch arbeite 
Die gemeins 
richteten Sie 
Nazis. 
der Jd 
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F: Bevo 
GESTÜRZT IST, 
DEUTSCHEN LINKEN IX | 
VOR ALLEM NACH DER DA-DEMON- 
STRATION 1991, WO JUGENDLICHE EINE BUL- 
LENSPERRE DURCHBRECHEN UND DEUTSCHE AUTO- 
NOME LINKE SIE DARAN HINDERN WOLLTEN. ES 
KAM ZU EINER SCHLÄGEREI ZWISCHEN DEN 
BEIDEN GRUPPEN UND DANACH ZU EINEM 
SCHWEREN STREIT ZWISCHEN AUTONOMEN UND 
AG, wo SICH DEUTSCHE SEHR ARROGANT VER- 
HIELTEN. WIE SIEHST DU DAS VERHÄLTNIS ZUR 
DEUTSCHEN Li Br ‚IM Nachhinein? 


ECHTERT. 


FOTO: MARILY STROUX, HAMBURG 


A: Es gab am Anfang fast gar keine 
Beziehungen zu deutschen Linken. Nur 
über Einzelpersonen haben wir allmäh- 
lich die antifaschistische deutsche Linke 
kennengelernt. Es gab gegenseititge 
Vorurteile, auf Seiten der Deutschen vor 
allem eine massive Arroganz. Eine kon- 
struktive Kritik, die uns weitergebracht 
hätte, wurde nicht vorgebracht, sondern 
bis auf wenige Ausnahmen immer nur 
Angemache. Einige deutsche Autonome 
haben nicht begriffen, daß Antifasist 
Genglik als Jugendgruppe mit Leuten 
zusammenarbeitete, die erst seit ein 
paar Monaten politisiert waren. Diese 
Jugendlichen haben auf das Pogrom 
sehr emotional, sehr wütend reagiert 
und hatten deswegen kein Interesse an 
einer politischen Demonstration. Sie 
wollten ihren Haß gegen den Rassismus 
in Deutschland einfach herausschreien. 
Ein politischer Umgang damit hätte 
bedeutet, sich gemeinsam zu 
überlegen, welche Projekte 
man machen kann, um die 
Politisierung dieser Jugendli- 
chen weiterzutreiben. Die 
deutschen Autonomen 
haben darüber aber nicht 
diskutiert. Es gab kein 
Interesse an der Entwick- 
lung einer gemeinsamen 
Arbeit, wo deutsche und 
türkische Jugendliche 
zusammenkommen Könn- 
ten. Manche Autonome 
haben die Krawalle verteidigt, 
weil das ihrem Politikverständ- 

nis entspricht, andere haben uns 
einfach nur als Brutalos angepöbelt. 
Und dann fiel auch der berühmte Satz 
eines bekannten Autonomen, der 
meinte „wir brauchen Euren Mut, wie 
Ihr unsere Klugheit braucht”. Diese 
Scheiße werde ich nie vergessen. Die 
Vorurteile bei Leuten von uns, bei 
Jugendlichen wie bei Älteren, haben 
sich dadurch noch einmal verstärkt. 

Bei der Auseinandersetzung spielte 
auch eine wichtige Rolle, daß sich viele 
von uns auf Deutsch nicht richtig aus- 
drücken können. Sie verstehen manche 
Sachen inhaltlich nicht, oder aber sie 
begreifen die Denkweise nicht. Wenn 
wir etwas gesagt haben, wurde das 
Ignoriert oder belächelt. Das hat die 
Wut natürlich vergrößert. 

Das ist die eine Seite des Problems. Die 
andere war, daß uns manche Gruppen 
funktionalisieren wollten. Sie meinten, 
Leute und politisches Profil gewinnen 
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zu können, wenn sie mit uns mehr zu 
tun hatten. Sie versuchten, mit einzel- 
nen von uns zusammenzuarbeiten und 
haben dadurch die Streitigkeiten der 
autonomen Antifa in Berlin in AG hin- 
eingetragen. Es fehlte der Respekt ge- 
genüber uns als selbständiger Gruppe, 
es gab keine Solidarität mit unseren 
Aktionen, sondern entweder Vereinnah- 
mung oder eben Ignoranz. 


F: MEINE WAHRNEHMUNG IST EIN BIBCHEN 
ANDERS. MEIN EINDRUCK BIS ZUM STREIT UM 
HOYERSWERDA WAR, DAB AG VON DEN ÄUTO- 
NOMEN UNKRITISCH HOCHGEJUBELT WURDE. ES 
GAB FAST KEINE VERBINDUNGEN ZU AG, ABER 
MAN FREUTE SICH DARÜBER, DAß ENDLICH EIN 
AUTONOMES SUBJEKT IN SICHT WAR: MILITANTE, 

SELBSTORGANISIERTE 

JUGENDLICHE. 
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A: Mag sein, 
daß es auch diesen positiven Rassismus 
gab. Auf jeden Fall waren es sehr 
wenige Leute, die ernsthaft und kritisch 
mit uns zusammengearbeitet haben. Für 
mich ist klar, daß ein Linker, egal wo er 
oder sie herkommt, keine Nationalität 
besitzt. Ich glaube aber, daß wir alle 
von den herrschenden Normen in unse- 
ren Ländern geprägt sind. Wir müssen 
versuchen, diese Normen, die ganzen 
negativen Verhaltensformen dadrin zu 
erkennen und abzubauen. Die deutsche 
Linke, wie ich sie kennengelernt habe, 
hat das nicht geschafft. Sie trägt kaputte 
Hosen, bunte Haare, oder andere haben 
theoretisch viel drauf, aber mit den 
Tabus und Denkarten der deutschen 
Kultur haben sie dadurch nicht gebro- 
chen. Die sind in der Szene genauso da. 


F: Das STIMMT FÜR DIE TÜRKISCHE LINKE IN 
ANDERER FORM NATÜRLICH AUCH... 


A: Klar, in bestimmten Teilen der türki- 
schen Linken ist das richtig. Es gibt 
natürlich auch dort Rassismus. Auf der 
anderen Seite glaube ich, daß du, um in 
vielen kurdischen oder türkischen Orga- 
nisationen an einer bestimmten Stelle zu 
sein, wirklich links denken und handeln 
können mußt. Viele GenossInnen dort 
haben sehr radikal mit den türkischen 
Verhaltensmustern gebrochen. Sie den- 
ken und handeln eben nicht feudal, wie 
die türkische Gesellschaft an sich ist. 
Ich glaube, daß die Flucht von vielen 
türkischen Linken aus ihrem Land auch 
dazu geführt hat, daß sie von anderen 
Kulturen lernen konnten. Viele von uns 
sind dadurch, daß sie in verschiedenen 
Ländern gearbeitet haben, wirklich 
InternationalistInnen geworden. 

Bei der deutschen Linken dagegen 
bemerkt man den Wunsch, sich abzu- 
grenzen von der Gesellschaft. Es ist 
ihnen peinlich, Deutsche zu sein. Das 
ist keine Lösung. Es gibt keinen Grund, 
stolz darauf zu sein, daß man Türke 
oder Deutscher ist. Anders herum gibt 
es aber auch keinen Grund dafür, daß 
einem das peinlich ist. Die Türkei hat 
1918 Hunderttausende von Armenierln- 
nen niedergemetzelt und massakriert 
jetzt KurdInnen. Ich muß diese Sachen 
wissen und dagegen arbeiten. Mir ist es 
aber nicht peinlich. Vergangenheitsbe- 
wältigung funktioniert nicht durch 
Abgrenzung. Mein Eindruck ist, daß es 
in der deutschen Linken bis heute keine 
gemeinsame Vergangenheitsbewälti- 
gung gegeben hat. 


F: Was SICHERLICH STIMMT, IST, DAB SICH IN 
KEINEM LAND, DAS ICH KENNE, DIE LINKE DER- 
ART STARK ÜBER SELBSTABGRENZUNG DEFINIERT 
WIE IN DEUTSCHLAND. 


A: Es gibt eine Art Uniformierung der 
Linken. Sie glaubt dadurch von aufser- 
halb der Gesellschaft für eine Verände- 
rung agieren zu können. Das ist natür- 
lich totaler Unsinn. Den gröfsten Sprung 
hat die deutsche Linke 1968 gemacht, 
als sie durchaus noch Teil der Gesell- 
schaft war. Die Selbstausgrenzung 
begann erst mit Subkulturen wie den 
Hippies in den 70er Jahren. 


F: 1992 GAB ES DIE VERANSTALTUNG „BIRLIKTE 
GÜCLÜYÜZ“ - GEMEINSAM SIND WIR STARK -, DIE 
IHR MIT DEN GANGS ORGANISIERT HABT. DEN 


m 
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GANZEN ABEND HABEN DIE LEUTE, BESTIMMT 
600-700 JUGENDLICHE, SPONTAN GERAPPT 
UND GEBREAKDANCED. DANN IST EINE MASSEN- 
SCHLÄGEREI AUSGEBROCHEN UND ALLES, WAS 
IHR AN ZUSAMMENARBEIT DER BANDEN ERREICHT 
HATTET, IST KAPUTT GEGANGEN. WARUM KAM 
Es zu DER ÄUSEINANDERSETZUNG ZWISCHEN 
DEN GANGS, UND WARUM IST GENCLIK DARAN 
ZERBROCHEN? DIE GRUPPE LÖSTE SICH DANACH 


JA AUF. 


A: Vor der Veranstaltung gab es in AG 
Diskussionen darüber, ob wir die Ver- 
anstaltung gleich machen oder aber 
noch warten sollten, um vorher mit den 
Jugendlichen intensiver zu diskutieren 
und mehr gemeinsame Erfahrungen auf 
der Straße zu sammeln. Es gab ja 
gewalttätige Konflikte zwischen den 
Banden, und einige von uns meinten, 
daß wir deswegen mit einer Veranstal- 
tung für alle Gangs noch warten sollten. 
Der andere Teil von AG meinte dage- 
gen, daß wir so schnell handeln müßten 
wie möglich, daß wir die Chance nicht 
verstreichen lassen dürften. Tatsächlich 
begannen damals die Streetworkerpro- 
gramme des Senats, mit denen die 
Jugendlichen entpolitisiert und gespal- 
ten werden sollten. Am 1.Mai wurden 
Flugblätter verteilt: „Geh nicht auf die 
Demo, komm zu unserer Fete“ usw. Es 
gab daher die Befürchtung, daß die 
Jugendlichen so massiv beeinflußt wer- 
den könnten, daß unserer politischen 
Arbeit damit der Boden entzogen wer- 
den würde. 

Wir haben uns für ein schnelles Han- 
deln entschieden. Am Vora hend 
Veranstaltung haben wir mit € en £ Bat 
denchefs diskutiert und alle 
gesagt, daß der Kampf untert ir 
aufhören muß und daß von n nu an de 
Faschismus der gemeinsame Ge 
Bei den Vorbereitungen gab € 1es 
haupt keine Probleme. 
Am Abe ächs 
Ordnun d 
Bullenfunksg 
gehört \ 
niemandet 
nen eindfl 
die Nac ri 
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. 
einer 
„witiui 


ochwerpunkt 


A: Nein, sie haben sich nicht eindeutig 
genug verhalten. Wir hätten sagen müs- 
sen: „Wer hier Streit anfängt, kriegt von 
uns eine aufs Maul“. Die Verantwortli- 
chen für den Streit hätte man raus- 
schmeißen können. Das haben wir 
nicht gemacht, wir haben die Vermittler 
gespielt und Bedingungen der Banden 
erfüllt. Dadurch ging der Respekt, den 
wir als AG bei ihnen hatten, verloren. 
Die Banden sind aufeinander losgegan- 
gen und der Krieg untereinander war 
größer als vor der Veranstaltung. 
Danach griffen Bandenjugendliche 
Leute von uns an, in unserem Treff- 
punkt wurden die Scheiben einge- 
schmissen usw. Es stellte sich also raus, 
daß es tatsächlich für die Veranstaltung 
zu früh gewesen war. Zumindest hätten 
wir uns überlegen müssen, wie wir auf 
eine Provokation, die von den Bullen 
eingefädelt wurde, reagieren. Die 
Debatte darüber und der Streß, den wir 
durch die Situation hatten, führte dazu, 
daß wir uns als AG zerstritten haben. 
Die Gruppe zerfiel in Splitter, die 
Gemeinsamkeit unseres Handelns, die 
wir in unseren 15 Grundsatzpunkten 
vereinbart hatten, ging Yerlören au 
einzelne von uns be ginn ich ı 
deutschen autono 
identifizieren. Es wur 
der Streit von außerh: 
getragen. Unsere ursp 
dafs nämlich Leute a 
pen und Organisationen 
Einzelpersonen mita 
wurde aufgegeben. 
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ie müssen sich gegenüber 
ständig beweisen, wollen 
tärksten sein. Wir haben im 
erer Arbeit vergessen, daß 
dlichen absolut unpolitisch 


sind, wir haben auch nicht gesehen, 
welche Scheiße sie da machen, daß sie 
nämlich dealen oder irgendwelche 
anderen Dinger drehen. Wir haben die 
Lumpen, denn viele dieser Bandenju- 
gendlichen sind eine Art „Lumpen‘, 
überschätzt. 


F: WÜRDEST DU SAGEN, DAß DIE ORIENTIERUNG 
AN DEN BANDEN INSGESAMT FALSCH WAR? DU 
HAST JA SCHLIEBLICH AUCH ERZÄHLT, WIE ES 
DAZU KAM, DAB NÄMLICH DIESE JUGENDLICHEN 
DIEJENIGEN WAREN, DIE SICH AUF DER STRABE 
AM KÄMPFERISCHSTEN VERHALTEN HABEN... 


A: Die Fixierung war zum Teil falsch, 
aber was richtig daneben war, war 
unsere ideologische Arbeit mit den 
Jugendlichen. Es gab keine linke Erzie- 
hung. Wir haben uns darauf beschränkt, 
sie emotional anzusprechen, mit ihnen 
Aktionen zu machen, gemeinsam auf 
der Straße zu sein. Darüberhinaus gab 
es nichts. Aktionismus ohne politische 
Erziehung ist niemals sinnvoll. 

Wir haben uns nicht als Vorbilder für 
die Jugendlichen verhalten. Einzelne 
von uns haben sich ihnen angepaßt, 
haben ihre Sprache und ihr Verhalten 
übernommen. Wenn du dich aber auf 
die völlig gleiche Ebene begibst, dann : 
geht der politische Respekt verloren. 


F: Was MEINST DU „MIT GLEICHER EBENE”? 
Die UNFÄHIGKEIT, SELBER BEI AKTIONEN 
BEDACHT ZU HANDELN?... 


> ich z.B., 
"hen oder 
s muß in 
:rden, daß 
erscheiden. 
lenkst und 


CH WIEDER 
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TREFFEN. ICH WILL 
DER ÜBER IHNEN STEHT 
RITÄTEN HABEN SIE GE 
EINER WIE SIE, TROTZ DE 


A: Ich meine nicht 
gant oder abgeholt 
Ich meine, daß v 
eine politische Spı 
ten. Schon das er 
daß politisches Handelr 


nicht aus dem 


Bauch kommt, daß du mehr willst als 
deine Wut abreagieren. Du erziehst also 
vorher, während und nach der Aktion, 
du planst, besprichst nach, handelst mit 
deinem Kopf. Natürlich mußt du auch 
ein Freund werden, mußt du Dinge tei- 
len mit ihnen: mit ihnen weggehen, mit 
ihnen auch andere Sachen zusammen 
machen als nur politische. 

Aber du darfst nicht anfangen, die glei- 
che sexistische Sprache zu verwenden 
und dich völlig anzupassen. Du hast 
weiterhin deine Rolle als Linke/r. Es ist 
völlig falsch, aus Angst, man könnte die 
Jugendlichen verlieren, mit Kritik 
zurückzuhalten. Wenn sie menschenver- 
achtende Sprüche machen, ist es deine 
Aufgabe als Linker, dazu etwas zu 
sagen. 


F: WENN DU DICH BEDÄCHTIG ZEIGST, WENN DU 
BEI EINER DEMO KLAR MACHST, DAB ES BESSER IST, 
SICH IN EINER BESTIMMTEN SITUATION NICHT MIT 
DEN BULLEN ZU SCHLAGEN, HAST DU NATÜRLICH 
EIN NEUES PROBLEM: DU GILST ALS LABERKOPF. DIE 
REAKTION IST DURCHAUS VERSTÄNDLICH: SO VIELE 
LINKE SIND KAFFEEHAUSREVOLUTIONÄRE, SIE TRIN- 
KEN TEE UND PLANEN DEN UMSTURZ. D 
RESPEKT, DEN SICH GENCLIK UNTER DEN JUGENE 
CHEN GEHOLT HAT, HATTE DAGEGEN SEHR 
DAMIT ZU TUN, DAB GENCLIK EINGEGRIFFEN HAT 


A: Klar müssen wir auf der Straße 
den Jugendlichen Präsenz zeigen. Ab 
es gab Erfahrungen, wo bei ei 
Aktion gegen Nazis zwei Jugendlic 
eingefahren nach N 
ihre Freunde 
hätten sie aus 
weil v an r 
geredet hat 
von \k [1 one 
Wenn di e Jug 
ko a wo 
dns 
Ich bin st de daß ' 

| uten auf de aße sind. Es 
nur Seminare 
nd herumzusit- 
handeln, aber 
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wir müssen er überlegen. Wir müs- 


en bei Aktionen zeigen, daß es nicht 
nsere Aufgabe sein kann, irgendwel- 
che anpolitisierten Fascho-Jugendlichen 
zu bestrafen. Unsere Aktionen müssen 
ich gegen organisierte Kader richten. 
Die rein emotionale Reaktion, jeden 
ung-Nazi anzugreifen, den man sieht, 
ist politisch nicht sinnvoll. Wir haben 
gegenüber unseren Jugendlichen nicht 


vermittelt, daß es nicht um emotionales, 


Vene N ea er ns. Lea ul 


Intitasist henglik 


sondern um politisches Handeln geht. 
Der gleiche Fehler ist im übrigen auch 
von Linken in der Türkei begangen 
worden. Sie haben den Bauernsohn 
Mehmet umgebracht, weil er mit den 
Faschisten arbeitete, aber wir haben die 
Verantwortlichen ausgespart. 


F: WIE SCHÄTZT DU DIE MÖGLICHKEITEN FÜR 
EINEN NEUEN VERSUCH DER IMMIGRANTINNEN- 
SELBSTORGANISIERUNG EIN? IN BERLIN IST JA 
ZIEMLICH OFFENSICHTLICH, DAB DIE IDEE VON 
ÄNTIFASIST GENCLIK SO NICHT MEHR FUNKTIO- 
NIEREN WÜRDE. AUF DER ANDEREN SEITE MERKT 
MAN UNTER JUGENDLICHEN - JUNGS wıE MÄD- 
CHEN - EINE GROßBE UNRUHE. NICHT NUR 
WEGEN DER DEUTSCHEN NAZIS, SONDERN VOR 
ALLEM WEGEN DES ERSTARKENS DER TÜRKISCH- 
FASCHISTISCHEN GRAUEN WÖLFE UND DER ISLA- 
MISTISCHEN REFAHCILAR. 


A: Ich sehe Perspektiven für neue Ver- 
suche. AG hat ein Vakuum hinterlassen. 
Die Jugendlichen der dritten Generation 
haben die Schnauze weiterhin voll, ihre 
Diskriminierung hat nicht abgenommen. 
Bevor wir einen neuen Anfang machen, 
müssen wir aber erst einmal die Erfah- 
rungen von AG selbstkritisch aufarbei- 
ten. Außerdem müssen wir eine Kritik 
chen Linken formulieren. 

1, >ch L 
> nocl früh, erneut auf 
gehe '. unge es keine 
begängenen Fehler 
fatal. Wir müssen 
deres Verhältnis zur 
l fein Eindruck ist, 
Junkt sehr stark von 
Denkmustern der 
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ı Auseinander- 
N en Linken. 
‚ daß diese 
2 elt nen aus der 

werden. Unsere Erfah- 

sich die Konflikte der 

deissuhenh Linken zunehmend bei uns 
niedergeschlagen haben. Leute von uns, 
die keine klare eigene Position hatten, 
haben sich von den deutschen Linken 
mal so und mal anders beeinflussen las- 
sen. Um das zu vermeiden, sollten nur 
solche Leute die Diskussionen mit der 
deutschen Linken führen, die einen 
eigenen Standpunkt in der Auseinander- 
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setzung auch formulieren können. 
Ansonsten wird das eigenständige an 
unserer Organisierung verloren gehen. 


F: ICH VERSTEHE NICHT, WARUM DU - WENN DU 
EINEN ANTINATIONALISTISCHEN STANDPUNKT 
HAST - ES SO BETONST, DAB IMMIGRANTINNEN 
SICH ABGESCHOTTET ORGANISIEREN SOLLEN. DU 
FORDERST JA NICHT EINFACH AUTONOME ORGA- 
NISIERUNG, DU VERLANGST DIE REDUZIERUNG 
DER KONTAKTE... 


A: Wir wollen ganz einfach nicht wieder 
das Prestigeobjekt von manchen deut- 
schen Linken werden, die sich darüber 
profilieren, daß sie mit uns zusammen- 
arbeiten. 


F: ABER DAS PROBLEM IST DOCH DANN NICHT | 
DAS „DEUTSCHE” AN DER GRUPPE. INSTRUMENTA- 

LISIERUNG HAT ETWAS MIT DEM POLITIKVERSTÄND- | 
NIS ZU TUN, UND DAS KANN ES BEI ALLEN GRUP- | 
PEN UND ORGANISATIONEN GEBEN, EGAL OB SIE 

DEUTSCH, TÜRKISCH, ARABISCH ODER SONST WAS 

SIND. ICH FINDE, DIE RICHTIGE SCHLUBFOLGERUNG 

DARAUS WÄRE, MIT ALLEN GRUPPEN DEN KON- 

TAKT ABZUBRECHEN, DIE EINEN INSTRUMENTALISIE- 

RENDEN UMGANG MIT EUCH HABEN. 


A: Natürlich müssen wir unser Verhält- 
nis zu verschiedenen Gruppen unter- 
schiedlich bestimmen. Damit das mög- 
lich ist, sollten nur bestimmte Leute - 
d.h. nicht irgendwelche Jugendlichen, 
sondern Leute mit politischen Erfahrun- 
gen - diese Auseinandersetzungen 
führen. Wir wollen nie wieder als Teil 
einer bestimmten Fraktion der deut- 
schen autonomen Linken betrachtet 
en.Wenn wir als unabhängige 
anerkannt sind, können wir frei 
Mmenarbeiten. Solange das nicht 
all ist, müssen wir das irgendwie 
ER nkcn. 
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> DOCH ETWAS ZUM KAINDL-FALt. 
IST JA IMMER WIEDER KRIMINALISIERT 
| | SSCHUTZBE- 
AKTE ZU 
RLICHSTEN 
UND IM 
)ES NAZI- 
BERLIN IM 
DRDES UND 
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GESUCHT) WURDE | 
EUCH ERMITTELT. 
EIN VERSUCH, | 
DURCH EINSCHÜC 
UNMÖGLICH ZU 


RENTE TE 


NEUERSCHEINUNG 


-texte- Nr. / 


Krise, 

Guerilla und 
revolufionärer 
Prozess 


Texte und Beiträge zur 
internationalen Debatte 


Aus dem Inhalt: 


Materialien italienischer Gefangenenkol- 


lektive zur revolutionären Perspektive in 
Europa und zur Entwicklung der RAF ®@ 
Erklärungen zu Angriffen auf NATO- 
Einrichtungen in Rom und Aviano @ In 
Memoriam Sergio Spazzali / Erklärungen 
u. Beiträge ®@ KGl Zürich: Wohin ist im- 
mer auch die Frage nach dem Woher ® 
Gegen die Initiative der RAF vom 10.4 - 
eine Erklärung französischer revolutio- 
närer Gefangener ® Tochter des Inter- 
nationalismus - ein Beitrag aus dem 
Guerillagebiet zum Tod Barbara Kistlers 
i.d. Türkei/Kurdistan © Zu den Ausein- 
andersetzungen um Dev Sol @ Prozess- 
Erklärung vor dem Staatssicherheits- 
Gericht Istanbul ®@ Zum Volkskrieg in 
Peru u. d. angeblichen „Friedensbriefen" 
von Abimael Guzman (Gonzalo) ® usw. 


74 Seiten - DM 7.00 
Im linken Buchhandel oder 
(Vorkasse plus Porto DM 1.20) 
bei gruppe 2, Fasanenstr. 142, 
82008 Unterhaching, 
Tel. 089/6116216, Fax 6116247 


Das du dich wehren mußt, 
wenn du nicht untergehen 
willst, das wirst du doch 
einsehen, 


Wir brauchen auch Geld für 
die Unterstützung deı 
gefangenen Antifas 
Infos: Freundinnen und Unterstützer 
Innen, c/o Kreuzburo, 
Großbeerenstr 89, 10963 Berlin 
Telefon & Fax 251 0591 
Das Büro ıst Donnerstags von 
15-18 Uhr geöffnet 


[1 
Neu! Neu! Neu! Bisher sind knapp 54 000 DM auf dos 


Konto eingegangen Ein großes 
Dankeschön von den Gefangenen 


23. 000 DM davon sind fur sie 


Achtung! Kontoänderung! 
Die Sparkasse hat ohne 
Begründung das alte Konto 
gekündigt 


M. Holzberger 
Kto.-Nr.: 1300 953 00 
Commerzbank 
BLZ 100 400 00 


(Bahrettin und Erkan ausgenommen) 
schon ausgegeben Benötigt! werden 
oberca 100 000 DM,do noch 
einmal neue Anwalte dazugekommen 
sind Es gibt also noch viel zu tun 
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A: Zwischen 1965 und 89 gab es in 
Deutschland praktisch keine Selbstorga- 
nisierung von ImmigrantInnen, die 
eigene Interessen selbstbewußt vertre- 
ten hätten. Ab 1989 dann waren zum 
ersten Mal junge ImmigrantInnen auf 
der Straße. Daraus hätte eine neue 
Opposition entstehen können. Der 
Kaindl-Fall ist natürlich auch als eine 
Lektion gegen Widerstand leistende 
ImmigrantInnen gedacht... 


F:..BETROFFEN SIND ABER AUCH 3 DEUTSCHE... 


A: Ja, die Kriminalisierung richtet sich 
nicht spezifisch gegen Antifasist Geng- 
lik. Aber es geht sehr wohl hauptsäch- 
lich gegen ImmigrantInnen. Daneben 
geht es gegen den Antifa-Widerstand 
überhaupt. Die Leute sollen Angst 
bekommen, auf Aktionen zu gehen. 
Man will verhindern, daß Antifas zu 
Nazi-Treffen mobilisieren. Außerdem 
soll eine Distanzierung zwischen deut- 
schen Linken und ImmigrantInnen 
erreicht werden. Vorurteile sollen 
geschürt werden. 


F: Was MEINST DU ZU DEM VORWURF, ES GEBE 
BISHER KEIN KLARES VERHÄLTNIS ZU DEN BEIDEN 
JUGENDLICHEN, DIE AUSSAGEN GEMACHT HA- 
BEN? BAZDIN UND ERKAN HABEN DIE ANDEREN 
JA SCHWER BELASTET. SOLLTE MAN SIE IN DER 
ÖFFENTLICHKEIT ALS VERRÄTER DARSTELLEN? 


A: Wenn anpolitisierte Jugendliche sich 
so auf die andere Seite schlagen, sollte 
das vor allem Anlaß zur Selbstkritik 
sein. Ich weiß natürlich nichts über den 
Fall, aber wenn 16-, 17- oder 18jährige 
zu Aktionen mitgenommen werden, 
ohne daß sie selber wirklich ein gefe- 
stigtes politisches Bild von den Sachen 
haben, dann ist das unverantwortlich. 
Ich finde, daß sich die Linke kritisieren 
lassen muß, warum sie so wenig politi- 
sche Erziehung macht, warum sie so 
wenig Erfahrungen an jüngere vermit- 
telt, und vor allem, wie anpolitisierte 


Jugendliche zu Aktionen mitgenommen 


werden. 

Natürlich kann bei jedem Vorgehen 
gegen Nazi-Treffen ein Faschist liegen 
bleiben. Aber es muß erstens klar sein, 
daß das nicht unser Ziel ist. Und zwei- 
tens kann man nur solche Jugendliche 
zu Aktionen mitnehmen, mit denen 
man vorher politische Erfahrungen 
gesammelt hat. Man muß mit ihnen z.B. 
Flugblätter verteilt haben und wissen, 
wie sie psychisch drauf sind, wie sie in 


Streßsituationen reagieren, ob sie sich 
kontrollieren können usw. Erst dann 
kann man überlegen, was man mit wem 
unternehmen kann und was nicht. 
Wenn wir das als Linke nicht berück- 
sichtigen, dann haben wir auch kein 
Recht, sie als Verräter abzustempeln. 
Wir sollten versuchen, sie davon zu 
überzeugen, daß ihre Zusammenarbeit 
mit den Bullen für niemanden von Vor- 
teil ist. Die Möglichkeit, ihre Meinung 
zu ändern, muß ihnen offen gehalten 
werden. 


F: Das IST ABER AUCH EINE FRAGE DER STRUK- 
TUR. WENN GRUPPEN SO LOCKER SIND, DAB 
MAN BEI IHNEN SCHNELL MITMACHEN, ABER 
AUCH LEICHT WEGBLEIBEN KANN, WIE DAS IN 
DEN MEISTEN AUTONOMEN GRUPPEN DER FALL 
IST, DANN SIND SOLCHE KATASTROPHEN VORGE- 
ZEICHNET. VERANTWORTLICHER UMGANG KANN 
NUR DORT ENTSTEHEN, WO MAN DEN JUGENDLI- 
CHEN AUCH EIN WENIG SELBSTDISZIPLIN ABVER- 
LANGT. 


A: Das sehe ich genauso. Natürlich gibt 
es auch immer wieder Aktionen, die 
man mit Leuten macht, die man nur 
locker kennt. Dann aber, z.B. bei den S- 
Bahnfahrten, die wir mit Jugendlichen 
gemacht haben, muß die Aufgabe der 
Erfahreneren darin bestehen, den 
Jugendlichen ihre Messer abzunehmen. 
Du als politischer Mensch mußt bestim- 
men, wo die Wahl der Mittel aufhört. 
Ansonsten kannst du das Geschehen 
überhaupt nicht beeinflussen. 

Außerdem ist es wichtig, ihnen klar zu 
machen, daß antifaschistischer Kampf 
nicht hauptsächlich im Schlagen 
besteht. Die Auseinandersetzung, die 
politischen Argumente sind wichtiger. 
Die Glatzen sind nicht unser Haupt- 
feind. 
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„NI EZ NAIZ HEMENGOA” - 
JOSEBA SARRIONANDIA | 


prache als Lullu 


ERLAG LIBERTÄRE ASSOZIATION / ÜBERSETZUNG RUTH BAIER 


„Ni ez naiz h goa” (wörtlich: Ich zerrt. Alles geschieht auf der anderen doch auch sie mußten ins Krankenhaus 


bin nicht vo lautet ein 1984 von Seite des Fensterglases. eingeliefert werden, nachdem sie die 
Sarrionandia noch im Gefängnis ge- Das Radio sagt, daß in Madrid 1000 Polizi- Polizeiwache durchgemacht hatten. 

schriebenes B uch. Der 1958 in Durango sten auf der Suche nach dem Kom- Den Jungen, der gestorben ist, Inaki 
geborene w ev urde als 22jähriger mando sind, das letzten Sonntag einem Ojeda, nannten wir Txapel?. Ich lernte 
wegen ETA-Mit liedschaft zu 28 Jahren General der Streitkräfte ein Ende berei- ihn in Carabanchel kennen, und danach 


785 gelang ihm jedoch, tet hat. waren wir lange Zeit gemeinsam in 


Haft verurteilt. 1 
ne konzert in einem Es ist drei Uhr nachmittags, wir sind in Puerto de Santa Maria, bis er letztes Jahr 


nach einem je 
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Lautsprecher versteckt, die Flucht aus den Zellen eingeschlosssen und an freigelassen wurde. 

dem Gefängnis von Martutene. Seitdem anderen Fenstern sehe ich die eine oder Er schrieb Gedichte, und einmal, in 
lebt Sarriona ndie 1, der im bürgerlichen andere dunkle Figur. Die Scheiben Puerto, saf er fast drei Monate in Straf- 
Literaturbetrieh DC ls einer der anerkann- beschlagen nicht, denn drinnen ist es haft, weil irgendein Beamter bei der täg- 
testen Schriftstell ler Euzkadis gilt, genauso kalt wie draußen. lichen Zellenfilzung das reichhaltig 
irgendwo auf der Welt in der Klandest- Ich habe einen Brief von einem Flücht- Geschriebene des Gefangenen durchfor- 


and, die gemäß der 


urde sein erstes Buch ling bekommen, der sich in der Kathe- stete und Gedichte 
Amten gegen den 


nität. Erst jetz 
etzt. Mit freundlicher drale von Bayonne im Hungerstreik Einstufung de 


ins Deutsche über: 


Genehmigu g de: Verlags Libertäre befindet, und der, wie er im Brief sagt, Strafvollzug g« en. 
Assoziation veröffentlichen wir als Vor--_ nurnoch Haut und Knochen ist. AAN 16. Februar 
abdruck einige von uns zusammen- Die Spatzen verstecken sich kälteschau- | Arbeiter: >n Bilbad 
gestellte Notizen aus Ni ez naiz hemen- dernd unter den Dachziegeln, dann “Hut 
goa, das im August für etwa 20 DMim schnellen sie wieder aufgescheucht in 

iben sein wird. die Luft und stellen mehrmaliges, kurzes 
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Buchhandel zu 


Auffliegen zur Schau, voller Ange 
dabei die Federn zu verlieren. | 4 


en R BETRACHTEND .n ne nichts, allein ‚der | | Heute haben wir mit einer Protest? 

gt sich am Boden und ri gegen die Anstaltsleitung begonnen. 
Ich schaue >n Kalender: 2. Februar Wasser in den Pfützen auf. heute morgen, als wir uns nicht fü | 
1984. Sonnenaufgang: 7,23. Sonnenun- Heute beginnt im chinesi oro- Durchzählen sichtbar in den Zellen auf- 
tergang: 17,38. Erstes Viertel des Mon- skop das Jahr der Ratte£ Die’Chinesen gestellt haben, wurden die Türen von | | 
des in zehn Tägen. Ein armseliges sagen, es wird ein Jahr des Konfliktes den Beamten nicht aufgeschlossen. So 
Sprichwort [und die Namen von drei und der Verände m. und da sie in werden wir bestraft und bleiben den 


aben sie sicher ganzen Tag in den Zellen eingeschlos- 


oder vier Heiligen. der Mehrheit 
sen. Nur ein kleines Radio und ein paar 


Die Sonnenstrahlen gelangen nur Recht. 4 
Aa 4 


manchmal n ihı en zittrigen und flüch- 2 Februar Bücher, um uns die Zeit zu vertreiben, 
tigen Liebkosungen in die Zelle. Wol- ’ drei Schritte zur einen Seite und 
kengruppen en vorbei, mit dunklen PN nochmal drei zurück. Auf jeden Fall 
Bäuchen und weiß überzogenen Schul- “ NJ ” sE IST GESTORBEN schafft es eine gewisse Freiheit, keinem 
tern. Der Wind treibt sie eifrig, der glei- _ 4 @ Nacht hat die Polizei in einer Befehl von niemandem gehorchen zu 


Öhnung in Barrakaldo! einen Jungen müssen, eine Freiheit die so klein ist, 
erschossen, zwei schwer verletzt und daß sie, um es irgendwie zu sagen, in 
” zwei weitere festgenommen, die, wie es die Handfläche pafst. 
in der Presse heißt, unverletzt blieben, 


»chmütige Wind, de; 
nden des Gefängnis 
Sht und an einig 
sten Kleidungs 


che kalte und h 
sich an den! 
zu schaffen $ 
Hof aufgehä 


22. Februar 


DER GRAUE FALKE UND AL 
MU’TAMID 


Nachdem er unzählige Male die Hügel 
und Wege der Umgebung von Valencia 
durchquert und dort viele Überfälle 
gemacht hatte, wurde der berühmte 
Bandit, dem die Leute den Namen 
Grauer Falke gegeben hatten, gefangen- 
genommen und so, wie alle es vorher- 
gesehen hatten dazu verurteilt, am 
Kreuz zu sterben. In jenen Zeiten fes- 
selte man den Verurteilten an einen 
Stamm und ließ ihn dort, bis der Tod 
ihn übermannte. Der Graue Falke 
wurde vor den Toren der Stadt gekreu- 
zigt und, umgeben von seiner Frau und 
seinen Kindern, die in Trauer und 
Schmerz versunken waren, erwartete er 
seine letzte Stunde; und er wußte nicht, 
was er seiner Familie hinterlassen sollte. 
Da kam ein Stoffhändler des Weges. 
Der Graue Falke bat ihn von seinem 
Kreuz aus, sich zu nähern. Er erzählte 
ihm die Geschichte seines Banditentums 
und erklärte, daß er für seine Frau und 
seine Kinder sorgen wolle, bevor er sich 
der letzten Ruhe überließe. Er erzählte 
dem Händler, daß er vor nicht allzu lan- 
ger Zeit einen Schatz geraubt hatte, den 
er in einen tiefen Brunnen, der sich in 
der Nähe befand, geworfen hatte, bevor 
er dem König ins Netz gegangen war, 
und er flehte ihn an, aus Mitgefühl für 
seine Familie jenes Geld holen zu 
gehen und es seiner Witwe zu geben. 
Der Händler willigte ein, überlegte aber, 
dafs er sein Reittier etwas schwerer bela- 
den könne, anstatt das Geld der Familie 
jenes unglückseligen und dummen Ban- 
diten zu geben. So kam es, daß der 
Händler sich zu dem Brunnen begab 
und sich daran machte, den Strick hin- 
abzuklettern. Da durchschnitt die Frau 
des Gekreuzigten einer Kriegslist fol- 
gend das Brunnenseil und nahm das 
Reittier und die Stoffe des Händlers an 


| . ; fi .d 
wanhrenddessen 


holten die Leute, die von den Schreien 
aus der Tiefe des Brunnens herbei- 
gelockt worden waren, das durchnäfste 
Männchen heraus und vernahmen die 
Erzählung des getäuschten Händlers. 
Und von einem Mund zum anderen 
gelangte sie bis zum König von Sevilla. 
Nachdem der König Al Mu’tamid die 
Geschichte gehört hatte, befahl er, den 
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hultur 


Gekreuzigten vorzuführen. Der König 
fragte den Grauen Falken, wie er noch 
vor den Toren zur Hölle ein neues Ver- 
brechen habe anzetteln können. Dieser 
antwortete, daß es wunderbar sei zu 
rauben und daß der König, wenn er 
wüßte, wie wunderbar es sei, seinen 
Thron verlassen und zum Banditen wer- 
den würde. Daraufhin setzte Al 
Mu’Tamid, der Dichterkönig von Sevilla, 
das Urteil außer Kraft und machte ihn 
zu seinem Leibwächter. 

23. Februar 


BARATHALLAKO ELHURRA ZUR 


Heute schneit es, doch auf einzigartige 
Weise, sehr wenige Flocken, und sie 
fallen nicht von oben nach unten wie 
Regen, wie Schnee, sondern sie fliegen 
von einem wirren Wind getrieben 
herum, bewegen sich, wirbeln von 
rechts nach links und von unten nach 
oben, wie Fliegen in tollem Flug. Der 
Schnee von heute fällt nicht wie 
Schnee, die Flocken sind weiße, 
stumme Fliegen, die auf der anderen 
Seite des Fensterglases kreisen, in der 
Luft eine Winterpolka tanzen. 


Gestern Nachmittag haben sie Enrique 
Casa getötet, den Spitzenkandidaten der 
PSOE von Guipuzcoa, und heute kennt 
das Radio kein anderes Thema als den 
Generalstreik, der im Baskenland statt- 
findet. 
Wir sind noch immer in den Zellen ein- 
geschlossen. Um die wachhabenden 
Beamten nicht zu sehen, ist es fast bes- 
ser, wenn sie die Tür den ganzen Tag 
nicht öffnen. 

24. Februar 


En} 
DAS ARGUMENT DER 
TAUTOLOGIE 


Die Tautologie ist ein Weg, etwas mit- 


hinter der Tautologie, so ebenso wenn 
wir Angst empfinden, Verwirrung oder 
Trauer.” 

Wir greifen auf die Tautologie zurück, 
wenn wir sprachlos sind oder keine 
Erklärung haben. Als Beweisgrund ist 
die Tautologie eher ein Zustand als ein 
Werkzeug. Die Tautologie ist ein 
Zustand oder eine Zuflucht, ebenso wie 


die Angst, die Verwirrung oder die 
Trauer. Darüberhinaus, daß sie eine 
Argumentationsform ist, ist die Tautolo- 
gie eine Daseinsform. 

Ich rufe mir ein Kindergespräch ins 
Gedächtnis, und sicher werden alle, die 
einmal Kinder waren, diese Situation 
wiedererkennen: 

- Das ist so. 

- Warum? 

- Weil ja.! 

Wir hatten wenige Erklärungen, die 
Wirklichkeit war ein nahezu unbekann- 
tes Gebiet, das Wissen eine unerreich- 
bare Schachtel voller Antworten. Die 
Tautologie war unser Weg, die Welt 
kennenzulernen und in ihr zu leben, die 
Art und Weise, unser Kleinsein zu 
akteptieren. 

Dessenungeachtet ist die Tautologie in 
den meisten Fällen ein Argument der 
Autorität. Das hochrangigste und genau- 
este Argument der Autorität. 

- Das ist so. 

- Warum? 

- Weil es eben so ist. 

Und es gibt eine andere, noch überzeu- 
gendere Antwort, vollkommen rund, wo 
auch immer sie auftaucht: 

- Das hat mir gerade noch gefehlt! 
Unsere Kindheit ist vorbei, die Welt hat 
sich uns zivilisiert, und wir wissen nun 
zehnmal mehr, vielleicht, denken wir an 
die Grammatik?, doch unsere Form der 
Auseinandersetzung mit der Welt hat 
sich nicht allzusehr verändert. 

Wenn unsere Sprache die Wirklichkeit 
nicht in ihrem ganzen Umfang erfassen 
kann, greifen wir auf die Tautologie 
zurück. Wir stellen das, was ist, im 


Arrangement mit dem, was sein soll, 
dar, wir erklären das, was zu tun ist, mit 
dem Geschehenen, wir zwingen den 
anderen und uns selbst die tautologi- 


sche Sprache des schon Bestehenden 


auf. RN VE 

Und es scheint, daß die Tautologie von 
der postmodernen»Denkweise über- 
nommen worden ist, „die Tautologie ist 
das einzige wirklich Wahre”, schreibt 
der Philosoph Jean Beaudrillärd. 

Doch die Tautologie bringt uns)zur lee- 
ren Sprache, zum hohlen Denken»zum 
unbewohnten Leben. Die Tautologie ist. 


der Schutzschild des Mangels und des) NVorteil, du w 


Konservativen. Und man mufs sich über 


die Tautologie hinwegsetzen, genauso. 


wie man die Angst und die Verwirrung 
und die Traurigkeit überwinden muß, 
zum Wissen hin, zur Freiheit, zur Hoff- 
nung auf Freiheit zumindest. 

25. Februar 


I Im Original heißt es wie folgt: „-Zergatik? / -Ze 
bai -irristatzen zitzaigun erdararenimitzioz / -Zerga- 
tik? hagatik -ere esaten genuen”. Hier wird auf 
einen grammatikalischen Fehler angespielt, der 
durch den Einfluß des Spanischen häufig vor- 
kommt, er erweist sich jedoch als nicht übersetzbar. 
2 Er bezieht sich auf den zuvor erwähnten Hispa- 
nismus. 


(...) 
DER KUCKUCK AUF DER 4 | 
BRÜCKE VON ROM PEN un 


4 


Man sagt, am 5.März säng® ER uckuck 
das erste Mal auf der Brücke von Rom. 
Von hier aus hört man den Kuckucksruf 
nicht. Gelänge er "hierher, träfe er uns 
womöglich mit den Hosentaschen so 
leer wie immer an. 

Heute denke ieh an dich, an dich, die 
du gerdde liest. Zunächst weiß ich noch 
nichf einmal, wer du bist. Also, für wen 
‚schreibe ich? 

Ich, schreibe nicht für mich selbst, 
obwohl ich ziemlich viel lese, in meiner 
‚Zelle kein einziges Buch ungelesen 
bleibt. Ich schreibe für niemanden im 
Besonderen, auch nicht für eine 
bestimmte Art von Leuten, und viel 
weniger noch für jeden. 

Wie dem auch sei, ich vermute, daß ich 
für irgendjemanden schreibe, ich habe 
die vage Hoffnung, daß mein Geschrie- 
benes dich, wer auch immer du sein 
magst, unterhält. Ich mache Töne und 
warte auf irgendein Echo von der ande- 
ren Seite. Meine Frage, wenn auch 
schon in der Vergangenheit verhallt, 
verlangt nach deiner Antwort. 


oprache als Zuflucht 


Ich sage „In der Vergangenheit verhall- 
tes Verlangen”, denn was ich dir in die- 
sem Tagebuch erzähle, liegt weit 
zurück. Ich weiß nicht, wann du diese 
Blätter lesen wirst, aber du hast einen 
eißßt schon, was morgen 
Pässiert ist, übermorgen. Vielleicht sind 


‚ein Öder zwei Jahre vergangen, und was 
unterdessen passiert ist, 


weißt du 
genau. Dü, weißt mehr als ich, und 
meine Beobäehtungen mögen dir töl- 
pelhaft erscheinen von deiner höheren 
Zeitebene Aus. Vielleicht wird das 
Meine dereinst s statt Frage Erinnerung 
sein. y 

Ich höre En den Kuckuck. Ah, es ist 
nichf die Brücke von Rom. Es ist der 
Genösse in der Zelle nebenan, der täu- 


schend echt das Trillern der Vögel 


nachmacht. 
dä rn . 
4 5. März 


u) 
EL PUERTO DE SANTA MARIA 


Es geschah letzten Sommer. Wir betei- 
ligten uns an einem Aufstand im 
Gefängnis von Carabanchel, und nach 
ziemlich vielen Stunden des Widerstan- 
des wurden wir von der Polizei nieder- 
gemacht. Zwanzig von uns wurden 
sofort nach Puerto de Santa Maria ver- 
legt, in Strafzellen, mit Auflage von 
einem Monat Sonderhaft. Was ich 
erzählen möchte, geschah in diesen Iso- 
lationszellen: 

Es war ein drückender Nachmittag, die 
Mücken beherrschten wie immer alles 
und jeden, drinnen und draußen, ohne 
sich um die Gitter zu scheren. Jeder 
Gefangene in seiner Zelle, alles war 
ruhig, bis auf das ein oder andere Krei- 
schen eines Schlüssels oder einer Tür. 
Plötzlich öffnete sich auf dem Gang der 
anderen Seite eine Tür, und es waren 
Schreie zu hören. Ich näherte mich dem 
Fenster, auf dem Gang gegenüber war 
eine Diskussion im Gange, drei oder 
vier Zellen weiter rechts, und ich 
konnte nicht jedes Wort hören 


- Und Sie werden mich nicht schlagen! 
Und ob ich das werde! - und ich 
erkannte die Stimme eines Beamten. 
Unmittelbar darauf ertönten Schlüssel, 
ein kangrejo wurde geöffnet. Schläge 
und Schmerzensschreie des Geschla- 
genen hallten. Ich begann in dem 
Moment, gegen den kangrejo meiner 
Zelle zu schlagen, in dem alle anderen 
Gefangenen das Gleiche taten, und der 
ohrenbetäubende Tumult der Türen bei- 
der Gänge breitete sich aus. 
Als wir Ruhe gaben, hörte man immer 
noch die Diskussion zwischen dem 
Gefangenem und dem Beamten. 
- Und du hast nicht die cojones!, mich 
nochmal zu schlagen! -sagt die schmer- 
zerfüllte und pathetische Stimme des 
Gefangenen. 
- Siehst du? -sagt der Beamte -Siehst du? 
Oder was? Willst du, daß ich dich zu 
Brei mache? 
- Hör auf, Macho! -sagt ein anderer 
Beamter. 
Wieder schlugen wir gegen die Türen. 
Nach einer Weile trat Ruhe ein. Der 
Gefangene sagte uns durch das Fenster, 
daß sie ihn geschlagen hatten, dafs er 
sich schlecht fühle und seine Ruhe 
haben wolle. Und alles kehrte zum täg- 
lichen Schweigen zurück. 
Eine Stunde später brachten sie das 
Abendbrot, und ich erkannte die 
Stimme des Schlägerbeamten. Er selbst 
öffnete die Tür, mit verbundener Hand. 
Er schaute herein, sie stellten die Ver- 
pflegung hin, und er verriegelte eilig die 
Tür. 
Stunden später, um elf Uhr abends, 
machten sie das Licht aus, und es blieb 
nichts anderes, als sich ins Bett zu 
legen. Eine Tür öffnete sich auf dem 
Gang und Bruchteile einer Unterhaltung 
waren zu hören, doch ich legte mich 
hin, ohne mich darum zu kümmern. 
Ich schlief schon, als mich Licht und 
Türgeräusch auf einmal weckten: 
-Haben Sie das von heute Nachmittag 
mitbekommen? - fragt der Beamte mich. 


Langsam kam ich zu mir, wobei ich den 


Kö no. er 


Auf der Tankstelle von San Martin de 
Biarritz haben sie heute mittag Xabier 
Perez de Arenaza aus Mondragön getö- 

tet. wie es scheint, hat Ich jemand an 


Kopf zwischen den Decken heraus- 
streckte, ohne die Augen völlig offen- 
halten zu können, überrascht und bene- 
belt. 


- Na klar, um zu sehen, ob das Geprü- 
gel aufhört. 

- Sie Politischen sind zivilisiertere Leute, 
aber mit diesen Leuten kommt man 
nicht klar, die sind dazu in der Lage, 
den Erstbesten umzubringen, Sie sind 
viel... 

- Ich vermute, daß ihnen nichts anderes 
übrig bleibt, als das zu tun, was sie tun. 
Unter den Bettlaken nackt, sah ich den 
Beamten in der Tür stehen, in einer 
Nacht, in der alles übrige Schweigen 
war. 

- Und was halten Sie von dem von 
heute Nachmittag? -fragt er mich 

- Nun, dafß3 es nicht in Ordnung ist, eine 
Person zu Brei zu schlagen, die sich 
zudem nicht verteidigen kann. 

Er stützte den Ellbogen auf dem kan- 
grejo auf, wobei er die verbundene 
Hand hochhielt. Bei den Gefangenen 
wird die Sicherheitstür, die Gittertür, die 
es zusätzlich zur gewöhnlichen Tür im 
Innern der Zelle gibt, kangrejo genan 
- Ich mußte es tun, weil er mich pi 
ziert hat. Haben Sie das nicht geh 
- Was soll ich Ihnen sagen? 
ich. 
- Jetzt wissen Sie ja, wieft 
- sagt er, wobei erä 
etwas wie eine D 
oder einen Hiny 
Er verschloß die | 
und ging. Durch das Fe 
die Nacht sternenübersät, aber 8% 
Mücken, und es war heiß. Und als das 
metallische Geräusch verklungen war, 
das Hallen der Stiefel auf dem Gang, 
kehrte alles zur gezwungenen Stille 
zurück, zum erdrückenden Frieden. 

9. März 


esen ist 
"Worte so 
nfließen läßgt, 
einen Rat. 

Licht 


1 cojones (span. Schimpfwort): Hoden 


C...) 
JOURNALISMUS 


Napoleon Bonaparte wurde vom April 
1814 an, als als er in Fontainebleau 
abdankte, auf der Insel Elba gefangen- 
gehalten, bis er im Frühling 1815 sein 
Heer wieder vereinte und beschloß, 
nach Paris zurückzukehren. 

Die Schlagzeilen der Pariser Tageszei- 
tung Moniteur Universel im Laufe jenes 
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Märzes sind in der Tat verblüffend, 
denn sie geben einzigartiges Zeugnis 
vom Vorrücken des Ex-Kaisers. 


9. März: „Das Ungeheuer ist seiner Ver- d Toten 


bannung entwichen”. 10. März: „Der 
korsische Menschenfresser ist in St. Jean 
gelandet”. 11. März: „Der Tiger i 
Gegend von Gap aufgetaucht dDie Heere 


rücken dorthin vor, um seinem Vor- 
marsch aufzubalten. : rabscheu- 
enswertes Unterfangef (vie andere 


Verbrechen ein Ende len Bergen fin- 
den”. 12. März,4,Da ni gehbeuer hat die 
Stadt Grenob@l er t”. 13. März: „Der 
Tyrann befindet sich jetzt in der Gegend 
von Grenoh d Lyon. Sein Erscheinen 
hat dlle Welt in Schrecken versetzt.” 

3. März: „Der Usurpator wagt sich bis 
em siebzig Stunden Fußmarsch 
’ der Hauptstadt entfernten Punkt 
por”. 19. März: „Bonaparte rückt 
raschen Schrittes vor, sein Einmarsch in 
Paris ist unmöglich”. 20. März: „Napo- 
leon wird morgen an die Mauern von 
Paris gelangen”.21. März: „Kaiser Napo- 
leon ist in Fontainebleau”. 

22. März: „Gestern Nachmittag hat seine 
Hoheit der Kaiser seinen Öffentlichen 
Einzug in die Tuilerien gefeiert. Nichts 
kann den allumfassenden Jubel über- 


„ 


20. März 


u | 
BEI ABNEHMEND 


Gestern, um zehn Uhr abends, hat? 


Anschein nach ein Kommando der 


CAA! versucht, mit einem Boot Typ 
Zodiac in Pasajes einzulaufen, die spa- 
nische Polizei erwartete Sie in einem 
Hinterhalt und tötete sie mit mehreren 
Schüssen, als sie an Land gingen. Pedro 
Mari Isart und Dionisio Aizpurua de 
Azpeitia und Jose Marti Izurza und Raf- 
ael Delas de Pamplona fielen tödlich 
getroffen, jeder von mehr als zwanzig 
Kugeln. Sie sind ganz schön tot, hat der 
Gouverneur von Guipuzkoa im Radio 
erklärt. 


tet. Hier isyder 


‚wä er sein 

BEN Harz 

d von, ahem auf 

bar darauf 

der er CAIZ2 verbrei- 
Na I nitae trist. Seit 

ı Monat haben wir die Zellen 


= fe 


sem und außerdem kommen 

1 Nachrichten rein. Manch- 
an das Gefühl, daß unsere 
em und unsere Träume sich in den 
Ohlräumen der Erde ansammeln. 
vom Fenster aus fällt der Blick auf den 
Hof voller Müll und Pfützen. Manchmal 
sieht man Kaulquappen, die sich mit 
kurzen, nervösen Schwanzschlägen 
bewegen. 

23. März 

| Bis 1985 existierende autonome Guerilla 
2 GAL: Grupo Antiterrorista por la Liberaciön (Anti- 
terroristische Gruppe für die Befreiung); Parami- 
litärische, von der spanischen PSOE-Regierung 
geheim finanzierte Organisation, die von1983 - 
1987 in Iparralde agierte und in dieser Zeit 27 
Morde an baskischen Flüchtlingen beging und meh- 
rere Dutzend verletzte. Nach dem Rückzug der GAL 
begann die französische Regierung als Gegenlei- 
stung, vermeintliche ETA-Mitglieder an den spani- 
schen Staat auszuliefern. Der 94 untergetauchte, 
wegen Korruption gesuchte Chefpolizist Roldän 
war am Aufbau der GAL aktiv beteiligt. 


he 
FAßT DIE MALEREI NICHT AN 


Ezkurdi!, ein Steineichenwald wurde 
unter dem Einsatz riesiger Bagger und 
einiger Arbeiter zu einer sonderbaren 
Marmorarchitektur. Gärten, Teiche, 
kleine Brücken und weicher Rasen. Als 
wir Jungen sie zum ersten Mal betraten, 
hatten wir Angst, etwas zu berühren. 
Später machten wir uns alles durch 
Berühren zu eigen, manchmal steckten 
wir eine Zigarette zwischen die Bronze- 


lippen von Fray Juan de Zumarraga, 


wir stahlen dem armen Geflügel 
ı hlag Federn, denn wenn es 
Nac N ienes Gebiet in unse- 
rer Hand. v 
Die siebte Dekade des Jahrhun 
nahm ihren Anfang, und fü 
die zweite des Lebens. 


erts 


Dort, in Ezkurdi, unter dem Schutz des 
ersten Bischofs von Mexico, die Trep- 
pen hinunter und halb um einen Teich 
herum, wurde eine Kunstgalerie einge- 
weiht. Auch diese betraten wir beim 
ersten Mal mit Zurückhaltung. An der 


Tür gaben uns ein paar unbekannte 
Männer ein paar Eintrittskarten, ohne 
sich weiter um uns zu kümmern, einer 
war Leopoldo Zugaza und der andere 
Jose Julian Bakedano. So betraten wir 
also mit unseren Eintrittskarten die 
lange Galerie und beschauten die bun- 
ten, sich wie ein Ei dem anderen glei- 
chenden Bilder, die an der linken Wand 
hingen. 

Dann hielten wir vor einem der Bilder 
ein. „Kann man es anfassen?”, fragte 
mein Freund. „Bilder fafßtt man nicht 
an”, sagte ein anderer. Die Ölfarbe war 
großzügig aufgetragen, nicht eine Figur, 
tausend blaue und gelbe Schattierungen 
setzten sich zu einem geheimnisvollen 
Raum zusammen. „Hier ist niemand”, 
sagte ein Dritter, „man kann es anfas- 
sen”. Wir berührten es, und das Blau 
war sanft, mit einigen braunen, rauhen 
Zonen, das Gelb weich und glatt unter 
unseren scheuen Fingern. 

Ich erinnere mich jetzt an jenen verbo- 
tenen Kontakt, weil er mit Sicherheit die 
erste Sünde gegen die Kunst war; wenn 
nicht die Sünde auch eine Form der 
Kunst ist. Aber -wenn es sauber ist, die 
Bilder anzuschauen, warum ist es 
schmutzig, sie zu berühren? Diese Frage 
hat mich lange Zeit beunruhigt, ohne 
daß ich eine Antwort gefunden hätte. 
Doch beim Lesen von Leonardo da 
Vinci versteht man leicht, warum das 
Berühren verboten ist. In der Abhand- 
lung über die Malerei von Leonardo da 
Vinci findet man die philosophischen 
Grundlagen der Tradition, die das 
Sehen über alle anderen Sinne stellt. 

In der kulturellen Tradition des Okzi- 
dents hat man die Sinne in zwei Grup- 
pen aufgeteilt, es gibt anscheinend sau- 
bere Sinne und schmutzige Sinne. Das 
Sehen und das Hören sind die sauberen 
Sinne, sie sind die zwei feinen Sinne, 
die man pflegen muß. Das Berühren, 
das Riechen und der Geschmack hinge- 
gen sind schmutzig, und man mufs sich 
vor ihnen hüten. 

Die sich annähernden Sinne gelten im 
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Okzident noch als Zeichen der Anima- 
lität. Die Malerei und die Musik hinge- 
gen erziehen zur Distanz und zur 
Betrachtung. 

13. April 


l Ezkurdi” bedeutet Steineichenwald, eine 
Baumart, die Eicheln produziert, aber es ist auch 
ein Ortsname, genau genommen der Name eines 
Parks in Durango. 


Kl 
VLADIMIR MAIAKOWSKI 


Am vierzehnten April 1930 bringt Vladi- 
mir Maiakowski sich in Moskau durch 
einen Schuß aus dem Revolver um. Er 
hinterläßt einige beschriebene Blätter, 
eine Art Testament und einige unvollen- 
dete Gedichte. Im Testament ist folgen- 
des zu lesen: 

„Niemand ist schuld an meinem Tod. 
Und bitte keinen Klatsch. Der Verstor- 
bene verabscheute ibn. Mutter, Schwe- 
stern, Freunde, verzeiht mir: Dies ist 
nicht der Weg (ich empfehle ihn nie- 
mandem), aber ich weiß keine andere 
Lösung. 

Lili, liebe mich. 

Kamerad Regierung: Meine Familie sind 
Lili Brik, meine Mutter, meine Schwe- 
stern und Veronika Vitödovna Polöns- 
kaia. 

Macht ihnen, bitte, das Leben erträglich. 
Gebt den Brik die unfertigen Gedichte. 
Sie werden sie entschlüsseln. 
Wie man zu sagen pflegt: 
Schon ist alles zu Ende 

das Schiff der Liebe 

ist am Alltag gekentert. 

Ich habe mit dem Leben 
geschlossen. 

Sinnlos 

sind die Erin nerungen 

an 

Leid 

Unglück 

und gegenseitige Kränkungen 


Frieden 


Vladimir Maiakowski 
Seid glücklich. 
12-4-30 


Freunde der Gruppe VAPP: denkt nicht, 
dafs ich bin. 
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Ami ae zu u babe ich hätte bis 
zum Schluß kämpfen sollen. 
V.M. 
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Auf dem Tisch liegen 2000 Rubel, um 
die Steuern zu zahlen. Ihr müßt auch 
noch das Geld vom Giz abrechnen.” 


Das Testament ist ein abschließendes 
Gedicht, es bedarf keiner Kommentare, 
einige Einzelheiten können jedoch hin- 
zugefügt werden, um es verständlicher 
zu machen. Lili Brik war lange Zeit die 
Geliebte von Vladimir Maiakowski. Der 
Dichter lernte Lili Brik und ihren Mann 
1915 kennen, und es begann ein viel- 
schichtiges Liebesdreieck. Veronika 
Vitöldowna Polönskaia war verheiratet, 
Schauspielerin, und verbrachte mit Vla- 
dimir Maiakowski das letzte Jahr seines 
Lebens, wollte ihren Mann jedoch nicht 
verlassen. VAPP ist der Name der Orga- 
nisation proletarischer Schriftsteller. Als 
Das Bad von Vladimir Maiakowski, eine 
scharfe Kritik an der stalinistischen 
Bürokratie, uraufgeführt wurde, mach- 
ten die proletarischen Schriftsteller und 
vor allem Vladimir Yermilov, der zu die- 
sem Zeitpunkt Vorsitzender des Vereins 
war, dem Autor bittere Vorwürfe. Dar- 
aufhin hängte Vladimir Maiakowski an 
dem Ort, an dem das Werk uraufgeführt 
wurde, ein Antwortschreiben auf: „Es ist 
unmöglich, in einem einzigen Bad die- 
sen ganzen Haufen von Bürokraten zu 
säubern, weder die Badewannen rei- 
chen aus, noch die Seife. Außerdem 
ergreifen Kritiker wie Yermilow mit 
ihrer Feder Partei für die Bürokraten.” 
Der Verein VAPP verbot den Text, und 
Vladimir Maiakowski erklärte sich damit 
einverstanden, sein Papier abzuhängen. 
Giz, letzten Endes, ist der staatliche Ver- 


lag. 
19. April 


(4) 
GERICHTE 


Einmal, als er über Gerichte sprach, 
erklärte Michel Foucault, daß es in den 
Gerichten eine Hierarchie und eine Reihe 
festgelegter Riten gäbe, die der verschie- 
denen Stühle, die der Bekleidung, die 
Stempelpapiere, eine bestimmte Reihen- 
folge von Vorschriften, sogar eine eigene 
und hochgestochene Sprache. Die ganze 
Förmlichkeit der Justizpaläste - so Michel 
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sollen nichts anderes beweisen, als die 
Unschuld des Gerichtes selbst. 


10. Mai 


C...) 
DIE SPRACHE ALS ZUFLUCHT 


Ein Seemann an der Westküste Irlands 
spricht, als einige Studenten, die aus 
Dublin gekommen sind, an ihm vorü- 
bergehen, mit seiner Frau, die die Netze 
säubert, auf gälisch. 

Die Alten aus Barkus sprechen in der 
taberna auf „-skaa”, wenn die 
„manexak” (nordbaskische Bezeichnung 
für Leute aus den baskischen Nachbar- 
provinzen) hereinkommen, so als ob sie 
zu verstehen geben wollten, daß sie 
etwas anderes sind. 

Die politischen Gefangenen der unter- 
drückten Völker erklären vor den 
Gerichten, daß sie nicht in der Staats- 
sprache sprechen werden, daß sie nur 
in ihrer eigenen minorisierten und mar- 
ginalisierten Sprache sprechen werden. 
Die Frau aus Arneguy Spricht mit dem 
jungen Bizkainer, der eben angekom- 
men ist, Euskara, versucht sich auf Eus- 


kara verständlich zu machen, während 
sie zum Zoll hinüberschaut, in einer 
schwierigen Unterhaltung das verei- 
nend, was die zwei Sprachen der bei- 
den Zöllner trennen, hüllt dabei Traum 
einer Erde ohne Grenzen und Grenzer 
in den Schutz des Euskera. 

In den afrikanischen Hauptstädten par- 
lieren die jungen Leute auf französisch, 
weil sie von verschiedenen Stämmen 
sind und unterschiedliche Sprachen 
sprechen. Doch taucht ein Weißer auf, 
spricht jeder, ob sie sich verstehen oder 
nicht, in seiner Stammessprache, oder 
sie schweigen. 

Menschen, die eine Sprache sprechen, 
die fast niemand spricht, tun sich 
zusammen, und unmittelbare Vertraut- 
heit und äußerst starke Gefühlsbande 
einen sie. 


von Barigtar : zu Fenster verständigt man 
sich, obwohl jeder Laut auf Euskara ver- 
boten ist, in der Gewißheit, sich der 
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Kontrolle der Beamten zu entziehen 
und mit der eigenen Sprache Gitter und 
Entfernungen zu überwinden. 

Es gibt unzählige Situationen. Die Spra- 
che kann darüberhinaus, daß man 
Beziehungen durch sie knüpft, eine 
Zuflucht sein. Ein Moment der Freiheit 
in einer durch die Umstände aufge- 
zwungenen feindseligen Welt, ein ver- 
trauter Ort, um sich vor aufdringlicher 


Ä 


In dem Buch Linguistique‘et Colonia- 
lisme von Louis“Jean Calvet beispiels- 
weise, einer kleinen Abhandlung über 
die Glottogofie, finden sich interessante 
Hinweise duf die soziale und idiomati- N 
sche Unterdrückung des Englischen des 
XIV. Jahrhunderts, der Epoche der 
Enstehung der englischen Sprache. RT 
Zudjener Zeit sprach man an den Höfen 
und auf den Schlössern der normanni- 


Neugier zu schützen, ein klandestiner „| ‘schen Adligen sowie unter Anwälten, 


Aufstand gegen das UnterdrückungssyZ 
stem; darüberhinaus, daß sie ein Kom- 
munikationsmittel ist, bietet sie vielfäl- 


Rittern und reichen Händlern franzö- 
‚Sisch. Das Angelsächsische hingegen 
"war die Sprache des einfachen Volkes, 


tige Verwendungsmöglichkeitgfi für der Bauern und Leibeigenen, die keine 
Verteidigung und Widerstand. 4 A 
Der Gebrauch der Sprache isyfeiner der 
letzten Rückhalte, die uns unterdrückten 


Völkern bleiben, eine kaum zu ent- 


Ä 


reilsende Stütze. 
Es ist sehr schwer, eine Sprache aus- 
zulöschen, es ist schwer, die Lippen zu 
verschließen und noch schwieriger ist 
es, dem, der sich wehrt, eine Sprache 
aufzuzwingen. Es ist den Fremden, den 
Beamten, dem herrschenden Staat 
unmöglich, den Mündern die Sprache 
des Geheimen, der Vertrautheit, der 
Rebellion zu entreifen, und unmöglich 
ist es, bringen sie auch die Münder zum 
Schweigen, sie den Herzen zu ent- 
reißsen. 

7. Mai 


DAS KALBFLEISCH 


In Sprachzusammenhängen spiegeln 
sich Machtverhältnisse wider. 


andere Sprache kannten. 

Unterdessen entwickelte sich ein 
Sprachgebrauch, in dem Worte beider 
Sprachen verwendet wurden, um den 
Eigentümern von Vieh oder Land die 
Verständigung mit Bauern und Vieh- 
züchtern zu ermöglichen. Aus dieser 
Sprechweise entwickelte sich das 


moderne Englisch. 
In dem Roman Ivanhoe von Walter 
Scott ist im Laufe einer Unterhaltung 
zwischen Wanda und Girth ein bemer- 
kenswerter Abschnitt zu diesem Thema 
zu finden. Sich über häufig verwendete 
Worte unterhaltend, fällt ihnen auf, daß 
sie das Schwein, während es am Leben ist 
und ein Stalltier, bei seinem sächsischen 
Namen nennen, und ihm wenn es.einmal 
gestorben ist, wenn es in Schüsseln auf 
dem Tisch im Speisesaal des Schlosses 
steht, wenn es Schweinefleisch ist, den 
französischen Namen geben. 
Noch im modernen Englisch sind die 
Überbleibsel der ehemaligen Unter- 
drückung offensichtlich. 
Während es auf der Wiese weidet oder 
lebendig im Stall steht, wird das Kalb calf 
genannt, auf französisch veau, im Engli- 
Ss win Zn 


Flusses boeuf heißt das Odhisenfleisch 
beef. 
Ebenso ist es beim Hammel, er heifst 


sbeep, während er mit seinen Hörnern 
und all seinem Fell herumspaziert, doch 
durch den französischen Einfluß mutton 
wird das Hammelfleisch im Englischen 
mutton genannt. 
Wie das alte Sprichwort izana dela 
badakigu! sagt, zeigt sich in Worten das 
Geschehen von einst, erinnern die Spra- 
chen an andere Welten. 

4. Juni 


| Der Name ist das Sein. 


ER 
„REGEN” SAGEN, UND ES REGNET 


Wir werden 
schweigend Worte wechseln. 
Balbina Ederra 


- Jene Abenddämmerungen waren Stun- 
den des Spiels und des Mysteriums. 
Erinnerst du dich? 

- Ja, bei den letzten Sonnenstrahlen 


glätteten wir das Gras und en uns 
hin, um zu schlafen, und die Frösche 
begannen zu quaken und verbreiteten 
im ganzen Tal ihre unvergleichgeen 
Klänge. 


- Als wir uns verkleideten und mit unse- ) 


ren Kinderstimmen kreischend über 

Höfe und Wiesen zogen. 

-Aber du kamst nicht jedes Mal mit, 
während wir anderen loszogen, setztest 

du dich zu dem Blinden. Was erzählte 

der Blinde dir? 

Er stellte mir Fragen, nach jedem Ding, 

wo es sich befand, ob sich etwas verän- 

dert hatte, wie die Dinge sich beweg- 

ten, und ich erklärte es ihm... 

Du bliebst immer bei ihm, bis es 
Nacht wurde, und hast an seiner Seite 
gesessen. 

- Auch ich stellte ihm Fragen, über die 


Zeit, als er die Welt durchkreu euzt hatte, 
man sagte, ‚daß ihm sein Augenlicht 


erloschen sei, weil er zu viele Dinge 
gesehen hatte. Du fragtest ihn nach der 
Sonne, und er sagte zu dir, daß die 
Sonne sich in den Hochöfen von Bilbao 


oprache als Zuflucht 


versteckt hielte. Er sagte, daß die Kaul- 
quappen ins Meer gingen, nachdem sie 
in den Pfützen gewachsen waren, und 
sich dort in Tiere verwandelten, die 
größer waren als Kühe, Tiere, die Wale 
genannt wurden. 
- Einmal, ich erinnere mich, kamst du 
und sagtest, daß es Steine regnen 
würde. 
- Er sagte zu mir, daß beim Weltunter- 
gang haufenweise Steine in der Gegend 
von Barranku fallen und alles zermal- 
men und dem Erdboden gleichmachen 
würden. 
- Aber es ist niemals auch nur ein einzi- 
ger Stein bei Barranku gefallen. 
- Ja, im nachhinein begreift man, daß 
das Ende der Welt nicht plötzliche Zer- 
störung ist, sondern ein langsames 
Ertrinken, das sich bei jeder Abenddäm- 
merung vollzieht. 
- Das, woran ich mich am deutlichsten 
erinnere, sind die Fledermäuse und wie 
wir die Boinas auf sie warfen. Man sagt, 
dafs sie sehr, sehr alte Tiere seien. 
- Sie tauchten immer in der Abenddäm- 
merung auf, mit unruhigem Flug. Der 
Blinde sagte, daß Fledermäuse den 
Rosenkranz auf lateinisch beten können 
und daß wir ihnen keinen Schmerz 
zufügen sollten. 
- Manchmal denke ich, daß wir damals 
glücklich waren. 
- Das Glück, weißt du, was Glück ist? Es 
ist, wenn man „Regen” sagt, und es reg- 
net. 
- Jetzt sind wir wie ein vergessenes 
Lied. 
- Hör mal, schläfst du in der Nacht? 
Hörst du nicht den Lärm der Züge? 
> Ja, Lärm von Zügen, ja, viele fahren 
jede Nacht vorbei, aber keiner hält an. 
-Hier gibt es weder Bahnhof noch 
Gleise, Die Züge fahren unter der Erde 
entlangı 

b 10. Juni 
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Über den Film 
MENACE II SOCIETY 


von Allen und Albert Hughes 


as ganze verzerrte Bild des lebendi- 
gen, irgendwie widerständigen 
Ghettos zerbricht. Fuck gangste- 
rism, Scheiß auf den politisch verklärten 
Blick. Das Ghetto ist Wolfsgesetz, und 
nur der was hat, ist was. Wie überall, 
nur daß das notwendige Geld im 
Ghetto brutaler organisiert wird. Kein 
bifschen guter, rebellischer Schwarzer 
mit aufständischem Hip-Hop-Groove. 
„You're blacks in America. The hunt is 
on”, meint der Vater des Black Muslim 
Sharif, als Vorschlag an die Jungs. 
„Übrig bleiben”, darauf reduziert sich 
die Perspektive des Films. 


enace II Society, der Kinofilm der 
2ljährigen Detroiter Zwillingsbrü- 
der Allen und Albert Hughes, ist 
trotz schlechter Kritiken meiner Mei- 
nung nach der beste Film über die us- 
amerikanische Ghettowirklichkeit, der 
bisher in deutsche Kinos kam. Er ist im 
guten Sinne pädagogisch wie schon 
John Singletons Boyz n the Hood. Wie 
dieser richtet er sich an die Protagoni- 
sten der gegenseitigen Vernichtung in 
den Armenviertel, sich nicht gegenseitig 
abzuknallen, will also nicht nur darstel- 
len, sondern intervenieren. Aber im 
Gegensatz zu Singleton bieten die Hug- 
hes Brothers keine Handlungsperspek- 
tive an. Es gibt keinen schwarzen Hol- 
Iywoodpappi, dessen moralische 
Appelle, Strenge oder Zuneigung irgend 
etwas retten könnten, keine Familie, 
und schon gar keine solidarische Bewe- 
gung mit politischer Perspektive. 


ie von Tyger Williams, der eben- 
falls erst 23 ist, und den Hughes 
Brothers gemeinsam geschriebene 
Story ist angenehm unaufdringlich 
erzählt. Das allein macht den Film 
bereits sehenswert. Weder drückt die 
Geschichte auf die Tränendrüse noch 
erheben irgendwelche Sympathieträger 
ihre Zeigefinger. Die Pädagogik des 
Films beschränkt sich auf das Aufzeigen 
von Zusammenhängen. Die Schlufßsfol- 
gerungen werden den Zuschauern über- 
lassen. Das ist fair und vielleicht der 
Tatsache geschuldet, daß die Regisseure 
jung genug sind, um sich noch daran zu 
erinnern, wie lästig explizite Ermahnun- 
gen sind, mit denen einem das selbstän- 
dige Denken abgenommen werden soll. 
Die Hauptperson von Menace II Society 
ist der 20jährige Caine (Tyrin Turner), 
ein Waise aus Watts, dem Viertel von 
Los Angeles, in dem 1965 die großen 


Unruhen brutal niedergeschlagen wur- 
den und in dem sich heute das soziale 
Elend als Krieg zwischen den Bewohner- 
Innen widerspiegelt. 

Caine ist eine Durchschnittsperson. Sein 
Vater ist erschossen worden, die Mutter 
am Heroin kaputt gegangen und er 
selbst bei den Großeltern aufgewach- 
sen. Das klingt etwas melodramatisch, 
ist aber eben in vielen kapitalistischen 
Großstädten kein spektakulärer Sonder- 
fall. Es ist oft genug festgestellt worden, 
daß schwarze Männer in den USA eine 
niedrigere Lebenserwartung haben als 
Männer in Bangladesh. Vor diesem Hin- 
tergrund ist Caine keine Ausnahme, 
kein personifiziertes Elend, eher eine 
brave, in keiner Hinsicht übertriebene 
Person. Vielleicht etwas intelligenter als 
der Durchschnitt, man traut ihm von 
Anfang an zu, daß er der „eine von fün- 
fen” ist, der es im Ghetto schaffen kann. 
Eigentlich sogar mehr als das, man ver- 
traut darauf. 


er roten Faden der Geschichte ist 

die Unerträglichkeit, wegen wel- 

cher Nichtigkeiten getötet wird. 
Gleich in der ersten Szene erschiefst der 
17jährige O-Dog - „America's night- 
mare" wie Caine anerkennend kom- 
mentiert - einen koreanischen Laden- 
besitzer, weil dieser mißtrauisch 
gegenüber seinen schwarzen Kunden 
war. Es ist die zu einer Sequenz zusam- 
mengepreßte Darstellung der rassisti- 
schen Spaltungslinien im Ghetto. 
Der Film macht jedoch von Anfang an 
klar, daß diese Selbstzerstörung nicht 
kulturell bedingt oder zufällig ist. Sie ist 
Konsequenz sozialer und ökonomischer 
Unterdrückung, die sich nicht aufs 
Ghetto beschränkt und im Zweifelsfall 
mit Waffengewalt aufrecht erhalten 
wird. Auf den Vorfall im Lebensmittel- 
handel folgen Dokumentaraufnahmen 
vom Aufstand 1965. Panzer rollen 
durchs Bild und Nationalgardisten prü- 
geln auf schwarze BewohnerInnen ein. 
„Danach kamen die Drogen”, sagt Caine 
aus dem Off. Ganz offensichtlich auch 
kein Zufall. Die immense Verbreitung 
von Heroin und später von Crack war 
immer schon ein staatlich akzeptiertes 
Mittel zur Lähmung des aufbrechenden 
schwarzen Widerstands. Im Film werfen 
die Drogen die Leute ins Nichts. Im 
schmierigen Licht einer miesen Party 
wird der Sjährige Caine Zeuge, wie sein 
Vater einen Freund wegen ein paar 
Dollar Schulden erschießt. Damit ist auf- 


Caine, der nie getötet hat, handelt den 
Umständen entsprechend. Mit zwei 
Freunden erschießt er die Mörder seines 
Cousins - undramatisch und ohne Stili- 
sierung. Caine ist zwar nervös und 
voller Skrupel - er will keine Unbeteilig- 
ten töten -, aber der Mord an sich ist 
kein Ereignis. 

Nach einer Festnahme wegen Autodieb- 
stahls - der einzige Weiße im Film, ein 
schmieriger, unterwürfiger Versiche- 
rungsbetrüger, beauftragt Caine und O- 
Dog, einen Wagen zu klauen -, zieht 
sich die Schlinge allmählich zu. Die 
exemplarische Person muß sich ent- 
scheiden. Der Black Muslim Sharif 
schlägt vor, nach Kansas zu gehen. Das 
Verlassen des Ghettos wird zur einzigen 
Möglichkeit, dem Tod zu entgehen. 
Auch die von Jada Pinkett gespielte 
Freundin Ronnie, die klarste Persönlich- 
keit der Story, versucht Caine zu überre- 
den, mit ihr die Stadt zu verlassen. Zwi- 
schen den beiden entwickelt sich eine 
sympathische Liebesgeschichte 
(unkitschig, aber leidenschaftlich), was 
auch dazu dient, das Happy End in 
greifbare Nähe zu rücken. 


gezeigt, wie der Zustand geschaffen 
wurde, der sich bis heute reproduziert, 
eine sich im Kreis drehende, immer 
schneller rotierende Geschichte. 

Gleich zu Beginn vermitteln die Hughes 
damit unter der Hand die politische 
Dimension der überall lamentierten 
„Gewalt in den Ghettos". Dabei verzich- 
ten sie jedoch - wie schon gesagt - auf 
platte Vereinfachungen und agita- 
torische Schuldzuweisungen 


aine ist eine auswechselbare, eine 

exemplarische Person, deren Han- 

deln von den Verhältnissen diktiert 
wird. Er gerät in den Strudel des Krie- 
ges, obwohl er ein Softie ist. 
An einer Ampel fahren maskierte Jungs 
aus der Nachbarschaft an den BMW sei- 
nes Cousins heran. Caine kommt aus 
dem Wagen heraus und wird schwer 
verletzt, der Vetter Harold sofort 
erschossen. Die Situation ist lapidar 
geschildert, aber aussagekräftig: Die 
Misere, der BMW mit den goldenen Fel- 
gen und das Verhalten der Autodiebe 
passen schlicht zusammen. Die erste 
Handbewegung des neuen Besitzers ist 
das Wischen mit dem Handrücken an 
der blutbespritzten Innenseite der Wind- 
schutzscheibe. 
Dabei wird nicht nur der Run auf kapi- 
talistische Statussymbole dargestellt, 
sondern auch die Widerlichkeit des Kre- 
pierens. /n Menace II Society stirbt nie- 
mand Kleenex-hygienisch. Die Ein- 
schüsse von Kugeln gleichen einem 
Platzen der Körper, einem echten Zer- 
fetztwerden. Das Kinopublikum sieht 
mit an, wie ein Angeschossener, in die- 
ser Szene Caine, dahingeht. Nach Luft 
ringend, Blut rotzend, röchelnd. 
Genau diese Unerträglichkeit wird - wie- 
der einmal unauffällig - mit dem 
Schwachsinn des Gangster-Mythos in Ver- 
bindung gesetzt. Caine, dessen blut- 
überlaufener Körper gerade noch 
die Leinwand vollsaute, liegt 
nach dem Schnitt verbunden 
im Bett und schaut einen 


S0er-Jahre-Film, in dem 

wie mit Knallfröschen 

aufeinander ge- -_. 
schossen wird. a , | 

Steril und unbe- un EM er 
deutend. Das Ge- er“ nn 
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lung ist, daß sie 7 “ 
nur den Bruch- a 4. 

teil einer Sekun- a 
de ausmacht. 


ber genau zu solchen „Lösungs- 
möglichkeiten” läßt sich der Film 
nicht hinreißen. Was folgt, ist die 
existentialistische, unausweichliche 
Katastrophe. Am Tag des Umzugs wer- 
den Caine und ausgerechnet der harm- 
lose, disziplinierte Sharif von maskierten 
Jugendlichen von ein paar Straßsen wei- | 
ter durchlöchert. Caine soll eine Frau 
geschwängert haben - ob es so ist, 
bleibt unklar -, und wird von den 
Jugendlichen dafür umgebracht, dafs er 
eine der ihren gedissed hat. 


Ausge- 


rechnet O-Dog, dem es in seiner 
Kaputtheit immer egal war, ob er stirbt, 
überlebt die Schießerei. Er, der seine 
Waffe zieht und zurückschießt, kommt 
noch einmal davon. Only the strong sur- 
vive, heißt es in Jerry Butlers Lied am 
Schluß. Wolfsgesetz pur. 


as wirklich erstaunliche an Menace 

II Society ist, daß der Film trotz des 

Themas extrem differenziert geblie- 
ben ist. Die Geschichte kommt ohne 
Schemen aus. Nicht in einer einzigen 
Sequenz werden Weisheiten angeboten, 
alle möglichen Alternativen zum offen- 
sichtlichen Gemetzel werden in ihrer 
Begrenztheit präsentiert. 
So ist Ronnie, die ihre ganze Kraft dar- 
auf verwendet, ihr Kind anders, nämlich 
disziplinierter und liebevoller zu erzie- 
hen und deswegen beschließt wegzuge- 
hen, zwar eindeutige Sympathieträgerin, 
aber sie wird anders als der alleinerzie- 
hendeVater in Singletons Boyz n the 
Hood nicht zur Überfigur hochstilisiert. 
Man begrüßt ihr Entsetzen, als sie sieht, 
wie Caine ihrem Sohn die Pistole zeigt, 
trotzdem ist ihre klassisch-familiäre Ant- 
wort auf die Verhältnisse (Zuneigung 
und Erziehung zur Disziplin) nicht zur 
Strategie aufgebaut. Das unterscheidet 
den Film von einem nicht gerade klei- 
nen Kreis auch linker Intellektueller, die 
die Familie als Gegenpol des um sich 
greifenden sozialen Verfalls propagie- 
ren. 
Auch Religion wird von den Hughes 
Brothers im Film nicht als Lösung 
akzeptiert. Sie verwerfen bissig die 
emphatische, unterwürfige Gläubigkeit 
der alten Ghetto-Generation. Unter 
kitschigen Bildern eines weißen Jesus 
zitiert der Großvater Caines endlos aus 
Moses II., um die Jugendlichen zu 
einem anderen Leben zu bewegen. 
Seine hilflosen Moralpredigten wirken 
dabei, als ob sie sich aus Onkel Toms 
Hütten in die Millionenmetropole Los 
Angeles hinübergerettet hätten. Dem 
schwarzen Christentum wird ein sklavi- 
scher Unterton vorgehalten, unpolitisch 
und irgendwie darauf bedacht, „anstän- 
dige Staatsbürger” zu erziehen. 
Der Islam des jungen schwarzen Muslim 
Sharif dagegen, eigentlich eine sym- 
pathische Person, ist eine der zahlrei- 
chen exzentrischen Spinnereien der 
Hood, mit dem großen Unterschied, daß 
sie nicht in Selbstzerstörung und Bruta- 
lität ausartet. Sharif ist friedlich, über- 
zeugt und rebellisch, aber trotzdem 
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symbolisiert er in keiner Weise den 
Ausweg. Sein Verhalten ist ironisch 
überzogen, gleich am Anfang des Films 
tritt er mit dickem Kapuzen-Pulli auf 
und verkündet, daß das „kalte Klima 
Kaliforniens nichts für uns Afrikaner 
ist”. 

Es verwundert bei dieser distanzierten 
Darstellung, daß die Hughes Brothers 
den Film unter anderem der afroameri- 
kanischen Nation of Islam gewidmet 
haben. Vielleicht ist ihre Identifikation 
mit der Nation größer als der Film trans- 
portiert, vielleicht aber bekunden sie 
mit der Widmung auch nur ihren prinzi- 
piellen Respekt für diese Form der 
Organisierung. Denn eines in Menace II 
Society ist unübersehbar: Jede Person 
wird in bester materialistischer Tradti- 
tion vor dem Hintergrund der sozialen 
Wirklichkeit geschildert. Von daher gibt 
es keine „Schlechten” in der Story. 
Jedem Verhalten, mit Ausnahme des 
aggressiven Sexismus, wird mit Ver- 
ständnis begegnet. 


andlungsanweisungen und allzu 
klare Identifikationsmuster bleiben 
also aus. Die Katastrophe zum 
Ende des Films - man empfindet sie 
wörtlich als solche, denn im Verlauf der 
Geschichte entwickelt sich ein geradezu 
physisches Verlangen nach dem Happy 
End - ist der geniale Wendepunkt im 
Drehbuch. Denn einerseits zeigt die 
Geschichte, daß es für die Mehrzahl der 
Ghetto-BewohnerInnen keinen politi- 
schen Ausweg gibt, andererseits propa- 
gieren Hughes und Williams aber auch 
keine individualistische Strategie nach 
dem Motto „Haut ab, solange ihr noch 
könnt”. Die Revolte, die Auflösung im 
Ghetto-Aufstand wie in Spike Lees Do the 
Right Thing ist die Ausnahmeerscheinung, 
die man nicht überflüssig mystifizieren 
sollte. Für die meisten Jugendlichen gibt 
es weder die sofortige politische Lösung 
noch die rettende Familie. Hughes und 
Williams würden sicherlich nicht wider- 
sprechen, daß jede Form gerechtfertigt ist, 
um das Morden in der Community zu 
stoppen. Aber sie selbst entwerfen keine 
Konzepte. Sie stellen dar, die Entschei- 
dung überlassen sie dem Publikum. Nur 
eines soll es sich bewufßst machen, und 
das ist der Satz von Sharifs Vater: „Ihr 
seid Schwarze in Amerika. Die Jagd hat 
begonnen. Ihr müjst überleben.” Klar, 
werden sie überall Schwarze bleiben, wie 
Caine sagt, aber nicht überall werden sie 
deshalb krepieren. 


n seiner Methode hat der Film denn 

auch einem Publikum in Europa mehr 

zu bieten, als es zunächst den 
Anschein hat. Jenseits hipper Beschäfti- 
gung der westdeutschen Sesselfurzerlin- 
ken (von der wir alle noch viel zu viel 
an uns haben) mit schwarzer Identität, 
Musik, Kunst, Film, hat Menace II 
Society etwas zu sagen. 
Einmal nämlich ist die Mystifikation des 
Gangsters als Rebellen (der 
Gangsterism) unter proletarischen 
Jugendlichen, denen der Zugang zum 
Konsum zunehmend verstellt ist, auch 
in der BRD weit verbreitet. Vor allem 
Immigrantenjugendliche, die in ähnli- 
cher Weise rassistisch diskriminiert und 
materiell benachteiligt sind wie 
Schwarze in den USA, haben den Kult 
des Ghettos und der Banden schon 
lange aufgegriffen. Die Sehnsucht nach 
Stärke, die eigenen tribalen Rules, die 
Hoffnungslosigkeit, die Brutalität ihrer 
Reaktionen, wenn sie gedissed werden, 
all das ist gar nicht so anders als es in 
Menace II Society dargestellt wird. Dieje- 
nigen unter den proletarischen Jugendli- 
chen der Großstädte, die davon träu- 
men, sich als Gangster ein Leben 
aufzubauen, weil sie es anders nicht 
schaffen (und das sind nicht so 
wenige), können am Film die grenzen- 
lose Kaputtheit des Gangsterkults erken- 
nen. Nach hippigen Filmen, Rap-Schla- 
gern und dem Videogewaltschrott ä la 
Rambo eine gute Gegenimpfung. 
Zum anderen jedoch wäre Menace IH 
Society auch ein Film für sich verbalra- 
dikal gebärdende Linke. Diese hat in 
der Regel von der Unterklassenrealität 
kaum eine Ahnung. Die Parole „Bildet 
Banden” dokumentiert die Unkenntnis 
über den sozialen Gehalt des überwie- 
genden Teils der Bandenkultur. Und 
viele von denjenigen, die die soziale 
Situation der Unterlegenen sogar ken- 
nen, huldigen einem idiotischen Mili- 
tanzfetisch. 
Menace II Society zeigt diejenigen, die 
aus der selbstorganisierten Bandenkul- 
tur kommen und wahrscheinlich beim 
Ghetto-Aufstand vorne weg waren, von 
ihrer übelsten Seite. O-Dog beispiels- 
weise holt sich im koreanischen Lebens- 
mittelhandel, gleich nachdem er den 
Inhaber erschossen hat, die Video- 
Kasette, auf der die Szene an der Kasse 
aufgezeichnet ist. Er zerstört das 
Beweismittel nicht, er schaut es sich mit 
seinen Freunden beim Biertrinken an. 
Daß Militanz kein Maßstab der Radikali- 


sierung sein kann, wird nicht nur in die- 
ser Szene ziemlich offensichtlich. 

Noch wichtiger jedoch ist, daß der Film 
zeigt, welche Probleme konkret beant- 
wortet werden müssen. /n Menace II 
Society beschränkt sich die „politische” 
Strategie zunächst aufs physische Über- 
leben. Daß das nicht alles sein kann, 
dürfte auch Hughes und Williams klar 
sein. Sie stellen allerdings fest, daß es 
ohne diesen Anfang nichts gibt. 

Bei uns geht es um mehr als ums Über- 
leben, aber auch nicht um allzuviel 
mehr. Die schreienden Probleme einer 
härter werdenden sozialen Wirklichkeit 


Ihr sein 


Allg überleben. 


können nicht agitatorisch mit großen 
politischen Entwürfen abgehandelt wer- 
den. Das haben die Hughes Brothers in 
ihrem Film meisterhaft gezeigt. Wider- 
stand hat ganz unten anzusetzen, bei 
der Fähigkeit sich zu behaupten. Wer 
auf die Alltagsprobleme von Wohnung, 
Arbeit, Lehre, Schule usw. keine Ant- 
worten zu finden versucht, der hat auch 
kein politisches Projekt zu bieten. Von 
„ganz unten” müsse man ansetzen, 
schrieb Karl Heinz Roth 1989. Die Hug- 
hes Brothers setzen noch weiter unten 
an: Es ist schon ein Erfolg, wenn sich 
die Community nicht mehr gegenseitig 
umbringt. Das ist der soziale Gehalt der 
Revolution: gegen die soziale Zer- 
störung im Kapitalismus allmählich wie- 
der solidarische, gemeinsame Antworten 
zu entwickeln. Ohne das ist alles nichts. 
The hunt is on. 


Ihe huntison 


chWarze In Hmerika. 
je Jagd hat begonnen 


Queen Latifah BLACK REIGN (MOTOWN) 


„Who you’re callin’ a bitch?”. Die Singleauskopplung 
„U.N.LT.Y.”, ein wunderbarer softer HipHop-Ragga-Soul-Song, 
kündigte ja bereits seit einer Weile Queen Latifahs 

neue Scheibe „Black Reign” an. In dem Song wendet sie sich 
gegen den, besonders im Westcoast-HipHop, für Frauen 

oft benutzten Ausdruck „bitch” und verlangt Respekt („red’ mich 
mit meinem Namen an!”). 

Nun mit etwas Spannung (nachdem ich seit ihrer letzten Platte 
zum absoluten Queen Latifah-Fan geworden bin...) lege ich 
„Black Reign” in den CD-Player und... bin erst mal etwas 
enttäuscht. Naja, ein paar Songs sind ja ganz gut aber... Ich höre 
sie nochmal, und nochmal, und nochmal und die Scheibe 
gefällt mir immer besser. Sie ist sehr soft und viele Stücke sind 
raggalastig, alles in allem doch (nach dem 5. mal hören) eine 
gute Scheibe. Angenehm sind immer wieder die Texte von 
Queen Latifah, sie versteht es, als selbstbewußte Frau aufzutre- 
ten und sich in der Rap-Männerwelt Respekt zu verschaffen. Sie 
singt auf eine sehr angenehme Art über Sex und Liebe, sie ist 
nicht vulgär und keine Diva, sie wirkt nett und natürlich. 


Dennis Brown ONE OF A KIND (IRS) 

Siy & Robbie SOUND OF SOUND VOL. 2 (IRS) 
Dennis Brown lächelt mit stecknadelkopfgroßen Augen auf 
dem Cover-Foto seiner neuesten Platte, als hätte er bereits ein 
ganzes Marihuanafeld geraucht. Er bleibt sich also treu. 
Auch musikalisch. Als wären die letzten 20 Jahre nichts 
geschehen, kommen zehn Stücke reinster Old School Reggae 
aus den Boxen - schön sind sie aber allemal. 

Sly & Robbie hingegen bieten auf dem zweiten Taxi-Sampler 
eine große Bandbreite an Reggae-Songs. Die zwölf Stücke, 
bei denen Sly & Robbie ihre Finger im Spiel hatten, bewegen 
sich von Lovers Rock und Ragga über Dancehall bis zu 
Old School. Zum Mikro greifen unter anderem auch Chaka 
Demus, Cutty Ranks und Judy Mowatt. 

Auf jeden Fall dance-tauglich. 


Die Sterne IN ECHT (L’AGE D’OR) 


men aus Hamburg und das muß Euch reichen - In Echt! 


Papa Brittle 
OBEY, CONSUME, MARRY AND 
REPRODUCE (NETTWERK) 


P. © .W. E o R. 
DEDICATED TO WORLD REVOLUTION 
(NETTWERK) 


Klassenkampf goes Dancefloor. Auf dem 
Nettwerk-Label, welches oft darauf 
bedacht ist, möglichst PC-Künstler zu ver- 
öffentlichen, sind zwei neue bemerkens- 
werte Scheiben erschienen. Pappa Brittle 
ist eine englische Band, einigen vielleicht 
von Tourneen mit Chumbawamba, Marx- 
men oder den Levellers bekannt. Ihr 
Sound ist ein Rock-Rap-Techno-Dance- 
Crossover mit schneidender Gitarre und 
erinnert stellenweise an Tackhead und 
Consolidated. 

„Ihe philosophy of P.O.W.E.R. got ils roolS 
in 1966 like the Black Panther self- 
defense is our politics. So we got organi- 
zed cuz our hatred stil on the rise and all 
people victimized by this system will exe- 
cise by any means necessary changes that 
resurrect the emotions ob Huey P. Newton 
and Malcolm X.” So P.O.W.E.R. selbst in 
ihrem Song „Class War”. 

P.O.W.E.R. machen HipHop. Der Einfluß 
des Ami-Hardcore ä la Paris ist deutlich. 
Gesamplet wird besonders aus dem Indu- 
strialbereich, harte Grooves bestimmen 
den Sound. „Power to the people to fight a 
system so evil. Their mass accumulation 
of wealth leaves none equal. Just majority 
poor, a small minority rich. All explota- 
tion can be traced to capitalists.” (...klingt 
etwas nach Hauptwiderspruch, aber es 
sei euch versichert, P.O.W.E.R. themati- 
sieren in ihren Texten auch andere 
Widersprüche...) 


Die wollen mich vergiften / mit dem Müll / mit Mythen und Lügen Overkill / den man zu fressen kriegt / 
wenn man im Weg rumliegt / und irgendwelche Zeiten übersteht / Ich würde lieber wirklich / als virtuell / 
essen gehen / ich stecke im Tresen / und ich ersticke im Rauch / ich trinke selbst nicht wenig und mein 
Nachbar säuft auch / aber ich bin nüchtern / und ich bin echt / ich bin nüchtern / und nicht die Regierung / 
und nüchterner als jeder / der ein Wort denen glaubt / Ich bin aufgewachsen / in der britischen Zone / ich 
war schon immer besetzt / ich kann gar nicht ohne / und wenn es spät wird und voll / Dann wünsch ich 
mich zurück / unter einen ihrer Panzer / schieres Glück / und ich bin nüchtern / nüchterner als jene / weil 
ich hab nüchterne Gene / ich hab nüchterne Gene - außerdem sind sie funky, haben ‘nen klasse Beat, kom- 
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Par ordre du 


Obwohl die AutorInnen von Materialien 
Nr.6 im Vorwort betonen, sie könnten 
in der Analyse der Ursachen des Krieges 
im ehemaligen Jugoslawien „keinen 
monolithischen Erklärungsansatz” anbie- 
ten, hat mensch beim Lesen immer wie- 
der den Eindruck, daß einiges verein- 
facht wird, was nicht zu vereinfachen 
ist. 

Die Artikel folgen im wesentlichen zwei 
Erklärungsansätzen, insbesondere ist 
das die im Band dominierende Analyse, 
die wesentliche Thesen der „Autono- 
mie” aufnimmt: Der Krieg, so die Kern- 
these, werde von den in Abstimmung 
miteinander agierenden jugoslawischen 
Eliten als Transformationsmedium einer 
Gesellschaft genutzt, die dem Deregu- 
lierungsprojekt ihre traditionellen 
Lebens-, Reproduktions- und Kampfstra- 
tegien entgegensetzen, stets angedeutet 
im Begriff der „moralischen Ökonomie”, 
den die VerfasserInnen offensichtlich als 
bekannt voraussetzen. 

Eine besondere Rolle komme hier dem 
Selbstverwaltungssystem der jugoslawi- 
schen Unternehmen zu, das die Siche- 
rung der Löhne der Profitorientierung 
entgegengesetzt habe, so daß damit 
dem Eindringen westlicher Formen der 
Arbeits- und Akkumulationsorganisation 
in die jugoslawische Ökonomie wirk- 
same Grenzen gesetzt waren. Diese, 
dem jugoslawischen Selbstverwaltungs- 
system eigene, „Entwicklungsblockade” 
habe im Zusammenspiel mit der von 
den AutorInnen auch in Jugoslawien 
entdeckten „moralischen Ökonomie”, 
die durch Arbeiterbauern und ihre „sub- 
sistenzwirtschaftlichen Produktions- und 
Reproduktionsweisen, sozialen Rück- 
zugsräume, tradierte Lebensweisen und 


DIE ETHNISIERUNG 
DES SOZIALEN. 
DIE TRANSFORMA- 
TION DER 
JUGOSLAWISCHEN 
GESELLSCHAFT 
IM MEDIUM DES 
KRIEGES. 
(MATERIALIEN FÜR 
EINEN NEUEN ANTIIM- 
PERIALISMUS NR.6.) 


Vorstellungen” (15) getragen werde, 
einen militärischen Zugriff notwendig 
gemacht. Auf eine Formel gebracht liest 
sich das so: 


“Es ist der Krieg gegen ein soziales Kon- 
tinuum von moralischer Ökonomie und 
Existenzrecht” (23) 


Doch (wie zu erwarten) haben auch 
wilde Streiks und Riots ihre Rolle ge- 
spielt: Auf den zunehmenden Druck der 
Deregulierung des jugoslawischen So- 
zialismus seit 1982 hätten, so analysie- 
ren die AutorInnen anhand von Zei- 
tungsberichten, die Arbeiter mit einer 
Radikalisierung ihrer Forderungen und 
Kampfformen reagiert. Im Jahr 1987 
spitzte sich die Entwicklung, ausgelöst 
durch den Beschluß Löhne einzufrieren, 
die Preise für Grundnahrungsmittel 
erheblich zu erhöhen und Betriebe zu 
schließen, zu und äußerte sich in „eska- 
lierenden Protesthbewegungen” (37), die 


Jugoslawien wird damit nicht klareı 


fi 


„wild”, „spontan” und „von Militanz 
geprägt” waren. Die herrschenden Eliten 
hätten nun auf die „klassenkämpferische 
Atmosphäre” (36f.) mit der Nutzung der 
„Counterideologie”(54) „Nationalismus 
zur Durchführung der Konterrevolution” 
reagiert (39). 


„Die strategische Vorentscheidung der 
Herrschenden muß 1987/88 gefallen 
sein, die Massen der Teilrepubliken 
gegeneinander auszuspielen, indem die 
Option der Aufteilung Jugoslawiens von 


‚den inneren Zirkeln der Macht längst 


diskutiert wurde und es nur um das 
‚wie« ging.”(54) 


Dem Eindruck der bisweilen etwas ver- 
einfachenden Theoriebildung anhand 
des Beispiels Jugoslawiens kann der/die 
LeserIn sich spätestens hier nicht mehr 
erwehren. Doch auch über das WIE der 
Mobilisierung der Bevölkerung der Teil- 
republiken unter ethnischen Kriterien 
gegeneinander bleiben uns die Verfas- 
serInnen eine umfassende Antwort 
schuldig. Zwar wird anhand des Kosovo 
und seiner mehrheitlich albanischen 
Bevölkerung die serbische Säuberungs- 
strategie aufgezeigt, doch deren „para- 
digmatische Bedeutung” für das natio- 
nalistische Ethnisierungsprojekt im 
Medium des Krieges im gesamten 
Letztlich bleibt den VerfasserInnen des- 
halb auch nichts weiter als zu spekulie- 
ren, „daß Jugoslawien nur das Laborato- 
rium der Relevanz der sozialen 
Zerstörungskraft künftiger Deregulie- 
rungskriege ist”(89) und sie gestehen 
ein:.Den Zusammenhang zwischen 
sorialen und religiös/kulturellen Ele- 
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menten in der balkanischen Wider- 
standstradition wäre aufzuarbeiten, um 
deren Verwendung im Kontext der 
Kämpfe von unten und ihrer Vereinnah- 
mung von oben genau zu bestimmen. 
Hier müssen wir davon ausgehen, daß 
Teilelemente dieser Kultur in die natio- 
nalistische Propaganda eingegangen 
und für sie funktionalisiert worden 
sind.”(54) 

Dieses Defizit mindert die Qualität der 
Artikel erheblich. Wenn von der „Ethni- 
sierung des Sozialen” als zentralem 
Motiv für den Krieg die Rede ist, so 
mufs zumindest eine Problematisierung 
des Begriffs Ethnie erfolgen, zumal auch 
positiv von „multiethnischen Städten” 
gesprochen wird. Also anerkennt Ihr 
nun „ethnische Identität” oder ist „Eth- 
nie” ein reines Counterkonstrukt, um 
sozialrevolutionäre Kämpfe zu entschär- 
fen und zu kanalisieren? Die Materialien 
sechs verkennen das Kontinuum der 
sich ethnisch artikulierenden Konflikte 
in der Region seit der Osmanischen 
Herrschaft, deren Administration die 
ethnische Arbeitsteilung zu einem der 
wesentlichen sozialen Konstitutions- 
merkmale der balkanischen Gesellschaft 
gemacht hat. Die genaue Studie z.B. der 
Arbeiterbewegung zur Zeit der Jahrhun- 
dertwende hätte ergeben können, daß 
nur vereinzelt von umfassender „mul- 
tiethnischer” Solidarität in Dörfern und 
Städten und damit letztlich auch einer 
eben nicht ethnisch verankerten „mora- 
lischen Ökonomie” die Rede sein 
konnte. Es wäre genauer auf die Konti- 
nuität des imperialistischen Projekts der 
Periperialinierung des Balkans seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts einzugehen gewe- 
sen - die Parallelen sind frappierend! 


Aus diesem Grund sind die Artikel, die 
sich der imperialistischen EG und US- 
Politik in Jugoslawien widmen, positiv 
hervorzuheben. Zentrale These der Ver- 
fasserInnen ist insbesondere im Artikel 
„Zur Rolle des Imperialismus in der 
jugoslawischen Krisen- und Kriegsdyna- 
mik”, daß das Neuordnungsprojekt der 
jugoslawischen Ökonomie aufgrund der 
Interessenheterogenität der Eliten der 
einzelnen Teilrepubliken und der ver- 
schiedenen sozialen und ökonomischen 
Bedingungen in den Teilrepubliken, das 
zuerst als „Schocktherapie” mit IWF-Auf- 
lagen und Kreditierung Konzipiert war, 
gescheitert sei und erst mit der Aner- 
kennungspolitik die militärische Ausein- 
andersetzung zur Folge gehabt habe. 
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Hier habe die Strategie des low-inten- 
sity-warfare eine herausragende Rolle 
gespielt. Nicht zuletzt, so die These, 
ließen auch die Interessenkollision zwi- 
schen der BRD und den übrigen EG- 
Staaten, bzw. den USA in der Anerken- 
nungspraxis auf „konkurrierende 
längerfristig angelegte und den gesam- 
ten Balkanraum einbeziehende Ord- 
nungsvorstellungen schließen.” Diese 
These wird durch die Einbeziehzung 
der UNO als „Vermittlungsinstanz impe- 
rialistischer Steuerung” erhärtet. Insge- 
samt erscheint dieser Ansatz vor dem 
Hintergund der permanenten Verhand- 
lungen, Interventionen und nicht zuletzt 
der Einsetzung von Administratoren in 
den bosnischen Gebieten zumindest als 
weniger spekulativ. Der von Kohl und 
Kinkel bestellte „Administrator” Hans 
Koschnik wirbt schon jetzt für EU-Inve- 
storen, die sollen auch ihre Chance 
haben, wenn er ab Juni im völlig zer- 
störten Mostar, unterstützt von EU-Poli- 
zisten, Gesetze und Verordnungen 
erlassen darf. 


Moralische Ökonomie: Der Begriff 
wird von dem engl. Sozialhistoriker E.P. 
Thompson verwandt, um zu widerlegen, 
daß insbesondere Brot- und Lebensmit- 
telrevolten im 18. und 19. Jahrhundert 
von einem aufrührerischen Mob ohne 
Bewußtsein ausgingen. Er sagt: „Sie 
waren mehr als bloßer Aufruhr. Sie 
waren durch eine ältere moralische 
Ökonomie legitimiert, die lehrte, daß es 
unmoralisch sei, in ungerechter Weise 
die Lebensmittelpreise in die Höhe zu 
treiben und so aus den elementaren 
Bedürfnissen des Volks Profit zu schla- 
gen”. In der Autonomie Nr.14 werden 
moralische Ökonomie, „Existenzrecht als 
Massenanforderung" und "Subsistenzre- 
volten” als „moderne, organisierte Mit- 
tel” gegen die „kapitalistische Akkumula- 
tion und und Verwertung” bezeichnet. 


Die Ethnisierung des Sozialen. Die Transformation 
der jugoslawischen Gesellschaft im Medium des 
Krieges. (Materialien für einen neuen Antiimperia- 
lismus Nr.6.) Verlag der Buchläden Schwarze Risse 


Berlin, Rote Strasse Göttingen, 1993, 141 S. 
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ich hab dich lieb 


nach Jahren der gefangenschaft 
bin ich inzwischen ein mann 
der träume nicht scheut 

wenn auch verändert im gesicht 
und der seele 

habe ich die ängste der kinder 
aufbewahrt, 

die zartheit der instinkte 

und die augen weiten sich 
wenn ich liebe 

und ohne röte sage: 

ich hab dich lieb 


Knast von Favignana, 4.9.1974 


ich 

ich 

mit grofser 
mebhrbheit 

habe ich mich 
gewählt 

ohne diskussionen 
ohne mittelsmänner 
mich 

habe ich gewählt 
ich 

und basta 

ins parlament 

der menschlichkeit 
ich 

habe mein leben 
entschieden. 


Knast S. Vittore 14.4.1970 


verabredung im gefängnis 


mit den letzten münzen 

habe ich 

in gedanken 

einen teller kaltes fleisch 
eine zitrone 

eine flasche rotwein 

eine schachtel zigaretten 
eine ansichtskarte 

und eine rose gekaufl 


es war alles bereit, meine geliebte 
und du bist nicht gekommen. 


Knast Procida 28.7.1972 


Die Gedichte stammen aus: 


er funke 


Sante Notarnicola, “Die Kristalle des Himmels zerbrechen...”, 1990, GNN-Verlag. 


ante Notarnicola wurde am 
15. Dezember 1938 in Südita- 
lien geboren. Der Vater ver- 
läßt bald die Familie, die 
Mutter emigriert nach Nord- 
italien, um dort, in Turin, das 
nötige Geld zu verdienen, um die Kin- 
der zu ernähren. Kein ungewöhnliches 
Schicksal in süditalienischen proletari- 
schen Familien. 
Sante wächst in einem Internat auf. Mit 
15 Jahren, 1953, emigriert er selbst nach 
Turin. Der Kontakt mit der Arbeitswelt, 
mit den Fabriken, läßt in ihm ein politi- 
sches Bewußtsein aufkommen. Er wird 
in der FGCI, dem Jugendverband der 
KP Italiens und später in der KP aktiv. 
Angesichts der systemerhaltenden Rolle 
der KPI, die sich eindeutig gegen revo- 
lutionäre Aktionen stellt und eine immer 
abwiegelndere Position einnimmt, 
beginnt Sante 1959 mit anderen Kom- 
munistInnen Enteignungen bei Banken 
und Juwelierläden durchzuführen, um 
finanzielle Mittel für den Aufbau einer 
Guerilla zu besorgen. Am 3.Oktober 
1967, einige Tage nach einem Zusam- 
menstoß mit der Polizei, bei dem Sante 
und ein anderer Genosse entkommen 
konnten, wird Sante gefaßt. Im Prozeß 
wird von Sante und den anderen Ange- 
klagten die politische Bedeutung ihrer 
Aktionen und das Recht auf Widerstand 
gegen die Ausbeutung betont. Sie wer- 
den zu lebenslangen Freiheitsstrafen 
verurteilt. 
Im Knast beteiligt sich Sante am Aufbau 
revolutionärer Knastkämpfe, er schwört 
nie ab und verbringt daher zehn Jahre 
in Isolationshaft. Nach 20 Jahren und 


acht Monaten Haft, davon elf Jahre in 
Hochsicherheitstrakten und fünf Jahre in 
Strafzellen, wird Sante am 19.7.1988 als 
Freigänger aus der Haft entlassen. 

Sante findet draußen eine völlig verän- 
derte Welt vor. Er wurde vor der Ent- 
wicklung einer großen politischen und 
sozialen Bewegung verhaftet und kam 
erst lange nach ihrer Zerschlagung aus 
dem Knast. Sante ist sich und der Bewe- 
gung treu geblieben, auf der Suche 
nach neuen Aktions- und Interventions- 
möglichkeiten arbeitete er seit seiner 
Entlassung z.B. mit linksradikalen 
HipHoppern zusammen. Die römischen 
„Assalti Frontali” Juden ihn ein, auf ihrer 
letzten Platte ein Gedicht vorzutragen. 
Sante dazu: 

„Den Generationsabstand bedenkend 
habe ich mich gefragt, was der Funke 
war, aus dem die Beziehung entstanden 
ist, die mir erlaubt, mich an dieser 
Platte, einem typischen Jugendprodukt, 
zu beteiligen. 

Zuallererst gibt es eure Neugier. Die 
Hunderte von Fragen, die ihr mir jedes- 
mal stellt. Mir scheint, ihr habt auch die 
Deplaziertheit verstanden, die ich durch 
den Knast immer weiter erlebe und die 
sich in die Unendlichkeit zu schleppen 
scheint. 

Da ist euer Schmerz, der für immer an 
einigen Mauern Roms befestigt ist. 

Ich glaube, dieses einende Band ent- 
springt vor allem dem üblichen lieben 
roten Faden, der die Generationen und 
die Wege, die Erfahrungen und die 
Kämpfe, die Gefühle und das Gedächt- 
nis eines jeden Proletariers miteinander 
verbindet.” 


ein streit 


von lissabon 
kamst du zurück mit einem foto. 


schmollend. verschlossen, 
lehntest du erzählungen und lachen ab. 


(lissabon ist das ufer eines anderen meeres) 


es war an dir, die stille zu brechen: 
weist du, sagtest du, in lissabon 
haben die bougainvilleen andere 
farben als bei uns. dort 

gibt es weiße, gelbe 

und sogar rote, denk nur ... 

und erst dann verstand ich 

wie sehr ich dir fehlte. 


Knast von Nuoro 7.8.1979 


zuchthaus 


dort wo es am feuchtesten war 


errichteten sie einen enormen festungsgraben 


und in den fels gruben sie nischen 
und versperrten sie 


dann 


bauten sie kommandostände und wachtürme 


und stellten soldaten hinein 
als posten 


sie ließen uns 
den kasack anziehen, 
nannten uns verbrecher 


und schließlich 
wollten sie den himmel versperren 


ganz gelang es ihnen nicht 


hoch oben 
sehen wir dem flug der möwen nach. 


Favignana 1.0.1973 
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hultur 


Dark 


Il 


yr VIELE 


SIND GANZ 


EINFACH 
ÜBER EINE 
PARTY ZU 

ERREICHEN” 


eralion 
pound vustem 


Gespräch mit Dub B. 
(Selector), Sister Eka 
(Selector) und Everton 
(Toaster und Selector) 
vom Berlin Black Libera- 
tion Sound System (ei- 
gentlich gehören noch 
Dr. Bass (Selector), Ollie 
D. (Selector und Rapper) 
und Daddy ©. (Toaster 
und Selector) dazu) 


Was sind Sound Systems und woher 
kommen sie? . 

SISTER EKA: Der zentrale Teil beim 
Sound System ist die Anlage, sprich 
Plattenspieler, Mischpult, Endstufe und 
die Megaboxen» Meistens wird alles im 
Freien aufgestellt, die Dancehall (Tanz- 
bereich) abgegrenzt, Leute strömengMit 
oder ohne Eintrittsgeld dazuf Um das 
Sound System ranken @ich DJ's, Selec- 
tors und einige Leute im Hintergrund. 
Bei großen Sound Systems gehören teil- 
weise noch kleine Labels (Plattenfir- 
men) dazu. So sind aus verschiedenen 
Sound Systems berühmte Df’sihervorge- 
gangen. Wir haben einen Rapper, und 
zwei DJ's, der DJ is bei Sound\Systems 
der, der den Sprechgesang übernimmt. 
Der herkömmliche Djfheißibei Sound 
Systems Selector. | | 


DUB B.: Der Ursprungsort der Sound 
Systems liegt in Jamaica. Einzelne haben 
sich einfach ihre Anlage zusammenge- 
stellt und ihren Sound, ihre Platten- 
sammlung vorgestellt. Die Leute kom- 
men zusammen und entscheiden mit, 
was gespielt wird, indem sie durch 
Zurufen, Pfeifen, Buhrufen signalisieren, 
was sie gut finden und was nicht. Es 
gibt auch Sound Clashs, da sind dann 
zwei Soundsystems und das Publikum 
entscheidet, wer der Bessere ist. Wir 
wünschen uns auch, daß das Publikum 
noch mehr in Kommunikation mit uns 
tritt. Bei überwiegend schwarzem Publi- 
kum sind die Parties besser, d.h., die 
Weißen sollen ihre Konsumhaltung 
ablegen, sich mehr selber darstellen in 
Form von Tanzen, Mitsingen, Freude 
und Jubelschreie, es darf auch Ableh- 
nung sein. 


EEE EEE 


Und was speziell ist das Berlin 
Black Liberation Sound System? 

DUB B.: Das Black Liberation Sound 
System besteht aus sechs Personen, wei- 
tere helfen uns. Wir haben den Namen 
bewußt gewählt, weil wir gerade 
Schwarze in Berlin ansprechen wollen, 
außerdem wird» unsere Musik 
hauptsächlich von Schwarzen gespielt. 
Wir haben vor sechs Jahten angefangen 
weil uns das Angebot an Diskos und 
Parties in der $tadt nicht gereicht hat. 
Erstrhaben wir zu Hause gefeiert und 


“alles selbst finanziert. Das konnten wir 


uns irgendwann nicht mehr leisten, 
dann haben wir Parties in Studentenkel- 
lern ‚gemacht, später größere Veranstal- 
tungen. Wir haben das mit politischen 
Inhalten verbunden. Z.B. haben wir 
Solidaritätsparties/ -veranstaltungen für 
Antonio Amadeo (1989 in Eberswalde 
von Nazis ermordet) bzw. für seine Frau 
und sein Kind gemacht. 1993 zum Pro- 
zeß haben wir eine Veranstaltung für 
Prozeßkosten in Zusammenarbeit mit 
der Antirassitischen Initiative (ARI) im 
SO 36 gemacht. Ansonsten machen wir 
zu den Unabhängigkeitsfeiern von ein- 
zelnen afrikanischen Staaten Veranstal- 
tungen. Black Liberation versucht Men- 
schen bereit zu machen für weitere 
Aktionen und Demonstrationen, und 
natürlich auch um sich selbst zu vertei- 


digen. 


SISTER EKA: Wir wollen auch ein Forum 
bieten für Rapper, Tänzer und Tänzerin- 
nen, Bauchtänzerinnnen, Nachwuchs- 
DJ's usw., es haben auch schon Leute 
Gedichte vorgetragen. Wichtig ist auch, 
den regelmäßigen Kontakt aufrechtzuer- 
halten, dadurch, daß es keine festen 
Strukturen gibt, keine festen Anlauf- 
punkte, verläuft Kommunikation ganz 


anders. 


Es gibt jetzt wieder eine Menge 
weißer deutscher Linker, die für 
sich die Kultur als Möglichkeit ent- 
deckt baben, um der „drögen” Poli- 
tik etwas hinzuzufügen, das wird 
von anderen Linken als falsch kriti- 
siert. Sie glauben nicht, das sich 
Leute über Kultur wirklich politisie- 
ren lassen. Ensteht über Eure stän- 
dige Präsenz etwas vernetzendes, 
etwas bleibendes? 

SISTER EKA: Ich denke schon. Aus 
unseren regelmäßigen Parties sind ver- 


schiedene Initiativen und Aktionen her- 
vorgegangen. Infos über Aktionen, aber 
auch über Jobs, werden weitergegeben. 
Leute, die sich sonst vielleicht nicht 
kennengelernt hätten, sind zusammen- 
gekommen. Bei Filmvorführungen und 
Diskussionsveranstaltungen, seien sie 
auch noch so gut, kommen wenig 
Leute. Wenn wir P,arties feiern kommen 
viele Leute. Daher haben wir versucht, 
das zu verbinden. 


Eka, du bist die einzige Frau im 
Sound System, warum? 

SISTER EKA: Warum? (alle lachen) Das 
kann ich schwer beantworten, das müs- 
ste man die ganzen anderen Frauen fra- 
gen. Tja, warum bin ich die einzige 
Frau? Vielleicht bin ich die härteste... 
(alle lachen) Nee, dieses Party-Business, 
DJ's usw. ist ziemlich von Männern 
dominiert, da gibt es kaum Frauen, das 
ist in der weißen Gesellschaft genauso. 
Ich bin darüber, daß ich Leute kannte, 
reingerutscht und es hat mich interes- 
siert. Es hat mir Spaß gebracht und ich 
habe mich stärker engagiert. 

Aber es gibt auch weniger schwarze 
Frauen als Männer in Deutschland. In 
den 60ern und 70ern sind mehr Männer 
emigriert, sie konnten auch studieren. 


Jetzt kommen sehr viel mehr Frauen als 


früher, aber sie sind viel vereinzelter als 
Männer. Es ist immer noch so, daß sich 
Männer schneller zusammenschließen. 
Es gibt in unserem Umfeld schon mehr 
Frauen die mitmachen, uns helfen, aber 
nicht fest im Sound System sind. 

Bei mir war das die ersten Male so, daß 
mich die Frauen immer auf die Bühne 
gezerrt haben, weil ich mich nicht traute 
vor vielen Leuten aufzulegen, obwohl 
ich zu Hause geübt hatte. Letztendlich 
waren es die anderen Frauen, die mich 
hochgepusht haben. So: „Jetzt wollen 
wir aber, daß Eka spielt”. Das hat vielen 
gefallen, ich habe das regelmäßiger 
gemacht und wurde immer besser. 


Gab es auch einen Nachahmungs- 
effekt? 


SISTER EKA: Bisher leider noch nicht. Es 
ist auch insgesamt schwer, in Deutsch- 
land Leute zu motivieren, mit ihren 
Talenten herauszukommen. Zu singen, 
zu musizieren, zu tanzen ist hier nichts 
alltägliches und ist mit vielen Hemmun- 
gen verbunden. 


DUB B.: Und dann ist natürlich für 
Frauen auch der Spielraum kaum da. 


Aber auch allgemein haben Leute, die 
Platten sammeln, wenig Möglichkeiten 
einfach so aufzutreten und ihre Platten 
zu spielen. 


SISTER EKA: Wir leben in einer perfek- 
tionistischen Gesellschaft, das hat zur 
Folge, daß viele meinen, sie müßten 
wer weiß wie gut sein, um auf der 
Bühne zu stehen. In England ist es viel 
verbreiteter, daß auch Leute, die viel 
weniger können, um zu üben oder 
Spaß zu haben, viel schneller den 
Sprung schaffen, und dann eine gewisse 
Professionalität bekommen. 


Ihr habt auch viel zu Befreiungs- 
bewegungen gemacht. Was und 
warum? 

EVERTON: Die Unterstützung, etwa für 
die SWAPO und den ANC, war auch 
finanzieller Art, wir haben Einnahmen 
gespendet, um Solidarität mit dem 
Kampf zu zeigen. 


SISTER EKA: Wir vom Sound haben 
über die Musik zusammengefunden und 
haben bestimmte politische Vorstellun- 
gen, die wir einerseits über die Sound- 
Abende transportieren und andererseits, 
indem sich die einzelnen Leute politisch 
engagieren. Ausschlaggebend ist sicher- 
lich die Verknüpfung. Z.B. die Freude 
darüber, daß Nelson Mandela freigelas- 
sen wurde, daß das ein Grund zum fei- 
ern ist und auch um dem Ereignis als 
politischem Akt hier in Berlin stärker 
eine Bedeutung zu geben. 


DUB B.: Nach den Wahlen in Südafrika 
haben wir mit Vertretern des ANC Ver- 
anstaltungen organisiert... Ende ‘93 
haben wir eine Veranstaltung „Wahlvor- 
bereitung für Südafrika” gemacht. Da 
waren zwei Leute aus Südafrika da, die 
ein Projekt zur Wahlinformation in länd- 
lichen Regionen vorgestellt haben. Das 
Projekt haben wir auch finanziell unter- 
stützt. 


Habt ihr auch Kritik an Befreiungs- 
bewegungen? | 

SISTER EKA: Es ist wichtig, sich Informa- 
tionen zu beschaffen, zu sammeln und 
breiter zu streuen, damit sich andere 
Leute ein Bild machen können. Denn 
was hier über die Massenmedien 
kommt, ist wenig und einseitig. Nicht 
alles, was unter dem Namen Befreiungs- 
bewegung geschieht, ist positiv zu 
bewerten. So weit es von hier geht, ver- 
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suchen wir uns die Sachen im Einzelnen 
anzugucken. Wenn wir es insgesamt 
positiv beurteilen, wie im Falle der 
SWAPO oder des ANC, versuchen wir 
es zu unterstützen. Befreiungsbewegun- 
gen sind aber nicht unser „Stecken- 
pferd”. Oft setzen wir uns mit Sachen 
auseinander und kommen dann zu dem 
Schluß: „Das finden wir unterstützens- 
wert”. 


EVERTON: In Berlin allerdings geht es 
uns darum, das Bewußtsein zu schaffen, 
daß Schwarze innerhalb einer weißen 
Gesellschaft stärker zusammenhalten 
müssen. Viele Leute sind ganz einfach 
über eine Party zu erreichen. Dort kön- 
nen wir mit ihnen reden, Pausen 
machen, Informationen durchgeben. 
Unsere Parties sind eine Art Treffpunkt 
für viele schwarze Jugendliche gewor- 
den, obwohl es keine reine „Schwarzen- 
veranstaltungen” sind. Alle in Deutsch- 
land Lebenden können kommen, wir 
grenzen niemanden aus. Aber unser 
Ziel ist: viele Schwarze erreichen, um 
sie in einer Art Gemeinschaftsgefühl 
zusammenzubringen. Z.B. als die ersten 
Überfälle in Deutschland waren, war es 
sehr wichtig, daß die Leute zu unseren 
Parties gekommen sind, nicht mit ihren 
Ängsten und Sorgen alleingelassen wur- 
den. Die haben gemerkt: „Hier habe ich 
Leute, die mich unterstützen”. Da sind 
dann viele mit einem starken Gefühl 
und der Bereitschaft sich zu wehren 
und einzugreifen wieder auf die Straße 
gegangen. Dafür steht das Sound 
System. 


Du sagst „Gemeinschaftsgefühl”, 
was für eine Gemeinschaft ist das? 
Die Gemeinschaft aus der Erfah- 
rung ausgegrenzt oder angegriffen 
zu werden? Allein „schwarz” sein, 
ist genausowenig eine Gemeinschaft 
wie „weiß” sein... 

DUB B.: Es sind hauptsächlich die The- 
men, die bestimmte Menschen verbin- 
den, das ist der Rassismus, bzw. die 
Minderheitenfrage. Die vielen Minder- 
heiten aus verschiedenen Ländern kön- 
nen durch den Zusammenhalt eine 
eigene Stärke ausmachen, sich neu defi- 
nieren. Nicht über den einzelnen Staat, 
aus dem sie kommen. 


EVERTON: Natürlich sind Schwarze 
untereinander genauso unterschiedlich 
wie Weiße, von der Schattierung der 
Hautfarbe über die Mentalität usw., aber 


hultur 


ausschlaggebend als Gemeinschaft ist, 
daß wir als Schwarze, egal woher, in 
einer weißen Gesellschaft ständig 
Angriffen, Vorurteilen und Klischees 
ausgesetzt sind. Werde ich damit alleine 
gelassen, kann es einfach passieren, daß 
ich aufgebe. Aber rein politische Veran- 
staltungen sind einfach zu verbissen. 
Viele Schwarze Leute in Deutschland 
haben so viele Probleme mit Behörden, 
oder da wo sie arbeiten, und wenn sie 
hören, „politische Veranstaltung”, emp- 
finden sie es nochmal als etwas Bela- 
stendes. 


DUB B.: Unser Konzept ist, durch Parties 
verbunden mit Veranstaltungen Men- 
schen ranzuholen, um ihnen Informatio- 
nen zu geben, die sie betreffen. So 
schaffen wir eine Sensibilisierung und 
geben ihnen die Möglichkeit, sich zu 
freuen und zu tanzen. Nach den Infos 
geht's dann mit einem langsamen Lied 
weiter. 


EVERTON: Wir wählen bewußt Musik 
mit politischen, aussagekräftigen Tex- 
ten. Wir wollen Leuten, die in einer 
benachteiligten Situation sind, Mut 
geben. 


DUB B.: Wer Reggae kennt weiß, daß es 
da viele bewußtseinsfördernde Texte 
gibt. Ein Lied ist z.B. „Identify” und das 
geht so.... (Dub B. singt) Bob Marley 
oder Linton Kwesi Johnson etwa haben 
Songs über Skinheads, Widerstand usw. 
geschrieben. 


Wie reagieren die Leute darauf? 
(allgemeines Lachen) 
EVERTON: Mit Freude! 


SISTER EKA: Sie kommen immer wie- 
det... 


DUB B.: Viele sagen uns, daß sie es gut 
finden, was wir machen und daß etwas 
in dieser Form schon lange nötig gewe- 
sen wäre. Auch Gruppen sprechen uns 
an, z.B. Asyl e.V., für die haben wir im 
SO 36 gespielt. 


Ihr arbeitet auch mit von „Weißen” 
dominierten Organisationen zusam- 
men. Wie sind eure Erfahrungen bis- 
her gewesen? 

Sister Eka: Wir passen schon auf, daß 
wir nicht überrannt oder bevormundet 
werden, daß unsere Vorstellungen 
gewahrt bleiben. Ein Konzept dafür 


haben wir nicht, das entscheidet sich im 
Einzelfall. Mit den Gruppen, mit denen 
wir bisher zusammengearbeitet haben, 
haben wir keine schlechten Erfahrungen 
gemacht. Bei der ARI war es sogar SO, 
daß sie später in die Antonio Amadeu- 
Sache eingestiegen sind und als bei uns 
die Power nachließ, es stärker über- 
nommen haben. 


EVERTON: Es ist wichtig, daf$ „schwarze 
Organisationen” ihre Vorstellungen 
durchsetzen, denn oft schießen „weiße 
Organisationen” an der schwarzen Rea- 
lität vorbei, sie haben ihre Vorstellun- 
gen und fragen nicht nach. Wir wurden 
auch schon gefragt „warum thematisiert 
ihr das Schwarz-Sein so sehr?” Viele 
Weiße haben angenommen, wir seien 
deshalb gleich „Anti-Weißs”. Das ist nicht 
so. In einer weißen Gesellschaft wie in 
Deutschland ist Für-Etwas-Sein mit 
einem Angriff gegen etwas verbunden. 
Ein T-Shirt mit der Aufschrift, „100% 
Black Family” z.B. steht für etwas. Ein 
T-Shirt mit „100% weiße Familie” ist 
gleich auch gegen etwas. 


Es gibt Linke, die darin die Gefahr 
der „Selbstrassifizierung” von „Min- 
derbheiten” seben. Ich glaube, dahin 
ging deine Kritik an diesen Leuten. 
Die Notwendigkeit, eine Gemein- 
schaft über die Themen Rassismus 
usw. zu begründen, ist wirklich 
gegeben... 

SISTER EKA: Wir versuchen mit allen 
möglichen Leuten zusammenzuarbeiten, 
das spiegelt sich auch in der Zusam- 
mensetzung unseres Publikums wieder. 
Es gibt immer wieder Fragen, die wir 
intern oder im kleineren Kreis stärker 
beleuchten. Aber allgemein grenzen wir 
uns nicht ab, eher geht es uns darum 
Leute mit verschiedenen Hintergründen 
zusammenzuführen. Seien es arabische, 
deutsche oder türkische Jugendliche. 


DUB B.: Es geht uns um die inhaltlichen 
Aspekte, Kleidung oder Schuhe sind 
egal. (lacht) Wir versuchen eine Art 
Förderkreis zu sein und die Leute auf 
Parties zusammenzubringen. Ihnen ein 
Stärkegefühl, vielleicht auch ein Iden- 
titätsgefühl zu geben und ihnen darü- 
berhinaus zu zeigen, wo es lang gehen 
könnte. 


EVERTON: Das, was viele Weiße als 
Ausgrenzung empfinden, ist im Grunde 
nur ihre eigene Angst. Das war immer 


so, wenn Schwarze anfingen sich zu 
organisieren, sich nicht mehr bevor- 
munden zu lassen. Denn viele Weiße 
meinen, sie seien frei von Rassismus. 
Sie wollen nicht wahrhaben, daß dies 
eine sehr rassistische Gesellschaft ist, 
daß das auch in ihrer Erziehung steckt, 
und daß sie das auch in manchen Situa- 
tionen stark ausleben. Sie sagen, „Was 
wollt ihr, ich bin doch Linker!”. Diese 
Leute können ganz starke Rassisten 
sein, ohne es zu merken. Deshalb müs- 
sen wir viele Sachen erstmal für uns 
klären. Um nicht einfach eingebettet zu 
werden in irgendwelche Bewegungen. 


DUB B.: Wenn man mit Rechten redet, 
dann weiß man genau mit wem man es 
zu tun hat. Viele Linke geben vor, nicht 
rassistisch zu sein, aber in der Sprache, 
oder im Benehmen kommt dann ein 
ziemlich rassistisches Verhalten zum 
Vorschein. Das haben wir oft erlebt, 
wenn wir irgendwo aufgetreten sind 
und, wie ich sie nennen würde, ver- 
meintliche Linke gesagt haben, „Wir 
werden genauso verfolgt wie ihr, wir 
haben lange Haare.” Da konnten wir 
nur noch lachen. 


SISTER EKA: Zum Teil mußten wir sogar 
in ihren eigenen Veranstaltungsorten 
die Koffer packen, weil wir rassistisch 
beleidigt und angegriffen wurden. 


EVERTON: Im Tacheles („Alternatives ” 


Projekt zwischen Kultur und Kommerz 
in Ostberlin) sagten die Veranstalter 
und Leute, die dort arbeiten, „Was wollt 
ihr hier mit eurer Buschmusik?”. Dann 
kam es auch noch beinahe zu einer 
Schlägerei, schließlich sagten wir „OK, 
wir gehen jetzt”. Und das, obwohl das 
Tacheles bei vielen als linke Hochburg 
gilt. Deshalb ist es für Schwarze wichtig, 
eigene Strukturen aufzubauen und mit 
wirklich ernsthaften Gruppen zusam- 
menzuarbeiten. 


Einige ImmigrantInnen oder Frauen 
etwa wollen auf Grund ihrer Erfah- 
rungen gar nicht mehr mit „weißen”, 
deutschen oder gemischten Grup- 
pen zusammenarbeiten. 

SISTER EKA: Es gibt nicht viele Orte in 
Berlin, die Schwarzen gehören oder 
Gruppen und Initiativen, mit denen Du 
ein breites Publikum erreichen könntest. 
Man kann den Standpunkt haben, seine 
Energien dafür aufzuheben, sich in der 
Gruppe weiterzubewegen. Wir jedoch 


versuchen Leute, an die wir rankommen 
können, miteinzubeziehen und darüber 
einen Einfluß auf sie zu haben, damit 
ein Bewußtseinsprozeß in Gang kommt. 
Wir haben alle auch privat mit allen 
möglichen Leuten»Kontakte, so sind 
unsere Leben. 


DUB B.: Der Einfluß von Weißen in 
einer weißen Gesellschaft ist so groß, 
daß man sich ihm gar nicht entziehen 
kann. Aberwir haben nie die Vorstel- 
lung vertreten, nur für Schwarze oder 
nur in schwarzen Orten zu spielen. Dar- 
überhinaus haben wir oft positive Erfah- 
rungen gemacht und sind daher auch 
offen. 


EVERTON: Man kann „pro-schwarz” sein 
und das ist nicht gegen irgendetwas 
gerichtet. Du willst zu deinem Schwarz- 
sein stehen und es ausleben. Das ver- 
stehen viele in Deutschland nicht. Es 
wird sehr unhinterfragt gedacht. Mit 
HipHop oder Reggae etwa wird ein Kli- 
schee aufgebaut und einfach auf 
Schwarze übertragen. 


SISTER EKA: Ein Problem ist auch, daß 
es hier wegen der unterschiedlichen 
Herkunft, der unterschiedlichen Grün- 
de, weshalb die Menschen hier sind 
und dem unterschiedlichen Status keine 
einheitliche Schwarze Bewegung gibt. 
Das führt zu starker Vereinzelung, 
wenig Zusammenhalt und schwachem 
politischen Engagement. 


Es gibt in Berlin auch eine Organisa- 
tion Schwarzer Deutscher. Arbeitet 
ihr mit denen zusammen? 

SISTER EKA: Ja, das ist die Initiative 
Schwarze Deutsche und Schwarze in 
Deutschland (ISD). Teilweise sind wir 
selbst drin, teilweise arbeiten wir bei 
Veranstaltungen zusammen. Wir haben 
auch Parties für sie gemacht und am 
Black History Month mitgewirkt. 


Gibt es Schwarze, die Euch Euer 
„gemischtes Engagement” vorwer- 
Sen? 

SISTER EKA: Ist mir nicht bekannt. 


DUB B.: Es könnte höchstens sein, daß 
sie fernbleiben ... (alle lachen) 


EVERTON: Das ist eine interessante 
Frage an alle Schwarzen auf dieser 
Welt. Warum sind sie nicht verbittert? 
Ich denke es liegt einfach im Lebensge- 


fühl und in dem, was schwarze Men- 


schen ausleben Auch in der Musik 
steckt trotz allem keine Verbitterung, 
sondern eine Art Freude‘am Leben. Ich 
kenne niemanden, der sagen würde: 
„Warum arbeitet ihr mit Weißen, 
obwohl die so viel Scheiße machen, 
und so viel Weiße so Scheiße drauf 
sind?” 


Du sagst „schwarzes Lebensgefühl”, 
gibt es das? 

EVERTON: Ja, ich glaube schon. Z.B. 
gab es auf einem ISD-Bundestreffen in 
Bremen eine Party und da waren nur 
schwarze Menschen, vorwiegend 
schwarze Deutsche, die noch nie in 
ihrem Leben mit einem anderen 
Schwarzen geredet, geschweige denn in 
einer schwarzen Gesellschaft gelebt 
haben. Die haben getanzt, hättest Du 
die ausgetauscht gegen eine Gruppe 
von Weißen, das hätte ein ganz anderes 
Bild ergeben. 


SISTER EKA: Ich weiß nicht, ob es ein 
schwarzes Lebensgefühl an sich gibt, 
was es aber gibt, ist aufgrund des Ras- 
sismus ein Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit. Was ich vielleicht ein „anti- 
rassistisches” Lebensgefühl nennen 
würde. Das ist sehr geprägt durch rassi- 
stische Erfahrungen, vielleicht kann man 
es schwarzes Lebensgefühl oder 
schwarze Solidarität nennen, aber es ist 
fraglich ob es das noch geben würde, 
wenn es keinen Rassismus mehr gäbe. 


EVERTON: Das schwarze Lebensgefühl 
habe ich nicht mit schwarzer Solidarität 
gleichgesetzt. Ich wollte eine Art Gefühl 
für das Leben ansprechen. Aber es gibt 
auch Schwarze, die Schwarze nicht 
mögen. Ich denke schon, daß durch 
den geschichtlichen Verlauf, durch das, 
was Schwarze mitgemacht haben, in der 
Erziehung etwas weitergegeben wird, 
das zu einer Art Lebensgefühl beiträgt. 


Aber es ist'ja schon ein Unterschied, 
ob das aus der Erfahrung der gleich 
erlebten Unterdrückung kommt, 
oder ob etwas vorberbestimmt ist, 
weil jemand schwarz ist. 

EVERTON: ... Nicht nur, weil jemand 
schwarz ist, es kommt darauf an, was 
diese Person mitbekommen hat. 


DUB B.: Ich würde Eka zustimmen. Das 
ist sehr stark individuell geprägt. 


.. 


Gibt es so etwas wie „Black Music”? 
EVERTON: (lachend) Ja, es gibt afrikani- 
sche Musik... 


Ja, gut, aber Soul, HipHop, Reggae... ist 
das „Black Music”? Black Business? 
SISTER EKA: „Black Business” wahr- 
scheinlich nicht! (alle lachen) 


Klar, was die Kohle betrifft, machen 
die Weißen das Geschäft,äber ich 
meine Business im Sinne von Angele- 
genbheit. | 

SISTER EKA: Ich verbinde mit Black 
Music, obwohl der Begriff etwas abge- 
gessen ist, Musik, die von Sehiwarzen 
gemacht wird. Die Einflüsse’ sind immer 
unterschiedlich. Musik“ist nicht gene- 
tisch bedingt. Es gibt Weiße, die 
schwarze Musik machen und super sind 
und umgekehrt. Die Grenze ist flies- 


send. Aber es gibt eine KonzeEntration | 


auf bestimmte Musik, die viele 
Schwarze mögen. 


EVERTON: Es gibt Musik, die aus einer 
schwarzen Kultur entstanden ist, oder 
aus den Kämpfen der Schwarzen, aus 
dem „Struggle”, wie es auf Englisch so 
schön heißt. So wie der Blues dazu da 
war, sich die Traurigkeit aus der Seele 
zu singen. Oder der Soul. Früher in 
Europa stand man unterm Balkon, um 
seine Liebeslieder zu schreien (alle 
lachen). Soul ist eine andere Art Liebes- 
lieder zu singen, kommt ganz anders 
rüber. Das würde ich schon als Black 
Music bezeichnen. Obwohl das auch 
sehr stark ausgenutzt wird, z.B. bei dem 
Berliner Radiosender Kiss FM, die 
andauernd „Yeah, Black Music” sagen, 
und dann wird das ein Schlagwort, nur 
plakativ. 


In den USA gibt es die Diskussion, 
daß viele schwarze HipHoper 
sagen, HipHop sei eine rein schwar- 
ze Angelegenheit, und Weiße müßten 
sich da raushalten, und sollen kei- 
nen HipHop machen. 

SISTER EKA: Ich teile das nicht, und die 
anderen vom Sound auch nicht. Mir 
kommt es auf die Qualität an. Wenn die 
Texte und Musik gut sind, gibt es keine 
Grenze. 


EVERTON: Wo die schwarzen Amerika- 
ner aber recht haben, ist, daß es eine 
Aberkennung ihrer selbst gibt. Beim 
Rock’n Roll war das ganz deutlich. Da 
haben die Weißen Elvis als „King of 
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hultur 


Rock’n Roll” hingestellt. Obwohl er ein- 
fach Little Richard und andere schwarze 
Musiker kopiert hat. Auch im HipHop 
ist total viel drin über den Kampf der 
Schwarzen in Amerika. Es gibt weiße 
HipHopper, die das Gefühl haben, und 
mit denen sich auch Schwarze identifi- 
zieren können. Aber es gibt Weiße, die 
banalisieren es, schreien irgendwas und 
nennen das HipHop. Deshalb kann ich 
schon manche-Schwarze in Amerika 
verstehen, wenn sie sagen, „Was wollen 
die Weißen denn mit HipHop?”. 


DUB B.: Es gibt aber auch beim Reggae 
odemRaggamuffin fließende,Grenzen, 
und da denke ich an-;Englishman in 
New York”, da wird derselbe Rythmus 


. genommen und es wird „Jamaican in 


New York”. Tendenziell übernehmen 


die Weißen aber mehr von den 


Schwarzen. Entscheidend ist, daß 
Schwarze was Neues und Kreatives her- 
vorbringen, aber die Weißen stehen im 
Hintergrund, halten das Finanzielle in 
den Händen und ziehen den Profit dar- 
aus. Deshalb können die auch einfach 
sechs weiße Jungen auf die Bühne stel- 
len und einen wahnsinnigen Erfolg 


damit haben. 


EVERTON: Das ist auch eine gewisse Art 
von Rassismus. Viele Weiße kaufen die 
Musik, weil sie von Weißen ist, wenn 
sie ein Lied von einem Schwarzen 
hören, denken sie, „Na ja...”, das hat 
man doch bei Elvis gesehen. Die Leute, 
die wirklich Anerkennung verdient hät- 
ten, bekommen sie nicht. 


Gilt das auch für Snow? 

DUB B.: Gar nicht mal. Bis ich ihn gese- 
hen habe, wufßste ich nicht, daß Snow 
ein Weißer ist. Ich mach da persönlich 
keine Unterscheidung, wenn die Sachen 
gut sind. 


EVERTON: Snow ist in der jamaicani- 
schen Community_.in Kanada aufge- 
wachsen, ich habe in meiner Commu- 
nity auf Jamaica auch Weiße gehabt. 
Aber die galten gar nicht als Weiße, 
sondern wurden als Schwarze betrach- 
tet, sie hatten das gleiche Lebensgefühl, 
es gab keinen Unterschied. Es ist nicht 
die Hautfarbe, die so etwas macht, son- 
dern die Situation, in der man sich 
befindet. 


Das kenne ich auch aus anderen 
Orten in der Karibik. Da sind Weiße 


eben auch „Creoles”, wenn sie in 
Creole Stadtteilen aufgewachsen 
sind und Creol& reden... 
EVERTON.«“...und man sieht keinen 
Unterschied... 


„außer den Leuten, die von „außen” 
kommen, die machen Unterschiede. 
EVERTON: Jaja, z.B. auf Jamaika gibt es 
blondeünd blauäugige Leute usw. und 
es ist mir als Kind nie aufgefallen, daß 
sie „anders” sind. Oder es gibt 
Schwarze, die klein oder groß sind... Es 
waren eben Leute, die da waren. Dieses 
besondere Thematisieren gab es nicht, 
entweder jemand war in Ordnung oder 
eben nicht. 


Dub B., du bist auch nicht 
„schwarz” und bist im Black Libera- 
tion Sound System... 

DUB B.: Ja, ich bin eben von Anfang an 
dabei. Das war ein Zusammenschluß 
von verschiedenen Freunden. Wir ken- 
nen uns seit der Schule und sind eng 
miteinander befreundet. Das war nie ein 
Thema. 


EVERTON: Du hast gerade gesagt, Dub 
B. sei nicht schwarz, das hat mich über- 
rascht... (Dub B. lacht) Ich würde Dub 
B. nicht als ‚„Weißen” bezeichnen, nur 
weil er weiß ist. Entscheidend ist das 
Gefühl, das er mir gibt, was er repräsen- 
tiert und was er von sich gibt. Ich habe 
ihn nie als „weiß” betrachtet... Hahaha! 


DUB B.: Es ist schon so, daß andere 
Leute Unterschiede sehen, weil ich der 
einzige „Weiße” beim Sound System 
bin. Aber da kommen wirklich die 
inhaltlichen Aspekte zum Tragen, Unter- 
drückung von Schwarzen, Rassismus, 
Antisemitismus... Da gibt es Verknüp- 
fungen und Ähnlichkeiten in der Unter- 
drückung und den Gedanken. Ich bin 
z.B. jüdisch. 


SISTER EKA: Früher war auch mal einer 
mit indischer Herkunft dabei... Die 
Gruppe verbindet Leute mit verschiede- 
nen Hintergründen. 


DUB B.: Mehr nach dem englischen 
Muster, „peoplevof colour”, also, daß 
jemand als „schwarz”. bezeichnet wird, 
der vom Rassismus betroffen ist. 
Obwohl das auch schwierig ist, denn 
wenn man türkische Leute als 
„Schwarze” bezeichnet, fühlen sie sich 
nicht angesprochen. Es gibt auch teil- 
weise Ressentiments zwischen Türken 
und Schwarzen. Daher ist es nicht so 
einfach. 


SISTER EKA:... Aber es kommt doch dar- 
auf an, wie etwas gesagt wird. 


EVERTON: Es werden aber soviele 
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zen an der Macht”, da fallen haufenweise 
Leute raus, das läßt die Meinung der Ein- 
zelnen, so auch meine, völlig außer acht. 


SISTER EKA: Eigentlich ist das für uns 
aber gar nicht so Thema. Wir verzichten 
auf „Gun-Lyrics” und inhaltsleere Texte. 
Wir achten darauf, daß in den Songs die 
wir spielen „conscious Iyrics” (Bewußt- 
seinsschaffende Texte) drin sind, Aussa- 
gen die die Leute vorwärts bringen. 


Wichtig ist doch auch das politische 
und musikalische Erfahrungen von 
hier aus reflektiert werden. Ihr spielt 
Ja meistens Raggamuffin, HipHop, 
Salsa aus anderen Ländern, macht 
ihr auch eigene Musik mit eigenen 
Texten? 

DUB B.: Die Texte von unseren DJ’s und 
unserem Rapper sind auf die deutsche 
Realität und den Rassismus bezogen. 


SISTER EKA: Auch die Leute, die zu uns 
auf die Bühne kommen, singen von 
ihrem Alltag. In den Redebeiträgen ist 
unsere Situation oft Thema. Wir versu- 
chen auch den Bezug zwischen Sachen, 
die wir spielen und der Situation hier, 
herzustellen. Im Vergleich zu den ande- 
ren Sound Systems in Berlin wollen wir 
nicht die Sound System-Tradition aus 
Jamaica kopieren. 


hulur 


Wie findet ihr denn dieses ganze 
Kopieren... 

DUB B.: Also, bei Sound Systems ist es 
so, daß wenn wirklich alles original über- 
nommen wird, viele Leute, die damit 
nicht aufgewachsen sind, damit wenig 
anfangen können... 


Es wird also zur Folkloreveranstal- 
tung... (alle lachen) 
SISTER EKA: Ja, so ein bißchen... 


DUB B.: Ja, ist vielleicht nicht ganz das 
passende Wort, aber... Da werden per- 
manent Schießeffekte (Videogame-äbhnli- 
che Sounds) eingespielt und dadurch 
geht das ganze Lied verloren. Für Leute, 
die damit aufgewachsen sind, ist das der 
Wahnsinn und das muß genau so sein. 
Aber hier wird das den meisten zuviel. 


SISTER EKA: Es ist wichtig, sich auf das 
Publikum einzulassen und nicht zu 
sagen: „Hier nehmt das, so machen wir 
es und so müßt ihr es schlucken”. Daß 
das keine Einbahnstraße ist, ist uns wich- 
tig. Da kann man nicht einfach starr 
kopieren, sondern muß etwas neues 
kreieren, und diese ganzen Einflüsse, 
Möglichkeiten, Talente, die da sind, mit- 
einfließen lassen. 


DUB B.: Es ist aber auch so, daß viele 


Jamaicaner, die hier leben, sich von den 
Sound Systems angesprochen fühlen, die 
möglichst „original” sind. Es ist OK, daß 
es die ganze Palette an Sound Systems 
gibt. Aber es verändert sich auch, viele 
Sound Systems, die früher nie so den 
Kontakt zum Publikum gepflegt haben, 
gehen jetzt dazu über und bringen inhalt- 
liche Aspekte mitein. 


Geht ihr auch selbst auf Veranstal- 
tungen von anderen Sound Systems? 
(Alle Lachen) 

ALLE ZUSAMMEN: Na klar! 


SISTER EKA: Wir wollen uns ja auch mal 
amüsieren, ohne daß wir Arbeit leisten 
müssen, ohne daß wir Wochen vorher 
Plakate kleben, Anlagenteile schleppen, 
wir wollen ab und zu mal Reggae hören, 
ohne daß wir mit einem wachsamen 
Auge darauf schielen, daß alle Leute 
zufrieden und entspannt sind. 
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ie Fahrer auf dem Busbahnhof in 
Diyarbakir, dem Zentrum Tür- 
kisch-Kurdistans winken ab. 
Nein, heute fahren sie nicht mehr. Es ist 
zu spät, zu gefährlich. Sie sitzen beim 
Tee zusammen und deuten auf den tür- 
kischen Kampfhubschrauber, der tief 
über die Dächer fliegt. Aber morgen 
früh fahren sie bestimmt nach Silopi, 
der knapp 20 km entfernten Grenzstadt 
zu Irakisch-Kurdistan. Doch auch am 
Morgen fährt kein Bus. Capale! - 
gesperrt - heißt es lapidar am Ticket- 
schalter. Man soll es morgen wieder 
versuchen, keiner kann sagen, wann 
der Bus fährt. Am nächsten Morgen 
fährt er tatsächlich, und man spricht 
leise von vier Toten am Vortag. 


Der südöstliche Winkel der Türkei, wo 
die syrische und irakische Grenze 
zusammenkommen, ist eines der Zen- 
tren des Widerstandes gegen die türki- 
sche Militärmaschinerie. Dementspre- 
chend ist dieser einzige relativ offene 
Weg in den Nordirak von Panzern und 
Soldaten gesäumt. Straßenkontrollen 
von Militär, Geheimdienst in Zivil und 
Polizei wechseln einander ab. Als der 
Bus durch Cizzre fährt, das mittlerweile 
tagelang von der türkischen Luftwaffe 
bombardiert worden ist, weisen die Mit- 
reisenden auf Einschußlöcher in Haus- 
fassaden und Schaufensterscheiben hin. 
Das seien die Soldaten gewesen, im Bus 
ist keiner, der sich nicht zur PKK 
bekennen würde. Hier herrscht Krieg, 
keine Minute vergeht, ohne dafs Kolon- 
nen von Jeeps, Militärlastwagen oder 
einzelne Schützenpanzer die größte 
Straßenkreuzung in Silopi passieren. Auf 
der anderen Seite der Grenze, die man 
über eine provisorisch geflickte Brücke 
erreicht, herrscht eine deutlich ent- 
spanntere Atmosphäre. Hinter dem 
Schild „Welcome to Kurdistan” schleu- 
sen hilfsbereite Peschmerga in iraki- 
schen Uniformen den Ankömmling 
schnell durch die desorganisierte Grenz- 
abfertigung. 
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Um uns herum ist alles unglaublich 
grün, Sträucher, Büsche, Feigenbäume, 
da vorne ist eine Quelle mit kaltem Was- 
ser. Der Gastgeber unseres Picknicks, ein 
alter Mann, kocht Tee, holt ziemlich 
scharfen Tabak aus einem Stoffbeutel 
um sich Zigaretten zu drehen und über- 
schüttet unsere kurdischen Begleiter mit 
einem witzig-bissigen Redeschwall. Sie 
kommen überhaupt nicht zu Wort. Über 
seinem Kopf hat er ein schwarzes Tuch 
mit Fransen schwungvoll zurückge- 
schlagen und lächelt uns ironisch an, 
als wir fragen, ob wir ein Foto von ihm 
machen können ... ja wenn wir unbe- 
dingt wollen ... Er hat auch in einer 
collective town gelebt, jetzt ist er den 
Sommer über bier im Grünen, im Win- 
ter geht er in das neue Dorf, an dem wir 
vorhin vorbeigefahren sind. Durch das 
Tal führt eine Straße Richtung Iran. 
Einer unserer Freund deutet auf die 
Berghänge ringsherum. Dort hat ihn der 
Sohn des Alten in einem 24-Stunden- 
Marsch aus dem Iran zurückgeschleust. 
Wegen der Minen mufjste er genau hin- 
ter seinem Führer bleiben. Gestern erst, 
ist in der Nähe jemand beim Holzsam- 
meln auf eine Mine getreten, über 24 
Millionen sollen in ganz Südkurdistan 
liegen. Manchmal sieht man am 
Straßenrand kleine Blechschilder mit 
Totenköpfen, eine Kurve weiter vielleicht 
ein paar Hütten. Um bier zu leben, mufs 
man wissen wo man hintreten will. 

Wir fragen nach den iranischen Per- 
schmerga, aber es sind keine mehr in 
der Gegend. Zum Abschied pflückt uns 


der Alte frische Feigen. 
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Seit 1991 Saddam Hussein in der Folge 
des 2. Golfkrieges durch einen Volksauf- 
stand zum Rückzug aus dem größten 
Teil Südkurdistans gezwungen worden 
ist, lebt die Bevölkerung jetzt in einer 
praktisch autonomen Zone mit einer 
eigenen kurdischen Regionalregierung. 
Dieses Gebiet des Nordirak bildet den 
südlichen Teil Kurdistans und teilt sich 


in zwei Regio- 
nen; den an die 
Türkei grenzen- 
den Badinan und 
den weiter südli- 
chen Soran, von 
dessen Grenze es 
kaum noch 200 
km Dis nach 
Baghdad sind. 
Während der 
Badinan ein stark 
traditionelles 
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ans” (PDK) dominiert, hat im Süden die 
„Patriotische Union” (PUK) ihre Macht- 
position. Dort im Soran wird die Land- 
schaft flacher und die Gesellschaft ist 
weniger von Stammesstrukturen domi- 
niert. PUK und PDK unterscheiden sich 
programmistisch kaum voneinander, 
durch Stammesbindungen, persönliche 
Gefolgschaft und Abhängigkeit sind die 
Mitglieder um die beiden zentralen Füh- 
rer Masud Barzani (PDK) und Jelal Tala- 
bani (PUK) gruppiert. Die wichtigsten 
Städte sind das Regierungszentrum Erbil 
mit dem kurdischen Regionalparlament 
und die „intellektuelle Hochburg” Sule- 
mania. Kirkuk mit seinen reichen Öl- 
quellen und hauptsächlich von Kurden 
bewohnt, liegt bereits in der von Sad- 
dam Hussein kontrollierten Zone. Die 
Situation Südkurdistans ist problema- 
tisch. Zu den innenpolitischen Schwie- 
rigkeiten angesichts der katastrophalen 
Wirtschaftslage infolge von Krieg und 
UN-Embargo tritt der außenpolitische 
Würgegriff durch die angrenzenden 
Länder. Die Nachbarn Türkei, Syrien 
und Iran haben aufgrund ihrer eigenen 
kurdischen Minderheiten ein jeweils 
spezifisches Interesse an der Situation 
der Kurden im Nordirak. Außerdem 
schwebt über der ganzen Region wie 
ein Damoklesschwert die Drohung Sad- 
dam Husseins, seine Armee den Marsch 
nach Norden zur Rückeroberung antre- 
ten zu lassen. Ciffri, die letzte befreite 
Ortschaft direkt an der Demarkationsli- 
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nie zum von Baghdad kontrollierten 


Restirak, ist an drei Seiten von Saddams 
Armee eingeschlossen. 
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Ein örtlicher Politiker zuckt beim Essen 
mit den Schultern, als eine Maschinen- 
gewehrsalve die mittagliche Ruhe 
durchbricht. ‚Wenn die Iraker wollten, 
wären sie in fünf Minuten hier” bemerkt 
er gelassen, „was sollen wir tun? 
Während die Peschmerga die Soldaten 
aufhalten, werden die Frauen versu- 
chen, mit den Kindern in die Berge zu 
entkommen. Aber in letzter Zeit war es 
relativ ruhig. Saddam kommt nicht, weil 
er die Städte zwar erobern, aber sie 
nicht kontrollieren könnte.” 


Geht hier die Drohung von Saddams 
Militär aus, ist es im Norden das türki- 
sche Militär, das schon wiederholt in 
großangelegten Operationen gegen die 
PKK tief auf irakisches Gebiet vorge- 
drungen ist. Im letzten Jahr führte dies 
sogar zu innerkurdischen Kämpfen, als 
besonders die PDK gemeinsam mit 
Ankaras Soldaten gegen die PKK-Stütz- 
punkte vorging. Seit dem Herbst 1993 
versucht sich die Türkei mit einem 

Millionen-Dollar-Hilfsprogramm der 
Zusammenarbeit der irakisch-kurdi- 
schen Parteien gegen die PKK zu versi- 
chern. Mit der Bombardierung kurdi- 
scher Dörfer auf irakischem Gebiet übt 
die Türkei überdies regelmäßig Druck 
auf die Zivilbevölkerung aus, um der 
PKK die Unterstützung zu entziehen. An 
der Grenze zum Iran kam es ebenfalls 
schon zu Zwischenfällen. Im Sommer 
1993 beschossen die Iraner Dörfer auf 
irakischer Seite, um die gegen das 
Teheraner Mullah-Regime kämpfenden 
iranisch-kurdischen Perschmerga zum 
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Rückzug aus der Grenzregion zu Zwin- 
gen. Einzig Syrien unterhält ein relativ 
entspanntes Verhältnis zu Südkurdistan. 
Von Baghdad aus versucht Saddam 
durch ein internes Wirtschaftsembargo 
und vom Geheimdienst inszenierten 
Bombenterror das kurdische Gebiet zu 
destabilisieren. Zeitbomben explodieren 
in Lastwagen mit Hilfslieferungen, das 
im Irak überreichlich vorhandene Ben- 
zin ist im Nordirak teure Mangelware. 
Seit letztem Sommer hat er der Groß- 
stadt Dohuk den Strom abgedreht, in 
der seitdem die Bevölkerung auf private 
Aggregate angewiesen ist. Fast drei 
Jahre nach der Befreiung vom Baghda- 
der Baathregime haben die instabile 
Lage und die desolate Wirtschaft den 
Durchhaltewillen vieler Menschen 
gebrochen, Enttäuschung und Hoff- 
nungslosigkeit herrschen vor. Selbst 
Perschmerga, die mehr als zehn Jahre 
für die Befreiung gekämpft haben, wol- 
len das Land verlassen. 


Ein typisches kurdisches Schicksal hat 
der dort lebende Lehrer Baschir erlitten. 
Von den 300 Dinar Gehalt, was einem 
Marktwert von ungefähr 10 $ entspricht, 
kann er seine fünfköpfige Familie nicht 
durchbringen. Kleinhandel und ein 
weitverzweigtes Familiennetz helfen 
etwas weiter. Seit fünf Jahren lebt die 
Familie in der Stadt, dreimal hinterein- 
ander ist ihr Dorf vom irakischen Militär 
zerstört worden. Nachdem die Soldaten 
noch mit Baggern die Obstbäume aus- 
gerissen hatten, verließen die Menschen 
das Dorf. Zwar betont er stolz, daf3 man 
sofort in die Berge zurückgehen und 
der Kampf, sollte Saddam wiederkom- 
men. sofort wiederaufgenommen wer- 
den könnte, doch herrscht der Wunsch 
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vor, das Land zu verlassen, es dem Cou- 
sin nachzutun, der in Schweden lebt. 
Der kurdische Widerstand konnte sich 
erst mit dem Ende des Golfkrieges reor- 
ganisieren. Bei einer Fahrt über Land 
sieht man überall auf Hügeln und Berg- 
kuppen die burgähnlichen Militärfestun- 
gen, mit denen er das Land überzog. In 
den halbzerschosssenen Soldatensied- 
lungen wohnen jetzt meist Flüchtlinge 
aus Kirkuk. Bei neun Militäraktionen 
mit dem bezeichnenden Namen „Anfal” 
- Beute - verschwanden 1988 annähernd 
200.000 Menschen spurlos. Ganze Städte 
wie das damals zu trauriger Bekanntheit 
gelangte Halabja wurden mit Giftgas 
bombardiert. 


„Eines Tages umstellten die Soldaten 
unser Dorf”, erzählt eine junge Frau, die 
mit ihren drei kleinen Geschwistern in 
einem Lager bei Sulemania lebt. „Ein 
Soldat verhalf uns zur Flucht, weil wir 
Mädchen waren, von meinen Eltern, 
Brüdern und den anderen Verwandten 
habe ich nie wieder etwas gehört.” 

Die sog. „Anfalwitwen”, Frauen, die ihre 
männlichen Verwandten verloren 
haben, bilden die Gruppe mit den 
bedrückensten sozialen Problemen. 


Nach der Befreiung vom Baghdader 
Diktator offenbarte sich erst das unvor- 
stellbare Ausmaß der Zerstörung und 
Vernichtung, das seine Herrschaft hin- 
terlassen hat. Über 400 Dörfer waren 
dem Erdboden gleichgemacht, weite 
Teile des Landes entvölkert und zu 
militärischen Sperrgebieten erklärt wor- 
den. Manche Orte, wie das südöstlich 
von Sulemania gelegene Said Sadik 
haben die Iraker akkurat Haus für Haus 
gesprengt und tatsächlich nur den 
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Friedhof unzerstört gelassen. Jetzt Kün- 
det eine Hauptstraße aus Buden und 
Tuchplanen, die zwischen verbogenen 
Eisenträgern gespannt sind, vom lang- 
samen Wiederaufbau dieser, ehemals 


mehrere zehntausend Einwohner 
zählenden Stadt. Die Menschen wurden 
in leicht zu kontrollierende Lager an 
den Hauptstraßen umgesiedelt, den sog. 
„collective towns”. 


Manchmal häufen sich die ausgeweide- 
ten Kadaver der IFA-Militärlaster zu 
ausgedehnten Trümmerfeldern, wie 
man sie im ganzen Irak finden kann. 
Dorf um Dorf ist systematisch zerstört 
worden und systematische Zerstörung 
hieß für Saddam wortwörtlich, dafs kein 
Stein auf dem anderen bleiben durfte. 
Jetzt kann man neue Siedlungen aus 
einem Guß sehen, Betonhäufchen, die 
Vorderfront geweijst, jedes mit einer 
großen blauen Nummer versehen. Das 
haben die Holländer gebaut. Wo „Pre- 
fabs”, vorfabrizierte Blechcontainerba- 
racken stehen, da war die Organisation 
von Danielle Mitterand am Werk. In 
einem UN-Flichtlingslager besuchen wir 
so eine Dose. Ein Aufenthaltsraum mit 
Matten, eine Trennwand, der Hausrat. 
Im Sommer ist es hier drinnen zu heiß, 
im Winter zu kalt, angeblich sind sie für 
den Einsatz im tropischen Südostasien 
entwickelt worden. Ab und an werden 
im Lager Lebensmittel verteilt, einen 
Heizer hat die Familie auch bekommen, 
allerdings kaum Brennstoff. Die Leute 
hoffen, daß sie diesen Winter in ein 
festes Haus in einer „collectivce town” 
umgesiedelt werden. Nach Kirkuk kön- 
nen sie nicht zurück, dort planiert Sad- 
dams Stadthalter gerade die Kurden- 
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viertel. Die „collective towns” sind städti- 
sche Konglomerate, manchmal mitten 
im Nichts. Einmal standen wir auf 
einem Dach in so einer „Stadt" wegen 
des trostlosen Rundblicks, es war früher 
Nachmittag. Aus der staubigen Ebene, 
die kein Zeichen von Vegetation zeigte, 
tauchten drei Frauen auf, die Reisig- 
bündel trugen. Im Hintergrund waren 
braune Berge und um uns herum 
bröcklige Betondächer. Die Frauen 
waren früh morgens zum Holzsammeln 


aufgebrochen. 
SCH TEEN 


Überall in Kurdistan sind die Abzwei- 
gungen an den Hauptstraßen übersät 
vom Schilderwald internationaler und 
einheimischer Hilfsorganisationen, doch 
bleibt die Hilfe begrenzt, allein schon 
aufgrund der gigantischen Zerstörun- 
gen. Die gesamte ländliche Infrastruktur 
muß neu aufgebaut werden. Ganze 
Dörfer entstehen wieder aus dem 
Nichts, doch repräsentiert die internatio- 
nale Hilfe oft mehr Schein als Sein. 
Viele der Hilfsprogramme tragen zu 
langfristiger Abhängigkeit von Außen 
bei. Verbittert fragt ein junger Ökonom 
von der Universität Sulemania, „man 
unterstützt uns mit Nahrung, mit Hilfs- 
lieferungen, man hilft uns aber nicht 
unabhängig zu werden. Was passiert, 
wenn die Hilfe im nächsten Winter aus- 
bleibt?” 


WRSET TI 

Ein vielleicht Vierzigjähriger erzählt von 
der Anfallkampagne, wie sie zwei Solda- 
ten gefangengenommen haben, die 
förmlich über seine Peschmergagruppe 
gestolpert sind, die sie dann haben lau- 
fen lassen. Zweimal ist er bei Kämpfen 
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mit Gifigas in Berührung gekommen - 
die Lunge - ganz gesund ist sie nicht 
mehr. Manchmal begleitet er Ausländer 
durchs Land, seine Partei bat ibm dafür 
eine Auto gestellt. Was er in Zukunft 
machen soll, weiß er nicht, vielleicht 
kriegt er einen Job bei UNICEF. Auch der 
Vizegoverneur, bei dem wir Tee trinken, 
war über zehn Jahre im Widerstand. Er 
hat damals eine Ingenieurausbildung 
abgebrochen. „Was ich gelernt hatte, 
habe ich in den Bergen vergessen. Wir 
wissen, wie man kämpft, aber jetzt 
haben wir das Problem, daß zuwenig 
Leute da sind, die noch was anderes 
können." Er entschuldigt sich, daß er 
kaum Englisch spricht. Das geschieht 
öfter. Der Araber aus Baghdad, der sich 
mit drei anderen Kämpfern in den 
geräumten Gebieten durchgeschlagen 
hat, seit 1978 bei der Peschmerga, 
ebenso wie der Maler, der uns Aquarelle 
von den Bergen und die Karikaturen 
seiner Mitkämpfer zeigt, sie fragen uns 
aus, nach der Wiedervereinigung, nach 
den Nazis. Sie weisen entschuldigend 
auf ihre Wissenslücken hin, bemängeln, 
daß sie kaum Englisch sprechen, „Wir 
hatten keine Zeit dazu”. Eine ganze 
Generation hat Ende der 70er die Schu- 
len und Unis abgebrochen, um in die 
Berge zu gehen. Viele haben tatsächlich 
nur noch ihre Partei als Rückhalt und 
Versicherung, um nicht als Kriegsinva- 
lide oder überflüssig gewordener Gueril- 
lero auf den Müllhaufen der Geschichte 


geworfen zu werden. 


Während die EG etwa rund um Sulema- 
nia ein Schulspeisenprogramm mit einer 
Million ECU finanziert, können in der- 
selben Stadt die meisten Fabriken nicht 
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Irakisch-Kurdistan 


Flüchtlinge 
im eigenen Land 


1988 Die irakische Armee zerstört 2500 
Dörfer in Irakisch-Kurdistan. 250 000 Men- 
schen „verschwinden“. Die Stadt Halabja wird 
mit Giftgas aus bundesdeutscher Produktion 
bombadiert. Zurück bleiben Frauen und Kinder, 
umgesiedelt in künstliche Sammelstädte und 
ein zerstörtes, vermintes Land. Der Alltag 
dieser Frauen ist bestimmt von einer Zukunft 
ohne Perspektive. 


1991 Die irakischen Kurden können sich 
in Folge des Golfkrieges von der Saddam- 
Diktatur befreien. Kurdistan wird UN-Schutz- 
zone. Das UN-Embargo und die ständige 
Bedrohung durch die Nachbarstaaten bleiben 
dennoch bestehen. 


1994 seit drei Jahren versuchen die 
Menschen im selbstverwalteten Kurdistan das 
zerstörte Land wiederaufzubauen. Sie leiden 
unter einem innerirakischen Embargo, den UN- 
Sanktionen, rasender Inflation und steigenden 
Preisen. Statt die darniederliegende Wirtschaft 
zu unterstützen und die kurdische Regierung 
international anzuerkennen, behandelt der 
Westen das Land wie ein riesiges Flüchtlings- 
lager. 


Noch immer leben 200 000 Flüchtlinge 
aus dem irakisch besetzten Gebiet unter 
katastrophalen Bedingungen in Kurdistan 
ohne die Aussicht in ihre Städte zurück- 
zukehren, ohne Arbeit, ohne Hoffnung... 
Noch immer leben „Anfal-Witwen” in der 
gleichen perspektivlosen Situation in den 
Sammelstädten... 


WADI unterstützt gezielt selbstver- 
waltete Projekte von und für Frauen. 
In Zukunft sollen außerdem verstärkt 
kleinökonomische Projekte zur Weiter- 
verarbeitung von Agrarerzeugnissen 
gefördert werden. 


Bitte unterstützen Sie mit Ihrer 
Spende diese kleinen Schritte zu 
mehr Unabhängigkeit in Kurdistan. 


Konto-Nr. 612 305 - 602 
BLZ 500 100 60 
Postgiro Frankfurt am Main 


wadı 


Wadi e.V. - Sandweg 8 - 60316 Frankfurt/M 
Telefon 069-4496 74 - Fax 069- 43692] 
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arbeiten, weil Ersatzteile und Rohstoffe 
unter das gegen dem Gesamtirak 
gerichtete UN-Embargo fallen. Die Wirt- 
schaft basiert mittlerweile hauptsächlich 
auf dem Schmuggel und den internatio- 
nalen Organisationen als Hauptarbeitge- 
bern. Via Kurdistan wird Baghdad aus 
dem Iran und der Türkei unter Umge- 
hung der UN-Schranken versorgt. LKW- 
Kolonnen, vollgepackt mit Reifen oder 
Autobatterien, rollen Richtung Baghdad. 
Medikamente und Saatgut, von Hilfsor- 
ganisationen ins Land gebracht, werden 
von Schieberbanden in den Iran ver- 
scherbelt. Die Zolleinnahmen sind 
jedoch die einzgie Finanzquelle der kur- 
dischen Regionalregierung. Die Teile 
der Bevölkerung, die nicht am Handel 
teilnehmen oder bei einer NGO ihr Aus- 
kommen gefunden haben, leben meist 
von der Hand in den Mund. 


Durch Umsiedlung, jahrelangen Krieg 
und Verelendung sind die alten Sozial- 
strukturen in Auflösung begriffen, im 
letzten Jahr schreckten Raubmorde 
selbst an Kindern die Bevölkerung auf. 
Auf diese Entwicklung zielt Baghdads 
Kopfgeldofferte für Mitarbeiter interna- 
tionaler Hilfsorganisationen. Die Rede 
ist von für kurdische Verhältnisse hor- 
renden Summen, denen die 1993 
erschossenen zwei Entwicklungshelfer 
zum Opfer gefallen sein sollen. 


RE Te] 

Na ja, wenn ihr immer in Bewegung 
bleibt und kein festes Ziel bietet, geht 
das, sagt die Kurdin lächelnd, Wie ernst 
war das jetzt gemeint? Wir laufen jeden 
Nachmittag ohne Begleitung über den 
Markt. Und weil eine Bedrohung nicht 
greifbar ist, bleibt sie auch irreal. Einen 
Belgier, der an einem Hilfsprojekt für 
Taubstumme arbeitete, haben sie letztes 


Jahr mitten in der Stadt erschossen, als 


sein Auto an einer Ampel hielt, dem 
baben seine Peschmerga auch nichts 
genutzt. Wenn die Hilfsexperten aus- 
rücken. ist das ein martialischer 
Anblick. Mit Skibrillen gegen den Fahrt- 
wind geschützt, sitzen die Begleitpe- 
schmerga auf Pickups und halten, den 
Finger am Abzug, die Umgegend im 
Auge. Je wichtiger man sich nimmt, 
desto mehr Begleitfahrzeuge braucht 
man. In Bretterverschlägen und Laub- 
bitten sitzen die Peschmerga vor den 
NGO-Häusern;, essen die Helfer aus- 
wärts. bleiben sie vor den Restaurants 


beim Wagen. An einem Tisch mit seinen 
Aufpassern zu sitzen ist nicht üblich. 


Die Handlungsmöglichkeiten der kurdi- 
schen Regionalregierung, um die Krise 
zu bewältigen, sind eng begrenzt. Die 
eifersüchtig überwachte paritätische 
Aufteilung aller einflußreichen Posten 
zwischen den beiden großen Parteien 
weist darauf hin, daß von eigenständi- 
gen staatlichen Strukturen kaum die 
Rede sein kann. Im Parlament verteilen 
sich bis auf Vertreter der turkmenischen 
und christlichen Minderheit die Sitze auf 
PUK und PDK, allgemein geht die Be- 
fürchtung um, was passieren wird, falls 
es bei zukünftigen Wahlen zu eindeuti- 
gen Ergebnissen zugunsten einer der 
beiden Parteien kommen sollte. Auf- 
grund machtpolitischer Rivalitäten der 
Parteiführer besteht unterschwellig per- 
manent die Gefahr eines Bürgerkrieges. 


„Ich bin doch der Einzige, der einfach 
so zurückgekommen ist”, erzählt ein 
Freund, der seit einem Jahr wieder in 
Kurdistan lebt. „Aus dem Ausland sind 
nur die zurück, denen ihre Partei einen 
entsprechenden Posten angeboten hat; 
wenn ich vorher gewujst hätte, was hier 
läuft, hätte ich mir das alles noch mal 
überlegt. An der Uni sind die Islamisten 
im Kommen und die Anhänger von 
PUK und PDK beschimpfen sich gegen- 
seitig und warten darauf, endlich auf- 
einander schießen zu können.” In 
Deutschland hat er sein Studium abge- 
brochen, auf das er lange hat warten 
müssen, sein Asylverfahren hat sich 
über Jahre hingezogen. „Meine besten 


Jahre habe ich in Deutschland vergeu- 


det. Stell dir vor, du bist neunzehn und 
du darfst nichts anderes tun als warten, 


warten, nur warten”. 


Nachts, wenn das Licht in manchen 
Stadtteilen ausfällt, kommt es zu 
Schießereien, im Dezember zeigten 
tagelange Straßenkämpfe zwischen den 
Islamisten und der PDK, in die auch die 
PUK verwickelt wurde, wie fragil die 
politische Lage ist. Politische Morde 
sind keine Seltenheit, besonders links- 
stehende Gruppen haben unter zuneh- 
mender Repression zu leiden. Zeitungen 
wie das Organ der „Arbeiter-Kommuni- 
sten” oder ein PKK-nahes Magazin wur- 


den verboten. Die Übergriffe gegen 
Frauen bis hin zur Ermordung wegen 
sog. „Ehrensachen” oder angeblicher 
Kollaboration mit dem Baathregime 
häufen sich. Es kam zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen Bauern 
und zurückkehrenden Großgrundbesit- 
zern, die versuchen, die Landreformen 
der sechziger und siebziger Jahre rück- 
gängig zu machen. Geld aus Saudi Ara- 
bien kauft dem islamischen Fundamen- 
talismus zunehmenden Einfluß in der 
eher laizistisch orientierten kurdischen 
Gesellschaft, in Dörfern ohne Kran- 
kenstation oder Schule entstehen präch- 
tige Moscheen. Die zur Überwachung 
der Flugverbotszone über den Nordirak 
donnernden amerikanischen Jets erin- 
nern die irakischen Kurden ständig an 
das Provisorium ihrer gegenwärtigen 
Lage. Aus Rücksicht auf die Anrainer- 
staaten mit ihrer repressiven Politik den 
eigenen kurdischen Minderheiten 
gegenüber müssen die Kurden des Iraks 
den Anschein einer möglichen Unab- 
hängigkeit von Baghdad vermeiden. Die 
nationalstaatliche Einheit Gesamtiraks ist 
kein Thema, und solange in Baghdad 
nichts passiert, hat das demokratische 
Experiment in Nordirak/Südkurdistan 
nur eine vorläufige Zukunft. 


Die Linke in Südkurdistan ist gespalten 
und fragmentiert. Da ist die Kommuni- 
stische Partei, die durchaus einer Wand- 
lung unterliegt und sich aus heteroge- 
nen Kräften zusammensetzt; von 
konservativen Kadern, in der SU ausge- 
bildet, die melancholisch von Oktoverre- 
volutionsparaden schwärmen, bis hin 
zu Jungen Genossen, die Gramsci lesen 
und das traditionelle kurdische Partei- 
engeklüngel - mein Großvater war Kom- 
munist, mein Vater auch, also bin ich 
auch einer - kritisieren. In den 50ern 
und 60ern teilweise die stärkste Partei 
im Irak, haben die Kommunisten durch 
ihre enge Anlehnung an die SU und ihre 
Zusammenarbeit mit dem Baathregime 
in den 70ern viel Einfluß verloren, 
besonders in Kurdistan. Bei den Wahlen 
zum Regionalparlament landeten sie 
bei knapp unter 3%, aber, so erklärt der 
neue Generalsekretär Abu Dahoud 
„wenn man sich die erbeuteten iraki- 
schen Gehbeimdienstakten anschaut, 
wird das relativiert, denn unsere Partei 
hat nicht einen Tag aufgehört im Irak 
zu arbeiten, während viele der jetzt vom 
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Ausland unterstützten Oppositionsgrup- 
pen vom irakischen Geheimdienst nicht 
mal erwähnt werden. Wir haben kein 
Geld und wir haben keine Erfahrungen 
mit Wahlen, sondern nur mit klandesti- 
ner Arbeit. Indirekt hat man mit Erpres- 
sungen und Drohungen auf Wähler 
Druck ausgeübt, da spielen Stammes- 
bindungen eine Rolle, insgesamt ist die 
irakische Gesellschaft in Bezug auf poli- 
tische Kultur und politisches Bewußstsein 
noch nicht besonders hoch entwickelt. 
Die Leute leiden Not. Wie man bei den 
Islamisten sieht, ist es einfach, mit ein 
paar Millionen Dollar schnell tausende 
Mitglieder zu gewinnen. „Interessant ist 
die Gründung einer kurdischen KP 
(ICP) mehr oder minder innerhalb der 
gesamtirakischen Partei, was einerseits 
die realen Bedingungen der politischen 
Lage widerspiegelt, andererseits aber 
auch einen fundamentalen Wandel in 
der traditionell monolithisch-zentrali- 
stisch ausgerichteten KP anzeigt. So 
bestätigt der Generalsekretär, daß 
sowohl strikte Ablehnung eines födera- 
len Prinzips für den Post-Saddam-Irak, 
wie auch Befürwortung einer „Befrei- 
ung" Kurdistans von der „arabischen 
Besetzung” und der völligen Trennung 
von der irakischen KP im innerparteili- 
chen Meinungsspektrum vertreten sind. 
Links davon sieht es düster aus. Viele 
der an der anfänglich selbstorganisier- 
ten spontanen Intifada von Frühjahr 
1991 Beteiligten haben sich, nachdem 
die Parteien ihren Einfluß schnell wie- 
der durchsetzen konnten, desillusioniert 
zurückgezogen. Die radikalen Linken in 
der PUK sind im Widerstand aufgerie- 
ben worden und im Ausland zerstreut. 
„Die Arbeiterkommunisten”, eine im 
Sommer 1993 gegründete Partei, mit 


deren Umfeld einer Arbeitslosenunion 
und einer Frauenorganisation, hinter- 
läft einen, gelinde gesprochen, zwie- 
spältigen Eindruck. Den Genossen da 
geht es um die Arbeiter, den Arbeiter- 
staat und den endgültigen Kampf und 
Sieg der Arbeiterklasse. Woher sie die 
ganzen Arbeiter in dem - nicht nur, 
aber primär - agrarisch geprägten Nord- 
irak nehmen wollen, verraten sie nicht. 
Die Landfrage, eines der sensibelsten 
Probleme momentan, denn zurück- 
kehrende Landbesitzer versuchen die 
Landreformen rückgängig zu machen, 
interessiert sie nicht: „Das sind alte 
Stammeskonflikte”, nur an den „Land- 
arbeitern” will man ein Interesse nicht 
ausschließen. Eine linke Front lehnen 
sie ab, aber wenn die PUK da ihrer Mei- 
nung wäre, könnten sie sich „eine 
Zusammenarbeit in Fragen wie der des 
Ozonlochs vorstellen.” Gespräche mit 
einem anderen Zusammenhang, der 
uns als links empfohlen worden ist, ver- 
laufen ähnlich. „Wir studieren erst mal 
die Quellen, Marx, Engels, Lenin, die 
programmatischen Sachen sind jetzt 
wichtig.” So ganz nachvollziehen kön- 
nen wir das alles nicht mehr und unser 
kurdischer Begleiter bestätigt, dafs das 
keineswegs an unserer möglicherweise 
eurozentristischen Rezeption, sondern 
durchaus in der Sache begründet liegt. 


OMP/WADI 


(WADI e.V. ist eine Organisation der Entwicklungs- 
zusammenarbeit und betreut mit lokalen Partner- 


organisationen gemeinsame Projekte im Nahen 


Osten) 


Hier war über die Jugendunruhen nicht 
viel zu hören. Man bekam mit, daß in 
Paris wegen des Gesetzesprojektes von 
Balladur Hunderttausende auf der 
Straße waren. Balladur wollte, daß 
Arbeitsanfänger nur 80% des Mindest- 
lohnes verdienen sollten, angeblich, um 
ihre Integration in den Arbeitsmarkt zu 
erleichtern. In Wirklichkeit wurde damit 
der gesetztlich festgesetzte Mindestlohn 
gesenkt. Durch die Massenproteste 
wurde das dann zu Fall gebracht. Was 
war los? 


Es gab in ganz Frankreich Demonstra- 
tionen. Wirklich bedeutend waren sie 
aber nur in Paris, Nantes und Lyon. 
Dort waren nicht nur SchülerInnen und 
StudentInnen auf der Straße. Es gab 
auch viele Arbeitslose und Jugendliche 
aus den Vorstädten, die sich an den 
Unruhen beteiligten. Politiker, Polizei 
und Gewerkschaften versuchten, diese 
Bewegung zu spalten. Es hieß, dafs die 
StudentInnen an den Krawallen nicht 


76 


JUGENDLICHEN AUS 
UNRUHEN IN FRAN 


Die Jugendlic 
waren anfangs übe 
Demos. Sie, die Arbeitslosen, waren von 
dem Gesetzesprojekt auch nicht betrof- 
fen. Erst nach den ersten Unruhen 
kamen auch sie dazu. 


Aber alle Demonstrationen standen im 
Zusammenhang mit dem Geseitzes- 
projekt? 


Ja, überall ging es darum. In Paris fand 
die größte Demonstration statt. In Lyon 
waren es ein paar tausend, die auf der 
Straße waren. Zu den Unruhen in Lyon 
kam es, weil die Bullen Jugendliche 
angriffen. Vormittags hatten die Ge- 
werkschaften eine Demo organisiert. 
Um 12 hieß es dann: „Wir gehen alle 
nach Hause, nur die Krawallmacher 
bleiben hier”. Allein aus Solidarität blieb 


die Hälfte der Jugendlichen auf dem 
Platz zurück. Die Bullen haben uns dort 


mit CS-Gas angegriffen und in die 


Straßen getrieben. Damit gingen die 
Unruhen los. Du weißt, wie das ist: Die 


Leute laufen durch die Straßen und 
schmeißen dabei die Scheiben der teu- 
ren Geschäfte ein. 


In Lyon waren die Unruhen anders als 
in Paris. Es gab keine richtigen Straßen- 
schlachten, sondern einfach nur 
Angriffe auf teure Läden und Plünde- 
rungen. Nach diesen Auseinanderset- 
zungen kamen die Leute nicht mehr nur 
wegen dem Gesetzesprojekt. Viele Stu- 
dentInnen, die am Anfang „keine 
Gewalt” gerufen hatten, schmissen nach 
2 Tagen selber Steine. Die Erfahrung 
mit den Bullen ging allen unter die 
Haut. Politiker und Medien bemühten 
sich dann um einen „Dialog”. Das 
Gesetz wurde zurückgenommen, Stu- 
dentInnen in Talkshows eingeladen. 


Entstanden bei dieser Radikalisierung 
neue Forderungen, die über die Ableh- 
nung des Gesetzesprojektes hinausgin- 
gen? 


Nein, das kann man nicht sagen. Die 
StudentInnen haben sich sehr schnell 
zurückgezogen, als das Gesetz gestoppt 
wurde. Es war ihnen egal, daf3 es Inhaf- 
tierte gab. Auch für die Abschiebung 
algerischer Jugendlicher, die von der 
Regierung ohne jede Gesetzesgrundlage 
ausgeflogen wurden, interessierten sie 
sich nicht. 


Aber die Bewegung ging doch nach der 
Gesetzesrücknahme weiter? 


Nein, manche haben versucht, die 
Bewegung zu verlängern. Die letzte 
große Demo fand aber nur noch statt, 
weil die Mobilisierung bereits gelaufen 
war. Die Regierung hatte das Projekt 
bereits zurückgenommen. Man ging nur 
noch auf die Straße, um den Sieg zu 
feiern. 


Was hat es mit den Lyoner Riots im 
April auf sich? Nach dem Fall des Geset- 
zesprojekts gab es noch vier Mal im 
darauffolgenden Monat Unruhen. 


Das ist etwas ganz anderes. Diese Unru- 
hen sind in den Vorstädten nichts 
Besonderes und haben ganz andere 
Ursachen. Meistens brechen sie aus, 
wenn die Bullen einen Immigranten- 
jugendlichen erschießen oder schwer 
verletzen. Diese Riots in der Banlieue 
interessieren die Medien in Frankreich 
nicht. Was in den Vorstädten kaputt 
gemacht werden kann, hat sowieso kei- 
nen Wert für die Regierung. Obwohl die 
Bullen dort viel brutaler auf Unruhen 
reagieren, gibt es keine Resonanz in 
der Öffentlichkeit. Die Riots gegen das 
Projekt Balladur wurden beachtet, weil 
sie sich in den Innenstädten abspielten 
und auch von StudentInnen getragen 
wurden. In der Banlieue ist das nicht 
der Fall. 


Es ist im übrigen auch für uns schwer, 
mit den Jugendlichen in der Banlieue 
etwas zu tun zu haben, wenn du nicht 
selbst von dort und Immigrant bist. 
Freunde von uns wurden vor 2 Jahren 
bei einem Riot von Jugendlichen ge- 
schlagen, weil sie als Fremde in den 
Stadtteil gekommen waren. 


Also stecken hinter den Unruhen im 
Frühjahr eigentlich zwei unabhängige 
Bewegungen: die Immigrantenjugendli- 
chen aus der Vorstadt und die StudentIn- 
nen- und SchülerInnen-Bewegung, die 
gegen das Gesetzesprojekt demon- 
strierte. 


Ja. Bei den Protesten gegen Balladur hat 
sich das eine Zeit lang vermischt. Auch 
StudentInnen wurden militant. Der Ver- 
such der Regierung, das zu trennen, hat 
aber eine reale Grundlage. 


Die Bewegung gegen das Gesetzespro- 
jekt war politisch von Gewerkschaften 
und Studentenverbänden kontrolliert. 
Gibt es eine eigenständige Organisati- 
onsform unter den jugendlichen Immi- 
grantinnen in der Banlieue? 


Es gibt nur die Gangs. Man haßt die 
Bullen, aber man erhebt keine politi- 
schen Forderungen. Ich kenne keine 
einzige politische Gruppe oder Organi- 
sation, die dort eine Rolle spielen 
würde. 


Und wer hatte den größten Einfluß auf 
die Studentinnen? 


Die Gewerkschaften. Sie haben die 
Bewegung vereinnahmt. Sie haben, 
ohne die Leute zu fragen, mit der Regie- 
rung verhandelt und sich als Organisa- 
toren der Demonstrationen aufgespielt. 
Von den Studentenverbänden war der 
sozialistische der wichtigste. Und alle 
haben sich von den Riots distanziert. 


Was war an den Unruhen in diesem 
Frühjahr neu? 


Im Gegensatz zu den letzten Jahren 
haben sich viele SchülerInnen und Stu- 
dentInnen politisiert. Mehr als 50% der 
Riotters waren unter 18 Jahre alt, der 
Durchschnitt war also sehr jung. Aufser- 
dem merkte man, daß es den Leuten 
nicht mehr nur um ihre Karriere und ihr 
gutes Auskommen geht. 


Hat sich die soziale Situation für 
Jugendliche in den letzten Jahren deut- 
lich verschlechtert, oder war es ein 
Zufall, daß die Unruhen gerade jetzt 
ausbrachen? 


Die soziale Lage ist für manche Leute 
schon länger sehr schlecht, vor allem 
natürlich in der Banlieue. Was aber 


schlimmer geworden ist, ist die rassisti- 
sche Regierungspolitik. Seit einem Jahr 
ist wieder Pasqua Innenminister. Als er 
das letzte Mal in diesem Amt war, 1986, 
sind bei Schülerdemonstrationen Leute 
umgekommen. Jetzt verfolgt Pasqua 
eine brutale Abschiebepolitik. Jugendli- 
che werden nach Algerien ausgeflogen. 


Wie versucht die Regierung eigentlich, 
auf die Situation in der Banlieue zu rea- 
gieren? Ich habe neulich einmal gehört, 
daß einzelne Bürgermeister in der Pari- 
ser Vorstadt sogar für die Sprengung 
der Hochhaussiedlungen plädieren, um 
illegale Besetzungen zu verhindern. 


Davon weiß ich nichts. Aber natürlich 
wird die Regierung versuchen, die 
Bevölkerung in den Stadtteilen stärker 
zu mischen. Die Konzentration der 
Armut führt zu einer Solidarität, die die 
Bullen nicht mehr richtig kontrollieren 
können. 


In Lyon haben wir erlebt, wie Stadtteile, 
die hauptsächlich von AraberInnen 
bewohnt waren, zunehmend in Ge- 
schäftszentren umgewandelt wurden. 
Die Bevölkerung wurde in die Vorstädte 
verdrängt. Dort werden jetzt ein paar 
Sportplätze gebaut, damit die Leute 
ruhig bleiben. Aber solche Ausgaben 
sind nur Kleinigkeiten, wesentliches 
wird nicht geändert. 


Ihr habt gesagt, daß es - soweit Ihr 
Bescheid wißt - unter den jugendlichen 
ImmigrantiInnen kaum politische Grup- 
pen gibt. Welche Rolle spielt der HipHop 
bei der politischen Artikulation der 
Jugendlichen? 


Vor allem in Paris eine große. Die mei- 
sten HipHop-Gruppen machen auch 
politische Texte, sie singen von den 
Reichen und den Bullen, von ihrer eige- 
nen Situation. In Lyon gibt es keine 
große Musikszene, aber auch da wächst 
der Einfluß von HipHop und afrikani- 


scher Musik. 


Es gibt in Frankreich vor allem 2 
bekannte HipHop-Gruppen, nämlich 
NTM und IM, die als Sprachrohr der 
Vorstädte gelten. Immer wenn in Talk- 
shows über die Lage der Immigrantenju- 
gendlichen geredet wird, lädt man eine 
der beiden Gruppen ein. Dort 
beschimpfen sie dann Politiker und 


Journalisten. 
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INTERVIEW MIT ANGELA MARQUARDT, MITGLIED DES PDS-BUNDESVORSTANDES 


Beginnen wir mit den Gründen, warum 
man besser nicht in der PDS sein sollte. 
Es gab beim letzten Parteitag der PDS 
eine heftige Auseinandersetzung um das 
harmlose Transparent: „Ob friedlich 
oder militant, wichtig ist der Wider- 
stand” der „AG Junge GenossInnen”, 
der du auch angehörst. Bei diesem Kon- 
flikt wurden von Leuten beispielsweise 
aus der „AG ChristInnen in der PDS” 
Positionen vertreten, die z.T. sogar noch 
hinter das zurückfallen, was bei den 
Grünen geäußert wird. 


Bei der Diskussion ist klar geworden, 
daß viele PDS-Mitglieder die bürgerli- 
chen Klischees im Kopf haben, nämlich: 
Militanz =Gewalt, die von Chaoten aus- 
geübt wird. Den Vorwurf, daß das noch 
hinter den Standpunkt von vielen Grü- 
nen zurückfällt, akzeptiere ich. Aber ich 
finde das auch nicht verwunderlich. In 
den Grünen sind solche Debatten viel 
früher gelaufen, die Leute in der PDS 
sind erst seit 1990 mit diesen Fragen 
konfrontiert und müssen jetzt einen 
Lernprozef3 durchlaufen. 

Der springende Punkt an dem Konflikt 
ist deswegen ein anderer: es gibt 
unheimlich viele PDS-Mitglieder, die 
nicht bereit sind, über den eigenen Tel- 
lerrand zu sehen, und die meinen, daß 
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sie einen Alleinvertretungs-Anspruch für 
linke Politik besitzen. Das ist das glei- 
che Avantgarde-Selbstverständnis, das 
früher die SED hatte. 


Heißt das, daß das Politisierungsniveau 
ganz einfach niedrig ist, daß also 
bestimmte Disskusionen in der PDS noch 
nicht geführt worden sind, oder heißt es, 
daß, - wie Trampert und Ebermann der 
Partei schon vor 3 Jahren vorgeworfen 
haben - der reaktionäre Gehalt in der 
PDS extrem groß ist? Trampert und Eber- 
mann haben ja vertreten, daß die PDS im 
Grunde genommen eine spießig-bürgerli- 
che Regionalpartei Ost ist... 


Die Mitglieder der PDS scheuen sich vor 
denjenigen Diskussionen, durch die sie 
in eine linksradikale Ecke gedrängt wer- 
den könnten. Sie begleitet immer ein 
Widerspruch: Einerseits finden sie sich in 
dieser Gesellschaft nicht zurecht und 
lehnen sie im Prinzip ab, andererseits 
kommen sie mit der Ausgrenzung nicht 
klar, die sie nicht gewöhnt sind. Vor 
allem, was sie in die „schmuddelkinder“- 
Ecke drängen könnte, nämlich Radika- 
lität, haben sie Angst. Sie merken aber 
auch, daß diese radikale Opposition 
wichtig ist und daß die PDS von den 
anderen Parteien nichts zu erwarten hat. 


WAHLSLOGAN AUF PDS-BUTTON 


Noch mal: Bedeutet, daß sich da etwas 
bewegen kann? Daß sich andere Posi- 
tionen ergeben, wenn sich das Politi- 
sierungs-Niveau durch Diskussionen 
erhöht? Oder ist der reaktionäre Gehalt 
der PDS so groß, daß da sowieso nichts 
mehr zu machen ist? 


Nein, letzteres glaube ich eben nicht. 
Die PDS-Mitglieder müssen die Opposi- 
tionsrolle annehmen. Die Partei wird 
auf lange Zeit nicht an Regierungen 
beteiligt werden, wir werden keine 
großen Bürgermeister stellen und gestal- 
terische Politik wird sich darauf 
beschränken, daß wir überlegen, was 
ein Stadtrat sinnvoll machen kann. Wir 
sind also Opposition und ich finde das 
auch gut so. 

Wenn sich die Leute in der PDS das 
endlich eingestehen, dann sehe ich 
auch die Möglichkeit, daß sich viele Mit- 
glieder damit auseinandersetzen, wie sie 
Widerstand leisten können. 


Für mich war die Parteitagsdiskussion 
ein wirklich unangenehmer Höhepunkt. 
Im Nachhinein gab es in den internen 
Parteizirkularen ja auch ganz üble Aus- 
fälle gegen dich. Wie stark ist dieser 
Flügel in der PDS? 


Als Flügel würde ich das nicht bezeich- 
nen. Was ich wirklich schlimm in der 


Partei finde, ist, daß Diskussionen igno- 
riert werden. Die Leute wissen ja, was 
eigentlich linke Themen sind: Antirassis- 
mus, außerparlamentarischer Wider- 
stand, Kampf gegen Schwulenfeindlich- 
keit usw. Sie finden die Themen auch 
ganz in Ordnung, solange sie nichts 
damit zu haben. Sie gehen der Ausein- 
andersetzung aus dem Weg. Deswegen 
war das auf dem Parteitag sehr nützlich. 
Sie mußten Stellung beziehen, weil das 
Transparent unübersehbar am Redner- 
pult hing. 

Wir sind durch diese Diskussion weiter- 
gekommen, die Standpunkte haben sich 
verschoben. Unser Spruch wird auf 
Wahlplakaten der AG Junge GenossIn- 
nen sein, ohne daß es deswegen Ärger 
geben würde. 


Es gibt noch krassere Fälle als diese 
Debatte um Militanz. Zu der 750- Jahr- 
Feier in Potsdam wollte die Nazizeitung 
„Junge Freiheit” eine Podiumsdiskussion 
organisieren. Gregor Gysi hatte seine 
Teilnahme zugesagt, außerdem war der 
SPD-Bürgermeister Gramlich angefragt. 
Das absurde an der Sache fand ich nicht, 
daß Gysi kommen wollte - meinetwegen 
kann er die Leute von der JF öffentlich- 
keitswirksam in Grund und Boden re- 
den, das traue ich ihm zu. Die eigentli- 
che Unverschämtheit bestand darin, daß, 
als Gramlich absagte, ihm - ich glaube 
von der Potsdamer PDS-Fraktionsvorsit- 
zenden - „Intoleranz” vorgeworfen 
wurde. Das muß man sich einmal vor- 
stellen. 

Dazu kommen außerdem Ereignisse wie 
das Interview von dem PDS-Funktionär 
Scheringer mit der JF oder das Treffen 
von Vorstandsmitglied Christine Ostrow- 
ski mit Neonazis. Die PDS grenzt sich 
nach links offensichtlich klar ab, hat 
aber mit Rechtsradikalen keine Berüh- 


rungsängste. 


Zu der JF-Veranstaltung muß ich sagen, 
daß3 Gregor nicht wußte, mit wem er es 
da zu tun hat. Als er erfahren hat, was 
die JF ist, hat er abgesagt. Aber allein 
das ist zugegebenermaßen schon 
bezeichnend für die Partei, daf® man die 
Junge Freiheit nicht kennt. 

Es gibt bei dieser Hinsicht zwei Pro- 
bleme in der PDS. Erstens herrscht eine 
große Unwissenheit, was Neonazis, ihre 
Strukturen und Organe usw. betrifft, und 
zweitens gibt es die Angst, intolerant zu 
sein. Die SED war ja eine extrem intole- 
rante und ausgrenzende Partei. Meiner 


Ansicht nach darf man mit Nazis natür- 
lich nicht reden. Aber ganz offensicht- 
lich wollen viele PDS-Mitglieder den 
Fehler der Ausgrenzung nicht wiederho- 
len. Das merkt man auch innerparteilich 
z.B im Umgang mit der kommunisti- 
schen Plattform. Die einzige Abgren- 
zung, die rigoros funktioniert, ist die 
gegenüber Autonomen, und dort ist 
das einzige Argument „Gewalt”, nichts 
anderes. 

Im Prinzip gibt es in der PDS aber durch- 
aus den Konsens - Ausnahmen bestätigen 
die Regel -, daß man mit Faschisten nichts 
zu reden hat. Ostrowski mußte nach 
ihrem Nazi-Treffen ja auch zurücktreten. 


Die PDS versucht immer wieder, dem 
mainstream hinterzulaufen. Wenn 
Schönhuber bei Gottschalk war, dann 
denken sich viele: „Mensch, wir müssen 
auch mit Faschisten reden”. 


Ich bin auch oft entsetzt, wie PDS-Mit- 
glieder sich verhalten. Scheringer redete 
mit dem Junge Freiheit-Typen, weil des- 
sen Vater mit Scheringers Vater befreun- 
det war. Im Gespräch gab es dann rassi- 
stische Kommentare von Scheringer. 
Darüber machen die sich keinen Kopf. 
Ähnlich der Bismarck-Enkel Einsiedel, 
der seine Wahlkampfrede mit den Wor- 
ten „ich kandidiere aus deutschnationa- 
len Gründen” begonnen hat. Da sind 
uns allen die Unterkiefer runtergefallen. 
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ANGELA MARQUARDT UND 
HANS MODROW 


Einsiedel hat dann in der Rede erläutert, 
daß er für die deutsche Einheit ist, aber 
nicht für die, wie sie jetzt gekommen 
ist. Daß er das nicht als Nationalist sagt, 
sondern als Sozialist. Aber es war trotz- 
dem unglaublich. 

Ich glaube, daß das viel damit zu tun 
hat, daß die PDS bisher eine Partei war, 
die immer nur reagiert hat. Es gibt Ver- 
suche, mit solchen Vorstößen zum Agie- 
ren, d.h. in die Öffentlichkeit zu kom- 
men. Diese Praxis wird von manchen 
sogar zur Theorie gemacht, wie z.B von 
OÖstrowski, die danach ihr Vorgehen 
theoretisch zu erklären versuchte. 


Das kannst du nicht einfach mit unkla- 
ren Positionen abtun. Niemand würde 
es der PDS vorwerfen, wenn sie nicht 
weiß, wie der antifaschistische Kampf 
am besten zu führen ist. Das wissen wir 
ja alle nicht genau. Das Problem ist ein 
anderes: Wenn die Berührungsängste 
nach Links größer sind als nach Rechts, 
heißt das, daß der Anteil von nationali- 
stischem und rassistischem Gedanken- 
gut in der Partei sehr groß ist. Das ist ja 
auch nicht verwunderlich. In der DDR 
gab es anti-polnische Hetzkampagnen, 
man hat sich auf eine deutschnationale 
Tradition berufen und Vertragsarbeite- 
rInnen wurden zum Teil noch mieser 
behandelt als GastarbeiterInnen in der 
BRD. 


Die DDR hatte das Problem, daß sie 
nach Identifikationspunkte zu suchen 
hatte, und da ist eine DDR-Identität auf- 
gebaut worden. Es stimmt auch, daß die 
Gesellschaft in der DDR nicht weniger 
rassistisch war als in der BRD. Diese 
Vergangenheit holt die Partei immer 
wieder ein. Eine Aufarbeitung der DDR- 
Geschichte gibt es nur an aktuellen 
Themen, wie Halbe, Nationalbewußst- 
sein oder Asylrecht. Und dann gibt es 
auch in der PDS Stimmen, die sich z.B 
gegen den Beschluß „Offene Grenzen 
für alle“ ausgesprochen haben. 


Bei der Diskussion um die Einsiedel- 
Kandidatur sind ja Promis für ihn in die 
Bresche gesprungen und meinten, „wer 
für Deutschland ist, ist noch nicht gleich 
Nationalist”. Mein Eindruck ist, daß die 
PDS sich gegenüber dieser ekelhaften 
Nationaldebatte entweder gar nicht ver- 
hält oder sogar auf den Zug aufspringt. 


Nein, das macht sie sicher nicht. Die 
Leute, die die PDS-Politik aktiv gestal- 
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„Was linke Politik 
anbelangt, hoffe ich aut 


Bewegungen außerhall 
der Parlamente. 


ten, sind keine Nationalisten und disku- 
tieren auch nicht über Nationalbewußst- 
sein. Bei Einsiedel würde ich mir einmal 
die Biographie anschauen!. Auch wenn 
ich nicht will, daß er mit seinen Äuße- 
rungen in den Wahlkampf geht, ist er 
sicherlich kein Nazi. Ich habe mit ihm 
diskutiert und ich gestehe ihm mit sei- 
ner Biographie schon zu, daß er ein 
anderes Verhältnis zu „Deutschland” hat 
als ich. Aus dem Grund sind auch 
andere PDS-ler für ihn in die Bresche 
gesprungen, denn die Ausfälle gegen 
ihn auf der Landesversammlung in Bay- 
ern waren wirklich übel. Das ging so 
weit, daß die türkische Landesgeschäfts- 
führerin der PDS in Bayern von einem 
Einsiedelgegner rassistisch angegriffen 
worden ist. Im übrigen sind die Einsie- 
del-Bemerkungen im Bundesvorstand 
kritisch diskutiert worden. 


Wir hatten in der vorletzten ArRANcA! 
ein Interview mit Ivo vom „Neuen 
Deutschland”, in dem er davon sprach, 
daß es beim ND eigentlich drei Flügel 
gibt: einmal die orthodox-kommunisti- 
schen und die DDR rechtfertigenden 
Leute von der Kommunistischen Platt- 
form, dann die in erster Linie sozialde- 
mokratischen „Erneuerer” und drittens 
eine kleine linksradikale Minderheit. Sei- 
ner Meinung nach wäre das in der PDS 
ähnlich. Wie schätzt du das Kräftever- 
hältnis innerhalb der PDS ein? 


Die Strömungen, die öffentlich wahr- 
genommen werden und angeblich exi- 
stieren, sind ja Kommunistische Platt- 
form, der Rest der Partei und die Junge 
GenossInnen. Die Einzigen, die ich 
tatsächlich als eindeutige Strömung 
bezeichnen würde, ist die Kommunisti- 
sche Plattform (KPF). Die Köpfe davon, 
z.B Sarah Wagenknecht, sind ziemlich 
autoritäre und orthodoxe KommunistIn- 
nen. Selbst die KPF ist aber überhaupt 
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nicht einheitlich. Da gibt es viele, die 
sich der KPF nur zurechnen, weil sie 
sich weiterhin aus tiefstem Herzen als 
KommunistInnen fühlen, ohne deswe- 
gen orthodoxe VerteidigerInnen des 
Realsozialismus zu sein. 

Eure Aussage, daf3 linksradikale Positio- 
nen an den Rand gedrückt werden, ist 
richtig. Darüber haben wir ja schon 
geredet, linksradikal gilt bei vielen in 
der Partei immer noch als „gewalttätig”. 
Eine Aufspaltung sehe ich aber auch 
anderswo, nämlich im Umgang mit der 
DDR: Es gibt in der PDS viele, die ein 
sehr kritisches Verhältnis haben und aus 
dieser Kritik heraus Politik machen wol- 
len. Es gibt Leute, für die die Vergan- 
genheitsaufarbeitung überhaupt keine 
Rolle spielt, die sich nur im hier und 
heute sehen, und dann gibt es die 
DDR-Nostalgiker. Die gefährlichsten in 
der PDS sind diejenigen, die während 
und nach dem Zusammenbruch der 
DDR gar keine Politik gemacht haben 
und sich jetzt mit den alten SED- 
Sprüchen wieder zu Wort melden. 


Die Entscheidungsträger - Bisky, Mo- 
drow, Brie z.B. - kann man in erster 
Linie als Sozialdemokraten bezeichnen. 


Sie betonen immer wieder, daf3 sie auch 
in der Tradition der Sozialdemokratie 
stehen. Aber um das genau zu beschrei- 
ben, müßte man sich darüber einigen, 
was „sozialdemokratisch” ist. 

Was ich der PDS als „Sozialdemokrati- 
sierung” ankreide, ist nicht die Über- 
nahme sozialdemokratischer Inhalte, 
also von Positionen, die die SPD aufge- 
geben hat, sondern die faulen Kompro- 
misse, die zugunsten von Bündnissen 
und Wählerstimmen in Parlamenten 
gemacht werden. Ansonsten habe ich 
nichts gegen linke Sozialdemokratinnen, 
und nichts gegen Leute, die sich in der 
PDS als solche verstehen. Was ich 
ablehne, ist die Übernahme eines Poli- 
tikstils und daß die Partei den regie- 
rungsorientierten Weg der SPD geht. In 
dieser Ausrichtung auf den Staat und 
auf die Autoritäten treffen sich Sozialde- 
mokratInnen und orthodoxe Kommuni- 
stInnen ja auch interessanterweise. 


Was Du über linken Sozialdemokratis- 
mus sagst, finde ich richtig. Mit einer 
wirklich umwälzenden Reformpolitik, 
wie sie österreichische Sozialdemokra- 
ten einmal in den 20er Jahren gemacht 
haben, kann ich mich auch anfreunden. 


Man kann sich über politische Strategien 
- also Reform oder Revolution - streiten, 
auch wenn ich von der Notwendigkeit 
revolutionärer Umwälzungen überzeugt 
bleibe. Allerdings ist die Erfahrung mit 
der Sozialdemokratie, daß sie in der 
Regel eben keine grundlegenden Verän- 
derungen anstrebt, sondern nur Moder- 
nisierungen des Bestehenden. Für Leute 
wie Modrow oder Bisky gilt - von außen 
betrachtet - das gleiche. Sie wollen die 
Verhältnisse nicht grundsätzlich in Frage 
stellen. 


Bei deiner Einschätzung darfst du eine 
Sache nicht übersehen: Das, was wir in 
der Schule in der DDR über den Kapita- 
lismus gelernt haben, ist das eine, die 
Wirklichkeit ist eine andere. Die Ost- 
Linke ist heute gezwungen, die Struktu- 
ren der kapitalistischen Gesellschaft ken- 
nenzulernen. Gleichzeitig haben wir den 
Anspruch, sie zu kritisieren und zu ver- 
ändern. Ich traue mir nach 4 Jahren 
noch nicht zu, den existierenden Kapita- 
lismus fundiert zu kritisieren. Das glei- 
che Problem hat auch die PDS an sich. 
Man ist sich unsicher bei radikalen For- 
mulierungen, weil man nicht weiß, ob 
die Kritik auch berechtigt ist. Da haben 
Westlinke wie Ulla Jelpke (die für die 
PDS/LL in Bonn sitzt) natürlich einen 
Riesenvorteil. Die weiß aus ihrer Ge- 
schichte heraus, wovon sie redet. 


Aber die „Sozialdemokratisierung” 
reicht ja weiter. Die PDS wird z.B. nicht 
müde, ihre Nähe zur SPD in bestimmten 
Fragen zu betonen. Wenn diese Anbie- 
derung in der Zukunft größere Ausmaße 
annimmt, dann macht sich die PDS über- 


flüssig, niemand braucht eine zweite 
SPD! 


Ich habe ja schon vorhin gesagt, daß 
viele in der PDS mit ihrer Oppositions- 
rolle nicht klar kommen. Sie wollen mit- 
machen, nicht ausgegrenzt sein. Für 
mich ist klar, daß ich mit meiner Posi- 
tion unter den bestehenden Verhältnis- 
sen ausgegrenzt werden muß. 

In diesem Sinne tut es der PDS jetzt total 
gut, Opposition sein zu müssen. Wenn 
sie 40%-Ergebnisse erreichen würde, 
würde ihr das sofort zu Kopf steigen. 
Das sah man ja auch bei den Kommu- 
nalwahlen in Brandenburg. Am liebsten 
würde sie dort überall einen Bürgermei- 
ster aufstellen. Man wünscht sich, auf 
der Nostalgie-Welle schwimmend groß- 
artige Ergebnisse zu erreichen. Mich 


interessiert das nicht. Ich will, daß wir 
in den Bundestag kommen, um dort zu 
arbeiten, aber ich will nicht machtfähig 
werden. Und das ist in der Partei zu 
wenig diskutiert worden. Es gibt keine 
Klarheit darüber, was denn Mehrheiten 
sind, ob es parlamentarische Koalitio- 
nen sind oder aber außerparlamentari- 
sche Bündnisse, die durch ihren Druck 
von außen die Verhältnisse verändern. 
Bis jetzt wird der Parlamentarismus auf 
jeden Fall überbewertet. 


Bevor wir über die parlamentarischen 
Illusionen in der PDS reden, würde mich 
erst noch einmal interessieren, ob es 
zum Bruch zwischen der Partei und der 
Kommunistischen Plattform kommen 
wird? 


Wenn ich das zu Ende denke, dann 
glaube ich wirklich, daß einige Leute 
aus der Kommunistischen Plattform 
früher oder später die PDS verlassen 
werden. Ihre Vorstellungen von einer 
Partei oder vom Funktionieren eines 
Staates lassen sich nicht langfristig mit 
dem Selbstverständnis der PDS verein- 
baren. 


Und daß sie versuchen werden, sich 
durchzusetzen...? 


Das machen sie ja. Auf dem letzten Par- 
teitag haben sie sich bemüht, die Offe- 
nen Listen zu verhindern. Bestimmte 
Beschlüsse, wie die Öffnung der PDS, 
versuchen sie immer wieder zu kippen. 
Sie hatten ja auch einen Alternativvor- 
schlag für das neue Programm. Bei den 
Parteitagen sind sie damit aber bisher 
nie durchgekommen. 

Wie lange sie das weiter versuchen wer- 
den, weiß ich nicht. Ich für mich kann 
sagen, daß es Leute aus der Kommuni- 
stischen Plattform gibt, mit denen ich 
keine Gemeinsamkeiten habe. Ihr 
Staatsbewußtsein, ihre Autoritätsfixie- 
rung, ihr Avantgardedenken, ihr Ver- 
ständnis der Vergangenheit, das alles 
teile ich überhaupt nicht. Ich will nie- 
manden aus der Partei schmeifsen, aber 
ich glaube, daß sie mit ihren Positionen 
in der PDS sich nicht durchsetzen wer- 
den und sich deswegen irgendwann fra- 
gen müssen, warum sie da sind. Aber 
das wird nicht die ganze KPF sein. 


Eine andere Frage: Gibt es in der PDS 
Karrieristen? 


Ingela Marquard! 


Klar gibt es auch in der PDS Leute, die 
an ihren Posten kleben und an ihre Kar- 
riere denken. Du kannst zwar nicht auf 
so gut bezahlte Posten kommen wie in 
anderen Parteien, aber es gibt auch bei 
uns bezahlte Stellen und vor allem 
Öffentlichkeit. Die Ossi-Nostalgie und 
damit das Ansehen der Partei nimmt ja 
zu. Aus diesem Grund kannst du auch 
in der PDS Karriere machen. 


Die Kriminalisierungsversuche haben 
sich anscheinend nicht schädlich ausge- 
wirkt... 


Nein, aber es gab durchaus Beunruhi- 
gung in der Partei. Der Verfassungs- 
schutz will ja offiziell die Kommunisti- 
sche Plattform bzw. die Kontakte zu 
autonomen Gruppen überwachen. Das 
ist natürlich völliger Quatsch, denn die 
PDS insgesamt wird überwacht, ob offi- 
ziell oder nicht. Aber diese Kriminalisie- 
rungsdiskussion hat schon seltsame 
Ergebnisse gebracht. In Thüringen woll- 
ten sie alles, was nach „Militanz” oder 
verfassungsfeindlich klingt, aus den Par- 
teidokumenten streichen und ein 
gemeinsam mit autonomen Gruppen 
organisiertes Friedensfest absagen. Der 
vorauseilende Gehorsam ging so weit, 
dafs sie sich den Verfassungsschutzchef 
von Thüringen zur Fraktionssitzung ein- 
geladen haben. 


Du hast jetzt mehrmals betont, daß du 
dir den Wiedereinzug der PDS in den 
Bundestag wünschst. Ich frage mich 
dagegen, ob es angesichts der parla- 
mentarischen Illusion in der Partei nicht 
sogar schädlich wäre, wenn sie es 
schafft. Ein Einzug würde die parlamen- 
tarischen Illusionen weiter stärken... 


Ich persönlich habe keine Illusionen, 
aber ich finde, dafß man die Präsenz in 
den Parlamenten als Mittel zum Zweck 
nützen sollte. Ich glaube, daß die PDS 
in dreierlei als Oppositionspartei - etwas 
anderes steht sowieso nicht zur Debatte 
- im Parlament von Nutzen sein könnte: 
a) sie könnte ein Öffentlichkeitswirksa- 
mer Orientierungspunkt für die Linke - 
denn in der PDS werden bestimmte 
linke Grundsätze nicht aufgegeben - 
sein; b) garantiert die Präsenz z.B im 
Innenausschuß den Einblick in wichtige 
regierungspolitische Projekte. Ulla Jel- 
pke hat das, was dort diskutiert worden 
ist, immer nach außen getragen. Bünd- 


nis 90/Die Grünen würden solche Infor- 
mationen der außerparlamentarischen 
Linken sicher nicht zur Verfügung stel- 
len; und c) ist die PDS angesichts des 
Rechtsrucks von SPD und Grünen ein- 
fach ein Gegenpart. Obwohl es in der 
PDS auch reaktionäre Positionen gibt, 
ist die Bundestagsfraktion bei keiner 
wichtigen Frage umgekippt. 

Aus diesem Grund finde ich es wichtig, 
daß diese Stimme nach 94 weiterhin 
gehört wird. 


Wie schätzt Ihr die reale Stärke der PDS 
ein? Mich interessieren da weniger Pro- 
zente als die Mobilisierungsfähigkeit, 
die Möglichkeit, Widerstand auf die 
Straße zu bringen. 


Widerstand hat etwas mit Selbstbewußst- 
sein zu tun und die PDS hat sicherlich 
ihre Rolle dabei gespielt, den Ossi- 
Widerstand überhaupt auf die Straße zu 
bringen. Sie ist ja nicht nur Partei, son- 
dern auch Rückgrat von den verschie- 
densten Organisationen und Initiativen. 
Einen Teil ihrer Mobilisierungsfähigkeit 
hat sich die PDS durch ihre Abgrenzung 
nach links selber genommen. Ein ande- 
res Problem ist lange Zeit gewesen, dafs 
die PDS eigentlich nur zu Anlässsen 
mobilisiert, wo sie selbst betroffen ist. 
Allmählich ändert sich das ein wenig. 
Bei Bündnissen wie gegen das dann 
abgesagte Fußball-Länderspiel am 20. 
April hat sich die PDS als eine Organisa- 
tion von vielen eingebracht. 


Die Demonstration zum Länderspiel war 
klein und der Anteil von PDS-lerInnen 
nicht hoch... 


Ja, gut. Aber du mußt eben auch der 


Tatsache ins Auge schauen, daß 60% 
der PDS-Mitglieder RentnerInnen sind. 
Die gehen natürlich nur zu bestimmten 
Anlässen auf die Straße, du kannst von 
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in den Institutionen gibt es im besten all reformistische 
Ansätze, da muß schon etwas von außen kommen. 


denen nicht erwarten, daß sie sich bei 
einer Rekrutenverabschiedung vor den 
Zug legen. Dafür hat die PDS ihre 
Stärke, wenn es um Rentendemos geht 
oder z.B um den Liebknecht-Luxem- 
burg-Gedenktag. Ich glaube auch nicht, 
dafs die Teilnahme an Demos das wich- 
tigste ist. Ich will, daß sich die Leute 
irgendwo engagieren. 


Die Mobilisierungsstärke ist trotzdem 
nicht besonders groß, wenn man sieht, 
daß es 135 000 PDS-Mitglieder gibt. 
Davon sind vielleicht 10% überhaupt 
irgendwo aktiv. 


Es sind mehr, schon allein wegen den 
Kommunalabgeordneten usw. Aber ich 
finde diesen Punkt auch wirklich nicht 
so wichtig. Nicht die Anzahl der mobili- 
sierbaren PDS-Mitglieder ist entschei- 
dend, sondern ob die Partei als solche 
in der Lage ist, Widerstand zu organisie- 
ren. Das Wirken nach außen, der 
Widerstand mit Leuten außerhalb der 
PDS ist das eigentlich Wichtige. 

Für mich ist die PDS keine Heimat. Ich 
nutze die Möglichkeiten der Partei, um 
außerparlamentarisch tätig werden zu 
können, bzw. solchen Widerstand zu 
stärken. In diese Arbeit kann ich keine 
60 000 RentnerInnen einbringen, aber 
ich kann eine Infrastruktur anbieten. 


Wie schätzt Du die Chancen ein, in den 
nächsten Bundestag zu kommmen? 
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Mich begleitet da realer Optimismus. 
Zumindest das Direktmandat von Gre- 
gor ist ziemlich sicher, daß da noch 2 
dazukommen, halte ich für wahschein- 
lich. Wichtig wird sein, daß sich die 
PDS nicht ausschließlich auf Wahlkampf 
konzentriert, daß sie sich öffnet und 
den linken Alleinvertretungsanspruch 
aufgibt. Sie muß sich selbst in Frage 
stellen und zeigen, daß sie Dinge, die 
von links kommen, ins Parlament tragen 
wird. Die Ost-Nostalgie ist sicherlich ein 
günstiger Faktor für uns. 


Genau das ist aber auch ihr Problem: 
Die PDS wird nach wie vor nur als 
Regionalvertretung wahrgenommen. 
Dabei ist eigentlich genug Platz für eine 
bundesweit funktionierende linkssoziali- 
stische Partei. Die SPD hat sich Rechts 
von der Mitte eingerichet, die Grünen 
haben sich als Mittelschichts-Kraft eta- 
bliert. Es gibt in diesem Land keine Par- 
tei, die Unterklasseninteressen vertritt. 
Warum ist es der PDS bisher nicht 
gelungen, sich im Westen festzusetzen? 


1990 stand die PDS vor dem Problem, 
im Westen niemanden zu haben. Sie ist 
dann ausgeschwärmt und hat jeden 
genommen, den sie kriegen konnte. Das 
heute als gescheitert angesehene Projekt 
‚PDS/Linke Liste” entstand damals. Es 
sammelten sich Leute aus allen politi- 
schen Spektren der westdeutschen Lin- 
ken: MLPD, BWK, KB, Grüne, DKP usw. 
Ich glaube, daß sich die verschiedenen 


Gruppen nicht haben zusammenraufen 
können. Der Streit der Westlinken ist in 
die PDS hereingekommen. Bevor das 
Projekt entstehen konnte, war es schon 
völlig zerrüttet. 

Außerdem wurden in der West-PDS teil- 
weise Positionen vertreten, die uns aus 
unserer Ost-Vergangenheit einfach sauer 
aufstoßen mußten. Damit meine ich den 
ganzen „revolutionäre Arbeiterklasse- 
Diskurs” oder die Theorie, daß die DDR 
durch den kalten Krieg kaputt gemacht 
wurde. Wir haben ja erlebt, wie die DDR 
vor allem an eigenen Fehler zugrunde 
gegangen ist. Die PDS wurde im Westen 
mit diesen Leuten, also den ehemaligen 
DKP-lern und so weiter, identifiziert. 


Ist die Freistellung von Gregor Gysi für 
die Arbeit im Westen jetzt als ernsthafter 


Versuch gemeint, auch dort Fuß zu fas- 
sen? 


Es ist auf jeden Fall deutlich geworden, 
daß das Interesse im Westen sehr viel 
größer ist als die Zahl von dort 1200 
Aktiven. Wir wollen, daß jetzt mehr 
Leute aus dem Bundesvorstand nach 
Westdeutschland fahren. Bisher hat Gysi 
Säle gefüllt, aber sonst war da nichts. 
Die anderen haben sich hinter ihm ver- 
steckt. Gysi soll ruhig weiterhin seine 
Säle füllen, aber andere müssen auch 
Veranstaltungen übernehmen, z.B in 
einen Jugendclub oder zu einer Hoch- 
schulgruppe gehen. Wir haben sowieso 
die Erfahrung gemacht, daß man von 
den 1000 Leuten, die zu einer Gysi-Ver- 
anstaltung kommen, nur die wenigsten 
davon überzeugen kann, PDS zu 
wählen. Andere Treffen in einem kleine- 
ren Kreis, wo Brie mit 10 Leuten theore- 
tisch diskutiert und sich vielleicht eine 
neue Gruppe vor Ort bildet, sind deswe- 
gen viel wichtiger. Es gründen sich in 
Westdeutschland im Moment ja viele 
Wählerinitiativen PDS. Das sind Leute, 
die nicht in der Partei mitmachen, aber 
den Wahlkampf unterstützen wollen. 
Darauf setze ich mehr als auf Großver- 
anstaltungen. 


Wie erlebst Du die anderen GenossInnen 
im PDS-Bundesvorstand? Ist das ein 
autoritätsbelastetes Verhältnis, hat das 
was von einem Apparat oder ist das 
eher kollegial? 


Ein richtiger Apparat ist das hier nicht, 


ganz einfach weil die Kapazität dafür 
nicht da ist. 


Das Verhältnis mit den anderen war 
anfangs schon so, daß ich die Kleine 
war, die Politik machen wollte. Inzwi- 
schen ist das anders geworden, sie 
akzeptieren mich. Da muß ich aber auch 
dazu sagen, daß sich der Bundesvor- 
stand nur alle 2 Wochen trifft und 
ansonsten alle ihr eigenes Ding machen. 
Dieses gemeinsame Vorgehen des Bun- 
desvorstandes fehlt der PDS auch gele- 
gentlich. Auf den Vorstandssitzungen 
reden wir über organisatorische Pro- 
bleme, wenn es über inhaltliche Themen 
geht, dann sind das fast nie Diskussio- 
nen, die am Schluß einen Konsens her- 
vorbringen. Zwischen mir und Sarah von 
der KPF z.B. besteht ein himmelweiter 
Unterschied. Der wird in der Auseinan- 
dersetzung nicht überwunden, sondern 
bleibt einfach im Raum stehen. 


Wie bist Du überhaupt in den Bundes- 
vorstand gekommen? 


Die PDS hatte anfangs einen Bundesvor- 
stand von 100 Leuten, in den ich durch 
einen Zufall gewählt wurde, weil zwei 
andere Frauen der „Jungen GenossIn- 
nen” ausgefallen sind. Damals war ich 
noch nicht mal richtig Mitglied. Ende 
1991 dann wurde der Bundesvorstand 
auf unseren Vorschlag hin auf 18 Leute 
reduziert. Kurz vor dieser Wahl haben 
mir Gysi und andere geraten, mich auf- 
stellen zu lassen. Sie meinten, es wäre 
wichtig zu sehen, wie das Klima in der 
PDS ist, ob Leute wie ich überhaupt 
kandidieren können. Die Toleranzgrenze 
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der Partei sollte ausgelotet werden. Und 
dann wurde ich mit 90 Prozent der 
Stimmen und dem besten Ergebnis nach 
Gysi auch tatsächlich gewählt. 


Zum Abschluß die Arranca!-Lieblings- 
frage zur Neukonstituierung der Linken. 
Mit welchen Gruppen, Initiativen, Bünd- 
nissen kannst Du Dir vorstellen, daß in 
der Zukunft für die Linke wieder was zu 
holen sein wird? 


Erstmal ist es mir natürlich wichtig, der 
Rechtswende etwas entgegenzusetzen. 
Da würde ich mit allen Leuten, die ehr- 
lich gegen Neofaschismus und Rassis- 
mus auf die Straße gehen wollen, 
zusammenarbeiten. Was linke Politik 
anbelangt, hoffe ich auf Bewegungen 
außerhalb der Parlamente. In den Insti- 
tutionen gibt es im besten Fall reformi- 
stische Ansätze, da muß schon etwas 
von außen kommen. Da denke ich an 
Antirassistische Inis, Antifa-Gruppen, 
„konstruktive” Autonome, aber auch an 
linke SPDlerInnen. Also von radikalde- 
mokratischen Ansätzen wie sie Jutta Dit- 
furth vertritt bis zur reformistischen Poli- 
tik des Andre Brie. Außerdem finde ich 


sehr wichtig, daß über den Tellerrand 
hinweggeschaut und ein internationales 
Netwerk angestrebt wird. 


Würdest Du politische Gefangene aus 
der RAF auch in die Diskussion einbezie- 
hen? 


Auf jeden Fall. Ich finde die Debatte 
dort sehr wichtig und bin der Meinung, 
daß die Erfahrungen der Gefangenen 
für eine Neukonstituierung der Linken 
unentbehrlich sind. 


Militante Politik gehört also dazu? 


Ja klar. Ich weiß nicht, was heute richtig 
ist und aus diesem Grund grenze ich 
niemanden aus. Ich lehne autoritäre 
Ansätze ab. Deshalb habe ich meine 
Probleme mit der KPF, sonst möchte ich 
mit möglichst vielen zusammenarbeiten. 


lEinsiedel war Mitglied im Nationalkomitee Freies 
Deutschland, das nach der deutschen Niederlage in 
Stalingrad zum Teil von gefangengenommenen 
Werhmachtsoffizieren gegründet wurde und auf der 
Seite der Roten Armee gegen die Nazi-Truppen 


kämpfte. 


Schwarzer Stern 
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Die deutsche Bemerkung im 
Kino über den türkischen 
Film „Dügün"-,Die Hoch- 
zeit”: „Mal sehen, wie das so 
ist mit den türkischen 
Gebräuchen, Blutrache und ri 
so...” Eine unstillbare Wut, 
den Leuten eine Reihe vor 
mir eins in die Fresse zu 
hauen, sie von ihren Zu- 
schauerstühlen zu zerren 
und zu Beteiligten zu 
machen, sie in das Chaos zu 
stürzen, das da ist, wo die 
rasend-unverbindliche Leere 
mit der heimeligen Enge der Tradition 
zusammenkracht - beides bietet keinen 
Ausweg -, ihnen ihre distanzierten Kom- 
mentare zu verbieten, sie wandeln zu 
lassen zwischen Welten, damit sie ein- 
mal, einmal wahrnehmen, wo sie leben 


und mit wem. 


Der Blick ist immer wieder der gleiche. 
Man nimmt als Maßstab sich selbst, das 
andere ist noch nicht so weit. Es kommt 
erst. Es muß den eigenen Weg gehen, 
und der eigene Weg war Bruch. Darum 
ist das andere abzulehnen, wahrnehm- 
bar wird es erst, wenn es sich ähnlich 
ausdrückt wie man selbst. Wenn die tür- 
kischen Jugendlichen von zu Hause aus- 
brechen, Musik hören, die Bullen angrei- 
fen, ihre Familien so hassen wie den 
Staat, dann fängt man an, mit ihnen zu 
reden, ihnen auf die Schulter zu klopfen. 
Es sind Formen, die die deutsche Linke 
kennt, einzig vorstellbare Entwicklung, 
„richtiger Weg der Befreiung” 
andere ist patriarchalischer Dreck. 
Viel redet die Linke über Rassismus. Das 
Problem liegt aber nicht nur (oder am 
allerwenigsten) in ihrem Rassismus: Es 
liegt in der Fixiertheit auf sich selbst. Die 
Hautfarbe ist dabei ein Nebenaspekt, die 
Ignoranz richtet sich gegen alle. Ein tür- 
kischer Freund hat dazu einen sehr 


‚ alles 


schönen Satz gesagt; sehr freundlich und 
lächelnd: „Das ist doch der Blick der 
autonomen Aristokratie.” Der Blick, der 
nur sich selber kennt. 
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ich will 


NSG ne: 
Deutschland. Necla, eine 
zierliche, dunkle Frau, 
steht vor einem Mietshaus, 
in den Hauseingängen 
liegt Müll, ein paar Meter 
weiter dealen sie Heroin, 
wir schauen die Straße 
hinunter, sie redet von 
ihrer Kindheit. „Hier gibt 
es Heroin zu kaufen”, 
leuchtet es von großen 
Plakaten, die überall in der 
r Gegend hängen - eine 
Kampagne gegen die Heu- 
chelei staatlicher Drogen- 
politik, hier wird geduldet, was an- 
derswo verfolgt wird, weil hier zersetzt 
es die Wut -, wir versuchen die Hunde- 
scheiße zu umkurven, die ewige Crux 
dieser Stadt, sprechen über ihre Kind- 
heit. Und Necla, die inzwischen verhei- 
ratet ist, 23 Jahre alt und zwei Kinder hat 
(„eines ist 6, das andere 3”), erzählt 
davon, wie sie ihre Eltern gezwungen 
haben, ein Kopftuch zu tragen, wie sie 
als 12jährige keinen einzigen Jungen 
zum Freund hatte, wie sie später mit 14 
ihren Verlobten kennenlernte, der heute 
ihr Mann ist und den sie heute sehr 
liebt, wie sie sagt. Sie beschreibt ihre 
Hochzeit, „ihren glücklichsten Tag im 
Leben”, obwohl sie steif und ungerührt 
bleiben mußten, denn „ein türkisches 
Brautpaar darf seine Gefühle nicht zei- 
gen”, die 300 Gäste, das große Büffet, 
die Männer, die im Saal die Geschenke 
der Gäste einsammelten, das silberne 
Kleid, in dem sie sich nicht beugen 
konnte, die gerührte Stimme der Mutter, 
als sie zum ersten Mal nicht mehr zu 
Hause übernachtete, der traurige Blick 
des Vaters, als er ihr eine rote Schleife 
umband, und die Schwierigkeit, ohne 
Vorstellungen von Sexualität die Nächte 
mit ihrem Mann als etwas schönes zu 
entdecken. 
Das, was sie beschreibt, sehr mutig und 
offen, klingt liebevoll. Es hat mit dem 
Bild der Geknechteten, die aus ihrem 
Gefängnis fliehen möchte, nicht viel zu 
tun. Necla haft die Islamisten, ihr ist die 
Frauenrolle zuwider, die keinen Platz 
außer den in der Wohnung kennt. Necla 
würde nie behaupten, daß ihr Leben 
nicht anders sein könnte. Aber sie liebt 
ihre Kultur. Als der Ort der eigenen 
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Identität mit den Widersprüchen, die sie 
für unvermeidbar hält: daß sie lieber 
später geheiratet hätte, daß ihr Mann sie 
ausnutzt, daß sie oft darüber nachdenkt, 
ihn zu verlassen, daf3 sie ihn aber immer 
noch mag, daß er akzeptiert hat, dafs sie 
ein eigenes Leben besitzt, daß er nicht 
mehr ist wie am Anfang. 

Necla zerbricht das Vorurteil von der 
türkischen Frau, die sich nur emanzipie- 
ren kann, wenn sie sich aus ihrer Kultur 
herauslöst. Sie ist stark, weil sie nicht 
alle Brücken abgerissen hat. 


Bitterer in ihren Erzählungen sind die 
Bilder aus Deutschland. „Hier”, zeigt sie 
auf ein nur von Deutschen bewohntes 
Haus, „im ersten Stock wohnt eine Frau, 
die uns, als wir 6 waren, mit heißem 
Wasser übergossen hat. Haut ab zu 
euren Eseln nach Anatolien, hat sie 
gebrüllt. Weißt du, wie du dich fühlst als 
Kind, wenn sie dir das sagen?” Und ich 
meine, nein, aber ich fände es nicht so 
schlimm, uns hätten sie schließlich auch 
beschimpft. 

Aber der Unterschied besteht - je länger 
wir durch den Stadtteil laufen, desto 
eher verstehe ich es - ganz einfach 
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darin, wie oft man es hört. An der Ecke 
der Zeitungsbesitzer, der die Junge Frei- 
beit verkauft, inzwischen unter der 
Ladentheke, und am 1.Mai ganz in 
Blockwartmanier den Bullen den Weg 
hinter flüchtenden Passanten weist, der 
die Kinder „Kanackendreck” nannte. 
Oder die Nachbarin aus dem 3. Stock. 
Ihre Tochter durfte zum Spielen und 
Essen immer zu Necla nach Hause, aber 
einmal als sie das Mädchen besuchen 
wollte, sie war acht, hieß es „nein, du 
kannst hier leider nicht rein”, oder in der 
Schule, wo man ihr gesagt hat, „so wie 
du Deutsch sprichst, versuchst du es mit 
dem Realschulabschluß lieber gar nicht, 
es wäre zu schwer.” 

Deutschland, das ist der 15jährige Junge 
einer bekannten Familie, von dem die 
Eltern erzählen, er sei in einem 
Schwimmbad von einem deutschen 
Jugendlichen mit kurzen Haaren ersäuft 
worden - die Familie hat darauf verzich- 
tet, Anzeige zu erstatten -, oder die 
Frage im Kinderhort „Warum haben sie 
eigentlich noch kein Deutsch gelernt 
nach 20 Jahren?” oder die Bemerkung 
bei der Alternativbäckerei „Es ist wirk- 
lich schlimm, diese vielen Frauen mit 


Kopftüchern zu sehen.” 

Deutschland ist nicht nur faschistischer 
Haß. Nicht einmal hauptsächlich. 
Deutschland ist „systematisch gezüchte- 
ter Minderwertigkeitskomplex” für die 
anderen, die Fremden, die Herabwer- 
tung, sprachlose Kälte, Unterlegenheit 
aus 100 Jahren Entwicklungs,rückstand”, 
der ständige Rechtfertigungsdruck, 
warum man immer noch so ist, wie die 
erste Generation, und als Alternative 
dazu die Assimilation, die das „Alte” mit 
dem Tod bedroht und als „Neues” nur 
Leere bietet. Orientierugslosigkeit, Ver- 
einsamung, Leere. 

„Ich träume davon”, sagt Necla, „daß 
meine Kinder keine Deutschen werden, 
aber auch keine Türken bleiben.” 
Obwohl sie sie, wenn es dazwischen 
nichts gäbe, tausend mal lieber als Tür- 
ken sehen würde, als als Deutsche. 

Auf dem Weg zur Kita, wo die Kinder 
vormittags sind - der ältere kommt die- 
sen Sommer in die Schule -, erzählt sie, 
daf sie aufgehört hat zu arbeiten, sie 
war Putzfrau, bis das zweite Kind kam, 
„Gülay, sie ist genauso dunkel wie ihre 
Großmutter”, bis damals stand sie um 
halb fünf auf und fuhr putzen, nach 


Spandau, das ist fast eine Stunde Fahrt, 
aber immerhin verdiente sie Geld, die 
Kinder blieben bei der Großmutter. „Wir 
hatten zwar eine eigene Wohnung, aber 
wir sind trotzdem oft bei den Eltern 
geblieben”, einfach weil sie daran ge- 
wöhnt waren, zu acht in zwei Zimmern, 
„unsere Familie ist sehr eng, wir hängen 


aneinander.” 


Neclas Mann, eine Zeit hat er bei einem 
Freund im Laden geholfen - sie lacht, 
„so viele Türken haben Läden” - 
ein paar Monaten auf der Baustelle, „da 
verdient er mehr”, viel Geld haben sie 
trotzdem nicht. Sie glaubt, er spielt Kar- 


ten. 


Auf der Skalitzer die Hochbahn, gelb 
quietscht sie durch den Blick, über 
unsere Köpfe hinweg, einer der Wagen 
voll Tags, das ist auch die Sprache der 
dritten Generation, ein kreischendes 
Geräusch der Schienen, wir spüren die 
Vibration, das Pflaster klirrt, der Atem 
beschlägt in der Luft, wir kreuzen wOrt- 


los die Strafse. 


Bei der inzwischen obligatorischen 
Frage „ob sie zurückgehen wollen” - wer 
denkt nicht daran -, zögert sie. „Bil- 
miyorum”, sie weiß nicht, einerseits hat 
sie das Land satt, aber andererseits, Was 
wäre die Türkei für sie. Sie ist in Berlin 
groß geworden. Ihre Eltern sind gegan- 
gen, sie haben sich ein Haus bei Antalya 
gekauft, das machen jetzt viele, die Geld 
haben, sagt sie, sie kaufen sich ein Haus 
am Meer, sie sind die „Deutschländer”, 
reich geworden sind sie nicht, aber Sie 
haben genug, um nicht mehr arbeiten ZU 
müssen. „Warum fragt ihr immer das 


gleiche?”, sagt sie. 


Fisun 

EEE TERPERTORTET 
Fisun ist 22. Sie ist bei Kayseri 
geboren, einer Stadt im Inneren 
der Türkei, in der Islamisten 
und Faschisten bei der letzten 
Kommunalwahl fast 60% der 
Stimmen erhalten haben. Mit 
vier kam sie nach Berlin. Im 
Osten der Stadt war sie erst ein 
Mal. Auf dem Alex, nachts, 
natürlich nicht allein. Die Stadt- 
teile dort kennt sie nicht. Für 
Fisun ist klar, daß sie Deutsch- 


land verlassen würde, wenn sie 


lürkische Frauen 


Kreuzberg verlassen müßte. „Was hält 
mich in diesem Land?” 

Fisun wohnt bei ihren Eltern, in der 
Wohnung hängen Rosentapeten, auf 
dem Bett - ein ausziehbares Sofa - ein 
paar Plüschtiere. Daneben ein kleiner 
Glastisch, Parfüm, Lippenstifte, ein Spie- 
gel, der Schreibtisch aus Preßspan mit 
Plastikbeschichtung. 

Fisuns Eltern sind streng. Die Wohnung 
kann ein fremder Mann nur betreten, 
wenn er mit einer Freundin verheiratet 
ist, aber dann sind die Leute sehr 
freundlich. Wie überall stehen Früchte 
und Nüsse auf dem Tisch, im Nachbar- 
raum hört man einen Fernseher, der 
kleine Bruder spielt Nintendo. Es ist laut. 
Fisun hat die Schule mit 16 beendet. Sie 
hat nicht geheiratet, zwei Mal war sie 
verlobt, aber sie hat sich gelöst, weil 
„ich ihn nicht richtig geliebt habe.” Jetzt 
sucht sie einen Mann, ‚für den ich etwas 
empfinde”, sie will ausziehen, und 
irgendwie auch eine Familie, das gehört 
dazu, alles andere wirkt komisch: „Ich 
bin 22, da ist es Zeit”, meint sie. 

Fisun arbeitet seit ihrem 16. Lebensjahr. 
Der Vater hat einen Imbiß, der von 10 
Uhr morgens bis 2 Uhr nachts geöffnet 
bleiben muß, täglich. Fisun steht in der 
Küche, macht Salat oder Linsensuppe. 
Natürlich ist sie unangemeldet, die Fami- 
lienbetriebe funktionieren nur auf der 
Grundlage, daß mehr als die Hälfte der 
Arbeitszeit quasi unbezahlt bleibt. Kebab 
für Dreifünfzig. 

„Morgen muß ich um 5 einkaufen fah- 
ren”, erzählt sie. Mittwoch ist der 
schlimmste Tag, weil sie dann als aller- 
erste aufsteht. Mittwochs ruhen sich die 
Eltern aus. Sie arbeiten 6einhalb Tage 
die Woche. 
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Deutschland. Seit der Maueröffnung ist 
die Miete für den Imbiß von 800 DM auf 
3000 DM hochgeschnellt. Eigentlich 
würden sie den Laden gerne verkaufen, 
aber der Vermieter will nur Einjahresver- 
träge unterschreiben. Mit einem so kur- 
zen Vertrag aber zahlt niemand die 
100000 DM, die sie in den Imbiß hinein- 
gesteckt haben. Die einzige Möglichkeit 
für Fisuns Familie ist also weiterzuarbei- 
ten in einem fast sklavenartigen Abhän- 
gigkeitsverhältnis zum Vermieter, der 
jederzeit damit drohen kann, den Ver- 
trag nicht zu verlängern. Wenn sie nicht 
ihr ganzes Geld verlieren wollen, müs- 
sen sie schuften und zwar jedes Jahr 
mehr, denn die Miete steigt weiter. 

„Na klar, wir verdienen nicht schlecht, 
aber auch nur deswegen, weil wir wie 
Verrückte arbeiten”. 

Eigentlich will Fisun noch einmal auf die 
Schule. „Aber die nehmen mich nicht. 
Vor einer Woche war ich dort, um mich 
für den 2. Bildungsweg zu bewerben. 
Weißt du, was sie gesagt haben: Warum 
haben sie nicht schon viel früher in 
diesen 6 Jahren eine Ausbildung ange- 
fangen? Und dann haben sie mich abge- 
lehnt, weil ich keine 5 Jahre Sozial- 
versicherung nachweisen kann. Wir 
glauben ja, daß Sie gearbeitet haben, 
aber da kann man leider nichts 
machen.” Inzwischen ist es ihr egal, 
„irgendwann werde ich sowieso heira- 
ten, eine Ausbildung ist zwar immer 
ganz gut, aber was nicht geht, geht halt 
nicht.” 

Fisuns Eltern sind Alewiten, das macht 
eine merkwürdige Mischung zu Hause. Sie 
sind zwar ziemlich konservativ, sie würden 
nie erlauben, daß sie auszieht, aber auf 
der anderen Seite hat die Zugehörigkeit 
zur Minderheit die Familie vor 
religiösem Fanatismus bewahrt. 
Sie trägt kein Kopftuch, man hat 
sie nicht in die Koranschule 
geschickte, wo die Kinder auf 
Arabisch aus dem heiligen Buch 
Texte nachbrabbeln müssen, 
ohne zu verstehen, was in der 
fremden Sprache geschrieben 
wird. „Außerdem hören wir zu 
Hause sogar manchmal linke 
Musik, Grup Yorum, falan“, sagt 
Fisun „Sie haben sogar für die 
Kurden was übrig.” Das ist alles 
andere als normal. Fisun ist stolz 
darauf, das merkt man. 
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Zwei Tage später besuchen wir sie im 
Imbiß, nicht weit von zu Hause. Fisun 
steht hinter der Theke und schneidet 
Salatblätter. Im Moment ist nicht viel los, 
richtig voll wird es abends, vor allem am 
Wochenende, wenn die Leute in die 
Kneipe gehen, denn die Imbißbude ist 
einer der wenigen Berührungspunkte 
zwischen Deutschen und Türken, die 
Schule, der Arbeitsplatz oder der Gemü- 
seladen sind die anderen. Auf dem Weg 
aus der Punkerkneipe oder dem Hip- 
hopkeller kommen die Baseballbekapp- 
ten vorbei, schieben sich mehr oder 
weniger hastig ihre Mahlzeit hinein, vor 
allem weil es billig ist und den Alkohol 
bindet, ohne viele Worte verläßt man 
sich wieder, die Vielkulturalität ist 
sprachlos, das liegt an den verschieden- 
sten Grenzen, man begrüßt sich beim 
Austausch von Geld, 3Markfünzig und 
Tschüß, manche höfliche M VErT- 
abschieden sich auf türkisch, das haben 
sie im Urlaub gelernt. Fisun gießt Tee 
ein, ob uns kalt wäre, ob wir uns setzen 
wollen, ob sie den Elektroheizer herü- 
berstellen soll. 

Eigentlich arbeitet sie gerne im Imbiß, 
sagt sie, es ist immerhin ein Kontakt mit 
der Außenwelt, alles was sie kennen- 
lernt, lernt sie hier kennen, „in dg 
Schule waren wisP®ine ve 
Klasse und angOnsten verb 
meiste Zeit milder Familie 
ein Blick nac 
sie es leichter % 
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gefragt, ihnen hätte er gefallen, aber 
Fisun wollte nicht, zuerst ja, aber dann 
haben sie sich gelöst, das war nicht das 
erste Mal, die Eltern akzeptierten es 
trotzdem, „sie haben Respekt für meine 
Entscheidung, das ist viel wert”. 

Immer wieder dreht sich alles ums Hei- 
raten, kompliziert, aber eigentlich ver- 
ständlich, wenn Sexualität ein Tabu ist, 
das erst mit der Ehe gebrochen wird. 
Warum sie nicht so lebt, wie sie will, 
frage ich, eigentlich ist es rhetorisch, sie 
könnte sich doch mit ihrem Geld eine 
eigene Wohnung suchen und dann wei- 
tersehen. Sie schüttelt mit dem Kopf und 
findet die Idee abwegig. „Ich bin 22 
und hatte noch nie einen Freund, das ist 
mein größtes Problem.” Unverheiratet 
würde sie mit niemandem eine Bezie- 
hung eingehen, das ist klar, sie wäre 


ausgestoßen, und was noch schlimmer 


nicht mehr viel Zeit.” Ich verstehe, ah 
ich verstehe nicht. 
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schweren Möbel, kein Video, keine Blu- die imn ergleichen Bewe Ringen, Semra 


raucht, die Füße angezogen und den 
Kopf aufs Knie gestützt, unerträglich 
starr auf ihrem Sessel, die Situation wie- 
derholt sich ständig, in der Wohnung 
immer wieder das gleiche statische Bild. 
Ich spüre es wie Blei, überbrückend 
greift man nach den Nüssen oder Ziga- 
retten, dreht Gläser in der Hand, starrt in 
den Fernseher. Welche Alternative 
besitzt sie. 


Das was ich vorschlage, ist offensichtlich 
keine. Eine Freundin Semras, Fatima, hat 
mit ihrer Familie gebrochen, eine echte 
„Deutschländerin”, sie spricht besser 
deutsch als türkisch, hat ihr Leben hier 
verbracht, Abitur und eine Ausbildung, 
und dann eine Beziehung mit einem 
Deutschen angefangen. „Die Eltern 
haben sie rausgeworfen, die Bekannten 
machen sie auf der Straße an, in die 
Türkei zu den Verwandten geht sie nicht 
mehr mal zım Besuch.” 

Eine Zeit lang ist Fatima magersüchtig 
gewesen, die Beziehung mit ihrem 
Freund ist zu Ende gegangen. Sie leidet 
darunter, dte Familie nicht mehr zu 
sehen. „Unsere Familienbeziehungen 
sind anders als bei den Deutschen”, 
meint Semra, „selbst wenn man sich 
nicht gut mit ihnen versteht”, wen hat 
Fatima jetzt, fragt Semra, ihre Arbeit 
allein gibt ihr auch nichts, „selbst jetzt, 
wo sie mit allen gebrochen hat, trifft sie 
das Gerede der türkischen Leute.” 

Dazu kommt die Angst, weil eine allein- 
lebende, türkische Frau für Freiwild 
gehalten wird. „Fatimas Leben ist keine 
Alternative, die Emanzipation hat sie 
kaputtgemacht. So will ich nicht leben.” 


Seit längerem denkt Semra daran, in die 
Türkei zu gehen. Obwohl sie nicht lange 
dort gelebt hat, ist es ihr Land, mehr als 
Berlin - zumindest hier sagt sie das. 
Immer wieder dreht sich das Gespräch 
darum, daß sie bei den Verwandten 
wohnen könnte, vielleicht würde sie 
einen Laden aufmachen oder im Touris- 
mus arbeiten. Die klassische Hausfrau 
werde sie nicht spielen, „aber die Tür- 
kei, das ist Wärme zwischen den Men- 
schen, wenigstens ein Rest Leben.” Viele 
türkische Freundinnen haben ihr abgera- 
ten zurückzugehen, sie würde ihr Leben 
kaputtmachen, haben sie ihr gesagt, 
Semra weiß, daf3 es so sein könnte. Vor 
allem, wenn Refah die Wahlen gewinnt. 


lürkische Frauen 


„In Istanbul wollen sie getrennte Busse 
für Frauen und Männer einführen. 
Wann werden wir uns wieder verschlei- 
ern müssen?” 

Diese Unsicherheit macht sie krank, leer 
und energielos. Vereine, Sport, irgendein 
Engagement, alles gibt sie nach 3 
Wochen auf, es macht keinen Spaß, „ich 
will weg, aber ich will nicht”. 


Als wir später durch das Treppenhaus 
gehen und ich sie nach den Nachbarn 
frage, da erzählt sie auch von den ande- 
ren Tragödien, von den immer noch 
üblichen. Die Frauen in den Nachbar- 
wohnungen gehen nicht oft raus, sie 
erleben „40 qm Deutschland”, „Eine 
haben sie mit 17 aus einem Dorf geholt”, 
sagt Semra, „sie wollte nicht, sie hat 
einen anderen geliebt, aber sie haben 
ihn mit dem Mann bier verheiratet, 
obwohl er 20 Jahre älter ist, sie ist durch- 
gedreht”, jetzt hört sie die Frau manch- 
mal schreien, „sicherlich vergewaltigt er 
sie, er ist ein Schwein”. Trotzdem kann 
sie mit der Frau nicht viel reden, sie will 
nicht, vielleicht darf sie auch nicht, 
schließlich ist Semra eine Hure, sie lebt 
allein, das ist unanständig, bestimmt hat 
es der Mann ihr verboten, und so 
kommt sie nur selten an die Tür, eigent- 
lich nur, wenn sie mit irgendwelchen 
Behörden zu tun hat, denn sie kann 
kein Deutsch und dann bittet sie Semra 
darum, ihr etwas zu übersetzen. 


Ein paar Tage später treffe ich Semra 
wieder, es ist Ende März. Von der 
Moschee am Kottbusser Tor aus fährt ein 
Autokonvoi hupend durch die Straßen, 
aus dem Fenster die flatternden Fahnen 
mit der Weizenähre, die Islamisten fei- 
ern ihren Wahlsieg bei den türkischen 
Kommunalwahlen. Fast alle großen 
Städte sind an sie gegangen: Istanbul, 
Ankara, Kayseri. Sogar viele kurdische 
Städte haben ausgerechnet REFAH 
gewählt, nachdem die linke DEP wegen 
des schmutzigen Krieges der Militärs 
ihre KandidatInnen zurückziehen mußte. 
„Die Schweine haben Aufwind”, sagt 
semra, „die Grauen Wölfe genauso wie 
die Islamisten.” Überall sieht man die 
Hocas, die dreisten Männer mit Bärten 
und ihren Mützen, „wir sollten sie ver- 
brennen, so wie sie uns in Sivas ver- 
brannt haben." Semra erzählt, daß die 
türkischen Leute in Berlin in Aufregung 


geraten sind durch die Wahlen, vor 
allem die Frauen. „Wir haben es satt, 
sogar Frauen mit Kopftüchern habe ich 
in der U-Bahn schimpfen gehört. Es ist 
Zeit, daß wir etwas unternehmen.” Sie 
kommt von einem Treffen, mit ein paar 
Freundinnen hat sie sich überlegt, was 
sie machen können. Sie wollen sich 
organisieren. „Ich weiß zwar nicht 
genau, was ich meinem Leben will, aber 
ich weiß, daß ich das, was da auf uns 
zukommt, nicht will. Einen neuen Iran 
werden wir nicht zulassen.” 

Wir stehen auf der Straße, ein paar 
Jugendliche laufen wütend den Autos 
hinterher. Man merkt ihre Anspannung. 
Semra wirkt zum ersten Mal seit Mona- 
ten hellwach. Sie schüttelt den Kopf: 
„Wir werden uns wehren. Wir werden 
nicht wie die Deutschen sein, aber auch 
nicht wie die Islamisten uns haben 
möchten.Wir werden unseren eigenen 
Weg finden.” Angespannt sieht sie aus, 
gestreckt, nervös, aber voller Energie. 
Zum ersten Mal sehe ich sie so. Ich 
nicke. 

Einer der Jugendlichen wiegt einen Pfla- 
sterstein in seiner Hand, die Augen auf 
den Konvoi gerichtet, seine Schritte 
federnd. Keine Frage, ihre Antwort wird 
eindeutig sein, hellsichtig. Kompromiß- 
los. 


ıTc 
Zeitung für den Rest 
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